Als Giscard D’Estaing die traditionel 
le „Rentree"-Rede hielt (die Rentree 
bezeichnet den Wiederanfang der par 
lamentarischen Arbeit, den Schulbe- 
nn und das Ende der Urlaubs und 
Ferienzeit, also im September) nann- 
te er während der ganzen Rede nur 
ine Zahl — nämlich die der „unver 
nünftigen“ Lohnerhöhungen. Das fiel 
auf - weil der französische Staatschef 
sonst Reden und Erklärungen mit 
komplizierten Statistiken und myste- 
riösen Zahlen immer schmückt 


Hinter den pathetischen Apellen 
des Staatschef an die „Vernunft“ 
etc. ... ee 'ranzosen, verbirgt 


sich eine wahre Kriegserklärung an 
die französische Arbeiterklasse: die ge- 
samte Regierungspolitik ist darauf 
aus, die Kosten der Krise auf die Ar- 
beiter abzuwälzen; das ist die soge 
Stabilitätspoli ‚oder 
usteritätpolitik" von Giscard und 


&o. 
80 wurden sämtliche Kosten, die 
mit kollektiven Infrastrukturen zu 
tun haben (Krankenhäuser, Schulen, 
Verkehrswesen oder Wohnungswesen) 
rast gekürt, Parallel dazu wird 
„Sanierung“ der Wirtschaft 
durchgeführt 


is heißt Elimination 
der unrentablen Betriebe und Massen- 
entlassungen Cim Juli 74 war. die 
Zahl der konkursgegangenen Betrie- 
be um 38 % höher als im vergange 
nen Jahr um dieselbe Zeit). Dies 
drückt sich auch in der ständig stei- 
‚genden Arbeitslosenzahl aus: offiziell 
wird eine Zahl von 800.000 Arbeits- 
losen 1975 erwartet, die Gewerk- 
schaften aber nennen eine Zahl von 
einer Million Arbeitslosen bis Ende 
dieses Jahres. 


Gleichzeitig galoppieren die Prei 

die Preissteigerung 

1973 beträgt nach 

Schätzung der Gewerkschaften 18 % 

sie liegt damit höher als die 

Preissteigerung ihrer Hauptkonkur- 

renten (8,5 % in der Bundesrepublik, 
10,5 % in den USA). 


Dürch Rationalisierung. Arbeitslo- 
sigkeit und Massenentlassungen wer 
den spezifische Arbeiterkategorien 
am stärksten getroffen: nämlich die 
Jugendlichen, die Emigranten (aus- 
ländische Arbeiter) und die Frauen, 
Davon betroffen sind vor allem die 
Bauindustrie, der Automobilbau so- 
wie die Textilindustrie. 

Seit nun mehr drei Wochen strei 
ken die Postarbeiter in Frankreich, 
die unter miserablen Arbeitsbedin- 
‚gungen leiden. Durch Personalman- 
gel herrscht dort eine unerträgliche 
Arbeitshetze' 

Unterbezahlung. Dieser Streik 

aus von einer Pariser Verteilerzei 

am 17. Oktober und wurde zunächst 
von den Gewerkschaften ignorkert 

‚Als sich die Iewegung rapide ver 
breiterte und bald ganz Frankreich 
erfaßte, hängten sich die beiden Ge 
werkschaften, _ die revisionistische 
CGT und die CFDT (sozialdemokra- 
tisch, aber mit starken kämpferlschen 
Tendenzen in einzelnen Bereichen) an. 
Die Postarbeiter und «angestellten for 
dern 200 Francs lineare Lohnerhö- 
hung für die am schlechtesten be- 
zahlten Arbeiter (das entspricht ca 
140 DM) und die Reduzierung der 
Arbeitshetze. Gleichzeitig berannen 
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GEGEN DIE REAKTIONÄRE JUGEND- UND BILDUNGSPOMIK 


Über 2.500 demonstrierten gegen die reaktionäre 


Tarifahschluß in der Stahlindustrie - 


Die Tarifrunde in der Stahlindustrie 
Nordrhein-Westfalem ist nach. der 
4. Verhandlungsrunde abgeschlossen. 


wbelter: 
— 9% mehr Lohn und Gehalt 
= 600 DM in zwei Raten h 300 DM 


— 2 Tage mehr Urlaub 
Darüber hinaus wurde ein „Altermi- 
cherungsabkommen"" _ geschlossen, 
nach dem 


— Arbeiter und Angestellte vom 50. 

Lebensjahr an bei 25 Jahren Be- 

|riebeugchörigkeit Kindipungschutz 
a 


Zu den Ergebn 


DES SEMIS 


- bei So (SS) Lebensjahren und 10 
($) Jahren Betriebszugehörigkeit 
wird der Verdienst zu 100 % 


— zu 90 % ist unter den 

Voraussetzungen ein 4Sjähriger 
er N Betriebszuge- 

seit im Verdienst abgesichert, 

Diessibe Regelung gi für Nicht 
Schichtler, allerdings unter Fortfall 
aller in der Stahlindustrie gezahlten 
Zuschläge. 

Dieses Ergebnis wurde am 28.10. 
von der Großen Tarifkommission der 
1G Metall mit 80 gegen 30 Stimmen 
gebilligt. Allein die Vertreter der 


en der Landtagswahlen in Hessen und Bayern: 


DER VORMARSCH DER REAKTION 
MUSS GESTOPPT WERDEN 


Di apa an rd ya San ip is 
ande Vomanch 
‚der kußersten Reaktion innerhalb der CDU/CSU („Strauß/Dregger-Flögel”). 


Nach den Landıay 
Schleswig-Holstein, 


nicht einfach um sogenannte 
Seite gem abgetan und herunteı 
m die regierende Ci 


schlagen wäre 
in 


‚m hat die CDU bei einem Z, 


rotentwi 


ten, eine „Protest”-Wahl in Bayern also alle 


und Kommunalwahlen in Hamburg, Rheinland-Pfalz 
Hand und Niedersschsen, mußte die SPD auch bei 
inbußen hinnehmen, in Hessen 2,7 %, in Bayern 


/P war mit einem Verlust 
1970) an der Niederlage 


"handelt, wie das von interemierter 


it wird, da sich Proteste selbstverständ- 


Ticht aber gegen die meige 
Dr 'r die SPD ausge- 

Jugewinn von 7.6 % ein Ergebnis von 
ührem eigentlichen Zi - Gewinnung 


umgekehrt gewann die CSU 5.7 % 


(2,7 %) und NPD (2 %) zusammen / 
jen verloren SPD (3.1 %), FDP (0.3 %) und NPD (1,8 %) zusammen 5.2 %; 


»; ae CDU gewann 7,6 % 


Im Gegensatz zu anderen Landesverbänden der CDU haben die hessische CDU 


und bayrische CSU ihren Wahlkampf 
test"wählern 


das die Strauß/Drei 
nationalistischer ur 
mit Erfolg!! Strauß und Dr 
SPD und FDP, sondern 
talisten — auch gegen 
Zeit schon wieder reil sei. 


im Großen und Ganzen ha‘ en Strauß und Di 
wird ihnen heut von allen Seiten bestätigt. In diesem Punkt liegt 


richtet, sondern auf 

mittelfristigen, offen reak ionären Programms 
'rLeute mit hußerster Demagogie, chauvinistisc) 

'aschistischer Hetze an den Mann zu bringen versuchten 

führten ihren Wahlkampf nicht nur 

im Rahmen eines groß 

‚oße Teile ihrer eigenen 


iger auf den Zugewinn von „Pro 
‚opagierung und Durchsetzung eines 
westdeutschen Kapitı 


legen Tests der Kapı 


artei. Es galt zu prüfen, ob die 


;gger diesen Test bestanden. das 
r eigent- 


liche Erfolg des Rechtsaußen-Flügels der CDU/CSU bei diesen Landtagswah- 
len: Strauß und Dregger haben das Tor für eine enorme Verschärfung der 
Faschisierung in der BRD aufgestoßen. Die Arbeiterklässe muß auf der Hut 


nicht geschafft, aus dem 


sein 
Die Linke außerhalb der SPD hat es erwartungsger 
allgemeinen Verschleißprozeß der SPD nennenswerte Stimmanteile für sich zu 
‚erobern. Die „kommunistischen” Gruppen und Parteien erreichten zusammen, 
‚ommen in Hessen gerade 1,1 % der Stimmen gegenüber 1,2 % bei den 
‚andingswahlen 1970 für die DKP allein. Dies ist ein Verlust von etwa 1.000. 
Wählern. Die in Hessen von „Kommunisten” gewonnenen Stimmen verteiler 
sich auf die DKP (0,9 % = 28.626 Wähler), die „.KPD" (0,1 % = 4.152 Wähler) 


Interpretation ist allerdings zum guten Teil reiktionäre Stimmungsmache 
gegen die SPD und gibt mehr Aufschluß über die augenblicklichen Interomen 
Ser Kapltalisten, als aber die tatsächlichen Verhältnisse. Tatsächlich war der 
Verlust der SPD bei der hemischen und bayrischen Landtagswahl sehr viel ge 
ringer als bei der Hamburger Landtagswahl (- 10,4 %) und bei den Kommu- 
nalwahlen in Rheinland-Pfalz (- 5,7 %) und Schleswig-Holstein (- 7,9 %) und 
Hogar moch etwas geringer als bei den Landtagswahlen in Niedersachsen 
€ 42 ©). Die Wahlergebnisse zeigen für die SPD cher eine gewisse Stabillsie- 
fung bel einer VerluscMarke von erw 3 % gegenüber den Landtagrwahlen 
von 

EDU und CSU haben os in beiden Ländern geschafft, der SPD und FDP 
Jeweils einige Prosente vom rechten Flügel abaulagen, Darüberhinaus konnten 
sl in beiden Ländern von der Konkursmame der NPD profitieren. Die Summe 
der Stimmverluste bei SPD, FDF und NPD machen In beiden Fällen fast vol 
Atändig den Zuwschs bei CDU und CSU aus: In Hemen verloren SPD (2,7%). 


und den KBW (0.1 % = 2.734 Wähler). 


Einen kleinen Zugewinn konnten die beiden in Bayern kandidierenden „.kom- 


919 Stimmen ( 
Die erstmals kandkdierende „„KPD" bek, 


Der Kommunistische Bund hat — wie 
— wieder keine konkrete Wahlempfehlung 
ir haben unseren Genomen und Sympathisanten (reigen! 
ruppen zu wählen bzw 

war der Regelfall. Andere 


"" Parteien für sich verbuchen 


zusammen knapp 12.400 
als bei den Landtagswahlen 
‚ern hat jeder Wähler zwei Stimmen!) 
%; 1970: 40,255 = ebenfalls 0,4 %). 
;9 Stimmen (weniger als 0,1 %). 
'h schon bei den letzten Landtp- 


el 
ar nicht erst zur Wahlurne zu gehen. 
linke und kommunistische Gruppen 


Stahlbetriebe aus dem Raum Drt- 
mund, die das Ergebnis in einer Re- 
Bechlomen dngsgen, Bali bi Au 
Auf. 
stellung der orderung hatten 
eif von 13 Dortmunder Vertretern 
diene als ureichend abgelehnt 


Dieser Abschluß bedeutet 
bereits Lohnraub 


Der Stahlabschluß wird bereits 
‚nach Inkrafttreten dazu 


ren, daß nach Abzug der inflatio- 
nären und der Steu- 
ern und ibzöge real ein Minus 


in der Lohntüte ist. 
trat dieser Effekt erst einige Monate 


mach Abschluß der Tarife auf. Das 
macht deutlich, daß das Tempo des 
Reallohnabbaus und der Verschlech. 
terung der Lage der Arbeiterklame 
nach den Vorstellungen der Kapitali 
sten in diesem Jahr gewaltig gesteh 
gert wird 

Darüber kann auch der sogenann 
Stahlbonus” nicht hinwegtäuschen. 
Denn hierbei handelt es sich um ein 
malige Beträge, die tafiflich nicht ab- 
ersichert sind. Am Jahresende 1975, 
wenn neue Tarifverhandlungen an- 
iehen, finden diese allein. auf der ' 
Basis von 9 %-Druttosteigerung der 
Tariöhne statt 


Ze 
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Massenproteste gegen 
US-Atombomben in 
japanischen Häfen 


In der japanischen Öffentlichkeit hat @ 


die Erklärung des US-Admirals 


ausgerüst 
gefunden ui 
Sichen, antimil. 
ans hervorgerufen 
"Zwar hat die amerikanische Re- 


tischen Kräfte Ja- 


mögliche.” („UZ", 25.10.74) 


gegen die von den japanischen Impe- 


„Prinzipien der nuklearen Enthaltung” 
Verstoßen - danach hat sich die japa- 
nische Regierung nämlich „„verpflich- 
tet, nukleare Waffen auf jepanischem 
‚Boden weder herzustellen, noch ein- 
zuführen, noch zu lagern.” (It. „West 
deutsche Allgemeine“, 23.10.74) 

Die Laroque-Erklärung vor dem 
US-Kongreß bestätigt im Grunde nur, 
was demokratische Organisationen in 
Japan seit Jahren vertreten — „daß 
auf Okinawa und anderen Teilen Ja- 
ans A-Waffen gelagert sind WAZ”, 
ebenda). 

Die revisionistische KP Japans 
konnte bereits vor mehreren Jahren 
dem Parlament „ogar genaue Lager. 
akizzen vorlegen. Amerikanische Zeu- 
‚sen haben immer wieder diesen Sach- 
erhalt bestätigt”. ( WAZ”) 

Die jüngsten Enthüllungen fanden 
deshalb so großen Widerhall in Japan, 
weil sie einer sich im Aufschwung be- 
findenden antimilitaristischen Bewe- 
gung neuen Stoff geben: 

Ein bedeutender Konflikt der 
‚der jüngsten Zeit war der Kampf 
der Fischer von Mutsu (Nordjapan), 
die wochenlang die Küste mit ihren 


wurde 
und gab radioaktive Stoffe ab. 


bedeuten würde. 


gen? („WAZ") 


die Bergbauarbeiter in Lothringen 
einen Streik, 


Sie wollen mit ihrem Streik die 
Schließung bzw. Stillegung der Ze- 
chen verhindern und halten seit zwei 
Wochen die Zechen besetzt. Auch die 
Angestellten des Rundfunk und Fern 
schens (ORTE) streiken, beim ORTF 
sollen 200 Mitglieder gekündigt wer- 


‚den. Mit ihrem Streik protestieren die 
Arbeiter der ORTF auch gegen die 
Presse- und Informationszensur. 

Am 1, November schloß sich die 
ser Streikbewegung auch die revisio- 
nistische Lehrergewerkschaft FEN 


die Eisenbahn-, die Gas- und Elektr 
zitätswerksarbeiter die Arbeit einge- 
stellt, Die Arbeiter der Großdrucke- 
teien der Gruppe „Neogravure”, wo 


1.000 noch in diesem Monat entlas- 
sen werden sollen, haben die Arbeit 
ebenfalls lt. Die FFTL, CGT- 
Geverkschaft im Druckbereich (die 
CRDT gibt es praktisch im Druck- 
bereich nicht), hat alle Druckarbei- 
tor zum Streik aufgerufen (Im Druck- 
bereich wird wie in der BRD massiv 
wegeauionalisiert). 


Die 15.000 Ölbändier Frankreichs 
haben einen unbefrit 
begonnen; in Westfra 
im Süden haben sie mit ihren Tank- 
wagen Straßensperren auf den Zu 
Raffinerien, Ol und Ben- 


Am 5; November haben die 
werkschaften die Arbeiter im Kran- 


‚kenhauswesen und im Metallbereich 


Arbeiterkampf Nr. $2/November 1974 


Große Unruhe und Empörung 
te in den zurückliegenden 
Laroque vor dem amerikanischen Kon- Wochen ferner die in der gesamten 
frzß. die Schiffe der US-Nany in den Presse verbreitete Meidu 
ifen Japans seien mit Kernwaffen USA-Sondereinheiten au) 
„gioße Aufmerksamkeit den Abwurf von Atombomben mar 

Proteste der demokra-  nierten.” („WAZ”) 


Schließlich wurde von der de- 
a yeckratichen Öffentlichkeit ie 
Berung alle Anschuldigungen in dieser die Verleihung des ‚Friedensnobeiprer 
Frage Barchgewien ach "derje, ses 1974" an den japanischen Ex- 
panlsche Außenminister Kımura be. Premier Satoals Provokation empfun- 
Pike sich sit einem Dementi jedoch. den. Sato, ein übler Reaktioahr, war 
Senthälte die NEW TORK TIMES. während seiner Regierungszeit Immer 
aß ein Geheimabkommen zwischen sin Fürsprecher der japanischen Atom- 
Japan und den USA beitehe, das die Dewaffnung gewesen und hatie des- 
Lagerung solcher Waffen in Japaner. halb auch. die Unterzeichnung des 
Atomwalfensperertrager durch Ja, 
Pan verhindert 
Ein solches Abkommen würde klar. Pan verhindert. 


räalisten immer wieder gepriesenen ® 4W 


24 Tonnen Frachters, 

der Atomreaktor der MUTSU' leck rung des US-Admirals Laroque zu 
8 Massenprotesten: Über zwei Millionen 
Die Fischer befürchten zu Recht, Japaner demonstrierten, namentlich 
daß eine Rückkehr der MUTSU’ gros- inden Städten Yokosuka und Sasebo, 
se Gefahren für sie selbst und die wo das größte Kontingent der amerr 
Fischgründe vorderjspanischemKüste_ Kanischen Kriegsflotte liegt; 
‚Reihe von Gewerkschaften 
„Die Fischer geststteten dem dreißigminätige 

Schiff die Rückkehr erst nach der durchführen, 
Zusicherung verschiedener Bedingun- auf die Städte und Häfen mit ameri- 
zen und erheblichen Geldzuwendun- kanischen Miltärstützpunkten kon- 

zentrieren.” („WAZ”) 


Ber 
Sympathiestreiks Kishi-Kabinert zuräck[trat)”(, 
die sich vornehmlich 


Nach Nixon — jetzt Tanaka! 


ten gefördert hatte, offen drohte, allein dafür aus, sich die Kandidanur 


Als Kakuei Tanaka am 5. Jull.1972 
von der „liberaldemokrauischen“ Par- 
Namentsmiehrheit zum neuen Minister. 
Präsidenten Japans gewählt wurde, 
zogen die Kurse un der Tokioıer Bör: 
se kräftig 


m 
Heute, nur zwei Jahre später, sinkt 
der Siern Tanakas nich! nur — er 
stürzt! „Tanakas Ansehen hat, wie 
Umfrage einer großen 
'eitung ergab, einen 
abermaligen wand erreicht, der 
sogar unter den Mindestwerten li 
0 sein weng gelleßter Amts 
Eissku Sato, noch erreichte.” 
Allgemeine“, 29.10.74) 
Eulen der Fuindtsmaagen 
imentswahlen 
om Dal isn ats abuse, al 
en em 
Binbuten hinnehmen, mußt, > und 
sh Im Oberhanı mar noch mirknap- 
per Mehrheit behaupten konnte. 
(Angesichts zunehmender Arbeits 
losigkeit (derzeit 900.000") und einer 
ungeheuren Inflationsrate (derzeit 
26 %!) haben die japanischen Wähler 
der reaktionären Regierungspartei — 
und Tanaka persönlich — bereits 
einen ersten Denkzettel verpaßt. 
Die Folgen davon waren: 
© verschärfte Richtungskämpfe: in- 
nerbalb der LDP. üfe in der im- 
mer lauter“ erhobeneren Forderung 
Feten, Tanks sale zurckteien 
che hierzu ua. „Süddeutsche Zer 
tung“, 10.7.79%: 
© die demonstnntiven Röckırite w 
” Reperungmitgledern — zu 
'einen dankte der stellvertretende Mr 
Aisterpräsident Mikiund zum anderen 
nut wenig später der Finanzminister 
Fukuda ab; beide gehören zum rechts- 
extremen Flügel der LDP (der „Sein 
rankai“), der „inzwischen nicht nur 
em Namen näch en die SA unsligen 
deutschen _Angedenkens erinnert" 
(dieses Zitat ist entnommen der groß- 
bürgerlichen „FAZ“ vom 23.270) 
© "38 das Japanische Großkapı 
das Tanakas Aufstieg nach K 


Hortschrittliche Gewerkschaften, 
demokratische und antimiltaristische 
Organisationen haben angekündigt, 
die Aktionen in den kommenden 
Wochen noch auszudehnen, um den 
Besuch von US-Präsident Ford, der 
sich für die Zeit vom 18. bis 22. No- 
vember in Tokio angesagt hat, zu 
VerhlOdenn. onen nynees- maner 
In der ‚Presse wird an- 
15 der Jüngsten En! in 
Eikenimen des Jahres 196Ogezogen, 
Bezogen, 

„als Präsident Eisenhower . .. wegen 
des blutigen Massenprotestes gegen 
die Unterzeichnung des amerikanisch- 
japanischen Sicherheitspakter wieder 
ungeladen werden mußte” und „das 


2.10.74). ‘ 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


aufgerufen, sich dem Streik anzu- 


Der Brief endet dann mit einem 


schließen. 


Die Politik der Gewerkschaften 
bei dieser Streikbewegung ist die übli- 
che: die CGT versucht sich wie im- 
mer als die große gewerkschaftliche 
Organisation zu profilieren, die , Ver- 
antwortungsbewußtsein und "kon- 
struktive Vorschläge" hat, das heißt 
sie fordert wieder „Verhandlungen 
auf Führungsebene‘ "mit der Regie- 
rung, von „Macht zu Macht‘ Bereits 
im September hatte der Generalie- 
kretär der CGT, Georges Seguy, der 
Regierung ein Programm in fünf Punk- 
ten zur Bekämpfung der Inflation vor- 
geschlagen, damst Arbeiter und Kapı- 
talisten gemeinsam die Krise. me 
stern. 

Nun hat Seguy Giscard d’Estaing 
einen offenen Brief geschrieben, wo 
er unter anderem schreibt, es sei doch 
sicherlich möglich, zu akzeptablen 
Kompromissen zu. kommen und in 
dem er wieder auf sein „Programm 
in fünf Punkten“ hinweist, Das „In- 
teressanteste” aber an diesem Brief 
ist, aß Seguy hoch und heilig je. 
jenüber allen „Diffamserungen” der 

iegierung schwört, daß dieser Streik 
ar kein „politischer" Streik sei 

Wörtlich..Eine öffentliche Pole- 
mik über die Frage, sind diese aktuel 
Ien Streiks politisch oder nicht, ist 
höchsten, uninteressant. ebenso für 
Sie wie für uns Sie wissen, 
ine falsche Debatte ist. Sie gl 
auch selbst nicht ernsthaft daran, 
daß wir die Nation auseinanderrei 
fen wollen oder Unordnung und 
‚Chaos nien wollen. Wenn wir in erster 
Linie die Regierung stürzen wollten, 
würden wir Ihnen ja nicht so behar 
lich Verhandlungen vorschlagen, wo 
wir, unter Verantwortlichen, die best 
möglichen Lösungen für die bren 
nenditen sotalen Probleme reffen 
wollen.“ 


zynischen Appell an „Vernunft und 
Verantwortungsbewußisein“ der Ka- 
oitalisten. 

Bislang sind aber Giscard und seine 
Minister nicht auf die „konstruktiven“ 
Vorschläge von Seguy eingegangen, 
sondern entfachen eine Panikmache‘; 
das bürgerliche Schreckgespenst, der 
Mai 68, wird wieder ausgepackt und 
Premierminister Chirac appellierte vor 
dem Senat an die Franzosen, 
Nidarität und Disziplin” zu wi 
„Wir werden eine Zerserzut 
tion nicht zulassen, wir werden es nie 


dulden, daß die Institutionen des 
Staates in Frage gestellt werden.” 
Generalsekretär der „Unab- 
hängigen Republikaner” (Partei von 
Giscard) bezeichnete die Streiks als 
lämonische Aktion!“ Im 


‚Linksunion“ (PCR und P! 
hat jüngst ihre Befürchtui 
‚gen kundgegeben, die „Sozialisten“ 
von Mitterand könnten auch mit 
Zentristen ein Bündnis eingehen; bei- 
de wetteifern nun in öffentlichen Er- 
klärungen. 

‚Auch der „Sozialisten“Chef Mit- 
terand erklärte sich „empört“ über 
den „Trick“ der Regierung, die 
Streikbewegung als eine politische 
darzustellen. In der Beziehung sind 
sich die „Kommunisten“ der PC und 
die „Sozlalisten" der PS wieder einig: 
‚es geht allein um das „Wohl der Na- 
tion“, und damit es der Nation besser 
gehn, gen Unternehmern wie den Ar 

tern, damit die Regierung nicht 
0 viel Ärger mit Streiks u.d.m. hat, 
wollen sich alle wie immer an einen 
Tisch setzen und, wie Seguy sagte, 
„unter Verantwortlichen" schön brav 
und vernanftig Kompromisse disku, 
tieren 


Frankreich-Kommission, KB/Gru 
Frankfurt Ir 


seinen Günstling fallenzulassen (siche 
hierzu „FAZ", 29.10.94). 


mittlerweile eine beschlossene Sache 
zu sein. Eine angesehene japanisch 


zum Minierprisidontongmt Du dr 
‚chern (!)" („„KSA”, ebendal, 
Die Ablösung Tanakas scheint @ Bei den 


Tageszeitung kam unlängst" zu dem _ Schmiergelde gezahlt 


Schluß, 
heute mit Sicherheit sagen läßt. it, 


„das einzige, was sich @ Auch für win 


ergehen hat der japanische Pre- 


daß das Tanaka-Kabinett geschlor- mier aus der LDP-Parteikane gehongt 


‚sen zurückireten wird, 
apdter.” (ait. nach „ 


zeigen, yom 30.10.54) 
die Popularitätskurve Tana- 


‚ölner Sı - Er nennt nun sein 
mer Stadien urack neder Ville m Mzen 


eigen „em Grund 
Tokior 


kas heute weiter denn je nach unten Sommervillen . . . (Gemmiwer 4, ? 


zeigt, dafür haben nicht unwesen!. 


Millionen Mark“ . .. Ki in 
ich Nleißige Journalisten gt, die sich glücklich en 
aa ed 4 


mit kriminalistischer Sorgfal 
Geschichte der politischen Finanz- 
manipulationen, persönlichen Korrup- 


ie... aktiondr bei ei 
von Unternehmen des Verkehr, 
‚Bau- und Chemiebereichi” au win 


tion und Vetternwirtichaft des Re- („KSA”, ebenda.) 


‚gierungschefi Tanaka und seiner Par- 
#ei“ enthüllten („KSA”, 30.10.74) 
— und die diesen Politkrimi in dem 


Der „Kölner Stadtanzeiger“ hebt 


in seinem Bericht hervor, daß es sich 


bedeütenden japanischen Monatsma- hier nur um „ein paar wahlloe Bei: 
win „Bungei Shunju” veröffentlich- _piele aus einer ganzen Flut, die die 


En: „Bungei Shunju‘ 
en hat“, handel 


Danach ergibt sich folgendes — 
auch für die Politik der LDP und 
ihres Hauptexponenten, Tanaka, auf- 
schlußreiches — Bild 

® Für das Rechnungsahr 1972 wies 


Zusammengeiru, 


rteikasse der „Liberaldemo- wesen zu sein! Im Gegensatz zu 


kraten“ insgesamt 260 Millionen Mar) seinem Freund Nixon hat Tanaka 
(U) aus, was aber ‚nur die Spitze eines aber auch bereitseinmal eingesesen — 
‚Eisbergs“ war. „Mindestens die Häif- und zwar im Jahre 1948 „wegen ille- 
te von 760 Millionen Mark, die die guler Geschäfte in der Bergwerkr 
Wirtschaftsunternehmen des Landes branche“ („„KSA", ebenda), 


Tanaka wird seinen Parteiposten® 


(also das japanische Großkapitl, 2 
Anm. der Red.) in diesem Johr alı na ‚ein Stastsamt verlieren 7 dr, 


Spenden von der Steuer abreizten, einen 


aber wird sein,‘ 


gingen unter der Hand ebenfalls an er som den oralen" 


die Partei ( 


= („KSA”, 30.10.74) 


seine Nachfolge antreten wird — 


en a na men on mie Konsolen de’ 
a en ie De Vasen Sachen Seiankal Leute, die 


dung der Gelder verantwortlich ist, 


„sub (30 bis 50 Millionen Mark)... etall-Komitee, KB/Gruppe Hamburg 


Schottische Fernfahrer beendeten 
erfolgreichen Streik 


gezahlt werden müs- 


sen; land hatten sich bereits in der ersten 


Die Fernfahrer von West-Schott- 


® eine garantierte 45-Stunden-Woche Streikwoche ein inoffizielles Streik- 


© höhere Spesen. 


komitee gewählt. Dies Komitee wurde 


Bisher bekamen die Fernfahrer für im Laufe der Verbreiterung der 


die 40-Stunden-Woche 31.50 Pfund Streikfront durch 
(auf den Monat umgerechnet rund sten, die im ganzen 


-nde Streikpo- 
.d mit ihren 


780 DM), verdienten aber durch Fahrzeugen unterwegs waren, vergrö- 
Überstunden zwischen 45 Pfund und Sert. Zum Schluß bestand es aus 20 
55 Pfund die Woche (1 115 DM bis gewählten Shop Stewards aus allen 


1365 DM im Monat). 
Die Forderung nach einer „garan- 


Die Forderung nach einer „garan- 
tierten 45-Stunden-Woche" erklärt 
sich daraus, daß die schottischen Ar- 
beiter von einer permanenten hohen 
Arbeitslosigkeit (rund 7 %) bedroht 
sind und andererseits ihre Familien 
nicht ohne Überstunden ernähren 
können. 
Die Kapitalisten, organisiert in der 
„Scottish Road Haulage Associ 
(Schottischer _Transport-Unterneh- 
mer-Verband), boten den Arbeitern 
35,60 Pfund für die 40-Stunden- 
Woche ab sofort; 40 Pfund erst ab, 
dem 1. Januar; 
© Dafür sollten die Arbeiter eine Er- 
höhung der Tageskilom: 
stung um 10 Meilen in Kauf nel 
men; = 

© sarantiert werden sollte nur eine 
40-Stunden-Woche; 

© Die Spesensätze sollten nicht er- 
höht werden. 

Nach einem vierwöchigem milltant 
geführten Streik der Fernfahrer einig- 

man sich in der Schlichtus 
mission CAS (Coneiliation and Arbi- 
ration Service - die Nachfolgerin 
‚des Arbeitsgerichtahofen unter dem 
Antintreikgesetz der Tories, ve. letzte 
Nummer des AK) auf folgendes Er- 
acdnis 
© 40 Pfund ab sofort für die 40 
Stunden-Woche; 
Beibehaltung der Leistus 

rantierte 40 Stunden-Woche; 
© keine Erhöhung der Spesen. 

Ein Kompromiß, den man 
wohl als Erfolg, für die Arbeiter 
ten kann - der „Soziaikonti 
der die Lohnerhöhu: 
steigerungsratebegı 
mit dieser 36 Tigen 
brochen worden. 

Dieser Streik hat wieder einmal 
gezeigt, wie wenig sich die englischen 
Arbeiter danach richten, was Ihre 
full time officials” (hauptamtliche 
Ciewerkschaftsfunktionäre) Ihnen vor 
schlagen: der Streik wurde von den 


nz; 


en auf die Preis 


Gebieten Schottlands. 


Die Fernfahrer bezogen Streikno- 


bezogen Streikpo- 
‚sten vor den großen Transportunter- 
nehmen und biockierten für rund drei ı 
iügsten Transportwe- 
u den Fabriken, Häfen, Obter- 

ınhöfen usw. In der zweiten HAlf- 
te des Oktobers begannen die Vorräte 
‚der Metallfabriken, Kaufhäuser und 
Druckereien bereits knapp zu wer- 
den. Nur Krankenhäuser und Alten- 
heime durften ungehindert beliefert 
werden. 

Mitte Oktober trafen sich 3 000 
Fahrer in Glasgow, um zu hören, was. 
ihnen die 13-köpfige Kommission — 

tehend aus 7 fullime-officials und 
6 Shop Stewards - ie bis dahin die 
Verhandlungen mit den Kapitalisten 
jeführt hatte, anzubieten hatte: ein 

intrüstungssturm brach los, als die 
Kommission empfahl, dan Angebot 
der Unternehmer (s.0.) anzunehmen. 

Für eine relativ hohe politische 
Bewußtheit der Streikführer spricht 
die Tatsache, daß bis zum Schluß die 
‚Anonymität des inoffiziellen Streik 
komitees gewahrt blieb, #0 
bürgerliche Preme nur Vi 
anstellen konnte, wer 
$o wurde ein Premefotogr 
der 3 000 Mann-Versammlung Im 
Glasgower Appollo-Theater das Ko- 
mitee aufgenommen hatte, sofort von 
einem Trupp von Fahrern umringt 
und gezwungen, den Film herauszuge- 


Wochen die wi 


ten da mitspielen! Die Arbeiter hat- 
ten von ihren Bauarbeiter-Kollegen 
von Shrewsbury (von denen, vor 


Ge 


Streiken. verurteilt wor 
nelernt, 
Chemie-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


— 
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Söldnertruppe gegen Mosambik! 


Wie kürslich bekanat wurde, voruch 
‚der Schwi Ge h 


ende 
de) aus Row. 


DDR hervortat, 
Interview mit der schwedischen Zei- 
tung „Aftonblade 


„Hinter seinen Plänen stünde eine 
‚Reihe pornugiesischer Geichäftileute 
und deren Angebot lautet: 19.000 
‚Kronen im Monat für einen susgebil- 
deten Unteroffizier. 4000 Kronen 
für einen Nicht-Berufmoldaten » , 
Wie Leninge, Wie. minelte, be: 

tigen die portugiesischenGeschäfts- 
Hau. sine Truse von laden 


1.000 Menn. Es gehe nicht 
Mo Am Soldaten, Sondern sich um 
Ärzte und Techniker, Die Hälfte die- 


eden 
werben. ‚weil die Schweden ebenso 
zwverldisige Leute sind wie die 
‚Schwerer. Die andere Hälfte solle 
us der Bundesrepublik Deutschland 


Die Zielsetzung dieser Truppe ist 
klar abgesteckt: Sie sollen die 


Herrschaft stellen” („FR", 23.10.). 


„Eine Truppe werde in Mosambik 
von! kriegserprobien Soklaten geführt 
werden, die schon in Konge [heute 
Zeire) und in Biafra debel waren. 
Die Legionire würden als Hand, 
Teiensäen amerkansche Ma 
nenpiswolen vom 13 ernaien. 
Solche Waffen könne man vor allem 
in Westdeutschland nahezu und 
‚grenzt kaufen. Mi: der Munition da- 
Für set es schon schwierger, doch 
Rabe er gute Beziehungen zu einigen 
frikanlıchen Regierungen 

Auf Lenzingers Anzeige hin mel- 


de. 
Funter ein Bankräuber (dies sprihl 


sicherlich für die Zusammensetzung 
dieser, Truppe). Lerzinger demen- 
tiert zwar (st) alles — gibt aber zu, 


Daß seine derzeitige Aktion der 
„Vororientienung” dem Einschätzen 
Sineseventuellen „Söldnerpotential: 
dient, legt n s 
tatsächliche Truppe wird dieser 
brecher sicher nicht w unter den 
Augen der Öffentlichkeit aufbauen. 
Soweit SöldnerLenainger. Die 
Methode it nicht neu, Wer erinnert 
sich nicht an den berüchtigten „‚Kon- 
poMile, er mi seiner Side. 
ande veriüchte, den kupferreichen 
Kongoteil Katana für die Imperial 
sten „zu befreien”, Im Grunde gibt 
n Unabhängigkeitserklärun- 
wen und Befrelungskämpfen in Afrika 
auch die Söldnerbanden, sei es mm 
Kongo, in Biafr, im Sudan oder In 


und 
ersuchen sodie ehemaligen 
Kolonialmächte, bzw. auch einzelne 
Kapitalgruppen (Shell, BR etc, in 
Biafra) ihre Macht in diesen Staaten 
wiederherzustellen. 


Ohne die Gefahr so 
nehmungen au unters 
such slgemeia - über den aktucr 
len Anlaß hinaus — zur Rekrutierung 
internationaler Kller-Trupps dienet 
darf man wohl annchmen, daß di 
Genossen der Frelimo die Söldner“ 
iruppe (fall sich diese je nach Mo- 
ambik traut) zu einem Himmel 
fahrtskommando machen werden. @ 


Betriebszelle Hanomag Henschel 
KB/Gruppe Hamburg 


Portugiesische Faschisten gründen 
„Regierung der schweigenden 


a japazote In einem Hotel 
na gelehtet worden sei. Mapa- 
3ate, Inniähriger Innenminisler un- 


Mehrheit im Exil“ 


Iner kurzen Notis im „Dißrio.de Dies beisgt weiter, daß sich be- 
a sonders der Champalimaud-X. 
Nele 132 Oktober war zu gone de ud-Konzern, 


Portugiesische Faschisten gründen 
„Regierung der schweigenden 
Mehrheit im Exil“ 


im 
Not vom 12. Oktober war zu sonders Inzern, 
SR 
a : 


Kara alt erden ya ap 
z0te, Innenminister un- 
ter Salazar upd Cielano, war im 
Ökıoper 1973 au dem Kabine 
Zarlekgetögen worden, nachdem er 
Sen im »Bahlkampf” all often 
Tschitisch gelußert und u.a. dvene 
Stellngnahhen. zum „allgemeinen 
Varay von Wahlen abgegeben hatıe 
Als einer der Worführer der lnc 
Alschen Kriik an Cactano 
Auch im Dezember 1973 maßgeblich 
A Versuch eines „kalten Putsches” 
Betelit, der de Entmachtung Cae- 
Kancs Und di Etablierung einer noch 
klarer (aehltschen Regierung zum 
Zi hatte. Dieser Oongalves Kapı- 
Zoie nun — einer der wenigen pro 
minenten Faschiten, die wamitieh 
bar nach dem Staatstreich vom, 
25 Ann 1974 verhaftet werden 
Sollten” konferirte in Madrid mit 
Seinem der bekanntesten protugie- 
Beh Industrien". 


Was dabei herauskam, war fol- 
gendes: wenige Tage spÄter berichtete 
das spanische Faschistenblatt „Nuevo 
Diano” von der Bildung einer „Por- 


Ierlschen Reghrung der schwet- 
ienden Mehrheit im Beil” Die N 
en des Präsidenten" und des 
Verteidiguigsminise f! 


Öllque wurden noch nicht bekat 
eneben, angeblich „weil sich beide 
noch in Porrugel befinden und dort 
von Soldeten in Begleitung bewalf: 
'neter kommunistlicher Elemente ge 
werden”. Auf der „Minist 
liste” dieser „Exiregierung'” find 
ich immerhin einige lustre Namen 


@ „Innenminister" ist Barbierl Ca 
dose, früher Vizedircktor der 
Folter-Geheimpolizei PIDE; 


jnannt, (rüher PIDE-In- 
wpektor "und Leiter der Brigide 


Io 1965 in Spanien den oppo- 
wen General Hunden, 


ik 
Industrielle" J.Chamipalimaud be- 
stellt 


de ©, Bien balot weite, daß sich ber 


Finantgruppe, 
und Zementproduktion des Lande 
monopoliert hat bei der atkräfti 
gen Unterstützung der Faschisten 
hervortut. Quampalimaud hatteschon 
bei_ der _„Stierkampfveranstaltung” 
vom 26. September, die als General- 
probe für den reaktionären Putsch- 
fersuch dienen sollie (AR 51), Ein- 
Triuskarten für "200.000. Excudos 
(etwa 20.000 DM) aufgekauft und 
an Faschisten abgegeben; das nach 
dem Putschversuch verbotene Fa- 
schistenblatt „Bandarra" enthielt nur 
eine einzige ganaseitige Anzeige, die 
bezeichnenderweise vom’ Banco Pin- 
10 e Sotto Maior stammte, die zum 
Champalimaud-Konzern gehört; und 
schon im Zusammenhang mit den 
Ereignissen vom 28. September war 
ein Mitglied der Familie Champa 
Yimaud verhaftet worden. Zugleich 
ist der Champalimaud-Konzern das 
einzige der portugiesischen Monopo- 
Te, gegen das sich eine - wenn auch 
beicheidene - wirtschaftliche Maß- 
nahme der Provsonischen Regierung 
erkennbar. richtet: mit Erlaß vom 
26. Juli wurde der „Siderurgia Na- 
elonal”, dem einzigen Stahlprodu- 
zenten Portugal, verschiedene Auf. 
iagen gemacht; darunter vor alle 
die Verpilichtung, 10% des Umsatzes 
in einen „Fundo de Investimento, 
Siderärgice" einzubringen, wobei die. 
Hälfte dieses Betrages in Staatsbe- 
teligung umzuwandeln it. 


Nicht umsonst erschien die Nach- 
richt von der Bildung dieser olfen- 
bar von Goncalves Rapazote inspi- 
fierten „Exiregierung” ausgerech- 
net in „Nuevo Diario''; dieses Diatt 
kat das’ Sprechrohr des spanischen 
Faschistenführen Bias Pihar (der zum 


geblich am reaktionären Putschvei 
such vom 28. September beteiligt 
war (siehe AK SI). Nachdem erst 
‚ballon longelassen, 

Reaktionen in 
alte, versicherte 
das spanische Außenministerium 
sebstverstindlich sofort, es werde 


keinerlei politische Aktivitäten aus 
ländischer Gruppen auf spanlschem 
Territorium zulassen. . 


ien/Portugal-Kommission, 
Kb/Gruppe Hamburg 


Durch die massenhaften, zum Teil 
bewaffneten Aktionen des portugie- 
slschen Volker gegen den Rechte. 
uulsch vom 28, September (von der 

Wdourgeolsie und den Imperial 
sten angezettelt), gelang es nicht nur, 
diesen zu verhindern, sondern insge- 


samt eine Stärkung der demoktati- 
schen Bewegung, eine Verschiebung 
Kräfteverhältnisses zu deren Gun- 


EEE amnan u 
nach dem Putsch durchgef wur 
den und die davon zeugen, daß auch 
Innerhalb der in Portugal führenden 
BES ar" 
© Kurz nach dem Pulschveruch wur 
‚den von Armeekommandos und 
bewaffneten Antifaschisten etwa 200 
in 
haftet, darunter Gi Ibesitzer 
'rige der Hochfinanr — al- 
Iesamt Hintermänner und Drahtzicher 
‚versuche. 


des Umsturz 
© In nächtelangen Hausdurchsuchun- 
sen wurden Waffen der Faschisten 
beschlagnahmt. I sollen Waf- 
fen für etwa 8 Mill. Mark vor allem 
Über die spanische Grenze einge 
schleust worden sein. Auf dem Land- 
aitz des Junta Mitgliedes Galvao de 
Melo wurde ein riesiges Waffenlager 
ausgeriumt, worauf dieser 
© zusımmen mit zwei weiteren Jun- 
tamitgliedern umgehend aller Am- 
ter enthoben wurde, Präsident Spino- 
la trat nach einer Äbschisdsrede im. 
Fernschen, die ihm gewährt wurde, 
„freiwillig” zurück. 
'® Auch unter den Ministern wurde 
gesiubert: Verteidigungsminister 
Firmino Miguel und Informationsmi- 
nister Sanchez Osorio mußten ihren 
‚Hut nehmen. 
@ Über 1500 rechte Offiziere wurden 
den Ruhestand versetzt. 
@ Es wurde angekündigt, daß alle 
Soldaten und Offiziere, die „US- 
indoktriniert” sind, kaltgestellt bzw. 
entlassen werden sollen. 
@ Auferdem wurde den revolıtio- 
‚nären Organisationen ein etwas 
größerer Spielraum gewährt. Die Her- 
ausgabe der (seit einigen Wochen ver- 
Dotenen) Zeitung von MRPP „Luta 
Popular” wird nicht mehr behindert, 
Der Chefredakteur dieser Zeitung, 
Saldanha Sanchez, der kurz nach dem. 
25. April — kurz in Freiheit — wieder 
Singesporrt worden war, wurde Ireh- 


„Entnazifizierung” in Portugal 


und „Diario 
vermutlich w 
MRPP-Kommunigque 
wurde die Wochenzeitun, 
do Puncahl”,dieoffenbar. 


Lisbon" 02.500 Mark), 
in Abdruck von) 
Im Oktober 
‚Comercio 
for nahe: 


"Aus einer Meldung des Berliner 
„Extradieat vom DIL; 


der Biropa Abielung der US. 
Gewerkıchafisorganisation ARL- 
CO, Irving Brown, in Lissabon 
auı Brown it dis Agen: des 
CA und folge in diese Eigen. 
schaft dem Vizedirektor dieser 
Umsturzorganisation. „General 
Welters, im wahrsten Sinne auf” 
dem Fuß: Walters war erst Kurz 
Yorher in der portugiesischen 
Hauptstadt eingemoffen, wo er 
seinen Besuch als ‚Urlaubsreise‘ 
deklarierte,” 


Steht, für 30 Tage verboten. 

Insgesamt ist die Haltung gegen- 
über den Reyolıtionären nach dem 
zurückgeschlagenen Putsch liberaler 
geworden, die Haltung gegenüber den 
alten faschistischen Kräften unnach- 
sichtiger. Zumindest kann gesagt wer- 
den, daß die „Bewegung der Streit- 
kräfte" die „Entnaeifiziorung”” mit 
wesentlich größerer Ernsthaltiskeit 
durchführt, als. dies nach dem, 2 
Wellkrieg von den deutschen Pı 
teien und den „Siegermächten” in 
den Wesizonen geschah! 


Hauptgefahr: 
die Imperialisten 


Wenige Tage nach dem Putsch“ 
versuch veröffentlichte die „Bewe- 
gung, der Streitkräfte” ein Kommu- 

&, in dem Lehren aus dem 
Putsch vom 28. September gezogen 
werden, Darin wird besonders darauf 
hingewiesen, daß die US-Botschaft 
in den letaten Wochen Ihr Personal 
verdreifacht hat und CIA-Agenten 


1 besonders „kümmern wi (ie- 
ie Artikel in "diesem AK: „CHA 
Aümmen“ ich m Europe) Der 
iA-General Walter hat ach In den 
Itzen Wochen mehrmals In Frage 
sahen. pers ie 
Iche” zu führen. Der 
/olschafter Nash Scott wurde we- 
sen „rerharmiosender Berichte” über 
die Tätigkeit der Kommunisten in 
Portunal durch den „‚Berufsdiploma: 
ten” Frank Carlucdi ersetzt, Nach 
Berichten der spanischen, Zeitung 
„Cambio 16” soll der CIA in den 
Istaten Wochen etwa 200 Agenten 
nach Spanien und Portugal ei 
schleust haben und in Spanien eine 
Informationszentrale für die „sefähr- 
dere Zone Sadeuropa” einrichten. Die 
spanische Botschaftin Washington gab 
bekannt, daß sich die Zahl der Vissan. 
träge für Spanien seit Mai d. verdrei 
facht habe („ER", 7.11.74), Kiscin- 
ger und sein CIA-Handlanger befürch- 
m offenbar von der Entwicklung 
in Portugal Rückwirkungen auf ihr 
Bollwerk Spanien, sowie auf 
und Griechenland. 


Brandt als Handelsreisander in 
‚Sachen Antikommunismus 


Auch der westdeutsche Imperia, 
Homus möchue sin Tel zur lem, 
ratischen Entwicklung" in Portugal 
beitragen. So schickte man den „me 
verdächtigen" Vertreter, den Ftie- 
densnobeipreisträger Brandt am 19. 
Ok. auf de Reise nach Portugal 
Brandt machte, dem Führer der 
portugiesischen  Sozlldemokraten 
Außenminister Soares klar, daß die» 
BRD Hlfe Tür das, wirtschaftlich 
serttiete Land und die SPD Tinan- 
diele Hilfe be. P 
aur unter 2 Bedin 
1. Portugal müsse Mit 
bieiden, 2. de SP Portugals dürfe 
kein. „Volksfrontbündnis” mit den 
Kommunisten eingehen 
Linie an das agarenire Nalebins: 
inie um das aggressire Nato-Bünd- 
ab (da bein kommunstneen 
}Bedrohung" im Inneren eingesetzt 
Werden kan 


Bela, unter dem Schutz diplomaticherIm. _Verd im die Sicherung einer 
Jedoch wird.das iz. Munlät eingsschleust werden, Von _ kapitischen Ordnung in Portal 

du sin srhblche Hinschrinkung  führ den „Verrien, der Dewe. IL ‚Onlentizung, der EG, und 

Sa er nenne wurde — Fahr eier CIA WORTEN. Ieneh h den nen dr 
‚a Popular vor kurzem mit einer ER TETTT ART ie 

Mark Delet, Boom Le Hür SprienfPortpabKommision 

Zeitung „ epubllan (54 Ban I Gruppe eg 

Popular wird mehlmehr behindert Futsch vom 28. Sepiember gezogen Kömmunaten eingehen. ? 


Popular” wird nicht mehr behindert. 
Der Chefredakteur dieser Zeitung, 
Saldanha Sanchez, der kurz nach dem 
25. April — kurz in Freiheit — wieder 


eingesperrt worden war, wurde frei- 


tung. „Republica” (5.000 Mark) 


werden. Darin wird besondert darauf 
hingewiesen, daß die US-Botschaft 
in den letzten Wochen ihr Personal 
verdreifacht hat und CIA-Agenten 
unter dem Schutz diplomalischer Iı- 
munität 'hleust werden. Von 

/ertretem der, „Bowe- 

aut 


erepaue. 
Be a LE 


wie in Chile hingewieren. Fi 
tt 
um die sich der CA In nächster Zeit 


Thieus Regime von 
Massenkämpfen erschüttert 


Seit es Anfang September in Eue 
zu Massendemonstrationen gegen das 


Thieu-Regime kam, haben sich Mas- 
senkämpfe im ganzen Land eatwik- 
keit. Di liche Opposition 


Thieu (die sogenannte „driie 
Kraft" des Parker Vietnamabkom- 
mens) hat sich enger zusammenge: 
Eileen und nam ci ine 
dene Haltung gegen dk Diktatur, für 
die Durchführung des Parer Abkom- 
mens und für ein wirkliches Ende 
Ber Krieges ein 

ie Demonstrationen, zu denen 
02. Katholische Kräfte (raditionelle 
Siützen des Regimes) und die Bud 
ähisten aufrielen, richteten sich vor 
Alem gegen die Korruption und 
Mißwitschaft des Repmen In den 
Städten Shdvietnams sind mehr al 
&ine Million Menschen arbeitslos, Die 
Schon hohe Inflationsrate des vorigen 
Jahres (05%) verdoppelte sich in die 
ci Jahr maheru (114%). Von diesen 
Zahn porn in erste Line 
die am engsten mit dem Regim. 
Thieus verbundenen Teile des Staat 
apparaıs und der Bourgeoise. In der 
Armee. set Jahren ein gewohnter 
Zusard, hat ılch die Korruption in- 
Zwischen noch welter verschärft: hohe 
Öltiiere kassieren Sold fr gar nich! 
enltierende „GelterArmeea'; ver 
Ietzte Soldaten missen sich ihren 
Abtransport yon den Hubschrauber 
niloten erkaufen; Artilere- Komman- 
Üeure kassieren von den Soldaten, 
wenn sie Aunen „Peuerschutz” ge 
Yace, 

Um den Protesten entgegenzukom- 
men. gab Thieu wieder einmal eine 
Erklärung ab, in drei M 
die Kormuption wurgero 
Ofnniere wurden gemaßregelt weitere 
sollen folgen, Die Beichlshaber von 
drei der vier Miltärbeziike Süaviet 
Mars Wurden abgeseizt (Zentrale 
Hochebene, Region Saigon, Mekong- 
Deka) 

Ein anderes Ziel der Demonstre 
tionen, Kundpebungen, _Versamm 
Hungen, Resolufionen. Streiks. Hunger 
sreiks wa. ist die Durchführung des 
Arıkei dir des“Farker Abkommens, 


der die demokratischen Freiheiten 
garantieren soll. Beschlagnahme von 
’itungen ist in Südvielnam an der 
Tagesordnung, was die bürgerliche 
Opposition trifft (die Presse der Pro- 


Straßonschlacht in Saigon — ein 
tägliches Bild: Die Bevölkerung for- 
‚dert den Sturz des verhalten Thieu- 
Regimes 


viorischen Rerolutionären - Regie- 
rung, also der Befrelungakräfte, it 
natürlich im Machtherelch Thleus 
sowieso verboten). Der, Rücktritt von 
„Informationsminister" Hoang Duc 
ha (ein Verwandter und „engster 


Mi ‚bis der Massenpr 
‚genen die Unterdrückung der Prome- 
ind Meinungsfreiheit zu schen. 
Zusammen mit Hoang Duc Nha 
‘der Minister für Handel und 
Industrie, der Finanzminister 
der Landwirtschaftsminister zurück, 
Sprecher der bürgerlichen Oppouition. 
sagten dazu jedoch, daß nie damit 


EEE EN nn a 
Ba aa ae nn ae 
a 


rereepelanken, 


nicht zufrieden sind, da es ihnen 
nicht um das Auswechsein von Per- 
sonen, sondern um eine neue Politik 
auf der Grundlage der 
des Pariser Abkommens 
Das Thicu-Regime 
Abkommen seit dessen 
Anfang 1973 ständig mißachtet und 
Entgegen den Bestimmun- 
‚en befinden 
bis 300.000 pol 
in KZs, Gefängnissen u.4. Das Keg- 
me hat seine Versuche nicht einge 
heilt, ehemals umkämpfte Geb: 
unter seine Kontrolle zu bringen und 
Offensiven gegen die Befreiten Ge- 
Diet, die unter Kontrlle der Pro. 
visorlschen Revolutionären Regierung 
stehen, zu unternehmen. Die Be- 
freiungskräfte haben alle diese An- 
riffe abgeschlagen und teilweise auch 
mit ‚lenaven geantwortet 
Indessen Ist der Preis hoch, den die 
Bevölkerung Südvieinams für die 
ständigen Vertragsbrüche des Thieu- 
Regimes (1.000 größere und kleinere 
Miltarısche Verftobe ugucn) zanıt: 
durchschnittlich 10.000 Tote im Mo- 


nat. 

Die Unfähigkeit des Thieu-R 
mes zur Fortsetzung des Krieges Ist 
at un, dazu ge- 


beschlossen hat, ‚Die US: 
Regierung (org, Kissingen) It zum 
einen bemüht, dei den „Verbünde- 
ten“! der USA einen kräftigen inter. 
nationalen Kredit. für Thieu locker 
ber auch nur wenig 
(dem bankroiten 
unpopuliren Re- 
de Arme zu greifen), 
Ande: 
rung der Haltung des Kongreß” zu 
ee 
"Hegierung un 
sorgt sogar) daher, die Versuche 
Thieus, sen „Image” aufzubessern 
(Rücktritt der vier unpopulären Mi 
nie, angekönditer „Kampt een 
ie Korruption” wa,), se r 
Pyrn ntschlowsen, Treu sb zu 


(tz (bay. 


halten. Wie lange das noch gegen den 
Widerstand der Kıäfte der Proviso- 
schen _ Revolutionären Kogieru 
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Schlechte Zeiten für die 


Reaktionäre 


In Mosambik kam es am 22, Okto- 
a aa 2 
Banane Kar pen De m Ta 
a la Wrnteheite U 
er 
RN 
ıp} (Spezinleinheiten zur 
Guerillabekämpfung), die kurz vor 
ihrem Abtrans ch 1 
eu 
letzter Minute 
‚der Hauptstadt Lourenco Marques 
an. Sie warfen eine Handgranate in 
ng 
blindlings einige Frelimo-Soldaten. 
In mehrstündigen Straßenkämpfen 
wurden diese Provokateure zurück- 
Be 
RE: ner 
‚schen Arbeiter, die sich mit großer 
Militanz in die Kämpfe einschalte- 
ge 
ee 
vokationen sind, und Iehrten sie 
ee ee 
a 
‚schen getötet worden sein. r 
Dieser zweite „Aufstand” der 
Te Te ann de 
a og 
er 
‚ler zusammen und war offensichtlich 
N 
et 


der Befrelungsorganisat 
und der portugiesischen Del 
einen groß angelegten Putschversuch 

startet, den Rundfunksender von 
'Ourenco Marques besetzt, ein 
„freies Mosambik” ausgerufen und 
Aller, was gegen die Frelimo war, auf 
die Beine gebracht. Doch als starke 
Freiimo-Einheiten aus der Hafen- 
stadt Beira in Lourenco Marques 
eintrafen, als die schwarzen Massen, 
zu allem entschlossen den Kampf 
aufnahmen, da brach der „Auf 
Stand” schnell zusammen, 

Diese Entwicklung die 
Frelimo die Situation in Mosambik 


tar ist, 
Frelimo stellt den Präsidenten und 
‚die meisten Minister der Übergangs 
rogierung bis zur formalen Unab- 
hängigkeit, sie setze durch, 
daß Portugal von dem 
‚Elan manipulierter Scheinwahlen vor 
der Unabhängigkeit Abstand nahm. 
Freiimo-Truppen und ihre Anhänger 
waren es, die die beiden kanterrevo- 
Iutionären _Vorstösse der weißen 
Siedler niederschlogen. Eine Woche 
nach der letzten Schießerei in 
Loureneo Marques brachte sie 
1.200 Personen, darunter auch afr- 
kanische Kollaborateure, hinter Git= 
ter. Der portugiesischen Armee 
‚(12.000 Soldaten wurden von Portu- 
al schon abgezogen) bleibt keine 


Terug wis au sun 
hängigkeit, sie setzte durch, 
daß Portugal von dem 
Plan manipulierter Scheinwahlen vor 
der Unabhängigkeit Abstand nahm. 
Frelimo-Truppen und ihre Anhänger 
waren es, die die beiden konterrevo- 
Intionkren Vorstösse der weißen 
Siedler niederschlugen. Eine Woche 
nach der letzten Schießerei in 
Loureneo Narques brachte sie 
1.200 Personen, darunter auch afri- 
kanische Kollaborateure, hinter Git= 

jeschen Armee 


in Mosambik 


dere Wahl, als Seite an Seite mit Fre- 
ImoSoldaten gegen Ihre ehemaligen 


zugehen, 
me haben den Krl 
ben sich direkt mit 
siert, Außerdem ist Portugal nicht an 
einer Lösung der Kolonialtrage im Stil 
Rhodesien (weißes rassitisches Min- 
derheitsregime) wegen der zu erwar- 
enden weltweiten Komplikati 
irtschaftlicher und politischer Art 
interessiert. Jede der vergangenen 
"Kampfhandlungen führte zu einer un- 

‚euren Radikalisierung der afrika. 
nischen Massen und damit zu einer 
weiteren Positionsverschlechterung 
für portugiesische und andere kapita- 
Htiche Itermen m diesem Land. So 

ird die portugiesische Armee durch 
Aa, in db Gegebenheiten und 
ien eigenen inneren Auflösungszu 
stand zu einer relativ fortschrittlichen 
und eine  Kolonialarmee 
wöhnlichen 


satt, Teile ha- 
relimo solidari- 


‚Südafrika um 
„gutes Einvernehmen” bemüht 


Seit Monaten kursieren Gerichte 
iß auf üdafrikanischem bzw. rhode: 
dischem Gebiet Söldnertruppen für 
Mosambik und Angola zusammenge- 
zogen werden, Die Zahlenangaben 
schwanken zwischen 100 und mehre- 
fen ausend. „Bild am Sonntag” vom 
11, wußte dogar zu berichten, daß 
der Guerilaliger Daniel Roxo aus 
Mosambik, genannt der „weiße Teu- 
fe", über 23.000 bewaffiete Söldner 
die zum Einatz gegen die Un. 
abhängigkeitsbewegung bereit, seien. 
Ein anderer „kongabewährter" Söld- 
nertührer,derObersi Mehl Iioare, sol 
Anwerbung, von _ Mördertnppen 
14.000 Mark Monatsprämie und 8. 
Mark sogar Dei Verwundung bieten, 
Daß die Internationale der SBld- 
ner.Kier hier wieder auf ein lohnen: 
des Geschäft lauert, soll nicht bezwei 
fäit werden. Doch wer sollen die fi 
nanzgewalligen Auftraggeber sein, ver 
Soll den Einmarschbefehl geben? 
Die Position sowohl Südafrikas wie 


Rhodesiens, di G 
‚auch Ruodesene. die beide Green 

in Afrika 
(sprich das Bollwerk der internationa- 


len Imperialisten) sind, haben sich bei 
den inneren Kämpfen in Mosambik 
betont „neutral verhalten und den 
weißen Rasssten in Lourenco Mar- 
ques keinerlei direkte Hilfe zuteil 
Werdenlassen. Während der aufenden 


UNO-Debatte über den Antrag vieler 
afrikanischer Länder, Südafrika we- 
‚gen Verletzung der Menschenrechte, 
konvention und wegen Rassismus aus 
dieser Organisation auszuschließen, 
hat sich das weiße Rasistenregime 
unter John Vorster erstmals zu Zuge- 
ständnissen bereit gezeigt. Die südafri- 
kanische Delegation legte das Verspre- 
chen ab, den Rasılsmus im eigenen 


den inneren Kämpfen in Mosambik 
betont „neutral” verhalten und den 
weißen 'Rassisten in Lourenco M; 

ques keinerlei direkte Hilfe zuteil 
werden lassen. Während der laufenden 


UNO-Debatte über den Antrag vieler 
afrikanischer Länder, Südafrika we- 
gen Verktzung der Menschenrechts- 
Konvention und wegen Rasshmus aus 
dieser Organisation auszuschließen, 
hat sich das weiße Rassistenregime 
unter John Vorster erstmals zu Zuge- 
ständnissenberei gezeigt, Die safe 

1sVerspre- 


La 
widerrechtlich besetzten 
(ehemals _Deutsch-Südwe, 
„freie Wahlen!” zu „gestatte) 
en sich angeblich sogar die "Befrei- 
ungsorganisation SVAPOungehinder! 
beteiligen dart. Die UNO-Delegation 
der wusgerechnet — forderte 
Südafrika, nachdrücklich auf, seine 
Rassenpolitik zu verändern. 

Mehr als die Ehrlichkeit oder ver: 
inderte Absichten der beteiligten Im. 
erliten speglt die UND- Diskus 
sion eine veränderte Taktik derselben 


‚bzubauen, sowie dem von Ihm 
Namibia 


{m afrikanischen Raum wider, 


und 
kung 
der Befrelungsbewegung in Südafrika 
und Rhodesien, bedeutet grundsitz, 
Hm unbe Orenzn, imintom sch 
iten der Befreiu jetzt 

ut nach Mosambik zurfekzichen kön. 
Südafrika und Rhodesien wickeh 

in Teilihres Han- 

Ten Mosambiks (Beira 
und Lourenco Marques) ab. Der Stau- 
damm Cabora Basa It fü cine weite 
fe Industalsienung Sbdafrikes von 
woßer Bedeutung. Das ales sind Fak- 
Toren, die es Südafrika und anderen 


IN 
en 
Mi la ieBeneiehtigen Dinge nieht 
ERS Te RE un 
Zeit nicht direkt im Interesse der Im- 
Den. SEKTEER al 
a a en Ba 
it dem geschwundenen „Hin- 
Mosambik noch größer ge 


Cnisano, Präsident der Üherganes 
regierung Mosambiks und Frelimo- 
Kommandant erklarte af einer Fer 
sekonferenz Mite September: „Mir 
Benbsichtigen micht, den Versuch zu 
machen, die sidajrkanische Regie 
Fungspotuik zu reformieren. Wir wor 
Ten nlemanden provozieren. Wr wel 
Ien keinen neuen Krier Derinnen. 
denn des it nicht der Weg, unsere Er. 
falge zu vertläiger( FAR, 1994). 
"a ist vlg logisch, daß die Fri 
mo kein Interesse an einer Kolliion 
ii Südafrika hat, sondern eine Sanın- 
ungund Stärkung der Kräfte Im eige- 
ea Land anstuben muß und dam be 
eutet vor ale den vischaflichen 
Aufschwung, die Industnaliierung 
dieses Louf” rürksändig yehalienes 
Landes. Die Erelime wird den Cıbo- 
1rBas Stautanım emingerchi zu 
5 und Sttom mac 
Bidet haar  rgeveneta 
30 etwa Da ach a 
Zuseizen, Die Frelimo wird Südafrika 
B& auf Velen vol weh de Be 
Inutzung der Verkehrtwege erben. 
Seil disjhrich etwa 200 
Benutzungsgebähren einking 


Bergwerken. Sie sind eine 
senbringer, ändereiseits kö: 
abs Frelimö-Propagandisten tälig wer. 
den, Auch dies also ein zweischneidi- 
ges Schwert für Südafrika, 

Südafrika sitzt auf einem Pulverfas 
und schlägt neuc Wege ein, um es 
nicht zum Explodieren zu bringen. @ 


Spanlen-Portugal-Kommission 
Kilerngpe Hamburg 
ei dies Jührlich etwa 200 Mio, Mark 
Benutzungsgebühren einbringt. Außer- 
dem arbeiten etwa 120.000 Afrikaner 
aus Mosambik in südafrikanischen 
Bergwerken. Sie aind einerseits Devi 
seabtinger, series könen vele 
telimo-Propagandisten iäig wer 
den. Auch dies also ein zweischneidi 
80 Schwert für Südafrika 
Sitz auf einem Pubverfaß 
meue Wege ein, um es 
nicht zum Explodieren zu bringen. @ 


Spanien-/Portugal-Kommission 
KB/Gruppe Hamburg. 


Italien: 


Am 20,0ktober wurde in Lametia 
dei car jur 
kommunistische Arbeiter  Adelchi 


Die Provins Catanzaro ist seit Tangem 
ein Schwerpunkt faschistischer Über 
fälle und Provokationen. Das bisher 
biutigste Verbrechen bagingen die 
Faschisten in Catanzaro am d.Fe 

1972, als sie eine Mandgn 
einen antifaschistischen Demansıra 


Wieder ein faschistischer Mord 


Mailand, 21.Oktober - Ein Bulle schießt auf antifaschistische Studenten, die 
‚gopon den Mord an dom Genossen Argada demonstrieren 


tionszug warfen: ein Arbeiter wurde 
;eiötet, 16 andere Menschen ver- 


Seit festzustehen scheint, daß Ca: 


tanzaro Anfang nächsten 1 
Schauplatz den Prosenen wegen dei 
faschitlichen Bombenanschlags auf 
die Mailänder Landwirtschaftsbank 
vom 12.Dezember 1969 (16 Tote) 

wird, hat lie (aschitliche Tor 


ekelt in der Provinz noch or 
heblich zugenommen. Am $ Oktober 
wurde ein Irandanschlag auf das 
Büro der Kommunistischen Organs: 


tion „Lotta Continus® in. Catanzarıı 


‚Am, 20.Oktober fand in Lametia 
eine Kundgebung des 
jen'” Ministers Mancini (PSI) 
Wihrend und nach dieser Kundge- 
bung unternahmen die Faschisten 
zahlreiche Provokationen. Als sie mit 
einer Gruppe kommunistischer Ge: 
nossen zusammensüießen, schossen 
die Faschisten. Genosse Argada wur 
de getötet, vier andere Genossen ver“ 
letzt. Mindestens einer der verhafte 
ten Mörder ist Mitglied der faschisti 
schen Partei MSI, für deren Verbot 
sich in Italien besonders nach den 
faschistischen Massıkern von Brescia 
(acht Tote) und auf den Zug Rom- 
München (zwölf Tote) eine breite 
Massenbewogung entwickelt hat 
Nach dem neuen faschistischen 
Mord formierte 
tan ein Demonst 
örtlichen MSI-Büro zog und es völlig 
zerstörte. Am nächsten Tag wurde 
auch eine Bar, die ein Faschisten. 
Treffpunkt war, von empörten Anti 
Faschisten zertrümmert. 30.000 Men. 
schen nahmen am 23.0ktober am 
‚des Genossen Argada teil 
jewerkichaften hatten zu 


fgerufen. _ Kine breite 
Versammlungen, 
reiks gab ei 


r den 


‚ganz Italien. In demo 


jerten am 21.Oktober _ 20.000 

jenten und Schüler zur Zentrale 
der MSI, wo os zu Zusmmenstös 
von mit iv dor. poatlerten 


Folizeitruppen kam. Die Hullen ua 
ben hier, und späier auch an a 

‚seren Siellen der Stadt, „Warnschds 
se" ab, die glicklicherweise niemanı 
den verletzten . 
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Heißer Empfang für Kissinger 


in Rom 


Am 5; November kam Kissinger für 
einige Stunden nach Rom, um an der 
„Mellernührungskonferens‘® teil. 

Die revolutionäre Linke hatte zu 
diesem Anlaß schon in den Vorwo- 
chen mobilisiert, Das Bemühen um 
ine breite Aktionseinheil unter Ein- 
schluß der Reviionisten blieb aller- 
dings erfolglos, 


fand eine Kundgebung der PCI (,K 

{ It, an der etwa ebeniaviel 
jahmen. Dort sprach 
m „Herrn aus Amerika, 


Pal 
der gekommen bt, um reine Nase in 
unsere Angelegenheiten zu stecken”. 

Schon am Vormittag hatten in 
‚Rom mehrere tausend Schüler gegen 


Kissinger demonstriert 
iland waren anı $. Novem- 
ber 80-90 % der Schüler und Studen- 
ten nicht zum Unterricht erschienen. 


‚Am 5, November blieben fast über- 
all in Italien die Schüler und Studen- 
ten dem Unterricht fern, es gab Ver- 
sammlungen, Kundgebungen und De- 
monstrationen. In Rem folgten in 
den Abendstunden trotz strömenden 
Regens. 25.000 Menschen dem Auf- 
ruf der revolutionären Linken, gepen 
die Anwesenheit Kissingers mil einer 
Demonstration zu protestieren, 

Die Demonstranten riefen Parolen 
wie „Tanasıi, Fanfani, per vol non e'e 
domani, siete solo fantocci america- 
ni“ (Tanassi, Fanfani — Führer der 
DC-Rechten - für such gibt es kein 
morgen, ihr seid. nur ar 
Marionetten), „Frei, Fanfa: 
chet, la garrota a tütti e re” (Frei 
‚Fanfani, Pinochet, ale drei in die Ga" 


An anderer Stelle der Innenstadt, 


(It. „Corriere d. Sera“, 6.11). Den 
zen Tag über (anden in einzelnen. 
adtieilen Demonstrationen stalt. 
Am Abend nahmen mehrere tausend 
Menschen an einer Demonstration 
teil, zu der das Vietnamkomitee und 
die revolutionäre Linke aufgerufen 
hatten. Die PCI führte eine Sualkund- 
sebung „für die Unabhängigkeit und 
Autonomie Italiens" durch. 

In Neapel demonstrierten über 
5.000 Menschen, 3.000 in Salerno, 
1.000 in Genua - um nur einige 
Städte zu nennen (Il. „il manifesto", 
611.) 

Mit den Demonstrationen ste, aall- 
te gegen den Versuch des US-Imj 
Halismus protestiert werden, in Ila- 
\ien Putschpläne wie in Chile zu yer- 


en a Kane ee 
Ba ee 
Fichtige Ada getroffen. ® 


le 


Italien. 
Ex-Geheimdienstchef verhaftet 


Der „Sensition” von Ermitelu 
gegen den früheren Chef des I 
nischen Geheimdienstes, Micelli (vl. 
AK 1, 8. 5) folgte am Abend des 
31.10. "eine weitere: Micelli wurde 
verhaftet! 

Micelli, im Rang eines Generals, 
war von Ende 1970 bis Juli 1974 
‚Cher_des italienischen Geheimdien- 


Italien 


den haben. Auf weitere Drahtzieher 
weist die Miustierte „’Kspreso" hin: 
die US-Dotschaft in Rom habe eine 
Böhetende Ra ai den Putsch. 
bereit Insbeson- 
dere wird der Mltarbeauftrage der 
Botschaft, James Clavio, beschuldigt, 
Putschpline mit hohen ialienlichen 
Militärs Besprochen zu haben. Miceli 


Ex-Geheimdienstchef verhaftet 


Der „Sensation” von Ermittlungen 
geren den früheren Chef des italie- 
nischen Geheimdienstes, Micelll (vgl. 
AK 51, 5. 5) folgte am Abend des 
31.10. "eine weitere: Micelli wurde 
verhaftet! 

Micelli, im Rang eines Generals, 
war von Ende 1970 bis Juli 1974 
Chef des italienischen Geheimdi 
stes SID, der dem „Ver 


cu 
ministerium untersieht. Die Ankl 
gegen ihn lautet: „ 

heimen Vert 


berweckte. 

Zum einen vor 
daß er in den Putschplan Borgheses 
‘vom Dezember 1970 (vgl. AR SI) 
eingeweiht gewesen sel. Zum anderen 
soller in die Ende 1973 aufgeflogene 
Verschwörung der „Windrose” 
wickelt gewesen sein. 

Micelli selbst hatte schon vor sel 
ner Verhaftung versucht, den Spieß 
umzudrehen: maßgebliche Politiker 
der Christdemokraten (DC) und So- 
zisldemokraten (PSDI) seien in die 
Putschpläne verwickelt. Er selbst sei 
leider zur Geheimhaltung verpflichtet 
worden, sonst würde er schon „aus 
packen 

Inzwischen müssen sich die Ermitt- 
lungsrichter auch mit den Herren Ta- 
nassi und Restivo beschäftigen, die 
zur Zeit des Putschplanes 1970. 
teidigungs”. bzw. Innenminister wa- 
ren. Gegen Tanassi wird konkret der 
Vorwurf erhoben, von den Putsch- 
plänen gewußt zu haben. An Restivo 
wird die Frage gerichtet, wie es ge- 
schehen konnte, daß in der Nacht vom 
7. auf den 8. Dezember 1970 rund 
50 bewaffnete Faschbten das Innen 
ministenum besetzen konnten 

Man kann mit Sicherheit sagen, 
daß die Verhaftung Micellis noch 
nkht die letzte und Außerste „Sense. 
sondern weitere „Lnthül 
lungen” unumgänglich sind. Niemand 
ghubt, daß der Chef des SID sozuss 
gen. als Privatınann Putschpläne un 
terstützt hat, ohne daß dahinter Kräf 
to der Kallenischen Bourgeoisie und 
der Spitze des Sıaatsapparats postanı 


‚worfen, 


den haben. Auf'weitere Drahtzjeher 
weistdie Hustrierte „l Espresso” hin: 


die US-Botschaft in Rom habe eine 
bedeutende Rolle dei den Putschvor“ 
bereitungen 1970 gespielt. Insbeson- 
dere wird der Milltärbeauftragte der 
Botschaft, James Clavi, beschuldigt, 
Putschpläne mit hohen italienischen 
Militärs besprochen zu haben. Micelli 
habe sowohl zu Clayio wie auch zum 
US-Botschafter Martin einen regen 
Kontak! gehabt. 

Einige Tage nach der Verhaftung 
Micellis stellte sich der Faschist Tor- 
quato Nicol den italienischen Behör. 

jen. Er hatte sich vorber in der BRD, 
genau gesagt in Frankfurt, aufgehal 
ten! Torquato Nicoli war Verantwort- 
licher für Ligurien. in der „‚Fronte 
Nazionale” (die Organisation Borghe- 
ses, die hinter dem Putschplan vom 
Dezember 1970 stand). Nicoli ließ 


sich vor einigen Monaten als „Infor. 
mant” des SID werben. Er war im 
"Direktorium" einer faschistischen 


Verschwörergruppe, die zwischen 10. 
und |4. August den Staatspräsidenten 
„verhaften” und das Parlament „. 
lösen” wollte, 


{a 


Die Verwirrung wird daran deut- 
ter schon 


ich, daß die Ermittiu 
am "14.10, Hafıbefehl 
ausstellien und erst am 
"daß er Agent des 
ie hat man sich doch zur 
'Nicolls entschlossen. 
Scheinbar besteht Konfusion, ob er 
an den Putschplänen sozusagen „le. 
itim” als Beauftragter des SID (eik 
genommen hat, oder aber als Fa- 
schist. Der Widerspruch It. nich 
indessen leicht auflösen: Nicali hat 
beide Funktionen miteinander ver- 
bunden, 


Von Intereme dürfte die Frage 
sein, bei wem sich Nieoll in Frankfurt 
aufgehalten hat. Der „Corrlere della 


Sera” (6.11.74) schrübt, Nicoli sei 
ielleicht von der deutschen Polizei 
geschützt oder üherwach! worden”. 
Die dom jtalienichen Stnatsappa. 
rat. außer Kontrolle geratene Welle 
„Enthöllungen“ wird offenbar 


Arbeiterkampf Nr. 52/November 


1974 


„Entlaubtes’’ Vietnam 


Mindestens ein Jahrhundert ist not- 


gen, 

In dem Vernichtungskrieg. den die 
US-Imperialisten gegen das vieiname- 
sische Volk geführt haben, der auch 
trotz des Pariser Friedensabkommens. 
vom Januar 1973 bislang noch nicht 
beendet ist, wurde neben der „her 
kömmlichen” Art der Kriegsführung 
(Bombardierungen) die vietnamesr 
sche Bevölkerung von der US-Regie- 
rung als „Versuchskaninchen” und 
das Land"als Experimentierfeld für 
neue, besonders zerstörerische An- 
giffsmethoden und Waffensysteme 
benutzt. 

Über Ausmaß und Umfang des 
Einsatzes von „Pflanzenvernichtungs- 
mitteln” und” „Entlaubungsmitteln” 
liegen inzwischen genauere Untersu- 
chungen wor, 

Der Einsatz dieser Gifte wurde von 
den U$-Imperialisten seit 1961 in 
ständig steigendem Maße angewen- 
det. In einem Zeitraum von 9 Jahren 
yersprühte die US-Luftwafte mehr 
als 70 Mio Liter Pflanzengift, pro 
Einwohner sind das drei kg Chem» 
alien. 


Der Dschungel in Vietnam — vor 


Es handelt sich dabei um ein in 
ft angewondetos Un 
mittel, 


"Zusammensetzung ei 
wurde — jo nach dem, ob Wi 
Buschwerk 


otat 
rund 
tlaubi” wurden, um 
so kümpfenden Truppen die Deckung 


zu nehmen, oder ob Reiskulturen 
zerstört werden sollten, um die Be- 
völkerung auszuhungern und sie zur 


„Flucht”' aus den befreiten Gebieten 
Zu zwingen. 
Das Gift „Orange” (Codenamen) 


bewirkt eine hochpifige Verunrein; 
gung: _Entaubung son Wäldern 
Buschwerk und breitlättrigen Kul 
turpflanzen. Esenihält das sogenann- 
te Dioxin, von dem schon wenige 
müllardenstel Gramm genägen, um 
in Meerschweinchen zu töten. Wer 
ter wurde das Mittel „White“ für die 
Entaubung mit lang inhltender Wır- 
kung eingeetzt 

Das Mitel 


„Blue” vernichtete 


wirksam jeden Reisanbau und Acker. 
Ex ent u 54% das hochgiftige 
Arsenik, das für Menschen eine In 
hohem Maße krebsfördernde Wir 
kung hat. 

Die Erprobung dieser Kampfmit 
tel wird seit etwa 20 Jahren betr 
ben. Sie wurden u.a. bereits von den 
englischen Imperialisten 1952/54 ın 
Malaya und von Frankreich 1954/62 
im algerischen Unabhängigkeitskampf, 

jenetzt 

Hier eine Tabelle, die zeigt. in 
weichem Maße und in weich ständig 
steigender Menge die US-Imperialk 
sten diese Gifte, die zunächst in 
Fässern, später dann in großen Tanks 
nach Vieinam geschaflt wurden, in 
‚den Jahren 1961 bis 1968 einsetzten. 


geschlagenheit, Kopfschmerzen, 
Schweißausbrüche, Appetitlosigkeit 
Merzklopfen, Atemnot, Durchfall. In 
schweren Fällen treten Leber- und 
Verdauungsstörungen, Lungenödeme 
und Schocksymptome. auf, die bei 
Krämpfen zum Tod führen können. 
Sicher ist inzwischen auch, daß die 
Gifte zu Mißbildungen — wie etwa 
Wolfsrachen bei Neugeborenen 
führen. 
Eine abschließende Einschätzung 
des Ausmaßes dieser Gifteinsätze 
kann heute noch nicht gegeben wer - 
Festzustellen ıst aber schon jetzt, 
daß große Teile der Felder und Wäl- 
der unfruchtbar und kahl sind; etwa 
36 % des sdvietnamesischen Man- 


Auf einem Kongreß amerikani- 
scher Wimenschaftier (Association 
for the Advancement of Science) 
(vergl. „Spiegel“-Bericht vom 11 
1.1971) wird festgestellt, daß be- 
reits große Teile des Mangroven- 
dschungels verkarstet und verödet 
sind. Selbst Zonen, die vor 9 Jahren 
zuletzt mit den gifügen Chemikalien 
besprüht wurden, zeigen noch keine 
Anzeichen von Neuentwicklung 

weiter wirkt sich die Vernichtung 


— nach dem Einsatz giftiger Entlaubungsmin 


von Reisfeldern und Acker verheh 
rend aus, die Lebensgrundlage von 
‚600 000 Menschen ist zerstört. 
„Urgänzend” dazu stellt eine Ge- 
heimstudie der US-Armee fest, dub 
der Einsatz von Pflanzenmitteln Lust 


'h nach diesen - für die 
US-Imperialisten sicher nicht neuen 
Erkenntnissen — der Giftkrieg fort 
gesetzt wurde, reiht sich nahtlos ein 
in die brutale systematische Völker: 
mordpoltik der US-Imperialisten. 
Die Gifte führen in ihren hohen 
Dosierungen und in den Mengen bei 
der Bevölkerung zu akutem und chro- 
nischen Vergiftungen. Die Wirkung 
‚der Giftstoffe ruft Tränenreiz, Nies- 
und Hustenreiz, Übelkeit hervor. 
Darüberhinaus steigern höhere Aus- 
sentemperaturen die Wirkung der 
Stoffe erheblich; das bedeutet für 
die Menschen akute Vergiftungser 
scheinungen, was sich äußert in Ab- 


grovenwaldbestandes, der für den 
Fischreichtum der Flüsse und Teiche 
(eine wesentliche Nahrungsquelle der 
ländlichen Bevölkerung) und für die 
Eportwirtschaft des Landes unent- 
behrlich ist, wurde so zerstört. Das 
Ergebnis ist ein rötlich ausgelauchter 
Laterit-Boden, der durch die Sonnen- 
bestrahlung eine ziegelsteinartige 
Festigkeit bekommt, auf dem nur 
noch spärliche Gräser wachsen, die 
dem Gift widerstehen. 

Die gesamte dort lebende Tierwelt 


hat so ihren Schutz und ihre Nahrung 
verloren, viele Arten sind ganz ausge 
storben, os gibt fast keine Vögel 
mehr, keine großen Raubtiere, 


Noch nicht absehbare Klimaver 
inderungen könnten eine weitere 
Folge davon sein. 

Wenn überhaupt, können diese 
Schäden erst in hundert Jahren über- 
wunden werden, vorausgesetzt, man 
könnte sofort mit der Wiederauf 
forstung der vernichteten Waldgebie- 
te beginnen. 


Deutlicher kann der Imperialis- 
mus seine Absicht zum offenen Völ 
kermord nicht zeigen. Diese giftigen 
Chemikalien bedrohen nicht nur die 
Existenz der jetzigen, sondern auch 
der kommenden Generationen. @ 


Genossin der BO Harburg/Wilhelms- 
burg, KB/Gruppe Hamburg 


Der Kampf geht weiter 


Nachdem am $. Oktober der Gene. 
kretär des MIR, Genosse Miguel 
im Kampf gegen die fa 
Junta fiel, hat die Führung 
MIR (Bewegung der Revolutio 

Linken) ein weiteres Mitglied 


italienischen Botschaft 
tiayo die Leiche der Genossi 
Moya Videla gefunden, die von den 
Faschisten während der Nacht über 
ie Mauer geworfen worden war. Die 
‚enossin war erwürgt worden, ihre 
Leiche wies Spuren der Folterung 
Luni Moya Videla war 27 Jahre 
alt; sie war Mitglied des Zentraikomi 


tees des MIR 
Die italienische Botschaft in Santiago 
it seit langem Ziel von Angriffen 
der Faschiten. Fast 200 (!) politr 


sche Flüchtlinge haben dort Zuflucht 
‚sefunden. Ihnen wird von der Junta 
de Ausreise verweigert. Die faschis 
sche Prewe bezeichnet die Botschaft 
als „eine Art politisches Sekretariat 
des MIR“, Die Angriffe gingen bis zu 
nächtlichen Schömen auf das Bo 
schafts-Gebäude. 

ibenfalts Anfang November wurde 
bekannt. daß die Genomin Laura 
Allende. Schwester des ermordet 
Präsidenten und bis zum Putsch Par 
Iamentsabgeordnete der Sozialistr 


‚haftet worden ist 


Tod des Genossen Enrı 
‚quer bis Ende Oktober wurden über 
‚600 neue Verhafiungen bekannt, Eine 


ternationale Juristenkommission 
kam zur Feststellung, daß in Chile 
der faschistische Terror „allgegen 
wärtig und systematisc stärker 
als im September 73 (nach der 

sch) sei. Das ist auch ein Erge 


nis der Schwierigkeiten, in denen die 


Junta_ steckt, Ereignisse des letzte 

Monats haben gezeigt, daß sich die 

Revolutionäre zu wehren wissen. 

@ Als „sarabineros® (Bürgerkriegs 
polizei) ein alleinstehendes Haus 


in den südchilenischen Anden durch 
suchen wollten, wurden se mit Schüs- 


sen empfangen. Zwei der „carabi 
neros“ wurden gelötet und leid 
auch eine Widerstandakämpforin. D 
Kämpfer konnten entk 

h Angaben der Junt 
‚derstandıgrupi 

ossen der $ı 


unt 

zialistischen Partei stehen. 

© Hei Talca, 250 km südlich von 
Santiago, sollen bewaffnete Genos 


son. angeblich vom MIR, eine Polizei 

station haben. Sie konnten 

sich ohne Verlust zurückziehen. 

© InOsorno (Südchile) wurden sechs 
Genossen einer „Einheitsfront des 

Widerstands" verhaftet. Zu dieser 
Einheitsfront" gehören nach Anga 


ben der Junta M MIR 
der Sozialistischen Partei des MAP} 
der aka 
ten. "Wenn diese Meldung zutriff 
zeigt sich eine schr breite Aktionsein 
heit in Chile selbst. 
© Eine weitere Meldung der 
Junta besagt, daß am 2. No 
vember Genomen des MIR einen 
Supermarkt überfielen. Bei der an 
schließenden Schießerei seien drei 
Bullen verletas worden. 


Diese Meldungen — auch wenn x 
derJunta offenbar dazu dienen sollen, 
das Ausinaß des faschistischen Ter 
rors zu „erklären" — zeigen doch, 
dab es die Junta außer mit i 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten und 


ihre ch 
mit einem sich konsolidierenden un 
zuneh militanten Widerstan 
u tun hat ° 
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Englischer Faschist fordert: 


Staatliche „‚Geburtenkontrolle“ 
bei Arbeiterfrauen 


Eine unglaubliche faschistische Pro- 
vokation leistete sich der bekannte 
Tory-Politiker Sir Keith Joseph in ei 
mer Rede am 20. Oktober in Bir 
mingham: Er forderte eine vom Staat 
ausgeübte Kontrolle und Planung der 
Geburten in den „unteren Schichten 
also der Arbeiterklasse, 

‚Joseph hatte sich bereits während 
des Wahlkampfes durch seine Vor 
schläge, der Inflation durch höhere 
Arbeitslosigkeit zu begegnen, be- 
kannt gemacht 

Jetzt offenbarte er sein zutiefst 
menschenfeindliches Gesicht völlig 


„Faschist Keith Joseph 


Er beschwor den „moralischen Ver. 


und den „Niedergang 
‚der kulturellen Werte“. Die Schuldı 
en an dieser „Degeneration des en: 
lischen Volkes” selon die Frauen aus 
den „Klassen vior und fünf” (die un- 
teren Schichten der Arbeiterklasse in 
der faschistoiden Klassifizierung der 
bürgerlichen englischen Sozrolonen) 
„‚Unpassonde Mütter“ würden zu vie- 
io uneheliche Kinder mit zu geringer 
Intelligenz gebären, die als Verbre 
her, Heiminsassen oder Obdachlose 
enden, „Wenn wir nichts dagegen 
tun“, erklärte Joseph, „geht unser 
Volk einer Degeneration enigegen, 
denn diese Mätter gebären oft Pro. 
biemkinder, die zu einer sozialen Be 
lastung unserer Gesellschaft werden“ 

Unverhüllt wird die vor allem vom 
deutschen Faschismus aus 
und „wissenschaftlich 
Herrenmenschen-Id 
In unglaublich demag 
wird die Wirklichkeit auf den Kopf 
gestellt und so getan, als seien z.B 
geringe Bildung in der Arbeiterklasse 
‚oder z.B. früheres Altern und Krank 
werden sozusagen _„naturgegebene 
Erbeigenschaften“ der „unteren 
Schichten“. Wobei es sich döch hier 
bei gerade um gesellschaftliche Fol 
gen der brutalen Ausbeutung und Nie 
derdrückung der Arbeiterklame durch 
den Kapitalismus handelt! 

Das Interesse der Faschisten und 
ihrer Auftraggeber an diesen Lügen 
Hiegt auf der Hand: die Existenz von 
Klassen soll naturgegeben, sozusagen 


durch die „Erbmasse“ bedingt er 
scheinen (die Tüchtigen, Intelligen 
ten, Herren und die Schwachen, 
Dummen, Untergebenen) und die 
Herrschaft der einen Klasse über die 
andere auf dieser Grundlage als ver 
nünftig und notwendig. 

Joseph ist nicht nur ein fmchlsti 
scher Theoretiker, sondern orientiert 
auf die praktische Umsetzung laschi 
stischer Politik: „Wir müssen den 
‚Kampf für unsere jäeen in jede Schw 
le, jede Universität, jede Publikation, 
jedes Fernsehstudio ragen, denn wir 
sind im Besitz der Wahrheit" (nach 


„Welt“, 21. 10.72). 


„Welt“, 21, 10.74). 

Joseph weiß, wo er seine Feinde 
zu suchen hat - bei den Kinken und 
Kommunisten; „Der Verfall der Wer- 
te breiter sich aus, der allgemeine 
Standerd In den Universliäten ist 
ieh die Rowdieı von der Linken 


Diese faschistische Hetze ist im 
'runde nichts Neues. Wesen! 


gendeinen kleinen (aschistischen Pro- 
ateur handelt, sondern um Jo- 

der gegenwärtig Sprecher für 
innenpolitische Fragen (!) der 

rtei ist und außerdem auf di 
te der potentiellen Nachfolge 
Partei-Chef Heath ganz oben (neben 
dem Rassisten Powell übrigens) sicht! 
Unseres Wissens mußte Joseph 
trotz massiver Proteste aus allen Ek- 
ken der englischen Gesellschaft 
keine seiner Thesen zurücknehmen, 
geschweige denn als innenpolitischer 
Sprecher zurücktreten! Frech kom- 
mentierte er die Empörung vieler 
Menschen lediglich: „Es war wohl 
mein Fehler, zu viel'in diese Rede 
hineingepackt ıu haben. Ich hätte 
etwas weniger sagen sollen". . 


‚Chemie-Komltee, 
KB/Gruppe Hamburg 


Terrorurteil gegen Informätionsfreiheit 


Das weiße, faschistische Minderheit 
tegime Südrhodesiens verhängte ein 
weiteres Terrorurteil: 
© Im Oktober wurde ein sch 

scher Journalist in Rhodesien zu 
insgesamt 22 Jahren Gefängnis und 
einer Geldstrae von 30.000 rhodesk 
schen Dollars verurteilt, „weil er ın 
dem Wirtschaftuhrieg, der gegen die 
ve Land geführt wird als Spion tätig 
war", wie Richter Beck, erklärte 
(„Süddeutsche Zeitung“, 25.10.74) 

Das „Vergehen“: Me Intoah hatte 
seinem "Schwager Unterlagen pe 
schickt, auı hr. „daß 
Rhodesien mit Hilfe ne 
schweiser und ameri 
ken und Geschäft 
pelung seiner Eisen. und 
duktion plane 

So wurden die P 
erialisten enthüllt, die 
Iaschistische Regime in 
„boykottieren"! 

Wie dieser „Boykoti'" 
Me Intosh enthüllt 


fiziell di 
Salısbury 


hi 


© „Unter der direkten Beteiligung 
von Klöckner, des Neunkirchner 
Eisenwerkes und einem Deutsche. 
Bank- Teilhaber", sowie der wall 
chen „Vereinigten Österreichischen 
Stahlwerke" (VOEST) soll die Stahl- 
doppelt werden 
‚tıchen sollen dafür die 


erzeugung 


Bew 


Dieses Terrorurteil zeigt wieder 
einmal mit aller Deutlichkeit, daß 
die Imperialisten und ihre Statthalt 

in den unterdrückten Ländern alles 
daransetzen, um jede Enthüllung und 
jeden Kampf gegen ihre Politik brutal 
au unterdrücken! 

Es zeigt aber auch, daß es irotz 
solcher massiver Einschüchterungs 
‚che immer wieder Menschen 
„gie wiche Machenschaften en 


HSW-Betriebszelle, 
Kn/Gruppe Hamburg 
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Arbeiterkampf Nr. 52/November 1974 


Hamburg 


des Senats 


Am 8. November demonstrierten in 

Hambern etwa 2.500 , 200 Men- 

Ind idengpoik der sen 
u In Senats“ 

Zu dieser Demonstration h. 


tere ‚donen sowie Schüler- 
näte und Schälergruppen, 

sche Gremien und Gruppe 

zent 


Se aatgerufen (pl Kosien), 


Über 2.500 demonstrierten 
gegen die reaktionäre 
Jugend- und Bildungspolitik 


bis Ende des Jahres — einen Einstell- 
ungsstop im Öffentlichen Dienst ver- 
hängt, der die Personalknappheit in 
Krankenhäusern, Kindergärten. etc. 
noch verschärft und zusätzliche Be- 
lastungen für die Beschäftigten bringt). 
„Weg mit dem Numerus Clausus und 
Allen anderen Studienbeschränkun- 
gen“ (2.2. fehlen in Hamburg nach 
amtlichen Angaben 1377 Lehrer; an 


Folgende Gruppen riefen 


Zur Vorgeschichte: die etwa 800 
Teilnehmer einer Protestversammlung 
am 4. Oktober — gegen die Streichung 
der staatlichen Förderung für den 
ınd Demokratischer Jugend, Ring 
Bündischer Jugend (BDJ/RBJ) - hat- 
ten einstimmig. eine Resolution be- 
schlossen, „in der Zeit nach den 
Schulferien "eine Demonstration auf 
möglichst breiter Basis gegen die 
reaktionäre Jugend- und Bildung- 
politik des Hamburger Senats durch- 
zuführen”. Im Sinne dieser Resolu- 
tion > hatten dann BDJ/RBJ, ESG 
(Evangaische Studentengemeinde), 
„Rigas Peraios” (griechische Jı 
r Aniatlon) und der KOMMUNI- 
IUND mit einem „Offe- 
am ner (eo. AK 51, 8) au 


Die Stoßrichtung der Demonstra- 
tion ergibt sich aus den festgelegten 
Parolen: „Sofortige Aufhebu: 


des 
Einstellungmeoge im Öffen 
Dienst“ (der Senat hat - vorerst 


Sei Fre» 
DAS ku DR HELFE 
FÜR Dig ALLEIN 


Am 8.November demonstrierten In Hamburg etwa 2.600 bis 2.000 Menschen 
‚gogon die ruaktionäre Jugend- und Bildungspolitik des Sanats 


vielen Schulen fallen bis zu 20 % 
der Stunden aus; der Numerus Clausus 
in der Lehrerausbildung soll diese 
Situation zementieren). „Kampf der 
Stufenausbildung und 'Lehrstellen- 
verknappung”. „Von den Jugendli- 
chen selbstverwaltete und staatlich. 
finanzierte Freizeiteinrichtungen“ 
„Gegen die Einschächterung und 
Unterdrückung kommunistischer und 
anderer demokratischer Organisation- 

„Für freie politische Betätigung 
in Betrieb und Gewerkschaft, Aus- 
bildung und Beruf“. 

Mit: dieser Demonstration wurde” 
bewußt ein erster Versuch unter- 
nommen, eine ganze Reihe einzelner 
Gruppen und Initiativen im Bereich 

schen Jugendpolitik 

damit. die 
Isolierung der einzelnen Teile von- 
einander (Arbeiterjugendliche von 
Schülern, Schüler von Studenten etc.) 
ansatzweise aufzuheben. Diese De- 
monstration soll in diesem Sinn 


keineswegs ein Schlußpunkt, sondern 


teiligte am Zustandekommen dieser 
Aktionseinheit werden sich initiativ 
um eine Fortsetzung der begonnen 
Aktivität, um das Zustandekommen 
weiterer" gemeinsamer Aktionen, 
möglichst auf noch breiterer Basis, 
bemühen. 


Zum Verhalten einzeiner 
nisationen gegenüber der 


monstration 


Bei dieser Demonstration war es 
als positiv zu verbuchen, daß sich der 
Landesverband der Jungdemokraten 
(FDP) schließlich zu einer Beteiligung 
und Unterstützung durchringen konn- 
te. Einer Reihe anderer Organisatio- 
nen fehlte es dagegen leider entweder 
an Mut oder an politischer Einsicht, 
um diese Demonstration zu unter- 
stützen. 


Jusos und Falken 


Die Jusos „begründeten" 
Nichtteilnahme an der Demonstı 
tioh telefonisch mit üblen „linken‘ 
Schnacks: Der Initiative (sie bezo- 
gen sich dabei auf den erwähnten 
‚Offenen Brief“ von KB, ESG und 
BDJ/RBJ) fehle die „antikapitalisti- 
sche Stoßrichtung““. Man dürfte nicht 
‚die Jugendpolitik des Senats angre+- 
fen, sondern müßte hinter ste- 
henden „Kapitalzwänge“ aufzeigen 
etc. — Selbst wenn es den Jusos da- 
mit ernst gewesen sein sollte, ist diese 
„Begründung“ absurd, da der „Offe- 
üe Brief nicht mehr war als ein Vor- 
schlag; die Jusos hätten also ohne 
weiteres ihre eigenen Vorstellungen 
in die Diskussionen der Aktionsein- 
heit einbringen können - wenn sie 
daran teilgenommen hätten! Tatsäch- 
lich darf man wohl vermuten, daß 
hier den Antikommunismus-Beschlüs- 
sen der SPD-Führung (keine Zusam- 
menarbeit mit Kommunisten!) nur 
ein „linkes“ Mänteichen übergehängt 
werden sollte 

Die „Falken“ antworteten schrift- 
lich auf den „Offenen Brief“. Sie lie- 
Sen darin durchblicken, daß sie das 
Anliegen der Demonstration im Grun- 
de unterstützen würden. Sie hätten 
aber Angst, daß nur ein „kläglicher 
Haufen“ (!) zu der Demonstration 
kommen würde, und das wäre schäd- 
lich für die Sache. Deshalb könnten 
sie nicht mitmachen. Abgesehen von 
der darin hegenden Fehleinschätzung 
ist wohl auch hier cher Angst vor 
Maßregelungen durch die SPD-Führer 
im Spiel gewesen. Es ist daran zu er- 
innern, daß die „Falken“ schon an- 
läßlich der RBJ-Veranstaltung vom 
4.10. politischen Riesenslalom fuh- 
ren: erst ihre Beteiligung zusagten, 
aber in letzter Minute absagten... 

Umso erfreulicher ist es, daß 
Gruppen von „Falken“ dennoch an 
der Demonstration teilnahmen! 


DKP/SDAJ 


DKP/SDAT 


überhaupt zum „Offenen Briet 


fenen Briefes“ 


eine rege Gesch 


tionseinheit über eine Teiln 
der AStA-Demo spre 


das Volk zusammenschließen‘ 
Richtig sei es dagegen & 
wennjede „Gruppe von Bei 
einzeln für ihre F 
kämpft (also die Ei 


ffenen 


Tinge für sich etc.) 


{tt 
klärung ab 


hr gu 

on aber 
wäre das gut für den Senat. De s 
ha 1b. wolle die 88G mun di 


benen Voraussetzungen zum größr 
möglichen Erfolg zu verhelfen 
Genau dasselbe teilte dann der 
krethr der Ortsleitung Hambus 
(#.2, Lutz P.) den Verfassern des 
Öfienen Briefes“ in einem Schrer 
ben vom 31-10. mit 

Die Dümmareistigkeit und. der 


Größenwahnsian bei diesem Salt 


die Jugendlichen zu Kriminellen ab. 


Sie hielt es gar nicht für nötig, 
"Stel 


lung zu nehmen. Die SDAJ hatte al- 
lerdings schon zur Veranstaltung am 
4.10. erklärt, daß sie nicht an Ak 
nen teilnimmt, 
is, 


wenn der KB dabei 


‚Auch der revisionistische ASIA der 


zur Demonstration nicht äußern, ent- 
faltete aber nach Erscheinen des „Of 
ig: 

keit: u.a. Ankündigung einer eigenen 
nonstration für Anfang Dezember 
KOMMUNISTISCHE BUND wırd 
mit anderen Organisationen der Ak 


KBW 
Der KBW-Ver 
Aktionseinheits@esprächen nur er 
schienen, um die Demonstration zu 
verhindern. Hier würden Dinge zu 


gefaßt, die man nicht zusam 
menfassen dürfte: so könne man nicht 


derungen 
n für sich, Jw 
gendzentrumsinitiativen für sich Lehr 


Nachdem der KBW die Gespräche 
verlauen hatte, gab zunächat die SSG 

Intengruppe des KUW) eine Er 

daß die Erfolguaussich 
ten für diee Demonsiratton nicht 
Wenn die Demon 
‚ein Mißerfolg” würde, 


‚diese Demonstration nach Kräften 
nterstützen, um ihr unter den gege 


Kampf um ein selbstverwaltetes 
Jugendzentrum in Frankfurt 


Be 
Ba ae 
tion vom 26. Oktober in Frankfurt). 
SRESBEEE 
Ka d  S 
en 
Jugendhaus zu bekommen. Im glei 
a an, 
nal 
ne 
Se nege 
Sep mERe 
En 


Die Situation der circa 5000 Ju- 


endlichen dort ist miserabel: außer 
miesen Kneipen und teuren Disko- 
theken gibt es in diesem Stadtteil 
keine Möglichkeit für die Jugend- 
aiesem Siädtten 


theken” gibt” es 
keine Möglichkeit fü 
lichen, ihre Freizeit zu 

Um mit der Hinhaltetak 


Behörden Schluß zu machen, be- 


schloß die Jugendi 
heim, am 18. Okto 
Jahr Teerstehende G 
kenheimer Sozialstati 
Diese Besetzung wurde di 
Flugblatt der JIB angekündi 


Varrentrapstr. 38, 
Diskussionen 


Geplant 


Stadtteilen. At 
abend wurde aber nichts 


zeitruppen, unter Kon 
SPD-Polizeipräsident Müller an. 


Mit Wasserwerfern und Tränengas 
Mortale sind offensichtlich: zu winer 
letzten „Massen”kundpebung (G: 
Wasser, Strom) mobiliserte der KBW 
kaum 200 Leute! 
„KPD“ /KSV 

Die „.KPD" versuchte auf der er 


sten Vorbesprechung. 
zu geben: statt gegen die 


nats. sollte es eine Demonstrat 
gen Stellenstop im Öffent 


Dienst und gegen politische Diszipli 


ung werden. 


'h die „KPD' 


beteiligte 
weiter 

Insbesondere v 
Diskussion des 
der Parolen ihre fo 
noch unterzubrin 


nicht einfach sagen sollte: „Senat 
sondern „SPD-Senat” oder 
bstverwältete Jugendzentren‘ 


freie und selbstv 


teil 
Tirst als es an die Frage der 


Re 


bäude der Bok 


zu besetzen. 
ch ein 
Rund 
300 bis 400 Jugendliche versammel 
ten sich am Abend des 18.10. in der 
über Jugendzentren 
und über Erfahrungen in anderen 
‚dem Diskussions 

bereits 

um 23 Uhr (das ganze hatte gegen 
20 Uhr begonnen) rückten die Folk 
nando von 


der geplanten 
Demonstration einen neuen Inhalt 

aktionäre 
Jugend- und Bildungspolitik des Se 


Is_ dien nicht akzeptiert wurde, 
dennoch 
an den Vorbesprechungen 


malen Mätzchen 
n, 2B. daß man 


machten sie sich den Weg ins Haus 
frei. Die Jugendlichen” ihrerseits 
leisteten dem brutalen Kinsatz der 
Polizei heftigen Widerstand 

250 Jugendliche wurden fertge- 
genommen, Sie wilenjetat des Land 
'iedensbruchs, des schweren 
A 
schädigung, werden. Vier 
Lehrer und Soeiarbilr, de ebe- 
falls festgenommen wurden, sollen 
fristlos entlassen werden 

In den folgenden Tagen bemühte 
sich die JIB, die Bevölkerung über 
die Vorfälle zu informieren. U.a 


wurde eine Vollversammlung aller 


Jugendhäuser der Stadt. organisiert, 


te sich auf dieser aT Un- 
klarheit über Ziele und Inhalte des 
Kampfes, teilweise mit ziemlich 
großen lülusionen gepaart. Auch die 


Spattungsvernuche "der Bourgeoise, 
die „K-Gruppen”, d.h. die Kommu- 
, für die Vorgänge verantwort- 


zu machen, 
Ziel erreicht; wo 


Jaben teilweise ihr 
wurde auf dieser 


einem Vertreter der 
‚rt entzogen, was wohl 
Weniger mit einer solldarlichen Kı 


tik an der 
Imehr 


„KPD" zu tun has 
init antikommunistischer 


ten. Die meisten linken F 
Organisationen unterstützten diese 
Demonstration. BB 
Bezirkseinheit KB/Gruppe Frankfurt 


d.en während der Demonstration 

ng, kam es zum Bruch, Die meisten 
Vertreter schlossen sich dem Vor 
schlag des KB ht Organiaa 


lassen (wegen 


weils Vertreter 
einzelner Bereiche (z.B. einen Schö- 
kervortreter, einen Jugendvertreter, 
nen Studenten ‚eic.). Davon aber 
wollte die „KPD“ nichts wissen. Für 
sie war offenbar, das wurde daran 
deutlich, die ganze Demonstration 
wohl aur unter dem Aspekt interes 

oßem Publikum 


Abschlieikend läßt sich sagen, daß 
wir uns bemühen werden, die begon 
nene Akuiritt kontinuierlich fortau 
setzen, vor allem "(un den 
Schulen, Berufmchulen, in Jugend 

trieben, an der Un 


Arbeiterkampf Nr, 52/November 1974 


Forts, Stahlindustrie 


Die Auszahlung der 2 x 300 DM ist 
dabei noch geschickt gestaffelt, Der 
Auszahlungstermin Mitte bis Ende 
November gibt den Kapitalisten die 
Möglichkeit, _ bisher übertarifliche, 
nachtsgeldzahlungen _ mit. dem 
dieselbe 


Möplichk 
nde Mai in Bezug auf das Urlaubs 
geld. Der ‘psychologlsche” Lffekt 
der Auszahlungszeitpunkte legt 
ersten Fall darin, daß eine einmal 
Zahlung von 300 DM zu Beginn ü 
den geringen Tarifabschluß hinwe; 
täuschen soll. Ende Mal erhoffen sich 
die Kapitalisten mit der zweiten Aus- 
zahlung ein Besänftigen der bis dahin 
auftretenden Unzufriedenheit 


In der „‚Konzertierten Aktion” 
die Weichen gestellt 


In der Sitzung der „Konzertlorten 
Aktion” am 24.9. einigten sich die 
Kapitalisten mit den Wertretern der 
Bundesregierung und den Gewerk 
schaftsführern auf folgende Zielset 
zung: Die Steigerung der Untemeh- 
mergewinne, um die Investitionstäi 
keit der Unternehmer zu erhöhen. In 
den vorgelegten und von den Teil 
nehmern der Sitzung begrüßten Or 
entierungsdaten heißt es 


Die Bruttoeinkommen sollten im 

Jahresdurchschnitt 1975 um 9,5% 
steigen, die Arbeitslosigkeit würde 
dann durchschnittlich 2,9% betragen, 
die Preise würden um 6 -.6,5% st 

Als günstigeres „Model” wurde 

das folgende angegeben: Steigerung 
der Bruttoeinkommen um 8%, da- 
durch würden die Unternchmergewin- 
ne noch mehr ansteigen, Arbeitslosig- 
keit 2,5%, Preissteigerung 9,5 — 6% 


ke 398, Preistelgrung 9.5 6% 


Ausdrücklich warnte die Bundes- 
regierung vor Lohnerhöhungen über 
9,5%. Das würde nach ihren Angaben 
bedeuten 


= Arbeitslosenquote von 3 — 3,5% 
Preissteigerungsrate von etwa 7,9% 
Diese Sitzung der 


Aktion” war „die beutd, die eı je gab’, 
dies stellten übereinstimmend Wirt 
schaftsminister Nriderichs, Kapita- 


listenboß Schleyer und DGB-Cher 
Yyıa „0 der Tuammzben. rom 
einer 


Bereits mit der Aufstellur 
Forderung von 14% in der Stahlindu- 
strie hatten die Gewerkschaftsführer 
ihren „guten Willen” zur Zusammen- 
arbeit bewiesen. IG MetallChef Lo- 
derer hatte in einem Interview mit 
der „Zeit” am 11.10. auf die Frage, 
ob nicht „ein lohmpolitucher Burg 
frieden geichlossen werden” könnte, 
geantwortet; „Der Begriff Waffen 
Hnilistand gefällt mir besser als Burg: 
Frieden. 


Das war erst der Anfang, 
tet weniger? 


Kapitalistenvertreter haben ausge 
rechnet, daß der Stahlabschluß unter 
Berücksichtigung der außertariflichen 
und Imisierten” („stahltypische 
Zuschläge”) Einkommensbestandtei 


Die US-Fernsehgesellschaft CBS hat 
im Oktober die aktwelle Liste der 
vom US-Geheimdienst CIA „.dew 

Länder veröffent 


zugt behandelten 


gelten für die CIA alı 

Habile Gebiete der Welt 

lich als Objekte der „strategischen 
ontrolle.” 


Die CH$ meldete ferner: „Die CIA 
schickt gegenwärtig eine große Am 
zahl von Leuten und ungehi 
Geldsummen nach Spanie 


zwar „aus Sorge um das, was Im be 
‚nachdarıen Portugal und anderen ew 
ropdischen Gebleren passiert.” Das 
schistische Spanien soll stärker als 
Agenten- und Putschzentrale gegen 
ugal, Italien u.a. Länder ausge 
baut werden 
‚ach Meldungen der Italienischen 
Zeitungen „il manifesto” und „Lot 
ta Continue” vom 16. und 20. Ok 
tober). . 


le eine effektive Lohnerhöhung von 


7,9 % ausmache („Handelsblatf' vom, 
2.10). Der sogenannte „S: 

tolle ein „Zu 

Stahlarbei 


ten Gewinne der Stal 
macht wurde, wie sowohl Kapital 
sten als auch Gewerkschaftsführer 
ausdrücklich betonen. Damit wird von 
vorherein klangemacht, daß alle fol 
‚genden Abschlüsse darunter liegen 
sollen. 


Im Mittelpunkt der Tarifausein- 
andersetzungen stehen jetzt die Me- 
talltarifrunde und vor allem die für 
den Öffentlichen Dienst, 


Die Gewerkschaftsführer haben bo 
reits versprochen, die besondere (an- 
‚geblich schlechte) Lage der Metall 
Industrie beim Aufstellen der Korde- 
rungen zu berücksichtigen. Dieter 
Kirchner, Hauptgeschiftsführer des 
Kapitalistenverbandes Gesamtmetall 
erklärte unmittelbar nach dem 9% 
Abschluß: „Das Verhandlungsergeb- 
nis it nur aus der speziellen Situation 
der Stahlindusirie zu erklären und 
zu verstehen" (,„Handelsblatf’29.10.) 
Gleichzeitig welst er darauf hin, daß 
im November und Dezember 2ige 
Tariferhöhungen in den meisten B&- 
zirken der Metallindustrie in Kraft 
treten, die Anfang 1974 in einem 
Stufenplan festgelegt wurden. Diese 
Erhöhungen seien in Erwartung zwei- 
stelliger Preiserhöhungen beschlossen 
worden. Da diese Preissteigerungen 
nicht eingetreten seien, verlangt Kir 
hner jetzt, diese 2% als „Vorgriff 
auf die kommende Tarifbewegung” 
zu behandeln, 


Für die Metallindustrie ist also be- 
reits ein noch weitergehender Lohn- 

ub zwischen Gewerkschaftsführern 
und Kapitalisten zu erwarten. 


Kürzer treten” sollen nach Plä- 
der Kapitalisten auch die Kol- 
‚legen des Öffentlichen Dienstes. 
Mit ungeheurer Demagogie wird in 


Ietgign Wochen sten diese Kol 


: itenulichen “nensien 
Mit ungeheurer Demagogie wird in 
den letzten Wochen gegen diese Kol 
legen zu Felde gezogen. Dabei wird 
gerade in diesem Bereich in der 
nächsten Zeit verstärkl rational 
In fast allen Bundesländern beste 
hen Pläne für Einstelluhgsstops und 
Reduzierung von Planstellen, der 
Hamburger Senat hat dies bereits be 
Die Bundesregierung plant 
einen Beförderungstop von zwei Jah 
p te. In den Haushalt 
der ierung und der Länd 
und Gemeinden sind für 197% durch“ 
schnittlich 6 % für Lohnerhöhungen 
‚eingeplant!! F 


jewerkschaftsführer sind be- 
reits dabei, den verschärften Lohn- 
raubkurs zu segeln. Als erster formu- 
lierte‘ der Beamtenbund, der keine 
Tarifpartei ist, Forderungen von 8% 
und einen Sockel von 30 DM (ca 
10,7 %). Das war selbst dem Vor 
sitzenden der Deutschen Postgewerk- 
schaft, Breit, schon zuviel. Er wetter 
te: solche „unerfüllbare(n) Forderun- 


‚gen können doch nur Standesorgant- 
sationen gestellt haben” -4,Kölner 
Stadt-Anzeiger”, 28.10.) 

Die ÖTV veröffentlichte jüngst 


eine Diskussionsgrundlage zur Tarif 
runde, die sie angeblich ihren Mit 
iedern zur Verfügung stellen wollte, 
aber zunächst an die Presse pepe- 


den wurde, damit diese schon mal 
kräftig darüber herzieh 
Die OTV liegt mit ihrer „Diskus 
sionsgrundlage" als erste Gewerk 
schaft bereits unter 10 %. Sie em 
pfiehlt Lohnerhöhungen von 6 % + 
$0 DM als Sockel, Diese Forderung 
iegt prosentual zwischen 7,8 und 
%: in den mittleren Lohngruppen, 
nach denen die überwiegende Zahl der 
Arbeiter und Angestellten bezahlt 
wird, liegt‘ diese Fo 
109 
Die Widersprüche 


verschärfen sich 


Finanzminister Apel kündigte den 
„srößten Härtetest seit Kriegsende” 
der BRD an. „Eingriffe und Ein 
bußen des persönlichen Wohllebens 
und der Bequemlichkeiten [!) der 
ruchsgesellschaft (1!) sind unver 


lich” („Weit" 5.11.74) 
In einem Vortrag vor ‘dem Ge 
schaftstag. des Raiffeisenver 
bandes stellte Wirtschaftsminister 


Friederichs fest 


Br mässe zur Kenntnis genommen 
werden. daß in der Bundewrepublik 
nicht mehr so viel zu verteilen sei 
wie bisher. Allein die Verteuerung 
des Mineralöl, habe für 1974 eine 
usduuliche Belastung von rund 20 
Milliwrden DM gebrucht. Zum Aus 
gleich dieses Abflusen müsse entwe 
der der Lebensstandard um die gleiche 


Marge sinken, oder es müsse für diesen 
Betrag mehr geleistet werden” 
(„FAZ" 30.10.79). 


n der Tat, beides betrieben die 
Kapitalisten seit Monaten verstärkt 
Iieschaffung neuen Kapitals durch 
Lohntaub und Senkung des Lebens 
standands, 
Taufenden 
schlüsse, und eine gewaltige Intensi 
vierung der Arbeit, deren schärfster 
Ausdruck die vermutlich größte Ra- 
tionalisierungswelle seit Existenz der 
BRD ist 


Friedrichs bezeichnet diese Politik 
gegen die Arbeiterklasse als notwen: 
dig für den „Umwerteilungskampf”, 
der „nicht mehr ausschließlich zwi 
schen den Haushalten im Inneren der 
Volkswirtschaft” stattfindet, sondern 
„zwischen den nationalen Volkswirt: 
schaften ausgetragen” wird (,„FAZ") 


Die notwendigen Mittel, den im- 
perialistischen Konkurrenzkampf zu 
bestehen, will sich die Kapitalisten- 
klasse der BRD durch verstärkten Kar 
pitalexport und verschärfte Ausbeu 
tung der Arbeiterklasse im Inneren 
besorgen. 

weten der Kollegen souen use m 
de gebunden werden. 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


MR 
Richtigstellung 


Erst ein KBW-Genosse aus Stuttgart 
mußte uns in einem Leserbrief auf 
inen argen Fehler in dem Artikel 
„KBW- Ab durch die Mitte” auf- 
inerksam machen. Das dort ange: 
gebene „Mao“ („Schlagt_ die 
Faschisten, wo Ihr sie ırefft. Denn 
für alles Reaktionäre gilt, daß es 
nicht füllt, wenn man eı nicht nie 
derschlägt”) gibt es in Wirklichkeit 
nicht. Vielmehr heißt es: „Was die 
hinestichen Reaktiondre betrifft, so 
und wir verpflichtet, das Volk zu 
organisieren, damit es sie nieder, 
schlägt. Für alles Reaktiondre güt. 
usw. (Worte des Vorsitzenden. 8.13), 
Der zu: 
bei der 
ht des Artikels (der von Cie 
ossen des Metalikomitee_ Hambur 
schrieben war) bej dem Zitat zw 
eine Überprüf 
verzichtet Wir haben uns vorgen! 


men, ‚zukünftig wachsamer zu sein. 
Dem Genowen vom KBW an dieser 
Stelle ein Dankeschön! . 
AK-Redaktion 


‘m 


Dieses Jahr heißt die Devise der Kapitalisten und Gewerk 


Der Kampf gegen die kapitalistische Rationalisierungspolitik 
‚Arbeiterklasse zu einer Existenzfrage (Demonstration in Dortmund, 1973 


Tungssystem (LBS) statt. Zu erinnern 
ist hier noch einmal, daß eine Unter‘ 
schriftensammlung hierfür an zwei 
Tagen von ca. 200 der rund 800 
‚Arbeiter unterstützt wurde. Diese Un- 
terschriftensammlung wurde abge 
würgt durch einen eiligen Beschluß 
des Beiriebsrates, diese Abteilungs 
versammlung durchzuführen. 
BR-Vorsitzender Hettling pries auf 
der Versammlung an, welchen 
schritt" das LBS bedeute (Aber für 
wen? !), und daß es sich immerhin 
um eine Beiriebsvereinbarung hande- 
ie, die zwischen BR und GL zustan 
degekommen ist und sich hieran 
schon zeigen würde, daß es „gar 
nicht so schlecht” sein könne. 
Insgesamt_betejlieten sich viele ni 
= ichtet werden, die vol 


‚ommen in 


wird für die 


legen hat wirklich Auseinandersetzun- 
gen darüber geführt, bw. hat das 
LBS als Angrilt 

durch Spaltung 
hierbei 
che Rolle, besonders der Demagoge 
Heitling, der immer wieder das „Po 
sitive” des LBS anı 


(unsere Interessen 
ind Schwächung un- 
‚mpfkraft verstanden. Und 
pielt der BR eine wesentli 


und ablenkte 


von den wirklichen Fragen 


Dementsprechend fielen auch die 


jer Hand der Gewerk 


schafısführer ist. Durch diesen Schach 


in die Gewerkschaftsführer, 


besonders die linken und klasen 
kämpferischen Kollegen von der Ju 


gendgruppe trennen zu können. 
Do 

chen der OTV-Ortsverwaltung geı 

die Jugendgruppe auf Empörung 8° 

stoßen. Die antikommunistische 


en Kollegen ist das Vor 


10 


ik wird jedoch noch nicht durch 


schaut. 
Die Kollegen der 


Jugendgruppe 


haben sich nach diesen Angriffen zu 
uimmengesetzt und einheitlich be 
schlossen, sich nicht kleinkriegen zu 


Ken. : 
Stellungnahme verfaßt 
Hugendgruppe kl, d 
demokratncnes Rec 
ng ohne Zensur # 
bie Yüngeren undäheren Ke 
en auch. welter 

Snmenarbeiten 
Walter wurde beschlossen, daß 
 Mlaleder ser Jugendenippe # 


wurde eine schriftliche 
Darin macht 

io en für 
hält, Ihre 
verölfent 


zwei Abstimmungen aus. Eine Reno- 
iution mit der Forderung nach Ab- 
schaffung des LB! 
bunden mit der Forderung „| DM 
mehr für alle”, 

ie'nt 


allerdings. 


wurde kı 


Ren ARE SÄNBERAENL. 
die Unterstützung solcher Leute vor 
zichten würde. 

Erfahrungen aus anderen Gewerke 
schaften zeigen, daß s0 eine antikom 
munistische Hetzkampagne eingele 

jet wird, um in diesem Klima fort 
schrittliche Gowerkschaftsgruppen zu 
zerschlagen und kommunistische Ge 
werkschafter auszuschließen, 

Die Jugendgruppe muß sich auf 
weitere Angriffe gefaßt machen. Die 
momentane Empörung der Jugend- 

werksch, 

arbeit einfließen. ugendgruppe 
muß verstärkt an die Kollegen an 

herantreten. Probleme 
wie (09, fehlende Arbeits 
kräfte durch 40-$tundenwoche, Hö- 
hergruppierungen, Tarfrunde Ang 
fe der Presse auf den Öffentlichen 
Dienst, Arbeitssicherheit, Ausbildung 
rc. mönsen aufgegriffen werden, ® 


OTV-Genomen 
KB /Gruppe Hamburg 
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‚Arbeiterkampf Nr. 52/Novembor 1974 


Marckolshejm: 
Militanter Kampf gegen Bleiwerk Metallindustrie 


Seit fünf Wochen halten elf deutsche 
und zehn französische Bürgerini 
ven ein Bauland in der frai 
Gemeinde Marckolsheim 
dieser Aktion ist es, di 
auf diesem Gelände geplanten 


Deutsche und französische Bürgerinitiativen demonstrierten gegen das Bleiwerk KB/Gruppe Hambı 


werks der Chemischen Werke Mün- 
chen (CWM) zu verhindern — ein Pro- 
jekt, das (It. Flugblatt) „die Gesund 
heit der gesamten Bevölkerung gofähr 
det und die Existenzgrundlage der 
Bauern zerstört 

Mit ihren Aktionen hat die Bevöl 
kerung den Baubeginn bisher verhin- 
dert, 


Ein Großteil der Bevölkerung hat 
sich mit den um ihre Existenz kämp- 
fenden Winzern, Tabakbauern und 
Landwirten solidarisiert, sodaß sich 
fast 7.000 Bürger aus dem Oberrhein- 
tal bei der Tag- und Nachtwache auf 
‚dem Bauland ablösen 


Die Wächter sind mit Sprechfunk- 
geräten ausgerüstet, um in den umlie- 
genden Ortschaften jsde Gelahr so 
or zu signalisieren, Di Funk-Emp- 
Ginger gel jung mittels 
Giockengeläut und Sirenengeheul an 
die Bevölkerung weiter. Im Ernstfall 
sollen eine halbe Stunde nach Alarm 
800 und nach zwei Stunden 2.000 
Personen mit Autos und Traktoren 
auf dem Platz sein. Beim ersten Blei- 
alarm, als Bauarbeiter Bauzäune und 
Pfähle liefern sollten, hat sich das 
System bewährt. Die Arbeiter suhen 
sich plötzlich ei 

stranten gegenüber. Sie kehrten 
einer freundschaftlichen und vernünf. 
{ügen Diskussion”, so die Bügerin 

iven, wieder um. 


Für die Kapitalisten ergibt. sich 
daraus eine „unangenehme” Situa- 
tion, und CWM-Geschäftsführer Ro- 
senthal kann sich die „Feindseligkei- 
f nur dadurch er 


Bürgerinitiativen den Kapitalisten fat 

sche Angaben über die jährliche Menge 
(die das Werk 

'n. Entgegen den An 

mehmer von 1.464 to Blel- 

staub errechneten sie einen Ausstoß 


Bleistaub, 
nachwel 


der Ui 


raus eine „unangenehme” Situs- 
tion, und CWM-Geschäftsführer Ro- 
senthal kann sich die „Feindseligkei 
ten der Bevölkerung” nur dadurch er 
klären, daß sie „vorsätzlich falsch in- 
formiert wurde", Dabei konnten die 


LU 


Am 8.November demonstrierten in Hamburg atwa 2.500 bis 2.800 Menschen "ji. Dus 
‚gegen die reaktiondre Jugend: und Bildungspolitik des Sonata. 


von 9.138 10 und selbst bei optimalor 
Filterleistung noch 3.046 10. 


die Kapitalisten ihr Ziel nicht erreich 

‚chten sie es mit Drohungen, 
CWM Rosenthal mit Regreß- 
ansprüchen: „Wir haben die Absich 
die Anstifter der Besetzung für d 
Zinsverlust hafıbar zu machen.” Aus- 
serdem handelt es sich nach Rosen. 
thal nur um Leute, die besoffen Gaudi 
machen. 


Doch bisher ist der Kampfeswillen 
der Bevölkerung ungebrochen. Die 
Besetzer treffen schon Vorbereitun- 
gen, um notfalls den Kampf auch im 
Winter, durchzuhalten. Gleichzeitig 
werden weitere Besetzungspläne ge- 
gen Projekte im Oberrheintal vorbe 
reitet. Denn das Marckolsheimer Blk 
werk ist nur der erste Schritt zu 
nem elsässischen Ruhrgebiet. Unmi 
telbar im Norden des CWM-Geländes 
hat der US-Konzern Eihyl-Corpora- 
tiön Land gekauft. Auf dem Gebiet 
‚nördlich von Marckolsheim haben sich 
die deutschen Bayer-Werke mit Gel 
de eingedeckt . 
Reynolds Betriebszelle 


Universuat 1 
zur Demonsti 
faltete aber nı 
fenen Briefes‘ 


der AStA-Demo sprechen. 


Der KBW-Vertreter war zu den 
‚Aktionseinheits(Gesprächen nur er. 
schienen, um die Demonstration zu 
verhindern. Hier würden Dinge zu 
sammengefaßt, die man nicht zusam- 
menfassen dürfte; so könne man 

Volk zusammenschließ 
ig sei es dagegen gegenwärtig, 
wenn/ede „Gruppe von Betroffenen 
einzeln für ihre Forderungen 
kämpft (also die Eltern für sich, Jul 

‚ndzentrumsinitiativenfür sich„Lehr 
Inge für sich ete.). 

Nachdem der KBW die Gespräche 
verlassen hatte, gab zunächst die 8SG 
(Studentengruppe des KBW) eine Er 
klärung ab, „daß die Erfolgsaussich 
ten für dieie Demonstration nicht 
sehr gut“ seien. Wenn die Demon 
stration aber „ein Mißerfolg” würde, 
wäre das gut für den Senat. De s 
Ba b "wolle die 38G nun dod 
diese Demonstration nach Kräften 
intersrätzen, um ihr unter den gexe 


0 
dreistigkeit und, de 
‚Wenwahnsinn bei diesem Salt 


ben vom 31.10. 


15113) mocnıe mu 
icht äußern, ent- 18. bis 22. November an. 
h Erscheinen des „Of- trifft 9.500 von 26.000 Arbeitern. 
eine rege Geschäftig 

keit: u.a. Ankündigung einer eigenen 
Demonstration für Anfang Dezember. 
Der KOMMUNISTISCHE BUND wird 
mit anderen Organisationen der Ak 
tionseinheit über eine Teilnahme an 


Rationalisierung in der 


w 


HANOMAG-HENSCHEL 


Die 8. Kurzarbeitsperiode bei den 
sechs inländischen Volkswagenwer- 
ken seit Anfang des Jahres, beginnt 
m 25. November und wird voraus- 
sichtlich eine Woche dauern. 

Die Zahl der VW-Beschäftigten 
wurde im Laufe des Jahres von 
125.000 auf knapp 118.000 ver, 
tingert. Bis Jahresende soll sie auf 

.000 schrumpfen und zwar durch 
‚freiwillige Abgänge“ mit „Abfin- 
indungszahlen” 

Und so versucht VW jetzt zum 
zweiten mal in diesem Jahr, mit Hilfe 
von Abfindungen di 


wollen sie 6.000 Arbeiter loswer 
den. Es gibt eine einmalige „Ab- 
findung“ von 5.000 bis zu 9.000. 
DM. Im Juni wurden diese „Auf- 
hebungsverträge" das erste mal „an- 
geboten". Es machten 3.481 Arbei 
fer davon Gebrauch. Diesmal sollen. 
auch Angestellte auf diese Weise ab- 
geschoben werden. Von dieser Re- 
gelung ist jeder 20. Kollege der 
Scchs inländischen VW-Werke be- 
offen 

Die 6.000 betroffenen Kollegen 
werden in drei Gruppen geteilt 
wurde 1.900 Minnern (über 62 
Jahre alt) und Frauen (über 9 
Jahre alt) Ende September die Ab- 
findung „angeboten“, wenn sie vor- 
zeitig in den Ruhestand gingen. 
2. 3.500 Arbeitern wird „angebo- 
ten“, ihren Arbeitsvertrag gepen Ab 
findung zu sen. 
3. 1.000 Angestellte will man auf 
die gleiche Art loswerden. 


in Bremen wird, vom 24. Oktober 
bis 6. November kurzgearbeitet 


ÜHER-WERKE GmbH KG & Co 


Die. vorgesehene Schließung der 
Uner-Werke in München ist vorerst 
aufgehoben worden, aber es Ist un 
gewiß, für wie lange. 

Für die 1.500 Arbeiter und Ange- 
stellten wurde jetzt erstmal Kurz- 
arbeit eingeführt. Außerdem will die 
Firmenleitung demnächst nur noch 
Tariöhne und -gehälter zahlen. 

Der Alleineigentümer der Ton- 
bandgerätefirma ist Hans Veit Graf 
zu Toerring-Jettenbach, „Edelmann“ 
und. Besitzer von fün 

zwei Brauereien und über 1.000 
Hektar Land. 


TEXAS INSTRUMENTS 
DEUTSCHLAND GmbH 


Die Texas Instruments in Frei 
sing/Oberbayern ist eine Tochterge 
sellschaft der gleichnamigen Firma 
in Dallas/Texas. Dieses Unternehmen 
hat eine führende Position in der 
Halbleiterfertigung. Jetzt sollen in 
Freising. 100 Kollegen entlassen wer- 
den. Zum Jahresende soll das Zweig- 
werk in Ingolstadt/Donau, das erst 
1969 in Betrieb genommen wurde, 

werden. Damit werden 
rund Angestellte auf die 


ANKER-WERKE AG, Bielefeld 


AUDINSU 


‚Auch bei der VW-Tochter Audi/ 
INSU wurde die 6. Kurzarbeitsperi- 
‚ode in diesem Jahr angekündigt. Sie 
soll vom 18. bis 29. November und 
vom 16. Dezember bis 3. Januar 75 
stattfinden. 

Betroffen sind davon bei Audi/ 
INSU in Ingolstadt ca. 10.000 und 
bei Audi/NSU in Neckarsulm ca. 
8.000 von den insgesamt 32.000 
Kollegen. 


FORD 


Die Fordwerke in Köln und Wülf- 
rath meldeten für die Zeit vom 4. 
bis 15. November Kurzarbeit an. 

Während das Arbeitsamt dort 
keine Arbeiter mehr an Ford ver- 
mittelt, und damit meint, daß der 
Personalstand so auf natürliche Weise 
reduziert wird, ‚gab die Pressestelle 
von Ford unmißverständlich zu ver- 
stehen, daß der natürliche Beleg- 
schaftsabbau zu gering sei, da jeder 
sich an seinen Arbeitsplatz klamme- 
re. Es gebe auch heute noch zu 
viele Arbeiter (). 


Vom 21. bis.29. November soll 
im gesamten Bereich der mechank- 
schen Fertigung sowie in entsprech- 
enden Verwaltungsabteilungen der 
Anker-Werke in Bielefeld nicht gear- 
beitet werden. Vom 23. bis 31. 
Dezember wird im gesamten Betrieb 
nicht gearbeitet. Die Ankerkapi 
listen wollen die Beschäftigtenzahl 
von 3.250 bis Ende '75 auf 2.500 
reduzieren. 


KABEL- und METALLWERKE ö 
GUTEHOFFNUNGSHÜTTE AG. 
HANNOVER 


Zunächst für acht Wochen sollen 
die rund 600 Kollegen der beiden 
Kabel- und Metallwerke in Stadt- 
hagen (400) und Osnabrück (200) 
Jeweils an zwei Wochentagen nicht 
arbeiten. 

Betroffen sind die Kollegen in den 
Fertigungsstätten für Fernmeldeka- 
bel. 


OPTISCHE WERKE 
VOIGTLÄNDER GmbH 


re. Es gebe auch häute noch zu 
viele Arbeiter (!). 


BMW 


Das BMW-Werk in München mel 
dete für fünf Tage Kurzarbeit vom 
s be 


Von Mitte Dezember bis Anfı 
Hanuar wurde weitere Kurzarbeit 
gemeldet. Begründet wird diese M 
nahme mit Rückgang im Export 
geschäft im letzten Monat. 53 % 
Aller BMW-Erzeugnisse gehen ins 
Ausland. 


ee] are, 


In den Opel-Werken Rüsselsheim, 
Bochum und Kaiserslautern wurde 
vom 21. bis 25. Oktober kurzge- 
arbeitet. In Bochum soll weiterhin 
vom 11. bis 19, November und vom 
16. bis 20. Dezember kuragsarbeitet 


Zur Nachahmung 
empfohlen! 


In Tokio wurde am 25.10. er Ka 
Malt Mind. Norawa mi einem 
in einer großen 

‚der Toilett , 
Betriebes aufgefunden, Noz 
te offenbar einen nicht voll ge 
glückten Versuch von“ ‚harakin 
{traditionelle Selbstmordart der her 
chenden Klasse Japans) untemom: 
(de Parma Yashıca 

6), deren Direktor Noz- 


benen Voraumetzungen zum KTÖBE re) 
möglichen Erfolg zu verhelfen". - Ay We ihre Schließung bekannt 
enau Gasseioe tete dann der „Se FÜGE mne 2] 19 parte Toshinohu 
kretär der Ortsleitung Hambürg' Ayurap, Che der Dettiehn kuuene 
VEZ. Lutz P) den Verfassen dei Anafı“ der -Yanklar Makita 
‚Öfienen Briefos" in einem Schrel fall mißlengenen Vernunen Heich 


rakiri" gemacht. 


—— 


OPTISCHE WERKE 
VOIGTLÄNDER GmbH 


Die Zahl der Beshäflgen wurde 
seit einem Jahr durch Entlamungen 
Und "Nichteretzen von Abgingen 
im. Braunschweiger Werk von 350 
Auf 400 verringert 

Voigtländer. ein Werk der Zeiss 
Ikon AG, sollte bereits“ vor drei 
Jahren stillgelegt werden 


FULMINA Gebr. PFEIL 


Die 450 Arbeiter und Angestell 
ten der  Industrieofenbau: Firma 
Fulmina in Edingen/Mannheim sind 
arbeitslos. Di - 
'hlungen für September und Okto- 
ber stehen aus, Resturlaub und -ver- 
gütung. sowie Alterszuwendungen 
Sind hinfällig 2 
Betroffen sind auch 26 Lehrlin 
darunter 15, die erst am | 
September eingestellt wurden. Sie 
sind jetzt ohne Ausbildungsplatz und 
s dürfte schwer fallen, in der Nähe 
von Mannheim einen neuen zu finden. 
Mannheim hat über 5.000 Arbeits. 
lose und die Zahl steigt ständig; es 
besteht also kaum eine Chance, Ar 
beit zu finden, 


BLAUPUNKT 
‚Der Bosch"Konzern Stuttgart be- 
absichtigt, das Blaupunktwerk Lan 
dau (gehört zu Bosch) im Frühjahr 
75 zu schlleken. Am 25.10. demon- 
strierten die 450 Arbeiter gopen diese. 
Willkürmaßnahme. Die IGM New 
ıdau hatte zu dieser Pro- 
;obung aufgerufen. Der Kon- 

vv 


Meral-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


‚Arbeiterk: mpf Nr. $2/November 1974 Seite 9 
Prozesse gegen Kölner IGM-Führer: 


Kurzarbeit und 


Entlassungen 


bei Felten & Guiliaume 


Die Unternehmensleitung der Felten 
& Guillaume (F & G) Kabelwerke 
AG in Köln hat für 400 von inspe- 
samt 4000 Arbeitern und Angestell- 
ten Kurzarbeit angemeldet. 

"Außerdem wird vermutet, daß 
weitere 300 Kollegen entlasen wer- 
den sollen. Über die konkreten Zah- 
ien schweigen sich die Kapltalisten 
noch aus, 

Als Begründung werden nachlas- 
sande Investionen bei der Post ange- 
weben. Die Post Ist der größte Auf- 
{raggeber der Firma, u ist 
auch in erster Linie der Sektor Fern- 
meldetechnik von der Kurzarbeit de- 


Der Zynlsmus kapitalistischer Po- 
litik zeigt sich daran, daß noch Ende 
September mit Großanzeigen gewor- 
ben wurde: 

„Bei Felten & Guillaume erwarten 
Sie sichere Arbeitsplätze und Auf: 


Bremen: 


legschancen‘: 
Auf einer riesigen Tafel vorm Be- 
trieb stand noch Mitte Oktober: 
„Mir stellen ein / 
ktekıriker, Maschinenhelfer, Stapler, 
'E:Karrenfahrer, „Schlosser und Ma- 
ichinenarbeiter 

Der Betriebsrat will weder Ent- 
lassungen aus Arbeitsmangel noch 
der Einführung von Kurzarbeit zu- 
stimmen. Immerhin. haben Betriebs- 
rat und Arbeiter bei F & G’Erfahrung 
mit Kurzarbeit, denn 1972 hatte es 
schon einmal Kurzarbeit open 
damals ohne Anmeldung. Der Be- 
trlebsrat hatte den damals ange- 
strengten Prozeß in 3. Instanz ge- 
wonnen, aber „der durch die Kurz- 
arbeit erlittene Lohnverlust ist bis 
'heute nicht ausgeglichen worden” 

Benno Feckler, Betriebsratsvor- 

sitzender, „Köln. Rundschau, 23.10.) 
So war denn auch die außerordent- 


Niederlage vor Gericht für die 
Klöckner-Bosse 


Vor dem Landesarbeitsgericht in 
Bremen fand die Verhandlung zwr 
schen der Klöckner AG und dem Be- 
triebsrat der Klöcknerlütte statt, 
Es ging um die Ablehnung des Be- 
triebsrats der Bremer Hütte, der 
Kündigung des Betriebsratsvorsitzen- 


2 


K& Politische 


3 


Die KOMMUNISTISCHE INTERNATIONALE 
‚Organ des Exekutivkomitees der KOMINTERN 


Die Komintern — auch die Dritte 
International ge 
Zusammenschlut 
schen Parteien nach 1919 gewesen, 
‚Sie ist entstanden aus dem Kampf 
‚den Revisionismus der (10- 
uilnben) II. Internatio- 
an 


jannt 
der kommunisti- 1 
genauer vorgestellt: 


menschlut 
enden — zum größten Teil erst ent- 
stehenden - Parteien wäre sie wahr- 
scheinlich gar nicht so schnell ent- 
standen, Der Komintern gehörten die 
verschiedenen nationalen kommuni- 
stischen Parteien als Sektionen an. 
Das beschließende Organ der Ki waı 
— von den Kongressen abgesehen — 
ihr Exekutivkomitee. Dieses gab als. 
ihr Organ die „Kommunistische In- 
ternationale” heraus, 


Es ist völlig Klar, daß diese 
Zeitung den besten Überblick über 
&ie Entwicklung der Komintern 
‚der Arbeiterbewegung in den ver 
schiedenen Ländern, die Entwicklung 
der verschiedenen Parteien der ein- 
teinen Länder vermittelt, den es über- 
haupt geben kann, Ier ind, die 
wichtigsten Beiträge der verschiede, 
nen Kongresse, die z.T. richtungs- 
weisend {hr die Entwicklung der ge. 
samten kommunistischen Bewegung 
waren (die Protokolle gibt es als 
Einzelbände extra) ebenso abgedruckt 
wie die Stellungnahmen des EKKI 
und verschiedener kommunistischer 
Parteien zu wichtigen Einschnitten 
in der Arbeiterbewegung der vei 
schiedenen Länder. An Hand dieses 

sich die gesamte Dis. 
‚thalb der  Komintern 
(&B, um die Frage der Einheitsfront, 
des Sonaifschlimus uw.) nachver! 
folgen. 


Die Kommunistische Internationa- 
1e* ist vom Politiaden nachgedruckt 
worden. Insgesamt existieren von die 
sem Zentralorgan der EKKI 22 Jahr- 
ginae (vom Mai 1919 bi Mai 1941) 

'on diesen Nachdrucken sind bis 
heute die ersten sechs Bände erschie- 
nen. Insgesamt existieren ca. 40 Bän- 
de, die Polltiaden alle nachdrucken 
wird. Det Einzelband kostet 45,- DM, 
bei Abnahme von jeweils einem Drit- 
wel der Bände 39,- DM. Wir vom Ar 
beiterbuch haben sie jedoch zum 
verbillisten Subskriptionspreis. von 
33,- DM je Band erhalten. 


Dix ist Klar, daß es normalerweise 
unmöglich ist, sich alle Mände oder 
auch nur eine größere Anzahl davon 
zu kaufen. Dazu sind sie viel zu 
's ist aber durchaus sinnvoll, 


29,- DM herungergesetzt, 


Buchhandlung Gmbh & Ca 


ber 


arbeiterbuch \' Z 
Bu.) 


st der von diesen Bänden machen zu kön- 


Band 6 der,Kommunistischen 


den Heinz Röpke (DKP) zuzustim- 
men. 

Die Klöckner-Bosse wollten im 
September 1973 Röpke feuern, da er 
angeblich im JunrStreik 1973 Streik- 
posten organisiert haben soll. Kron- 
teuge der Klöckner-Bosse war der 


Um sich noch ein genaueres Bild 


1en, sei hier der neuste (Band 6) etwas 


Der Band 6 enthält die Hefte 
21 - 30, die zwischen Mitte 1922 und 
1923 erschienen sind. Was 
Deutschland anbetrifft, so fallen in 
‚diese Zeit das wichtige Jahr 1923 
mit Ruhrbesetzung durch die fran- 

zösischen Imperialisten, die geme 
same Regierung von KPD und SPD 
in Sachsen/Thüringen, Inflation, 
Putsch der Faschisten in München 
und zum Abschluß der Hamburger 
Aufstand. Zu dieser Entwicklung 
‚nehmen vor allem Sinowjew — der 
damalige Generalsekretär der Kl — 
Radek und Thalheimer Stellung. (Zu 
deutsche 


diesem Thema: sa. „Die 
Revolution” vom KB). 
Weiter wird mehrfach auf den 
{aschistischen Umsturz in Bulgarien 
eingegangen (von Radek und der bu 
garischen KP selber). Mehrere Bei 
räge (von Radek, Thalheimer und 
inowjew) gehen auf das Problem der 
Einheitsfront Sozialdemokraten und 
Kommunisten ein. 
ine größere Zahl von Einzelbei- 
trägen befaßt sich mit den Themen: 
Überbleibsel der „Arbeiteroppositi 
in der KPR, die Anarchosyndikali- 
ten (von Losowsky), zur Situation 
in der KP Frankreichs (von Trotzki), 
über den Arbeiteraufstand in Süd: 
afrika, über die Einigung der Zweiten 
mit. der Zweleinhalb-Internationale, 
zu den Klassenkämpfen in Japan 
und Ungarn, über den republikani 
schen Kampf in Irland, zur Frage der 
Bauern, Politik des Proletariats, mehre- 
te Beiträge zum Faschismus in Itali- 
en (wa. von Aquila) und über die 
englischen Sozialdemokraten. 

/eitere Beiträge befassen sich mit 
der Frage eines Programms für die 
Komintern und mit den Problemen 
‚der Bauernpolitik in der Sowjetunion. 

‚Außerdem enthält jedes Heft einen 
bibliographischen Teil, in dem die 
damals neuesten Bücher besprochen 
wurden (und die z.T. auch heute 
neu aufgelegt - noch existieren, wie 
z.B. das Buch von Auerbach: „Marx 
und die Gewerkschaften”). 

Der Band 6 enthält zum Abschluß 


noch einen längeren Beitrag von 
Eugen Varga mit dem Titel „Wirt- 
schaft und Wirtschaftspolitik im zwei 
ion Vierteljaht 1923", der als Beilage 


‚Kommunistischen Internationa- 
örschienen ist. Dieser enthält in 


ftliche Lage der 
ion europäischen Länder un 


.d 
der USA . 


liche Betriebsversammlung am 22.10. 
die turbulenteste, die es je bei 
F & G gegeben hai (Feckler). 
Konsequenterweise lehnt der Be- 
triebsr ie Kurzarbeit ab, und die 
Kapitalisten haben ein Verfahren vor 
‚der Einigungsstelle eingeleitet, da 
„Kurzarbeit zur Sicherung gefährde- 
ter Arbeitsplätze unbedingt notwen- 
dig” sei (Köln. Stadt Anzeiger 26.10.) 
Die Begründung, die der Betriebs 
rat zu seimsem Vorgehen abgegeben 
hat, zeigt allerdings, in welchem Rah- 
men sich dessen Politik bewegt, So 
äußert er in seiner Begründung die 
Vermutung, „daß Persona 
men bei dem Unternehmen Teil e+ 
ner gesteuerten Aktion der Unter- 
nehmer vi, um 10 Binfiß auf die 
EL EN und die Gesen- 
gebung zur paritätischen Mitbestim- 
mung zu nehmen”, (Köln. Stadt 
Anzeiger”, 26.10.). 
Es gehl den Kapitalisten ja nicht 
in erster Linie um eine Taktik bei 
diesen Maßnahmen, sondern es geht 
ihnen um die Absicherung ihres Pro- 
fites und da ist ihnen jedes Mittel 
recht. 


Metall-Komitee 
/Gruppe Hamburg 


SPD-Betriebsgruppenvorsitzende und 
Vorsitzender eines Bremer SPD-Orts- 
vereins Kintrup. 

In der Verhandlung stützteKlöck - 
ner seine Anschuldigungen allein auf 
Kintrups Aussagen. Sieben weitere 
angebliche Zeugen aus der Belcg- 
schaft wurden von Klöckner nicht 
aufgefahren. Das. begründete der 
Rechtsanwalt so: „Von dem Kreis 
um Röpke könnten diese Männer . 
‚dann Repressalien ausgesetzt sein und 
als Facharbeiter im Stahlbereich kei- 
nen Arbeitsplatz wiederfinden”. 

Mal abgeschen davon, daß dier 
allein eine Scheinbehauptung der 
Klöckner-Vertreter ist, um darüber 
hinwegzutäuschen, daß man keine 
Beweise gegen Röpke hat, kann man 
nur hoffen, daß zukünftig die Ar- 
beiter mit Denunzianten so verfah- 
ren: Die Zusammenarbeit mit sol- 
chen Acht-Groschen-Jungs zu ver- 

‚cigern. Denunziant Kintrup ber 

‚cise hat sich im Betrieb so- 
weit isoliert, daß sogar seine Partei- 
kollegen in der SPD sich gezwungen 
sahen, ihn zum Rücktritt vom Orts- 


vorsitz zu I 
‚Das Landesarbeitsgeicht konnte 
en Eonir 
Yernbomen "kein" Recht yeban. Der 
‚Ablehnungsbeschluß. des Betriebsrats. 
Äblehnungsbeschluß des Deitiebarats 
neuen Röpkes Kündi de als 
Kia era 


Klöckner will jetzt durch eine 
Rechtsbeschwerde vor das Bundes 
Arbeitsgericht ziehen. 

Der Fall Röpke macht einmal 
mehr die reaktionäre Funktion des 
Beiriebsverfassungsgesetzes deutlich: 
Röpke wurde nämlich, nur frege. 
sprochen, da ihm nichts „nachzu- 
Shen” war. Grundsätzlich aber 
und darauf spekulierten die Klöckner- 
Bosse — darf der Betriebsrat nach 
bürgerlichem Recht z.B. beim Streik 
keinen Streikposten _ organisieren, 
darf sich also nicht aktiv für die 
Interessen der Kollegen einsetzen. 

ind darin besteht zuch der Kern 
dieses Gesetzes: den gewählten Ver- 
iretern der Kollegen sollen die Hän- 
de gebunden werden. ° 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


NUN 
Richtigstellung 


Erst ein KBW-Genosse aus Stuttgart 
mußte uns in einem Leserbrief auf 
einen argen Fehler in dem Artikel 
„KBW: Ab durch die Mitte” auf 
imerksam machen. Das dort ange 
ebene, „Muo-Zitan”, (.Schlagı, die 
’aschisten, wo Ihr sie trefft. Denn 
‚für alles Reaktionäre güt, daß ei 
‚nicht fl, wenn man es nicht nie- 
derschlägt“) gbt es in Wirklichkeit 
nicht. Vielmehr heißt es: „War die 
chinestschen Reaktiondre betrifft, so 
ind wir verpflichtet, das Volk zu 

ınisteren, damit es sie nieder. 
che, Pür alı Reektiondre gi." 
usw. (Worte des Vorsitzenden, 8.13). 

Peinlich, peinlich! Der zu- 
ständige Hedakteur hatte bei der 
Durchsicht des Artikels (der von Ge- 
nossen des Metallkomitee Hamburg 
geschrieben war) bei dem Zitat zwar 
gestuizt, aber auf eine Überprüfung 
verzichtet. Wir haben uns vorgenom 
men, zukünftig wachsamer zu ein. 
Dem Genossen vom KBW an dieser 
Stelle ein Dankeschön! . 


AK-Redaktion 


Die Aı ‚der drei 

een 

in der Kölner Ortsverwaltung 

‚ten alle mit Mißerfolgen. Nach- 

dem die Klı von Heinz arg 
und Günter Tolusch 


Die drei waren vom 
vorstand entlassen wor 
bekannt wurde, daß unter ihrer 
Ihrung über eine halbe Million 
Mark Oewerkachaftgeider für Werbe. 
und Repräsentationszwecke ausgepe- 
ben wurden und die Herren zusätz- 
lich noch Schmiergelder kassierten 
(wir berichteten im AK. hierüber). 
Die Vorwürfe richteten sich besonders. 
gegen Wientgen und Wengenroth, 
während Tolusch gleich mit ent“ 
lassen wurde, da er als erster Orts- 
bevollmächtigter diese Sachen dul- 
dete, Mit Tolusch.entledigten sich 
die Gewerkschaftsführer eines ihrer 
rofiliertesten „linken” (sozialdemo- 
ratischen) Kritiker, der auf 
dem Gewerkschaftstag 1971 in Wies- 
baden die Gruppe der „Oppositio- 
lien” genen den zweite IGM-Vor- 
sitzenden Hans Mayr anführte. 

Die Entlassung war allerdings die 
einzige „aufklärende” Maßnahme 
der IGM-Führer in diesem Fi 
sonsten sind sie redlich bemi 
wahren Vorgänge im Gcheim 
überprüfen” und die Arbeiter hie- 
Taus möglichst rauszuhalten. Nur die 
Tatsache, daß sich die Vorgänge hart 
am Rande der bürgerlichen Legalität 
bewegen, erschwert es ihnen, alle 
Fakten vorzuenthälten. 

Die Kölner Vorgänge verdeut- 
lichen, wie wenig Einfluß und Kon- 
rolle die Arbeiter auf die Gewerk- 
schaftsführer haben, wie weit diese 
sich von den Interessen der Arbei 
entfernt haben und wie schr ihnen 
ihr Posten als Basis ihrer eigenen 


Existenz und ih ihrer per- 
‚sönlichen Karkre Insofern [1 
die Kölner Vorgänge, seien sie auch 
extrem (? )‚typisch und die Gewerk- 
schaftsführer haben alles Interesse 
daran, daß sie nicht zuviel Staub 
Freien 

m jengenroth am 
35.10, wurden olgende Einzelher 
‚ten bekannt, die zeigen, mit welcher 


> 


VFW, Bremen: 


Widerstand 


im letzten ARBEITERKAMPF be- 
richteten wir von der Einführung des 

dei den 
vi Flugtechnischen Werken 
(VFWFohke) In Bremen. Hatten 
wir uns da noch zu einer etwas op- 
imistischen Einschätzung des Wider- 
standes gegen 


Abteilungsversammlung der „Gewerb 
lichen“ über das Leistungsbewer- 
tungssystem (LBS) stat 
ist hier noch einmal, d 
schriftensammlung hierfür an 
Tagen won ca. 200 der rund 800 
‚Arbeiter unterstützt wurde. Diese Un- 
terschriftensammlung wurde abge- 
würgt durch einen eiligen Beschluß 


des Betriebsrates, diese Abteilungs- 
versammlung du: 
BR-Vorsitzender Hettling 


der Vi chen „Fort 


an, 
bedeute (Aber für 


mu 


le, die zwischen BR und GL zust 
degekommen ist und sich hieran 
schon zeigen würde, daß es ‚gar 
icht so schlecht” sein könne 

X jpsessamt.beteilisten sich viele 
PR zug meinen die Gewerki 


Yon beson Ynken Und klassen: schaften zeigen, 

yv Yimpferichen Kollegen von det Su munbische Heukampaen een 
a et wird, 

et das Vor schitiche Gewerkschaftiguppen in 

Men. genen der ÖTV.Ortsrerwahtung gegen _ Zerschlagen 4 ah 


Nkommunistische Pob- 
hy Aokenra jöoch noch nicht durch- weitere ARgrile Klal Tadin, Die 
anal. ÄDN Koitegen der Jugendgruppe ppenmiglieder muß in eine lung. 

haben sich nach diesen Angriffen zu ; Eee regen 
ven“ Aummengesetzt und einheitlich be- arbeit einlälen, Pal" Röeren an 
de ‚sich nicht KieinkTinen A ‚der Universität herantreton. Probleme 


auch weiterhin 
sammenarbeiti 
Weiter wu 


Welch ein Sumpf! 


Schartsrdhrer, ""rRNSR 


üie Jugendgruppe auf Empörung, ge. 


Es wurde eine schriftliche 


\ Die jüngeren und älteren Kol- 


ırde beschlossen, di 
ige Mitglieder der Jugendgruppe zur 


folgende Waren ge 
‚liefert und bezahlt 


- 540 Nähetuis 
= „68 Reisewecker 

1.258 Kleinleuchten und 

Taschenlampen 

2.995 Weinköfferchen m. Inhalt 
Die folgenden Bestellungen stehen 
noch aus, und die Firmen verlangen 
ihre Abnahme: 
30.860 Kugelschreiber 
49.000 Notizblöcke 
3.320 Filzschreiber 
= 250 Feuerzeuge 

750 Schlüsseletuis 
- 5.000 Prospekthüllen 
- 10.000 Klarsichthüllen 
= 5.000 Heftstreifen. 

Die Preise hierfür waren in ein- 
zeinen Fällen um 200 bis 600 Pro- 
zent überhöht. Allein für die Kugel- 
schreiber soll: Wengenroht, der als 
Gewerkschaftsführer 3.900 Mark mo- 
natlich verdiente, 160.000 Mark an 
Provision kassiert haben, was ihm 
allerdings nicht nachgewiesen wer- 
den konnte. 


Wengenroths Kol Wientgen 
hat inzwischen auf die Berufung 
gegen das Urteil verzichtet, so. dak 


sine Entlassung rechtskräfti 
Tolusch geht in die zweite Instanz. 

Man sollte in diesem Fall bei 
aller berechtigten Empörung nicht 
allein nur die kriminellen Fakten 
sehen, sondern vor allem die Grund- 
auf der es zu solchen Vorfällen 
‚kommt . Und die besteht in einer 
Gewerkschaftspolitik, die nicht die 
Interessen der Arbeiterklasse zu ihren 
‚obersten Leitlinie macht, sondern die 
Klassenzusammenarbeit und die Ver- 
‚söhnung mit dem kapitalistischen 
System. Und in diesem System sind 


solche Verhaltensweisen, wie sie die 
Kölner IGM-Führer an den Tag leg- 
ten, nichts weiter als normal. . 
Metall-Komitee x 
KB/Gruppe Hamburg „ 


abgeblockt 


in der Lol ‚höher zu kom- 
men, aber dann müßten sie schon in 
der Leistungsstufe weiter unten lie- 
gen. Diese Enthüllungen der Kollegen 
wurden vom BR-Vorsitzenden dazu 
benutzt, jetzt ausführlich auf Lohn- 
gruppen abzulenken, bzw. hiermit 
nochmals das „Gute” des LBS vorzu- 
bringen, woduich es vielen Kollegen 
ich möglich gemacht wurde, 
zu rutse 
So wurde insgesamt die Notwen- 
digkeit der Abschaffung des LBS 
nicht deutlich. Nur ein Teil der Kol- 
legen hat wirklich Auseinandersetzun- 
gen darüber rt, bzw. das 
LBS als Angriff auf unsere Interessen 


durch Spaltung und Schwächung un- 
serer Kampfkraft verstanden. Und 
hierbei spielt der BR eine wesentli- 
he Role, besonders der Demagaps 


Hettling, der immer wieder di 
sitive" des LBS anpries und 
von den wirklichen Fragen, 


Dementsprechend fielen auch die 
zwei Abstimmungen aus. Eine Reso- 
Iution mit der Forderung nach Ab- 
lerdings vor- 
ing „| DM 


wurde knapp abge: 
vom 


le'nt, Die zweite Resolution 


Sıelur wie Stellenstop, fehlende Arbeits 
rer eb na 0a Tr Kräfte durch 40-Stundenwoche, Hö- 
din Gemokratischer Recht hält, ihre NerBrupl Herungen, Tantrunde, Ant 
Meinung ohne Zensur zu verölient” Dienst, Arbeitssicherheit, Ausbildu 


etc. müssen aufgegriffen werden. 


OTV-Genosen 
KB /Gruppe Hamburg 


eng zu 


Die Jugendgruppe ‚muß sich auf 
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it jetzt im 
sieben-Tage-Rythmus arbeiten. Nur 
ein Wochenende im Mo.at, die an- 
deren freien Tage auf den Monat 
verteilt. Weniger Geld, da die Über- 
stunden wegfallen. 
Das machten die Kollegen nicht mit! 
Nach, langen “ 
auf deren Höhepunkt der Vertrau. 
ensmann der Abteiung „Iristlos be- 
urlaubt”" wurde, arbeiten die Kolle- 
ab 1. November wieder im fünf- 
TorerRychmus! 


Die Einführung der Kontischicht ge- 

schah nach HSW-Manier 

Taf, 30, September, lo, einen 
'ag vor der geplanten Schicht, er- 

schien kurz vor Feierabend der Ab 
teilungsleiter und knallte den Kolle- 

Jen. Bren aoman Sehichiplan un den 


‚Obwohl die Kollegen dieser neu- 
erliche Angriff unvorbereitet traf, 
reagierten sie spontan richtig: Am 
1. Oktober erschienen alle zur ge 
wohnten Schicht 

Den Versuchen der Geschäftslei- 
tung und der Meister, die Einheit 
der Elektriker zu spalten, traten die 
Kollegen dadurch entgegen, daß sie 
nur noch gemeinsam auftraten. So 
‚gingen sie gemeinsam zum BR und 
verlangten, daß dieser sie in ihrem 


Kollegen wehren 
der Geschäftsleitung ab 


Kampf gegen die Kontischicht unter- 
stützen solle 

Die Geschäftsleitung versuchte 
nun, „auf die Sanfte” die Kollegen 
einzufangen. Ihr Sprecher Schmid: 
„Das ist doch alles nur zur Probe 
Nach einem Monat tragen wir dann 
alle (}) unsere Erfahrungen zusam- 
men, dann werden die Kollegen an 
der Ausarbeitung des neuen Schicht- 
plans beteiligt” 

Als auch solche Sprüche bei dert 
Kollegen nicht verfingen, schaffte es 
der Abteilungsleiter und Schmid, c+ 
nen wesentlichen Kollegen heraus- 
zubrechen. Ihm wurde _verspro- 
chen”, daß, er weiterhin fünf-Tage- 
Schicht gehen könnte. Dieser Be- 
stechung erlag der Kollege, 

Am "2. Oktober erschienen nur 
noch wenige zur gewohnten Schicht 

Daß es schwierig sein würde, den 
rechten BR mit in den Kampf der 
Kollegen einzubezichen, wußten die 
Elektriker. Gerade die rechten BR- 
„Fürsten” hatten die neue Konti 


ich in einer 
"Die BR-Fürsten sparten entspre- 
jend nicht mit Appellen: „Als gute 
Gewerkschafter müßt ihr doch ein 
Interesse daran haben, ‘daß Über- 
stunden abgebaut werden. Einzel 
interessen der Elektriker können wir 
hier nicht berücksichtige: 
Vorsitzender Krämer). 
die Einzigen, denen die Konlischicht 
nicht paßt. Warum sucht ihr euch 
nicht eine neue Arbeitsstelle”. (Vor- 


ngr 


sitzender Venohr). 

‚Auch auf der Betriebsversamm- 
Tung am 23.10.74 ging der BR auf die 
Probleme der Kollegen nicht ein. 
Dies tat jedoch der Vertrauensmann 
Norbert _D., der gegen die Kont 
schicht Stellung nahm. 

Die Geschäftsleitung reagierte 
prompt! Norbert D. wurde „beur- 
laubt” und muß mit seiner Kündi- 
Kung rechnen! 

Schon Anfang August, war, ihm 
von den Gewerkschafisführern ein 
„Revers” vorgelegt worden, in dem 
@ sich von den Linken im Betrieb 
und vom METALLARBEITER (Zc+ 
tung des KB) distanzieren sollte. Das 
Ichnte Norbert D. ab und wurde da- 
raufhin von der, Geschäftsleitung 
schon damals sofort „beurlaubt” 
(Siehe AK Nr. 50). Diese Beurlau- 
bung mußte damals jedoch kurze 
Zeit später wieder aufgehoben wer. 

n. 


en 
Elektriker: 

„Fünf Tage, das 

ist unsere Forderung” 

Trotz der Rückschläge in_ ihrem 
Kampf — zuerst Spaltung, die Nak- 
kenschläge vom BR und VK und die 
Beurlaubung. ihres Kollegen — hiel- 
ten die Elektriker an ihrer Forde- 
rung fest! Durch diese unbeugsame 
Haltung erzwangensie ein „Gespräch” 
mit dem gesamten BR, an dem jeder 
Kollege leılnahm! 


Sie ließen sich nichts vormachen, 
ig stand 


* ihre Forden 
sonst, nich 
7 auf die „zu 

tung und’des 


„Fünf Tage, 
Die Kollegen kamen 
” der Geschäftsler 
IR zurück, daß „alles 
zunächst auf Probe” sei. Sie verlang- 
ten, daß die „Probe” auf ihrem Rül 

ken jetzt ein Ende haben müßte 
„Jetzt ist Schluß mit der Kontı 
Schicht"! 

Mit der Zusage in der Tasche, 
„eure Forderungen werden wir ge 
genüber der Geschäftsleitung vertre- 
ten", verließen die Kollegen das BR- 
Büro}! Auch anderntags, als nochmals 
die Geschäftsleitung bei den Kolle- 
‚gen in der Abteilung erschien, um sie 
unter Druck zu setzen, hielten die 
Kollegen stand. Selbst die BR-Fürsten 
Peribach und Moede mochten in 
Anwesenheit der Kollegen keine 
gflassenzusammenarbeit” leisten 
ie waren gezwungen, dieForderungen 
der Elektriker mit zu vertreten 

Die prinzipielle Haltung der Ge- 
schäftsleitung und ihrer Handlanger 
im BR jedoch wird daran klar, daß 
sie zür gleichen Zeit (zum 1.11.74) 
in einer anderen Abteilung des Wer- 
ikes — bei den Kokillenschlossern — 
die Kontischicht mit gleichen Me- 
thoden einführten!! Genauso wie bei 
den Hydraulikschlossern im Stahl- 
und Walzwerk müssen diese Kollegen 
jetzt im sieben-Tage-Rythmus ar 
ten. Für die Kollegen in der WEE 
wäre es daher bestimmt falsch, sich 
auf den Lorbeeren des ersten Er- 


‚ folges auszuruhen. 


"Aus diesem Grunde ist es für 
die Elektriker wichtig, eine möglichst 
breite Öffentlichkeit herzustellen und 
die Soldiarıtät der Kollegen zu be 
kommen. Sie sollten mit den Kolle- 
gen der anderen Abteilungen über die 
Schicht diskutieren und Erfahrungen 
austauschen. 

‚Nur gemeinsam wird es möglich 
sein, die Angriffe der HSW-Kapite- 
listen abzuwehren und den BR zum 
wirklichen Interessenvertreter der 
Kollegen zu machen”, 

(Aus: METALLARBEITER, Beiriehg- 


ausgabe HSW). ° 


Betriebszelle HSW 
KB/Gruppe Hamburg 


IGM-Beiträge 
Glasklarer Betrug 


In der „Metall” Nr. 21 (Gewerk- 
schaftszeitung) fanden wir 
sten Seite ein Nüd mit der „Gläsernen 
Tasche” der IGM-Führet. In diese Ta- 
sche sind einzelne Miöcke eingebaut, 
die die Beitragspolitik dieser Herren 
bildlich darstellen sollen. Der größte 


Block ist mit dem Wort „Streik titu- 
rückt. „Ver 
MB, DG 


biert und in die Mitte 
waltungskosten“ und 
sind dagegen an die 
und nehmen nur 
sche ein. 

Schlägt man mun die „Metall“ in 
der Mitte auf, erfährt man dann aller- 
dings genau das Gegenteil. Im Zeit- 
raum 1971 - 73 kassierten die IC 
Führer den Kollegen 6$1,2 Mio. DM 
Beitrag ab. 

Davon wanderten in die 
© Verwaltungskost 

Mio. (14%) 


© Verwaltungsstellen. 
174,5 Mio. (30%) 
© DGB/IMB: 


88,5 Mio. (15%) 
ne 1 Gegemats Sazugingen 
iträgen 
Streikfonds, was 
1% (') ausmacht. 

Zu diesem Betrugmanöver auf Ser 
te 1 der „Metall” kommt noch hinzu, 
daß von den Gewerkschaftsführern. 
die Erhöhung der Beiträge damit be- 
gründet wird, daß „schwere Arbeits- 
kämpfe auf uns zukommen“. Sicher, 
diese Einschätzung teilen wir. Aller 
dings meinen wir, daß die IGM-Führer 
diese wohl kaum unterstützen wer- 
den. 

Dieser „gläserne” Versuch der Ge- 
werkschafisführer, sich zu rechtfert- 
gen und im St der Springer-Presse 

wernfängerei zu betreiben, zeigt 
re sozlaldemokratische Verkom- 
menhait ° 


rückt 


Viertel der T: 


HDW-Arbeiter-Zeile 
KB/Gruppe Hamburg 


Hamburg 


Kurzarbeit und Entlassung bei VALVO 


Philips will noch mehr au 


Dienstag, den 16.10. ren der 
Betriebsrat (BR) von der fts- 
leitung, am Mittwoch morgen die Kol- 
legen - durch die „Morgenpost! 


Kurzarbeit bei Valvo RHW. Philips 
hatte die BR-Kollegen an die Schwer 
gepflicht gebunden und gleichzeitig 
eine Presseerklärung herausgegeben. 
so unterrichteten die Unternehmer 
ihre „Mitarbeiter” über wichtige Maß- 
nahmen, die sie selbst betreffen! 

Auf der Betriebsversammlung am 
Donnerstag durfte dann der BR, ent- 
gegen der Gewohnheit, als erster spre- 
chen und die Maßnahmen schmack- 
haft machen. 

Verkündet wurde den Kollegen, 
daß ab 1. November Kurzarbeit für 

cht Wochen ansteht. Betroffen sipd, 
500 Kollegen aus der Halbleiterfert- 
gung und 120 Kollegen aus der Ein- 
zelteilfertigung. 

Laut Auskunft der Geschäftsiel- 
tung ist aber noch lange nicht gesagt, 
daß die Arbeitsplätze damit gesichert 
sind. Hagmeister von der Geschäfts- 
leitung hat auf der Betriebsversamm- 
lung bekanntgegeben, daß noch ca. 
200 Kollegen aus der Halbleiterferti- 
gung und beim indirekten Personal 


Überzählig sind. Die Presseerklärung 
dazu: „Über diese Kurzarbeit hinaus 
bedingen  lingerfristig notwendige 


strukturelle Maßnahmen auch eine 
‚Reduzierung der Belegschaft, ein Pro- 
blem, daß man im großen und ganzen 
durch den Nichtersatz beim natürli- 
chen Abgang von Personen hoffı, 10- 


is uns rausquetschen _ 


du zu innen." (Harvonbabung on 
uns). 

Wegen der „ernsten” Lage wurde 
dann auch die innerbetriebliche Lohn- 
und Gehaltsüberprüfung für dieses 
Jahr gestrichen. 


Philips entläßt — 
für noch grössere Profite 


Aus all diesen Sachen könnte man 

schließen: Valvo und Philips stehen 

vor der Pleite! Aber 

© die Geschäftsleitung ließ wissen, 
daß 1973 der Umsatz erstmalig die 

Milliardengrenze überschritten hi 

und daß man optimistisch in das zw 

te Hal 

ten wir noch immer das 


geld!” 
© laut „Welt” vom 3.4.74 gibt es 

einen positiven Wirtschaftsbericht, 
Valvo sei Marktführer auf dem Sektor 


der Farbbildröhren und der größte 
deutsche Produzent von Bauelemen- 
ten für die Elektronik. Im letzten Jahr 
ind für mehr als eine Milliarde DM 
Bauelemente geliefert worden, und 
Valvo rechnet auch in diesem Jahr 
mit weiterhin steigendem Umsatz. 
© Die in der Alldephi zusammenge- 
faßten deutschen Philipsunterneh- 
men erzielten 1973/1974 fast 3,5 Mrd, 
DM Umsatz, das ist um 14 % mehr 
als 1972/1973. Der Jahresüberschuß 
stieg um 41 % auf 252 Mio. DM, d 
macht 7,2 % des Umsatzes (zum Ver 
‚gleich: bei Siemens, ebenfalls ein füh- 


tender Konzern in der Elektrobran- 


‚che, betrug die Steigerung 2,7 %)). ” 


© Die „Wel” berichtete am 17.9.74, 
„unlab die Pudipskapiaisten welter 
in ein gutes Geschäft arwarten, de 
usa Nopützendr er Gescni. 
{Mm um eine Verringeru 
Gen Bedarf zu parent 
© Eine Umsatzsteigerung von 10 - 
11% wird erwartet, die man mit 
der gleichen Beschäftigtenzahl holt. 
schaffen, zu können („Süddeutsche 
Zeitung” vom 17.9.7) 
Und dafür hat Philips seine Leute 
„Um die langfrisüge Unterneh- 
Imehspolitik entsprechend zu entwik 
Kein. hat der Phäipr-Konzern eine 
eigene Gruppe für sıranegische Pa- 
mung eingerichtet" („Blick durch die 
Wirtschaft”. 30.8.74, Hervorhebung 
von uns). Diese Herren werden eigens 
dafür bezahlt, den Konzern von 
zu Zeit durchzuforsten, um einen un 
profitablen Zweig einfach einzu 
Söhränken oder sogar abzusägen! 
Solcher Zweig war die Empfänger 
röhrenproduktion in den RW und 
Sind zur Zeit der Halbleiterbereich in 
den RHW, die Lampenproduktion im 
Werk Rossendaal in Eindhoven {Nie- 
derlande), das Bildröhrenwerk. in 
Blackpoo| (Großbritannien). Kurzar- 
beit it außerdem noch in Großbritai 
men für 700 Kollegen vorgesehen, in 
Werken in Belgien und in Australien 
In der Bundesrepublik sind ein Werk 
in Berlin und die Valyo Hamburg von 
der Kurzarbeit betroffen. 
in Zukunft wird die Arbeit des 
Planungsstabes noch wesentlich ver 
einfacht werden! am 25.10. wurde 
Bekannigegeen, daß a birmen der 
deutschen Phüipsgruppe Valvo, Rönt 
senmüller usw. "zu einer Gesellschaft 
der Philips GmbH“ zusammengefaßt 


Reynolds, 
Hamburg: 


Das Oberverwaltungsgericht Hamburg. 
hat am 23.10.74 Reynoldy/Alumr 
nlum die Erlaubnis zur weiteren 
Produktion erteilt 
Damit hat das OVG zum zweiten 
Mal eine Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichts, nach dem Rey- 
molds die Produktion einstellen 
mußte, zugunsten von Reynolds ge- 
ändert. 
In der Urteilsbegründung werden 
Sinne von Reynolds und des 
nburger Senats, demagogisch die 
benutzt, um Reynolds 
m Profite machen zu er 
lauben: „Eine Abwägung.der Nach. 
teile, die eine Einstellung des Be 
triebes für die Arbeinehmer und die 
Hafenindusırie bedeuten würde, mit 
den möglichen Schädigungen der 
Blumen und Gemäsesucht hat Aur 
schlag dafür gegeben. daß die Firma 
Reynolds die Produktion im bir 
heriyen Umfang Tortierzen darf 
182”, 24.10.74), 


werden. „Phi 


strebt damit eine 


sein wird. Außerdem werden ja „‚nur” 


ps 
grössere Übersichtlichkeit und Trans- — Kollegen entlassen, die ‚selber schuld” 


barenz der Unternehmensstruktur und 
eine erhöhte Effizienz an” (Aushang 
inder Valo), 

Erhöhte mn. des he mi 
einer Verminderung der Deschäftig- 
tenzahl und erhöhten Rationalisierun- 
gen soll aus den Kollegen der Philips- 
Stammwerke ein höherer Profit ge- 
preßt werden. Der wird dann wieder 
In den Ländern investiert, wo die Pro- 
fite noch höhet sind, in den Ländern 
mit extrem niedrigen Löhnen! Im Zu- 
sammenhang damit dürfen die jetzt 
anstehende Kurzarbeit und Entlassun- 
gen von den Arbeitern der Philipr-Be- 
Triebe nicht als ein lsoliertes Problem 
der Valvo RHW geschen werden. Das 
Vorgehen der Philips-Konzernleitung 
st hier beispielhaft für d 
Vorgehen mit dem Blick auf die „er 
höhte Effizienz” 


Kurzarbeit und Entlassungen 
Solidarität bei den Kollegen! 
Die Geschäftseitung geht bei den“ 


Kürzungen der Belegschaftszahlen tak- 
tisch vor. Die Kolleginnen der Emp- 


fängerröhrenfertigung z. B. wurden 
nicht auf einen Schlag entlassen, son 


lipsBetriebe „zur Bewährung” ver 
setzt. Mit der Furcht um den Arbeits 
platz werden die Kollegen nun zu 
noch höheren Leistungen angetrie- 
ben und, gegeneinander ausgespielt 
Die notwendige Sol 

die Salamı-Taktik sl 
den. Dazu kommt, daß die meisten 
Kollegen die „Krisen” bei der Valvo 
schon kennen, und da sie diese schon 
‚mehrere Male „überlebt" haben, mer 
nen sie, daß os nun auch wieder so 


Damit hat sich das OVG dem 
von Reynolds und Senat schon lange 
vertretenen „Rechtsstandpunkt" an- 
geschlossen, "die mit dieser Argu 
mentation die Urteile des Verwah 
tungsgerichts bekämpften. Das Ober. 

Ntungsgericht welt sich damit 
Interessen d 


nicht ausgeschlouen“ werden könm- 
ten, wurde die von Reynolds verur 
Sichte Gefährdung legale 

rung dieibt das 
"dad Reynolds vomst 
2/3 der Kapanılı prodw 
iieren dar. Diese Froduktiönsein 
schränkung soll wogr bis Ende 1979 
ellen; _ In dieser Zeit sollen die 
Ichutzmaßnahmen überprüft wer 
den. Damit it auch fü die Konzern 
herren das Urteil. nicht vollarınd 
„zulriedenstellend“, denn as Unten 


schmälert den erwarteten Profit um 
monatlich 2,5 Mio, DM, 
Das Gericht behielt sich Jedoch 


zukünftige , darische 


sind, öfter krank, kritliche Kollegen, 
Ausländer usw., laut BR-Vorsitzen- 
dem die „achwärzen Schafe"! Damit 
unten 
der Kot in »aut und chen” 
‚Aber mit dieser Haltung gehen wir 
den Kapitalisten voll auf ‘den Leim, 
denn die Maßnahmen, die die Philips 
Strategen für ihre „‚Kollegen” ausge- 
füftelt haben, betreifen unsale Real 
ob es sich um direkt von Entlassung, 
Kurzarbeit oder Umsetzung betroffe- 
ne Kollegen handelt oder um einen, 
der es „überlebt” hat, Die Arbeitshet- 
ze wird noch mehr steigen, denn die 
Arbeit der entlassenen Kollegen muß 
noch mitgemacht werden! Diese Maß- 
nahmen können nur durch eine soll 
‚bwehrbewegung aller Kol- 
Isgen verhindert werden. 
Es ist ein Fortschritt, daß zu den 
anstehenden Problemen Kurzarbeit, 
Gleitende-Arbeitszeit und Tarifrunde. 
sine öffentliche Veranstaltung der 
Vertrauensleute stattgefunden. hat. 
(Zur Tarifrunde soll am 12.11. eine 
Mitgliederversammlung statifinden). 


führer Johnny Müllner: „laßt Euch 
nicht einschüchtern Kollegen, Kurz- 
arbeit und Entlassungen sind’ ja nur 
vorübergehend Johnny, wenn 
man, wie du, 4.160,- DM plus Spe- 
sen im Monat bekommt und noch 
nicht einmal selbst betroffen. ist, 
‚dann kann man den Kollegen schon 
mal einen solchen Rat geben, es go- 
hört aber eine Riesenportion Frech 

heit und Zynismus dazu! . 


Betriebszelle Valvo 
KB/Gruppe Hamburg 


Urteil gegen die Bevölkerung 


vor, seine Entscheidung „bei einer 
Anderung der Such- oder Rechts 
lage jederzeit zu revidieren.” 
Dadurch it für die Konzern 
herren noch nicht aller Tage Abend, 
Es besteht jetzt immer noch die 


Möglichkeit, die Erlaubnis für di 
dritte _Elektrolyi kurzfristig 
u erhalten. 


Vorerst scheint man dieses Urteil 
Jassen hinzunehmen: „Dramatische 
intwicklungen in dieser Richtun, 

(gemeint sind Lntlassungen) wir 

nicht geben", »0 die Konzernlei- 

tung, in der „Welt“ 1.11.74 

Jar At allerdings. dab die Rey: 
nold»-Kapitalisten die innerbeirieb- 
liche Auseinandersetzung verschär- 
fen werden, Sie werden versuchen, 
das Urteil geulelt einzusetzen zur 

Verweigerung von Sozialleistungen 

und zur Disziplinierung der Aber 


ter 
Betriebszelle Reynolds 
KB/Gruppe Hambı 
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Hanomag-Henschel, Harburg: 


Kurzarbeit und 


Mit immer dreisteren Maßnahmen 
führen Schleyer's Offiziere der Har- 
burger Nanomag-Henschel Leitung ih 
te Kationa, itik durch. Wir 
berichteten bereits über die Stille- 
‚einen Großteils der Transporter- 
ton, und von den „Zukunft 
Klonen? der groß, angsköndigien 


Nachfe 


Vom 16.12. bis 3.1.75 wird er- 
neut in Teilen des Werkes Kurzarbeit 
‚durchgeführt. Betroffen sind alle noch 
für den Transporter arbeitenden Kok- 
legen. Die offizielle Begründung für 
‚die Kurzarbeit tet: „schlechte 
Marktlage” und „Absatzschwierigke 

', sowie zeitige Kurzarbeit 
in den Werken Düsseldorf und Bremen. 
Es ist bekannt, daß die te 
Dreherei verjchwinden soll. Die Dre- 
herei ist aber ausgerechnet die Ab- 
teilung, die am stärksten von der 
‚Kurzarbeit betroffen ist. Es liegt al- 
so nahe, daß die Kurzarbeitsperiode 
dazu benutzt wird, kurzerhand die 
Dreherei wegzuschaffen und die Nach- 
folgearbeiten aufzubauen — um so die 
Bezahlung der Kollegen während die- 
ser Zeit zu vermeiden. 


Endgültige Stillegung der 
‚Autoproduktion 


Westberlin: 


Arbeitshetze 
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bleiben) zitierten sie daraufhin den 
BR-Vorsitzenden G. Paulsen zu sich. , 
Er kam - und wollte sich nach. 
einigen Sprüchen gleich wieder ver- 
pissen, worauf die Kollegen um ihn 
einen Kreis bildeten und ihm so 
Nase zogen. Er gab dann zu, dab de 
jase zogen. zu, daß die 
‚Kollegen jeden Tag mit der Stül- 
Iegung rechnen möten, eventuell 
auch kurzarbeiten müßten, und daß 
im Übrigen der BR natürlich zuge- 
stimmt hat... 
Mi diesem Schritt der endgit. 
instellung der Autoprodukt 
ein Schlufstrieh unter die seit 
Jahren laufende Entwicklung gezo- 
. Produziert wird heute nur noch 
‚behörmaterial (Schaltungs- und 


Lenkungsteile) für andere Duimler- „ 


Werke, 


Neue Fertigung — Arbeitshetze 
und Disziplinierung 


In den neuen Fertigungsbereichen 
herrscht eine tatsichlich wahnwitzi- 
ge Arbeitshetze, gepaart mit übek- 
sten Disziplinierungsversuchen. 


Frühstückspause als nicht zulässig 
hinzustelen! Daneben müssen. die 
Kollegen bis Punkt Feierabend ar- 
beiten und werden zusammenge- 
schissen, wenn sie „schon” eine Mi- 
nute nach Feierabend stempeln. 


wegen „ (da wurde an- 
geblich” der AKI 
„Schwein” tituliert), oder 


(die sie für andere Werke brauchen) 
bi seine Traum-Stückzahlen 
nicht bekommen hat, daß gegen die 
Arbeitshetze und Äntreiberei ein 
techt hartnäckiger Widerstand ge- 
leistet wird, wenn auch nicht mit 
Streiks, sondern durch verschieden- 
ste Formen des passiven Widerstands. 


So sprechen sich in den beiden 
wesentlichen Abteilungen (Stanze- 


‚An Maschinen, wo pro Schicht in f&i und Mantelrohrfertigung) die 
det Regel 4500 Stück gemacht wer Kollegen mittlerweile über ihre 
den, wi der Stopper 1.200 haben. Stückzahlen ab. Teilweise werden 


Fast durchgängig wird versucht, min- 
destens das Doppelte von dem raus- 
zuholen, was die Kollegen ohne Ak- 
kord schafften. Mit Tricks werden 
einzeine K: dazu gebracht, 
traurige Akkord, rekorde” aul Ko- 
sten der übrigen Kollegen aufzustet- 
ken. In der Stanzerei liegt dieser bei 
derzeit 7.000 Stück an einer Maschi- 
ne, wo sonst immer 2.800 - 3.000 
Stück gemacht wurden? 

In der Mantelrohrfertigung gab es 
einen besonders Eifrigen, der jeden 
Tag die Maschine wechselte und an 
dem einen Tag die normalen Stück- 
‚zahlen erheblich überbot. Da auf den 
meisten Arbeiten noch kein Akkord 
drauf ist, gelten auch die Akkordbe- 


Sinmangen (Vertedzeit sc) nicht, 
" re aien 
sogar, die 


auch überhöhte Akkorde „unterbo- 
ten”, um ein nachträgliches Runter- 
setzen zu verhindern. Wenn gestoppt 
wird, arbeiten die Kollegen nach ih- 
rem Tempo und lassen sich durch 
ie Stopper wenig beeindrucken. 

Das Ausmaß dieses Widerstandes 
wird deutlich, wenn man bedenkt, 
daß heute bereits einige Maschinen 
nicht arbeiten können, weil das Ma- 
terial fehlt. 

Ob auch weiterhin die Verschär- 
fung der Arbeitshetze abgewehrt 
werden kann, hängt davon ab, ob 
die Disziplinierun ımen ab- 
gewehrt werden können, daß die 
Kapitalisten mit ihren Einschüchte- 
rungsversuchen nicht zum Zuge 
kommen. . 


ÖTV plant Ausschlüsse 


‚Am 31.10. gab die Bezirksverwaltung 


(BV) Westberlin der OTV der Presse 


bekannt, daß nie „mit allen Konse- 


quenzen" gegen den Personalrat und 


und, Vondtzenden der, Fachgruppe 16 


Gerichtsrefendare der ÖTV, 

land, vorgehen will. Der Grund: W. 
Wieland hatte 
Gerichtsreferendaren am 30.10.im 
Westberliner "Tagesspiegel eine An- 
zeige abdrucken lassen, die sich ge- 


‚gen die Isolationsfolter an politischen 


Gefangenen in Westdeutschen und 
Westberliner Gefängnissen richtete 
und die Abschaffung der Isolation, 


medizinische Versorgung durch Ärzie 


freier Wahl sowie die gleiche und 
menschenwürdige Behandlung aller 
Gefangenen forderte, 


Noch am gleichen Tag kündigte 
der stellvertretende ÖTV-Bezirksvor 


sitzende Ingo Hinz ein Ausschlußver- 


= Druck = Vers 
Verlag ARBEITERKAMPF, 


[wuru Nr. 240 606, 3. Roants 


‚sammen mit 128 


fahren gegen W. Wieland „und ande- 
te” an mit der Begründung, daß ker 
nes det verantwortlichen Gremien 
die Anzeigenaktion beschlossen hät- 


Darüber hinaus besaß die ÖTV- 
Führung die Frechheit, sich „weiter- 
hin solidarisch” mit den Justiz- und 
Justizvollzugsbediensteten zu erklä- 
ren, von denen sie wisse, daß sie 
„ihre verantwortungsvolle und schwe- 
fe Aufgabe auch weiterhin im Sinne 
der geltenden Rechtsordnung unter 
schwierigsten Bedingungen erfüllen’ 
(Tsp", 31.10.74) 

‚Von dem angedrohten Gewerk- 
schaftsausschluß haben die Betroffe- 
‚nen erst durch einen Reporter des 


"Tagesspiegels" erfahren. Sie be- 
ichlossen daraufhin, gemeinsam am 
nächsten Tag beim OTV-Vorstand 


eine öffentliche Anhörung zu ver 
langen 


Bei dieser Anhörung wurde W 
Wieland aufgefordert, freiwillig (1) 
die ÖTV zu verlassen, um a 
‚dem Ausschluß zu bewahren”! Nach‘ 
‚dem er dieses unverschämte Ansin 
nen abgelehnt hatte, bekräftigte die 
ÖTV-Führung ihre Absicht, gegen ihn 
‚ein Ausschlußverfahren einzuleiten, 


‚Schärferer Wind in der ÖTV 


Man muß diese Vorgänge im Zu 
sammenhang schen mit einer insge- 
Samt schärferen Poltik der © 
"| Führer in Westberlin. Ein weiteres 

el dafür war die Funktionäre 
konlerenz am 8.10.1974 

Hatten verschiedene Betriebe 
gruppen (NG) der OTV die Funk- 
ondrskonferenz im letzten Jahr ge- 
gen den Widerstand der Bezirksver- 
waltung dazu genutzt, um gemein 


sam über Lohn- und Gehaltsforde- 
rungen, baw. eine Teuerungszulsge 
zu beraten, w war dieses Jahr die 


Bezirksverwaltung gut gerüstet‘ 
eine zwei 
ich ergehen 
’n, um überhaupt in den Ver 
sammlungssaal zu kommen. 


Mehrere Mannschaftswagen der 
Polizei standen für etwaige ‚Störun- 
‚gen? bereit. Im Saal selbst waren die 
ersten Sitzreihen vor der Redner 
tribüne mit getreuen Anhängern der 
Bezirksverwaltung beset: 


Statt der von vielen anwesenden 
Kollegen geforderten Diskussion über 
die Lohn- und Gehaltsrunde "75, 


setzte die Bezirksverwaltung ohne 
Abstimmung zwei Referate auf die 
Tagesordnung im Stil: wie ‚Der Öf- 
fentliche Dienst - heute und m 
gen‘. Fragen zu den Referaten dur 
ten nur schriftlich gestellt werden, 
won der Darlegung seiner eigenen Mi 
mung ganz zu schweigeh. Die ÖTV- 
Führer hatten damit erreicht, die 
Funktionärskonferenz zu einer ein 
seitigen. „Informationsveranstaltung”“ 
zu machen. 


Dazu muß gesagt werden, dab die 
meisten Bezirksgruppen hzw. Abt 
IB "er ÖTV kein 
Kontakt untereinander haben und 
jezirksverwaltung natürlich kein 
Interesse hat, 
stellen. Diese 
der Bezirksverwaltung ausgenutzt, um 
Forderungen fortschnittlicher Bezirks 
‚gruppen mit Argumenten „wie ji 
steht ja. alleine da’ abzuwürgen. V; 
daher hätte die Funktionärkonfe, 
tanz für die Linke innerhalb der ÖTV 
ausgenutzt werden können, einen 
Kontakt untereinander herzustellen. 


Diese Schwäche der Linken ist um 
su bedeutungsvoller, da die ÖTV- 


stattdessen betriebliche „ 
keutekörper aufbauen will. Ein en! 
‚sprechenden Konzept, in dem die Be- 
triebsgruppen mit keinem Wort mel 
erwähnt werden, ist zwar von der 
ÖTV-Führung vorerst zurückgezogen 
worden, allerdings mit der Ankündi- 
gung, darüber Ende nächsten Jahres 
endgültig zu beschließen, 


Ein Genome des KB 
Wentberlin 


Reynolds (Hamburg): 


IGM-Schreibers einsamer Kampf 
für die Interessen derKonzernherm 


Nachdem auf der Betriebsversamm- 
hung bei Reynolds am 17.9.74 wiede- 
rum kein Vertreter der Hamburger 
IG-Metall Ortsverwaltung anwesend 
war, beschloß der Betriebsrat (BR) 
‚eine Stellungnahme, in der das Des- 
interesse der IGM-Führer an den Pro- 
biemen der Reynolds-Arbeiter aufs 
schärfste verurteilt wurde. So heißt 
es in der Stell © ua „Der 
absolute Höhepunkt Ihrer 
keit wazde erreicht, als Sie eı nicht 
‚einmal für nötig erachteten, zu einem 
Zeirpunkt einer solchen prekären St 
uarion, in der sich die Arbeiter und 


der Berriebarat anı is einer dro- 
Menden Werkschliehung, Defender: 


Obstanbaugebietes im Alten Land 
‚sei heute nicht mehr korrigierbar. Da- 
mals sei die Möglichkeit, dagegen Ein- 
spruch zu erheben, nicht genutzt 
worden, da das allgemeine „Um- 
weltbewußtsein” die ° Problematik 
eines solchen Standortes nicht er- 
kannt habe. 

Hiermit stellen sich die Gewerk- 
‚schaftsführer eindeutig gegen die In- 
teressen der Bevölkerung Geradezu 
unverschämt. ist es, die tatsächliche 


Gefährdung jessenen Ent- 
'hen zu wollen. 
Dies wurde in den empörten Ber 


trägen einer Reihe von Vertrauens 


leuten fen. 
einen Vertreter zu entsenden”. Doch Hugo Schreiber blieb un- 
Außerdem wurde in diesem Schrei- beirrt Offen’und plump verteidigte 
ben die weitere Zusammenarbeit mit er die Ansiedlungspolitik seiner s0- 
dem zuständigen IGM-SekretärPrehm zialdemokratischen Parteifreunde: 
abgeichnt. „Was wollt ihr denn eigentlich? „ 


Dieses Schreiben veranlaßte den 1. 
Bevollmächtigten der Ortsverwaltung 
Hugo Schreiber, höchst persönlich 
auf der nächsten Vertrauenskörper- 
Sitzung zu erscheinen. Für Hugo 
Schreiber war die Kritik völlig un- 
verständlich, zumal er sich nach ci- 

‚nen Angaben persönlich um die 
Probleme der Reynolds-Arbeiter ge- 
kümmert hat. Als Beweis brachte er 
eine DGB-Presseerklärung mit, mit 
der Bemerkung: „An der habe ich 
persönlich mitgearbeitet, nun könnt 
Ihr mir doch wirklich nicht mehr 
mangeindes Interesse vorwetfen. 

Mangelndes Interesse für die Ziele 
der Kapitalisten konnte ihm tatsich- 
lich nicht mehr vorgeworfen werden. 
$o heißt es dort ua.: „Der DGB- 
Hamburg weist darauf Kin, daß an- 
gesichts einer steigenden "Arbeits 
Tosigkeit, die Verzögerung oder gar 
das Verbot der Berriebsaufnahme 
emisionsaktiver Produktionsanlapen 
untragbar ist, wenn — wie im Falle 
Reynolds — die nach dem Bunder 


esse liegt. 
‚Anlieger, die durch die Produktion 
nachweisbar in ihren Rechten be- 
‚einträchtigt werden, sollten angemes- 
sen entschädigt werden. “ 
Di 1969 gtrofiane Entschei- 
über den 


wollt ihr den Laden dichtmachen‘ 
Jetzt kam Hugo richtig in Fahrt: 
„Wir sind doch damals {roh gewesen 
äls Reynolds sich hier ansiedelte, 
angesichts der Krise auf den Werften. 
Dieses mit dem Umweltschutz wire 
doch nur hocl It, jetzt stehen 
wir bei HSW (Hamburger Stahlwerke) 
vor dem geichen Dilemma. Die krie- 
gen keine Genehmigung für den 3. 
Öfen, dabei wollen die doch alles 
für den Umweltschutz tun. Die brau- 
chen nur erst den 3. Ofen, dann sol- 
len die anderen vorübergehend still- 
gelegt werden, um neue Filter und 
Absaugungen zu bauen“ 


‚Für mich. ist die Sache er- 
ledigt, ich nehme euren Standpunkt 
zur Kenntnis und damit fertig, und 
wenn das hier so welter geht, sche 
ich gleich nach Hause!”, 

jugo blieb zwar, döch er gab die 
richtige Richtung an. Für die Rey- 
nolds-Arbeiter und die gewählten In- 
teressenvertreter, Betriebsräte und 
Vertrauensleute, wird es darauf an- 
kommen, in Zukunft weiter die Aus- 
einandersetzung mit den IGM-Führern 
zu suchen, mit dem Ziel, die Ab- 
lchnung dieser Leute breiter zu ver- 
ankern. . 


in unmieher Nihe der Ka/üruppe Hambur 


ÖTV Gewerkschaftsgruppe an der Universität Hamburg k 
ÖTV Gewerkschaftsgruppe an der Universität Hamburg PAR 


„Nicht klein 


kriegen lassen 


im letzten AK wurde bereits be- 
richtet, daß die ÖTV-Jugengruppe an 
der Universität Hamburg mit der Auf- 
\ösung gedroht wurde, wenn sie wei- 
terhin 
1. Veröffentlichungen herausgibt, die 
nicht durch die Zensur der Örts- 
verwaltung gegangen sind, 
und 
2. mit Kollegen über 25 Jahren in 
der Gruppe zusammenarbeiten. 
Solange die Jugendgruppe mit ib- 
rer Arbeit nicht an die Öffentlich- 
keit getreten war, kümmerte sich 
auch ‚keiner um ale. Doch as sich 
lie Jugengruppe dann mit einem 
ttenen Brief“ epen die Verschep- 


Pung der Unterschriltensammlung zur 


"Resolution gegen die Extremisten- 
beschlüsse” an die Kollegen und Ver- 
trauensleute wandte, wurden die 
werkschaftsführer hetlhörig, Obwohl 
die Jugendgruppe noch keine konse- 
Quente“ kinssenl ämpiersche Folk 
ntwickelt hatte, fuhren die Gewerk- 
Schaftsführer mit großen Geschützen 
auf, 

Nach „der Methode „teile und 
herrsche” soll die Jugenduruppe se 
spalten werden. Für die Kollegen 
über 25 "Jahre soll eine Betriebe 

Ippc eingerichtet werden, die voll 

‚ommen in der Hand der Gewerk- 
schaftsführer ist. Durch diesen Schach- 
zug meinen die Gewerkschaftsführer, 
besonders die linken und klassen- 
kümpferschen Kollegen von der Ju: 

Ieruppe trennen zu können. 
"pe den Kolegen it .das Vor- 
gehen der ÖTV-Ortsverwaltung gegen 
die Jugendgruppe auf Empörung ge- 
stoßen. Die antıkommunistische Poll- 
tk wird jedoch noch nicht durch- 
sch ’ 

Kollegen der Jugendgruppe 
haben sich nach diesen Angriffen zu- 
ammengesetzt und einheitlich be- 
jchlomen, sch nicht kleinkrigen zu 
hassen, Es wurde eine schrift 
Surbangnahme vrtbt. Darin macht 

lugendgruppe 

ein demokratisches Recht 
Meinung ohne Zensur zu verölfent- 
lichen. Die jüngeren und älteren Kol- 
legen sollen auch weiterhin eng zu- 
sammenarbeiten. 

/eiter wurde beschloss 
ige Mitglieder der Jugendgrupp 


1” 


Vertrauensleutesitzung gehen. Dort 
Solte mit den Vertrauensleuten über 
die Angriffe auf die Jugendgruppe dis- 
kutiert werden. 


Auf der Vertrauensleutei 
wurde diese Diskussion vom St 
vertretenden Vorsitzenden P. Thie- 
mann (Mitglied des Vorstands ) mit 
dem Hinweis verhindert, die Sitzung 


die Jugendgru 

hinzusteen. Er unte 

gendgruppe, sie würde „aus Prinzip” 
gegen die Satzung verstoßen. Kritik 


sei zwar richtig, müsse aber „im Rah- 
men der Satzung” und nicht in der 
Öffentlichkeit mit den Kollegen dis- 
kutiert werden. 

Einen besonderen Auftritt hatte 
der stellvertretende Jugendvertreter 
Walter V. (schon Im OJA-Gecst- 
'hacht bekannt). Br ist gleichzeitig ein“ 
‚esetzter Leiter der Jugendgruppe. Die 
jewerkschaftsführer fanden in ihm 
cin williges Werkzeug, um gegen die 
Kollegen vorzuge 'o knalite er auf 
‚der VK-Sitzung die letzte Ausgabe des 


ARBEITERKAMPF (Nr. $1) mit er 
nem Artikel über die Jugandi 
auf den Tisch und brüllte, d 
die Unterstützung solcher Leute ver- 
zichten würde. 


anderen Gewerk- 


schrittliche Gewerkschaftsgruppen zu 
zerschlagen und kommunistische Ge- 
szuschließen. 


muß verstärkt an 
der Universität heran 
wie Stellenstop, fehl 
kräfte durch 40-Stundenwoche, Hö- 
hergruppierungen, Tarifrunde, Angrif- 
fo der Presse auf den Öffentlichen 
Dienst, Arbeitssicherheit, Ausbildung 
etc. mönsen aufgegriffen werden. 6 
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Bericht aus Westberlin 


Zur Lage der 


Die Situation auf dem 
€" hat sich in den letät 


nat 

spitzt, Die Zahl di 

steigt ständig. Zwar sind die Zeitun- 

sen und je voll mit Stellenan- 
eboten, aber einen Job bekommt 

man nur durch Zuf 
Erste Anzeichen zeigten sich im 

‚Sommer: Für Studenten war es fast 

unmöglich, Ferienjobs zu bekom- 

b men. Und heute? Arbeitslose Fach 

arbeiter reißen sich um Jobs al 

Transport und Lagerarbeiter, 2.T. 

für 5.50 DM die Stunde. Ungelernte 

Arbeiter werden abgewiesen. „Wir 

nehmen lieber Facharbeiter.” 

‚Am schlimmsten betroffen sind 
Kollegen, die gerade ihre Lehre be- 
‚endet haben und von ihrer Lehrfir- 
ma nicht in ein Arbeitsverhältnis 
übernommen werden, Sie Fikommen 

> nur ein ganz geringes Arbeitslosen- 

10, berechnet nach ihrem Lehrgeld. 

ußerdem finden sie ganz besonders 
schwer Arbeit, die Kapitalisten neh- 
men lieber Arbeiter mit Berufser- 
fahrung. Und sie haben die Auswahl. 
Ein Beispiel: 

Bei Schering wurden elf Bio- bzw. 
Chemielaborantenlehrlinge nach be- 
standener Prüfung nicht in ein Ar- 
beitsverhältnis übernommen. Die 

| Schering-Kapitalisten sagen dazu, sie 

würden nicht nur für den „eigenen 

Bedarf” ausbilden, sondern auch für 

den „Markt”‘, Kriterien für die Über- 

nahme seien nicht nur die Zensuren 
und Fähigkeiten der Auszubildenden 
sondern vor allen Dingen auch, ob 
sich „die Zusammenarbeit” bewährt 
. habe”, also politische Kriterien. Was 
wird aus den Kollegen? Sie müssen 
nach Westdeutschland umsiedeln 

‚oder können sich gleich einen Job 

als  Hilfsarbeiter suchen. In ganz 


© Westberlin gibt. keine einzige Offe- 
E nen Stelle für Bio- oder Chemielabo- 
ranten, 


Diesen Beispiel zeigt deutich, wie 
die Arbeitslosigkeit die Arbeiterklas- 
se nicht nur ökonomisch, sondem 
auch politisch schwächt. Die Kon- 

»  kurrenz unter den Arbeitern wird 
größer. Die Kapitalisten suchen sich 


die ihnen genehmen Arbeiter aus. 
„Schnauze halten”, sonst kannst du 
Stempeln gehen. 


In den letzten zwei Monaten ha- 
triebe dicht 


yon Schliei 
Kollegen betroffen. Am schlimmsten 
trifft es die Kollegen der Druckin- 
dustrie, Nachdem im letzten Jahr 
schon mehrere kleinere Betriebe ge- 
schlossen wurden, soll am 31.12. 
der drittgrößte Druckbetrieb West: 
berlins, das „Druckhaus Tempelhof” 
(840 Beschäftigte, das sind 10% der 
Beschäftigten der Druckindustrie in 
Westberlin) dicht machen. Für Druk- 


kerei-Facharbeiter gibt 
kerei-Facharbeiter gibt eu keine Ar- 


kerel-Facharbeiter gibt es keine Ar- 

h er gibt es 

Krekag r: eine Ar- 
Zu diesen Betriebsschliehu 

kommt noch hinzu, daß. überall 

stark rationalisiert wird, Allein Krone 


näher steht als den 
"(At 


„exprem“ Oktober 
wahl 1978” veröffent 


t, der von den 


net wird. 
Der ‚Vorschlag‘ stammt nicht vom ;S 


‚wurden (bzw. ei 


ch 
Liste‘ mit eroßem Erfolg kandidiert hat 
ım eigentlichen Vorschlag" der 
i Bene-Kollegen (siche dazu den 
nebenstehenden Kasten!) sind a) eine 
Einschätzung der „politischen und 
wirtschaftlichen Siluation“ („ex 
press") und d) eine kritische Bewer- 
tsichlichen Mängel und 
bisherigen, gängigen De 
triebsratspranis vorangestellt 
#) Die Situation, in.der im koı 
menden Jahr die neuen Betr 
wählt werden, sei gekennzeichnet 
lurch 
* „die Erhöhung des Arbeitstempos 
und. der Leistungsanforderungen, 
die Gefährdung der Arbeitsplätze, 
die anhaltenden Inflation und 
eine allgemeine Unsicherheit über 
die weitere wirtschaftliche Ent 
wicklung” („enpres 
1 dieser "sehr 


+++ 


vollständigen 
A 


Monaten noch forcieren wird, 
Sie Benz Kollegen und das SD 
wenden. 


Arbeitslosen 


hat 300 Bescı 


itigte gefeuert, und 
schon wieder stehen „Personalein- 
sparungen” bevor. Von den Ratio- 
nalijerungen sind in letzter Zeit mehr 
Und mehr auch Angestellte betroffen, 
50 4.B, bei Schering, wo. die a 
biickliche Einführung der Analyli- 
schen Arbeitsplatzbewertung im An- 
Feltenbgrech und, Ausbau & 
DV als Vorbereitung für weit 
Rationalisierungen anzusehen Ist. 

Die Lage der Arbeiterklase vı 
schlechtert sich zusehens. Morgens 
kann man beobachten, wie Kollegen 
in der Telefonzelle siehen, in der 
einen Hand eine lange Liste mit Te- 
iefonnummern von Firmen, in der 
anderen Hand einen Berg Groschen, 
ünd resigniert eine Firma nach der 
anderen qus der Liste streichen. 

Die Arbeitsämter sind überfült, 
stundenlang kann man warten, bis 
man rankommt, und wenn man 
Pech hat und die Büros schließen, be- 
vor man an der Reihe ist, kann man 
am nächsten Tag wiederkommen. 
Ist man endlich an der Reihe, wird 
einem gleich eröffnet, daß man so- 
wieso zwei Monate warten müsse 
bis man die erste „Stütze” bekommt. 
Bei der Menge von Arbeitslosen wür- 
de die Bearbeitung der Anträge nun 
mal so lange dauern, In der Zw 
schenzeit könne man ja zum Sozial 
Amt gehen. 

Ie meisten der arbeitslosen Hilfs- 
arbeiter sind Ausländer, Ihnen sitzt 
außer der Sorge um die Miete, um 
das Geld für Nahrungsmittel noch 
eine andere Angst im Nacken: Sic 
sind ständig vor der Ausweisung be- 
droht. Auf einem Arbeitsamt 
achteie ich folgende Szene: Eine 
Junge Ausländerin, der keine Arbeits 
stelle vermittelt werden konnte, ef 
dem Sachbearbeiter auf dem Flur 
hinterher, Er solle doch versuchen 
ihr zu helfen, sie brauche wenigstens 
eine Arbeit für ein paar Stunden in 
der Woche, sonst wurde sie ausge 
sen werden. Der Beamte wies sie 
Schroff ab: dafür sei dann ein anderes. 
Arbeitsamt zuständig. 

Die Kapitalisten begründen diesen 
Zustand mit "der, „schlechten. wirt: 
schaftlichen Lage" Aber den west: 
deutschen Kapialisten geht es nicht 
schlecht, Im Gegenteil: sie können 
ihre Ökonomische und politische 
ie ums vor 
tslosigkeit oder niedri- 
re Iohnerhöhungen (dh, el 

inabbau).. In. Wirklic 
„bescheren” sie uns beides. Wenn 
&s nach ihrem Willen geht, werden in 
den kommenden Tarifrunden nicht 
mal 10% für uns rausspringen, und. 
für den Winter wird mit 1 Million 
Arbeitslosen gerechnet. für uns gibk 
es kein „entweder — oder". Für uns 


heißt die Parole: den Kampf gegen 
die Kapitalistenklasse allseitig entfal- 
ten. . 


‚die Kapitalistenklasse allseitig entlal- 
ten. . 


Eine arbeitslose W. 
F itslose Westberliner 


Betriebsräte-Wahlen 1975 


Vorschlag des ‚Sozialistischen Büros 


geht am Kern der Sache vorbei! 
Das Sorislistische Büro‘ (SB) eher 


— eine Grus ‚die den Jusos 
revolutionären — hat in seiner 
’74) einen „Vo zur Betriebsrats. 


Verfassern selbst als Alternative zu den 


bisherigen, undemokratischen Praktiken bei den Betriebsräte-Wahlen bezeich- 


Is Organisation, sondern es zeichnen 


verantwortlich die Kollegen Hoss, Mühleisen und d’Andrea — drei dem ‚SB 
ch triebsräte von Daimler 


m [Brotet di 1972 van det KG 


in mi unktionsverbot erhiel- 


iem sie zu den letzten Beiriebsritewahlen auf einer ‚oppositionellen 


ts 


Mit keinem Wort aber 
wird, die „in Großberrieben zuneh- 
mend Lohn“ und Gehaltvorteile ge- 
erther den Arbeitern und Angeniell- 
ten (erhalten)" („express 

Auch wenn - unter ferner Neffen 
- in dem besagten Artikel erwähnt 
wird, daß „Beiriebiräte .. vielfach 
zwischen den Interessen der Arbei 
ter und denen der Unternehmer (la: 
ers, enter Mare Pouinonen fü 

1 Beierchaten zu ermefen” und 
daß diese Haltung „noch besonders 
durch das Betriehwerfauungsgesetz 
gefördert (wird)" (, expres”), so it 
doch insgesamt und fast ausschließ- 
lich Hauptstoß der Kritik 
‚den Bürokratismus „als solcher 
richtet. Materielle Korrumpierung 
(set es über Finanzielle ‚Sonderzuwen- 
er ‚oder die ‚Newerstellung' in 
‚der Betriebshlerarchie) wird von den 
wird auf die schon stattfindenden 
und zu erwartenden politischen 
Angriffe, deren sich die Arbeiterklan 
w zu erwehren hat, eingegangen. Das 


Protestdemonstration in Speyer 


Aw. 


 Phitpuri 


‚m 21.10.74 demonstrierten fast 3000 Arbeiter und Angestellte durch 5} 
auf dem Arbeitsmarkt in Speyer bekannt zu machen. Es war bekannt gewors 
'hlossen werden sollte. Damit würden 460 Arbeiter auf der Straße sitzen. Außerdem sollen bei den Vereinigten 
lugtechnischen Werken Fokker (VFW) 300 bis 350 Kollegen entlassen werden, 


Der DGB-Kreis Speyer und die Einzelgewerkschaften riefen deshalb zu dieser Solldar) 


den Parolen: 
„40 Jahre in der Bude - heute ab nach 


Buxtehude!” 


Die Unternehmer nehmen sich die Profite - uns geben sie Pleite!' 


Wie in den 30er Jahren kann man mit 


uns nicht verfahren!” und 


5 Obr heute Solidarität, denn morgen ist vielleicht zu spät) 


Solidaı 


Solidarität mit den Salamander-Kollegen. 


Am 16.5. hat der Hauptvorstand 
der 1G Chemie die jetzt veröffent- 


lichten „Richtlinien für Betriebs- 
ratswahlen” einstimmig beschlos- 
sen. Der sechsfache (!) Umfang im 
Gegensatz zu den vormals gültigen 
Richtlinien spiegelt die Akribie 
wider, mit der linken Gewerkschaf- 
tern sine Kandidatur auf aussichts- 
reichen Plätzen der Gewerkschafts- 
liste unmöglich gemacht werden 
soll Dies geht schon aus dem Vor« 
wort des Hauptvorstandes hervor, 
in dem im Sinne des „Extremisten“ 
erlases” festgelegt ist 

„Jeder Kandidat, der für die IG- 
‚Chemie kandidiert, wird darzulegen 
haben, wie er zu den Grundrechten 
und den Prinzipien der demokrati- 
sehen Grundordnung steht. Hierbei 
wird er sich einer gewissenhaften 
Prüfung unterziehen müssen...” 

Reverse und Ges 


lungen — so setzt der Hauptvor- 
stand eigenmächtig das Primat in 
der Kandidatendiskussion. 

„Die Kandidaten werden...in Ver- 
trauensleuteversammlungen der ge- 
werkschaftlichen _Vertrauensleute 
aufgestellt”. Zur Überwachung ist 
die Anwesenheit des Verwaltungs- 
stellensekretärs zwingend  vorge- 
schrieben. 

Die starke Einbeziehung der Ver- 
trauensleute (mindestens SO % An- 
wesenheit erforderlich) zeigt einer- 
seits den im großen und ganzen 

rauensicute \minoestens Su m An 
wesenheit erforderlich) zeigt einer- 
seits den ım großen und ganzen 
noch vorherrschenden Einfluß der 
Führung auf diese Gremien, der 
teilweise nie gebrochen war, teilwei 


wurde offenbar bei der Beschreibung 
der , politischen (1) und wirtschaftlk 
chen Situation“ ‚vergessen‘!? } 
'b) Eine äußerst enge Sicht der 
Dinge offenbaren die Benz-Betricbs- 
räte und das SB' auch bei ihrer Kr 
tik an der bisherigen, gängigen Be- 
triebsratsarbeit. Krltisiert wird 
micht eine den Arbeiterinteressen 
widersprechende konkrete Po 
Hit ik, sondern es werden „bärokre 
tische Auffassungen... die'ron den 
Kollegen abgelehnt werden“ 
press‘‘) in allgemeinster Weise bemän- 
zeit. So z.B., wenn jene Sorte von Be- 
triebaräten kritisiert wird, die „sch 
als Spezialisten wie in einem norma- 
in Berufsstand (fühlen) und damit 
(rechnen), »0 ihr Brot zu verdienen". 
$o z.B, wenn von Betriebaräten 
die Rede ist, die ihre. Kenntnis als 
Sprungbrett (nutzen), um eine ‚beuse- 
re’ Stellung zu erhalten“. So 
wenn von Betriebsräten g 
Den-noagen una ven ‚ao 
überhaupt nicht in Beziehung gesetzt 
zu einer gana bestimmten Pol ItIK 
‚der Politik der Klassenzusammenar- 
beit 
Es kommt aber gerade darauf 
die wesentlichen, !ypischen und 
‚uemeinen Erscheinungen klasenver- 
söhnlerischer Betriebsratsarbeit (die 
Anpassung an das Unternehmerinter- 
esse) herauszuarbeiten und zu kriti 
sieren — und auf dieser Grundlage 
‚den Arbeiterneine alte 
ihren Interemen beser diene 
Hit ik vorzuschlagen. 
Das ‚SB' dagegen ma 


rauen igliedern 
‚gegenüber Ihren Funktioniren” (.,0% 
Dress") zu reproduzieren. 

ei einer solchen Art des Herange- 
hans it es nicht verwunderlich, som 
‚dern nur folgerichtig, daß die post 


‚Neue Richtlinien der IG-Chemie zu den Betriebsrätewahlen 


Radikalenerlaß und 
Vorstandsallmacht 


ur 


r, um der Öffentlichkeit die 
, daß das Salamander-Werk in Speyer 


‚demonstration auf, Unter 


isierten sich die Kollegen aus anderen Betrieben. Die DGB-Jugend sammelte 3150 Unterschriften für die Aktion 


umgänglich machen, was wiederum 
zum Gewerkschaftsausschluß führen 


‚Das Kandidieren auf anderen 
‚oder gegnerischen Listen ist gewerk- 
Verhalten... 


schaftsschädigendes 
das. Ausselußverfahren 


se durch Gewerkschaftsausschlüsse. Betriebszelle Texaco-Grasbrook, 
Funktionsentzug oder anderen Re- KB/Gruppe Hamburg 
pressionen bei gleichzeitiger ver- 

schärfter sozialdemokrätischer Aus- 

richtungsarbeit zurückgewonnen [ BALLADE 

wurde, VON DEM ARBEITER 


So erhofft sich der Hauptvorstand 
von den Vertrauensleuten die Garan- 
tie, daß abgewirtschaftete Bürokra- 
ten — nur gestützt durch Cliquen- 
wesen und Beziehungen — nicht Aus- 
hängeschild offizieller _Gewerk- 
schaftspolitik bleiben, sondern not- 
wendige Personenwechsel — bei glek- 
her Politik — durchgeführt werden. 
Auch als Regulator der Konkurrenz 
zwischen den „BR-Fürsten” erhofft 
der Vorstand Sich von den Vertrau- 
ensleuten gute Dienste. Aber weiter 
„dürfen” sie auch keinesfalls gehen! 
Dann lauert: schon der administrati- 


ist (ein bloßer Zweifel an der Loyali- 


tät eines Kandidaten gegenüber 
„unserer, demokratischen Grund- 
Ordnung” genügt), „so entscheidet 
der Bezirk im Einvernehmen mit 
dem Hauptvorstand”. 
Das selbstgegebene „Recht” der 
Gewerkschaftsführung, sich über jede 
demokratische Willensbildung der 
Basis hinwegzusetzen, und Entscher- 
dungen von auf Vorstandskurs ge- 
stutzten _Vertrauensleutekörpern, 
‚basıs hınwegzusetzen, una Entscher- 
dungen von auf Vorstandskurs ge- 
stutzten _ Vertrauensleutekörpern, 
wird für zahlreiche oppositionelle 
Linke die Kandidatur auf nicht- 
offiziellen 


werkschaftslisten un 


ve Aussage des ‚SB“Vorschlags zu 
den, Beiricbsratswahlen 1975” auf 
Verfahrensfragen beschränkt bleibt 
Die drei Benz-Betriebsräte erkil- 
ven, daß „der Kern (1) unseres Vor. 
schlages darin (besteht), daß, 
nur solche Kollegen auf der Liste 
der 1G-Metall aufgestellt werden, die 


UND SEINEN KAPITALISTISCHEN 
BLUTSAUGERN: 


Und Du hast ein langes Leben, 

Deine Knochen ihm gegeben. 

Für Deine Kröten: sein Profit! 

Arbeiter! Mach das nicht mit! 

Du weißt nicht mehr wie Blumen 
uften, 

Immer arbeiten, immer schuften, 

‚Von einer Schicht zur andern Schicht, 

Tag und Nacht, Du siehst sie nicht. 

Und Überstunden hängst Du ran, 

Weil man fürs Geld nichts kaufen kann. 

Das Kapital, das freut sich dran. 

r doch in seiner Klasse 

Der Arbeiter, nk schmale Ka, 

Preise ten mun 

Vom Mietshaus Alt der Putz 

Und so liegst Du an nem Tage, 

‚Auf der großen weißen Bahre. 

Bevor Du Deine Rente hast, 

Ist die verkaufte Haut verblaßt! 

Es war ein Unfall im Betrieb, 

Weils aus Kosten, Sicherheit nicht gibt. 

Und über Dir? Grinst das Kapital: 

Kaputtgeschuftet, allemal! 

Fürs Kapital! Mach mit ihm Schluß! 


Miphu den Ausbeute! 
den Sozialismus! 


mit solidarischen Grüßen, 


mit solidarischen Grüßen, 


WERNER HOLZ 
(Arbeiter) 


Für einen Sozialisten (1) it eine 
solche Orientierung „ gelinde gesagt 

bescheiden! Denn ob ein Re a k- 
tionär „die unmittelbare Zu. 
stimmung. der Gewerkschaftsmitglie- 
der” erhalten hat (also auf „demo 
kratischem” Wege in den Beiricharat 
gelangt) oder ob er auf Mauschel 


Der Vorschlag der drei 
Benz Betriebsräte zu den 


kanandaien der I 
r den Koiegen ın de 
2 Der Bewruen word im einu ah 
die dem Berrewungiberiich der 
Versen emp A 


ED Varteanemteufe wagen Die Brupia 

Bereichen kummen an dir Surze der I Merathinie Du Wen 
den Rare bın zwei him anaıkarhnire Srmmenunn, 
Miskemdndeten Die Neihentuie der Kondilaien 


verstelien Nemennsıe uns 
apa Oktaher Tan 


Senn heren 


oppositionellen Daimler- 
Betriebsratswahlen 1975 
Line werden derch eine Ansrmmung 


Berrihen ermeit. 
ie. Wheruchauhane Meran 


anden hetniehınie 
ll Kumiaderen 
mindestens twei Komdnderen vorge 
Nomen auch Anden. de 


(gen ehemjull dien 


dazu die unmittelbare Zustimmung 
der Gewerkschaf 

Bereichen erhalt 
(„express”, ebeı 


Das soll dadurch erreicht werden. 
‚daß in den einzelnen Bereichen eines 
Werkes ‚Vorahlen" stattfinden, 
nach deren Ergebnissen (Stimmen: 
anteil der einzelnen Kandidaten) die 
aewerkschafllichen Vertrauensleute 
eine einheitliche Gewerkschafts-Liste. 
für die Betriebsräte Wahlen zusam- 
menstellen (siehe dazu den neben 
wehenden „Vorschlag“ im Wortlaut) 

Das ist ” zusammengefaßt alles, 
was das ‚SB' den Arbeitern „aut Be: 
tgwahl 1975” vorzuschlagen 


wegen zu der begehrten Funktion 
kommt, ist zunächst einmal un e 1 
heblich - entscheidend I 
daß er eine rraktionäre Politik v 
m 

Das ‚88° und die von ihm irrege- 
leiteten Arbeiter haben nicht begrif- 
fen oder wollen nicht begreifen, daß 
es „nicht auf die Fo 1m der Wahl 
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Nsch langdauernden Auseinandersetzungen wurde am 9.9.74 die ÖTY-Be- 


Wribseruppe (BG) In zwei Lübecker 
spitze aufgelöst, Dies geschah 
Breit angelegten Kampı 


na 

Damit It den Kollegen ein wichtige In 

Mind. zu nchmen, erschlagen wonlen, Und, das 
R 


Hr vollen der Ablauf und der aktue 


den. Dabei 
zu verbensem 


Mit Unterstützung des Bezirksvor- 


standes Nordwest in Kiel hat es der 
ÖTV-Kreisvorstand um 9.9. endlich 
geschafft 


‚Der OTV:KV nat auf seiner Sir 
zung am 9.9. beschlossen: ‚Die ÖTV: 
BG MHL und Krankenhaus Sid wird 
aufgelöst, ., . Dies st insbesondere 
verschiedene Aktionen der BO 
innerhalb des Betriebes eurückzufüh. 
ren’. . ." (aus dem, offiziellen 
Schreiben des KV an die BG) 


„Verschiedene Aktionen” der 
Kollegen im Betrieb — 
‚Ansätze oiner bossoron 
Interassenvertretung 


Nach dem 1. Mal bemühten sich 
die Kollegen der BO, Ihr gewerk- 
schaftliche Arbeit zu verbessern: An- 
stelle allgemeiner Aufrufe trat eine 
Konkretere Arbeit: Dier soll am Ber 
pie der Forderungen der BG In be- 
Zug auf das DRK und auf die AD-Stun- 
Gen-Woche gezeigt werden. 

Das DRK hat Aurch den sogenant- 
ten Gestellungsvertrag in Lübeck die 

"ist alle weiblichen File 
1. Das bedeutet 
Ein, Auslesen der Schwester 
ind Heiferinnen an diesen Verband! 

"Für DRK-Angehörige gibt ex ker 
nen Personalrat, ihr „Arbeitgeber", 
das DRK, it zugleich ihr „Interessen: 
Vertreter"! Dieser volig rechtulose Zu- 
Wand Ist nurabsuschaflea; Indern der 
Gestellungsrertrag verschwindet, d.h 
alle weiblichen Piegekrfte vie ihre 
männlichen Kollegen über die Stadt 
Aingestelt werden 

shalb die Forderung der in der 
OTV. organisierten Schwestern: Weg 
me dam Gestekungwertrag! 

Diese Forderung formulierten se 
in einem Flugblatt, das jedoch von 
dem Bezirkaeter der Abteilung Ge- 
undheitswesen, Weide, völlig sinnent- 
Stellt zensiert zürdck 

Das führte dazu, daß die BO jetzt 


‚nur abzuschaffen. mem 
rtrag verschwindet, d.h. 
alle weiblichen Pflegekräfte wie Ihre 
männlichen Kollegen über die Stadt 
eingestellt werden. 
jeshalb die Forderung der in der 
TV organisierten Schwestern: Weg 


dem Bezirksleiter der Abteilung Ge- 
sundheitswesen, Weide, völlig sinnent- 
stellt zensiert zurückkam. 

Das führte dazu, daß die BG jetzt 


sich, daß bestimmte Fehler in der betrieblichen 


‚ankenhäusem von der Gewerkschaft. 
‚Höhepunkt einer vorbereitenden. 
und gegen Kommunisten im Betrieb. 
numen(, ihre Interessen selbst in die. 


le Stand der Kämpfe dı 


(bes. durch 


wer. 
it noch 


hauptsächlich für die Durchsetzung 
ses Flupblattes den Kampf gegen 
‚Gewerkschaftsführung aufnahm. 
'Es wurde nicht gleichzeitig der 
Kampf für diese Forderungen ohne 
dieses Hifgmittel im Betrieb aufge- 
nommen, die Kolleginnen der DRK 
wurden nicht in erster Linie für die 
Forderungen mobilisiert, sondern 
mehr abstrakt für die Durchsetzung 
des Flugblatten, die Jedoch nicht ge- 
arg. So verliefen die Aktionen zum 
zum DRK schließlich im Sande. - 

Die Einführung der 40-Stund: 
Woche führt zu einer verschärften 
Arbeitshetze, wenn nicht gleichzeitig 
eine der Arbeitsgeitverkürzung ent- 

rechende  Stellenvermehrung 

rot 

as heißt: Kamp um mehr Plan- 
stellen und gegen Rationalisierung 
auf dem Rücken der Beschäftigten. 
Um dieser Forderung Nachdruck zu 
verleihen, organisierte die BG zu- 
‚nächst eine Befragung der Kollegen 
zur „Lage” in den verschiedenen. 
reichen und wie die Kollegen sich die 
Einführung der 40Stunden-Woche 
vorstellen. 

Die Ergebnisse wurden den Perso- 
nalräten und der Gewerkschaft zuge- 
leitet und zugleich 
blatt ausgearbeitet, 
derung nach, Personalversammlungen 
und einer ÖTV-Mitgliederversamm- 
lung beinhaltete, um gemeinsam 
Schritte zur Durchsetzung der For- 
derungen zu überlegen. 

Alsdie Gewerkschaftsführung auch 
dieses Flugblatt verbot, führte die BG 
erneut einen erfolglosen Kampf gegen 
die Gewerkschaftsführung, ohne in 
erster Linie die Kollegen für die 
Durchsetzung einer tatsächlichen Ar- 
beitszeiterleichterungzu mobilisieren. 


Hetzkampagne 
fortschritliehe Kollegen 
‚nimmt zu 


‚Nach Erscheinen eines AK-Artikels 


Als ie Gewerkschaftsführung auch 
dieses Flugblatt verbot, führte die BG 
erneut einen erfolglosen Kampfgegen. 
die Gewerkschaftsführung, ohne in 
erster Linie die Kollegen für die 
Durchsetzung einer tatsächlichen Ar- 
beitszeiterleichterung zu mobilisieren. 


Hetzkampagne 
fortschritiehe Kollegen 
nimmt zu 


ÖTV-Gesundheitswesen: 


Gewerkschaftsführung zerschlägt 
die Betriebsgruppe der Kollegen 


‚AK 46: ÖTV-Gesundheits- 
Kampt um inner. 
Mai ver- 


bestehende Hotzkam- 
.übecker Kreisvorstand 


von Kodolitsch, 
Die ganze RG wurde als „identisch 
mit. der Krankenhauszelle des KB" 
bezeichnet, einzelne Kollegen. als 
„lugblattverteiler des KB” bezeich- 
net, und schließlich ein Kollege 
schriftlich. zu einer „Gegendarstel- 
ung” im AK aufgefordert. 

In diesem aufgereizten Klima der 
‚Kommunistenhatz wurde schließlich, 
eine Unterschriftensammlung ver- 
sucht, in der der Verwaltungsdirektor 
des Krankenhaus Ost. aufgefordert 
wurde, „gegen einige Radikale im 
Betrieb""den Extremistonerlaß anzu- 
wenden, sie also zu entlassen! 

Diese Initiative ging hauptsächlich 
von _Nichtgewerkschaftsmitgliedern 
aus; bei der Mehrzahl der Kollegen 
kamen diese Leute allerdings nicht 
a 


Reaktion der Kollegen auf eine 
Informationsschrift des KB 


Nachdem uns bekannt wurde, daß 
die Gewerkschaftsführung konkrete 
Schritte zur Auflösung der BG und 
Ausschlußyerfahren einleiten würde, 
haben wir versucht, durch eine Zei 
tung die Kollegen über die tatsich- 
lichen Vorgänge in der Gewerkschaft 
und im Betrieb aufzuklären. 

Statt an den konkreten Erfahrun- 
gen der Masse der Kolgen anknüp- 
iend die nächsten Aufgaben im 
Kampf aufzuzeigen und daraus auch 
die Notwendigkeit des Kampfes gegen 
die Gewerkschaftsführung zu entwik- 
keln, versteiften wir uns auf eine 
Darstellung in erster Linie über die 
Vorgänge um die Betriebseruppe. 

ieser Fehler wog, besonders. 
‚schwer, da es sich um die Ilerausgabe 


Iegen über die 
lichen Vorgänge in der Gewerkschaft 
und im Betrieb aufzuklären. 
Statt an den konkreten Erfahrun- 
'n der Masse der Kollegen ankaüp- 


lond die nächsten Aufgaben im 
‚Kampf aufzuzeigen und daraus auch 
die Notwendigkeit des Kampfes gegen 


die Gewerkschaftsführung zu entwik- 
kein, versteften wir uns auf sine 
ter Linie über die 
Vorgänge um die Betriebsgruppe. 


für die Hetze 
die Verintwort- 


der ersten Zeitung im Krankenhaus 
handelte. 

Besonders bei all den Kollege 
(die nicht in der Betriebsgruppe mit 

haben, überwog die Meinung: 

Polemik um Binge, die wir 
nicht beurteilen können. 

Die BG-Mitglieder dagegen waren 
zwar praktisch ale der Meinung, daß 
ie Vorgänge inhaltlich vichtig wi 
dergegeden seien, befürchtetenjedoch 
-zum größten Tel, daß diese Zeitung 
der BG den Todesstop versetzen wir. 
de und chnten sie aus diesem Grunde 
a 


in denen 
Kollegen. gemeinsam kämpfen 


blieb relativ abstrakt und trug nicht 
dazu be, die BG In der Deigschaft 
u verankern. 

Die Jugenälichen der BG arbeite- 
ten in einem weiteren Schritt 
genaue Dokumentation aus, in der 
alle bisherigen Diskussionen der BG, 
ihre Resolutionen und Soldaritäts" 
adressen zur Tarifrunde, zum 1, Mi 
zum DRK, zur 40:Stunden-Woch 
und zur Ausbildungssituation festge- 
halten wurden, Diese Dokumentation 
ist sicher ein gutes Hilfsmittel für die 
jeren Gewerkschaftern zu zei“ 
gen, wie ie gearbeitei hat und was 
die ÖTY-Spitze alles verboten hat, 
längst. bevor der KB das erste Mal 


Allerdi auch Kollogen, 
die der Zeitung mit Begeisterung zu. 
stimmten: Die Kommunisten schrei 
ben doch wenigstenadie Dinge wie sic 
sind, da gibt es keine Presezensur 
gegen uns, im ÖTY-Magazin hätte 
Sowas nie stehen dürfen! = 


Der Kampf der BG-Kollegen 


über die BG berichtet: 
ame Aufrchehatumn BEE a an 
een 


Verteilen der Dokumentation er- 


Memeren Anklane ab ie Zeitung nichen Heu men sch Heimchr 


des KB fanden die Kollegen der 
selbst, die sich mit einem Offenen 
Brief än dieKollegen wandten. Die über 
20 Unterzeichner forderten die in- 
haltliche und konkrete Auseinander- 
setzung, auch mit Kommunisten, in 
der Gewerkschaft. Sie, protestierten 
gegen die geplante Auflösung der BG 
unter dem Vorwand der „kommus 

stischeri Unterwanderung”. Sie zeig 


Für den Profit gehen sie über 
Leichen: 


Arbeiter bei Dynamit Nobel 
und in Turin von Krebs bedroht 


„Todesfabrik läuft weiter", „40ntar- Anders sicht es in Schweden und 
ben an Krebs” — so oder ähnlich Norwegen aus. Dort hatten die Ar- 
Könnten wir es vor elniser Zeit in der heiter nachdem Kalteen war ihnen. 


Für den Profit gehen sie über 
Leichen: 
Arbeiter bei Dynamit Nobel 
und in Turin von Krebs bedroht 


"Fehler wog, besonders 


Nach Erscheinen eines AK-Artikels schwer, da es sich um die Herausgabe 


Richtlinien über die Funktion 
der Betriebsvertrauensleute 


Wie die „UZ" (Zeitung der DKP) vom 
2.8. berichtet, haben die Kapitalisten 
des BayerKonaeıns kur vor dem 
Sommerurlaub versucht, dem Be- 
iriebarat „Richilinien über die Funk 
ion beiieblicher Vertrauensleute 

vorzuschlagen. 

Diese Richtlinien, die wir hier ab- 
drucken, sind geeignet, den so und 
©o sehr geringen Einfluß det IG-Che- 
mie in diesem Konzern noch weiter 
Zurückzudrängen. 

Im Chemiestreik 1971 wurde bei- 
spielsweise von den örtlichen Sekre- 
türen erklärt,daß bei Bayer höchstens 
30 % organlslert sind, Ein Streik sei 
de 
schaft hal 


‚onen „micht drin”. Die Gewerk« 
zu wenig Einfluß. 


h ‚genommen wird vieles 
us dieser „Richtlinie' bei Bayer seit 
Jahren praktiziert” 

Das heißt, daß der BayerBeiricbs- 
rat offendichtlich seit 


ülder, 


diese arbeiterfeindliche Einrichtung 
auch nur mit Zustimmung des DR 
prakisieren. 

Darüber, hinaus spricht die „UZ” 
von der „Rorderung nach einem ge: 
Werkschaftichen Verräueniieuiekör 
ve 

Das ist aerdings der Gipfel! In 
einem Betrieb mil fast 70 000 Be- 
‚häftigten hal die IG-Chemie  €ı 
Öftensehilich michi einmal fr nötig, 
einen funktionierenden gewerkschaft 
lichen Vertrauensieutekörper einzu 
richten; dulder Jaflr aber cn betnieb- 


lichen „Vertrauenskute”"Syıtem. 

Das‘ Ist bioßes Zukreuzckriechen 
vor den Interemen des großen K 
Kalk, 


Selbst wenn nur Jöder dritte Bayer: 
Kollege Mitglied der 1G Chemie ist, 
weit über 20.000 Mitglie 

fast so viele, wie in der 
n (1) Verwaltunateie der 
IG.Chemie in Mamhurg oraniuert 
sindt ° 


Richtlinien-Vorschlag der Bayer-Kapitalisten für ein betriebliches 
„Vertrauensleute”-system 


1. Bei Bayer werden Betriebsvertrauensleute gewählt. Die Wahl richtet sich 
nach der durch Betriebsvereinbarung Wahlordnung. 
2 Die Retichmwertrauensleute dienen der Verbindung zwischen Betrieberat 
und Mitarbeitern einerseits und Mitarbeitern und Berriebsleitung ande- 

rerselts. Im Rahmen dieser Funktion sollen die Beiriebsvertrauensieute mit 

Ihrer zuständigen Betriebsleitung aufkommende Fragen in freimütiger Aus. 

sprache erörtern, insbesondere personelle und soziale Angelegenheiten Ihres 

Berreuungsbereichs. Das umfaßt far den jeweiligen Beirewungsbereich 

21. Erielung von Auskünjten an die von ihnen betreuten Mitarbeiter 
über geserzliche und tarifveriragliche Bestimmungen sowie über Be- 

triebwvereinbarungen und sonstige Absprachen und Regelungen, die das 

Arbeitsverhälinisbeirejfen. Die Vertrauensteute sollen, soweit sie Anfragen 

nicht oder nicht ausreichend beantworten können, Auskünfte beim zustän 

digen Betriebsleiter oder beim Betriebirat einholen, 

22 Prüfung und Weitergabe von Wünschen der betreuten Mitarbeiter un 
den Betriebsleiter baw. Beirtebırat 

24. Mitberatung bei der Aufstellung des Urlaubsplanes. 

3. Beider Lohn-/Gehaltsfestsetzung für die Mitarbeiter hat der Berriebs- 
vertrauensmann kein Mitbestimmungsrecht, Ein Einsichtrecht in die 

Lohn- und Gehaltsliste steht dem Retriebwertrauensmann nicht zu. 

In Einzelfällen kann der Betriebsvertrauensmann Vorschläge zur Lohn. 
inventur und zur tariflichen Eingruppierung machen. Die Entscheklung 
ißft die Betriebaleituns, 

4 _ Bei unterschiedlichen Auffassungen über Eingruppierungs- und En 
Tohnungsfragen beziglich einzelner Mitarbeiter können die Beirieds 
vertrauensleune die Betriebaleirung ansprechen und den Betrieberat eın 


ee 
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Jährlich erfolgen. Weitere Zusammenkünfte mit Betriebsvertrauensleuten 
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‚Todesfabrik Huft weiter", „A 
am Krebs” — so 


im sr" Ahaeh 


beit hingewiesen worden, Und selbst 
ala schon erkrankte Arbeiter zum 
Betriebsarzt gingen, erzählte der ih- 
nen nicht, welche gefährliche Krank- 
heit sie durch die Arbeit in diesem 
Betrieb bekommen hatten. Statider- 
sen gab er ihnen den Rat: „Rau- 
‚Chen Sie weniger." 

Seit 1972 läuft ein Untersuchungs- 
verfahren gegen diesen Betrieb, aber 
ein Prozeß wird frühestens 1975 eı- 
wartet, Solange dart der Betrieb un: 
eingeschränkt weiterproduzieren. 

ber diese Vorfälle im fernen I 
lien konnten wir in der bürgerlichen 
Presse lesen. Worüber wir allerdings. 
wenig bis gar nichts lesen konnten, 
das Sind sehr ähnliche Vorfälle ın. 
er BRD. 

'$o sind bei Dynamit Nobel im 
Werk Troisdorf 124 (1) Fälle von 
Krebserkrankungen bekannt gewor. 
den. Bis Anfang des Jahres waren 
es noch 53. Fünf Arbeiter und be- 
Feits an Leberkrebs gestorben. 

Die Dynamit Nobel-Kapitlisten 
sind bekannt für ihre mörderische 
Produkuionsweise, durch die eı schon 
häufiger zu Explosionen kam, bei 
denen Arbeiter ums Leben, kämen 
oder schwer verletzt wurden (wir be- 
richteten darüber bereits in AR 44). 

Ad auch im Nobel-Werk Trois- 
‚dorf gehen sie bewußt das „Risiko 
ein, daß Arbeiter an ihrem” Arbeits 
Platz erkranken oder sterben. 

n Werk Troisdorf wird PVC her 
gestellt, und es it den Kapit 


Keil Jahren bekannt, daß das dazu 
benötigte VE (Vinylchlorid)Gan 
krebserregend it. 

Ki gibt in der DRD 7 FVC-er 
zeupende Konsenbeiriebe, die alle 
dem Verband der kunstsiofferzew 
wenden Industrie angehören. Dieser 
Verbana hat angekündigt, daß es In 
der BRD keinen Produktionsstop ge 
ben wird, Im Gegenteil, Dynamit 
‚Nobel will die Produktion von PVC 


‚Anders siehts in Schweden und 
‚Norwegen auı. Dort hatten die Ar- 
Betr. nachdem Kollegen won Ihnen 

In gungen, Produk n 
einzuschränken nder ganz einzusteh 


en, 

Die Kapatsten ersten 
fine u verheimichen - m Grpe 
une zu n- > 
tele ale preisen den Stoll als „un- 
Kdieieh um die Absicherung und Ei 

ich um En ir 
höhung Ihres Profien, Der wäre in 
Gefahte wenn das ganae Ausmaß 
der Geahrlichkeit breit bekannt 
Würde, Die Kopitaisten wären dann, 
Um. ern zu vemaden, ve: 
Zwungen, wenigstens einge Si 
heitsımaßnahmen zu Lreffen. Sicher. 
"heit fr ie Arbeiter bedeutet aber für 
SE Konlalnen Schmälrung hrs 
of. 

’Die Dynamit Nobel-Kapitlisten 
denken auch gar nicat daran, die 
Arbeitsplätze sicherer zu machen, 
denn laut Aussage einiger Arbeiter 
Wurde seit 1972 die Entpasungszeit 
3 Kunstnoffe im Rahmen der Pro- 
Quktionssteigerung suf etwa die HA: 
te henbpesetzt  („UZ". 19.10). 
Während der Entpasungzeit en 
weicht ein wioßer Teil des VG 


Ga 
lic 
hi 


Menschen zu töten 
gab es bis 1966 har keine Vor- 
schriften über höchstaulässige Men- 
gen Gasantelle, 

Erst seit 
500 (1) Teile G 


1966 wurde sie auf 
10 eine Mio, Teile 
1970 wurde diese 


In der Sowjetunion bet 
Höchstgrenze der Gasanteile 
eine Mio. Teile Luft Das 2 
t, PVC zu pi 

Leben der Arbeiter 


zu gefährden. 
Kaplialisten aber versuchen 
nicht, ihre Produktionsweiss au Anı 
dern, die darauf abgestimmt ist, den 
höchstmöglichen Profit zu erzielen; 
sie versuchen eifrigst, Porschu 
‚obnisse, die etwas über die Getähr 
lichkeit ‘der PVC-Hormellung, ass 
gen, zu verheimlichen, Denn di 
Sind a ion im Ki 


wenn sie den Arbeitern Ihre Hruta 
lität zu unverhäll zeigen, konn 
sich die Arbeiler zusn 

und won 

diesen Bedingunven zu arbeiten, 


Merall:Komitee” 
KB / Gruppe Hamburu 
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Beiersdorf, Hamburg: 


Rationalisierungswelle läuft an 


Der Beiersdorf-Konzern umfaßt in 
der BRD folgende Gesellschaften mit 
Ingesamt 6.000 Arbeitern und Ange“ 
stellten: die Beiersdorf AG mit knapp 
4.500 Arbeitern und Angestellten 
in insgesamt sieben Hamburger Be- 
triebsstätten (Werk I und III in 
Hamburg-Eimsbüttel, Werk II in Bill 
brook, Werk IV in Hausbruch, eine 
Niederlassung am Haferweg, zwei 
Lager in der Notkestraße, die Unter- 


bringung des Vertriebs-inland im 
KienzleHaus in der Kielerstraße), 
und die ‚Che: 
mische Werke Offenburg — größte 


Tesa-Fabrik_in der BRI 
Kosmetik GmbH, Hambur 


; Ikebana- 
Ferd 


pi 
arate Carl Bühler GmbH, Hamburg; 
‚Kosmetik GmbH, "Frankfurt; 
'Tradica Pharmazeutische GmbH, 
Hamburg 


Pflasterproduktion bei „Beiersdorf Hellas! 


Pflasterproduktion bei „Beiersdorf Hellas 


Madrid (Spanien) und die „Beiersdorf 
de Chile Ltda.", Santiago (Chile). 

2. Der Aufbau eines europäischen 

Konzerns bedeutet die Zentrali 
sierung der Verwaltung sowie die 
Entwicklung eines arbeitsteiligen 
Produktionsnetzes unter den Ge- 
sichtspunkten weitmöglichster Stand- 
ortvorteile für die Kapitalisten. 

Im folgenden beschränken wir uns 
zunächst auf den zweiten Punkt, 

Das Hauptwerk der Beiersdorf 
AG — Werk I — steht im Hambur- 
‚er Arbeiterwohnbezirk Eimsbüttel 
Hier werden Verbandpflaster, tech- 
nische Klebebänder, pharmazeutische 
Präparate, Seifen hergestellt. Außer- 
dem befindet sich hier die Haupt- 
verwaltung, die Räume des Betrie\ 
rates, Labors und eine Werkstalt. 
Dieses Werk hat eine Reihe von Auf- 
lagen durch die Gewerbeaufsichts- 
und Baupolizeibehörde, die die Ber- 
ersdorf-Kapitalisten zum Teil unter 


" e.p.e., Athen (Griechenland) 


e.pa., Athen (Griechenland) 


Die größte ägyptische Kosmetik-Firma UTAC stellt Nivea-Creme in Lizenz 
her. Selbst das Lächeln der Kolleginnen für den Fotografen kann nicht da- 
rüber hinwegtäuschen, in welchem Loch hier produziert wird 


Die Beiersdorf- Kapitalisten be 
ginnen ihre Geschichte mit dem 
Apotheker „Beiersdorf“, als dieser 


1882 ein Patent für neuartiges Pfla- 
ster erhielt. Der anschließende „sau- 
bere” Werdegang ist gekennzeichnet 
von der Entwicklung eines „Mar- 
kenprodukts” nach dem anderen. 
Daß die Kapitalisten nur deshalb 
heute Riesengewinne machen können 
(der in der Bilanz ausgewiesene Ge- 
winn für das Jahr 1973 ist 14,88 
Mio, Mark gegenüber 13,44 Mio, Mark 
im Von 

liegt. erhel 
Aktionäre ausgeschütteten Gewinn!), 
weil sie seit gut 90 Jahren 

von Arbeitskräften nach den ausge 
feiltesren Methoden auszubeuten v 
atehen, bleibt in dieser „Geschichte” 
natürlich unerwähnt. Was die Arber 
ter und Angestellten bei Beiersdorf 
aber in den kommenden Jahren be 
zahlen sollen, damit die Kapitalisten 
auf internationaler Ebene ihren Markt 
erweitern und einen europäischen 
Konzern aufbauen können, stellt alle 
vorhergehenden Maßnahmen in den 
Betrieben der Neiersdorf AG zur Ra 
tionalisierung der bestehenden Pro- 
duktionsanlagen und Steigerung der 
Arbeitahetze in den Schatten! 

Die Bestrebungen der Beiersdorf. 
Kapitalisten gehen in zwei Rich 
tungen 

Verlegung. der lohnintensiven 

Produktion in die_ sogenannten 
„Niedrglohnländer". Sie bevorzugen 

bei den Aufbau von Werken in 
Ländern mit faschistischen Regimes. 


Hier sind einige zu nennen: die 
jeiersdorf Hellas 0.p.6.” in Athen 
eiersdorf P 
Qusidez (Portugal) 
1 Espaflola SA 


laufen. Werk I darf nicht weiter 
'in die Höhe gebaut werden; angeb- 
lich droht in einigen Produktions 
hallen. Deckenbruch. Zum anderen 
werden die unmittelbaren Anlieger 
‚(hauptsächlich in der Quickbornstra- 
ße) auch nach 22 Uhr noch durch 
den Lärm der Produktionsmaschinen 
während der Spätschicht belästigt 
Da aber die Beiersdorf-Kapitalisten 
weder die Schichtarbeit abbauen noch 
die Maschinen runterdcehen wollen, 
kauften sie schon frühzeitig die Woh: 
nungen in der Quickbornstraße auf 
und vermieteten sie als „Werkswoh- 


nungen‘ 


Is in Eimsbüttel befindet 
IIl mit dem Kosmet) 


tampe und einem Parkdeck ausg 
stattet. Zwischen Werk 1 und Werk 

in den letzten Jahren ein riesiges 
Forschungszentrum mit Laborgebäw- 
den, Technika, Hörsaal und Biblio- 
thek entstanden. 

Weniger, um die 
‚dem produzierten 
wahren, wie es die Beiersdorf AG 
in ihrem Hochglanzdruck von 1970. 
„Unser Werk und Wir” schreibt 
(„Auch auf die Nasen der Nachbarn 
In Eimsbätiel nahm man Rücksicht.) 


mit der Absicht, behördliche 
Auflagen zu umgehen, legten die Ber 
erndort-Kapitalisten ihr Werk Il, 


„wo en ab und zu ‚atreng' riecht”, 
in den Südosten Hamburgs, nach 
Biltbrook. Auf einer Nutzfläche von 


das Billbrooker Werk 
Betrieb: in den se 
Jahren wurde ex erheblich erw 


Heute werden hier die Grundstoffe 


vieler pharmazeutischer und kötme- 
tischer Artikel sowie technische Kle- 
beblnder hergestellt. Die Pläne der 
Beiersdorf-Kapitalisten gehen dahin, 
die Verwaltung im Werk | zu kon- 
zentrieren und Teile der Produktion 
außerhalb des Hamburger Ballungs- 
gebietes in Hausbruch anzusiedeln. 


Das Werk Hausbruch. 


„Unser Werk und Wir” schreibt 
über das Werk Hausbruch: „Dieser 
Werk ist noch ein wenig Zukunftr- 
musik. Auf der umfangreichsten 
Fläche, die Beiersdorf je zur Ver 
fügung stand, sind die ersten Ansätze 
sichtbar zu einem Werk, das einmal 
das größte sein soll”. Die unverhohle- 
ne Freude der Kapitalisten gilt den 
außerordentlich günstigen Standort- 
bedingungen dieses Werkes: Es liegt 
direkt an der geplanten B 73. Die 


arbeiten für das dritte Hallen- 
schiff (Größe: 3.800 qm)! 


Auswirkungen für die 
Arbeiter und Angestellten 


Die Arbeiter und Angestellten 
werden über diese Vorgänge bewußt 
im Unklaren gelassen. Im „Haus- 
kurier" vom Oktober 72 erklärt die 
Geschäftsleitung, Versetzungen nach 
Hausbruch im größeren Ausmaß seien 
nicht geplant. Im März 1974. hieß 
es dann vieldeutig: „,.. .. Und auch 
‚für Hausbruch existieren sicherlich 
in irgendeiner Schublade schon Pli- 
ne, auf denen wenigstens die Um« 
risse weiterer Werkshallen eingezeic! 
inet sind, und irgendwann in der 
Zukunft wird dann mehr Tesa vom 
Dubben (= Werk Hausbruch) als aus 
der Unnastraße (= Werk Eimsbüttel) 
kommen . . .” Im August 1974 
schreibt dann schließlich das Kapi- 
talistenblatt: „, Von der Verlegung der 
tesamoll-Fertigung werden erwa 70 
Arbeitsplätze betroffen”. 

Bei der Verlegung gehen die Ka- 
pitalisten mit der Taktik der Spak- 
tung und Verunsicherung der Kolle- 
gen vor. Derzeit finden im Arbeiter- 


Das Werk IV in Hausbruch nach Fertigstall iten 
Das Werk IV in nach Fertigstellung des zweiten Hallenschiffes 


Se 22 v0; 


Das Werk IV in Hausbruch nach Fertigstellung des zweiten Hallenschiffes 


Ende 73 


Die erste Betriebsversammlung im Jan. 1973 in Hausbruch 


Verbindung nach Hamburg is 
die Köhlbrandbrücke und - 
planten zweiten Elbtunnel die billig 
ste und schnellste, 

barer Nähe des Werkes 


Yicgt die 


dental. Die Bevölkerung wird sich 


im nächsten Jahr auf 14.000 erhöhen. 
Auf dieses Arbeitskräftereservoir wo- 


sonders. Neuwiedental erspart Ihnen 
den Bau einiger Werkswöhnungen. 
Somit kommt der Flächennutzungs- 
plan der SPD/FDP-Regierung auch 
den Beiersdorf-Kapitalisten zugute. 
Dieser Plan stellt eine Zuordnung von 
Wohnsiediungen zum Einzugsgebiet 
der Industrie im Süderelberaum dar. 
Der systematische Ausbau des Wer 
kes Hausbruch ist von den Kapk 
talisten regelmäßig abgestritten und 
in seinen Konsequenzen für die Ar- 
beiter und Angestellten im Werk | 
verharmlost worden. Der im fol 
wenden aufgeführte Entwicklungs - 
tang in Hausbruch spricht aber für 
sich velbat 
'@ Ende 1970: das erste Hallenschiff 
200 m lang und 20 m bre 
fertiggestell 
@ im Februar 1972 sind in Hausbruch 
40 Arbeiter beschäftigt 
Die Mehrzweckbeschichtungsanla- 
ge LI im Werk beginnt bereits. 
für den Verkauf zu produzieren. 
.@ Im Dezember 1973 ist das zweite 
Hallenschiff — 200 m lang mit 
einer Nutzfläche von 4.857 qm, 
Überdachter Lade- und Wendel 
he > fertig. 
© Im März 1974 wird die größte 
roßanlage für Technische Klebe 
bänder (DTN 5) eingefahren. 
© Im August 1974 beginnen 


bereich. Versetzungen 
statt. In die besonders betroffene 
Abteilung „tesamoll” wurden min- 
destens sieben Kollegen „strafver 

- Weise werden sie 
ive” gestellt, irgend 
wann mit nach Hausbruch ziehen 
zu müssen, oder „lieber”” vorher sel 
ber zu kündigen. "- Die Kapitalisten 
ziehen die Versetzungen über einen 
sehr Jangen Zeitraum hin, damit diese 
möglichst unbemerkt von den Kal- 
legen über die Bühne gezogen werden 
können. Zum anderen wird die Ver- 


Beiersdorf- 


unsicherung durch das ständige Aus- 
reuen sich widersprechender Mel- 
hingen und Gerüchte vergrößert; da 
Vorhaben wird immer wieder wo 
radikal angekündigt und. wieder 
geblasen. : 

In dieser Situation wirkt sich die 
gerziige Sirukturkric des BRD- 
itallsmus für die Beiersdorf‘ 

s, Sie arbeiten 
ienen „‚Arbeitslosen- 
er”, indem sie dieles gegen die 
Beiersdorf-Kollegen auszuspielen ver- 
suchen, Offen wird Kollegen, die 
sich gegen Schlechterstellungen durch 
ständige Versetzungen wehren, oder 
die das „Angebot”, nach Hausbruch 
zu gehen, ausschlagen, mit dem Ver- 
hust des Arbeitsplatzes gedroht, Die 
Konkurrenz unter den Arbeitern wird 
ingehcuer gesteigert, denn keiner will 
zu den „Beiroffenen” gehören. Die 
unmittelbare Folge dieses Spaltungs- 
manövers seitens der Kapitalisten 
ist eine Steigerung der Arbeitshetze, 
Krankheiten werden Ofters am Ar- 
beitsplatz „auskuriert”, die Arbeiter 
halten mit Widerspruch zurück, Ab- 
gesehen von den ständig. staltfin- 
denden Akkorderhöhungen unter 
dem Vorwand, daß irgendetwas an 
den Maschinen verändert würde, 
so mit der bereits ei 
stungsbewertung” und der „Pr 
die Ausbeutung der Arbeiter unge 
heuer gesteigert 


Kampf der 
kapitalistischen Rationalisierung 


Die stattfindenden einleitenden 
Maßnahmen der Kapitalisten verur- 
sachen unter den Arbeitern und An- 
gestellten Angst und Unsicherheit 
Auf diese Weise bereiten die Kapi- 
talisten den Boden vor, einzelne 
Kollegen herauszubrechen, sowie die 

Inzuschüchtern, 


Betriebsräte „vertrauensvoll” betek- 
ligt. Aus dem Betriebsrat dringen 
keinerlei Informationen zu den Kol- 
en. Offenbar wird die Angelk; 

uf höchster Ebene ausge 
Das hat die Arbeiterschaft 


schelt 


der sogialdemokratischen „Errungen- 
Arbeitnehmervertre- 


schaft", dem 
1er” im 
heit” 
der sozialdemokratischen „„Errungen- 
schaft", dem „Arbeitnehmervertre- 
ter” im Aufsichtsrat, Max Ganschow, 
zu verdanken! Wir sind davon über- 
zeugt, daß Max Ganschow hier ent- 
schieden für die „Schaffung neuer 
Arbeitsplätze” eintritt und konse- 
quent die Auswirkungen auf die der 
zeitigen Arbeitsplätze „vergißt", 

Der Austragung der Kapkialitk 
schen Pläne auf dem Rücken der 
Arbeiter und Angestellten können 
siese nur solidarisch und geschlossen 
entgegenwirken. Die Kommunisten 
tragen hier die Verantwortung, die 
Taktik der Kapitalisten und der So- 
zialdemokraten vor den Kollegen zu 
entlarven und, gleichzeitig die An- 
Sätze zum gemeinsamen Abwehren vo- 
Fanzutreiben. 

Wichtige Forderungen in diesem 
Zusammenhang sind 
@ Versetzungen innerhalb des Wer- 

kes dürfen keine Schlechterstel 

lung für die Kollegen mit sich 
bringen, 

© keinem Kollegen dürfen irgend- 
weiche Nachteile dadurch ent- 
sichen, daß er eine Versetzung 
nach Hausbruch ablehnt 

© die Probleme der Kollegen aus 

Hausbruch (z.B. die Verkehrswer- 

bindungen, hygienische und so- 

ziale Einrichtungen, die Arbeits- 
bedingungen) müssen in den ge- 
werkschaftlichen Organen der 

Beiersdorf-Kollegen zur Sprache 

kommen. Hier Abhilfe zu schaf- 


fen, ist im Interesse aller. Kolle- 
gen und bedarl ihrer Unterstüt- 
zung. & ‘ 


Zwei Beierndorf-Genominnen 
KB/Gruppe Hamburg 


Vertrauensleutekörper 


„gesäubert”, 
1G- 


‚emie-Verwaltuingmtalle schlägt wieder zu 


Anfang Novemver bekamen einige 


mit. reiht sich. Beiersjorf ein 
triebe wie Reichhold, Norddeutsche 
Alfinerie und Deutsche Texaco AG, in 
“ ie Gewerkschaftaführer be 
reits seit längerer Zeit mit einer 
massiven Hetze gegen Iinke Kollegen 
und Aumchlußterror vorgehen. 


i Beiersdorf Hofft die IG Chemie- 
Gewerkschaftsführung. mit diesem 


für die rechten SPD-Beirieberkte wi 


Die Zeitlöhner-Kollegen (haupt 
sächlich Handwerker) bei Beleradorf 


werden bei jeder Tariterhöhung den 
Akkordiöhnern gegenüber benachter- 
Hit, weshalb nach dem let 
abschluß im Frühjahr eine Angleich 
den Akkordlohn gefordert 
ve ging von ein 
un Sie 
breites Echo bei vielen hund 
Höhner-Kollegen im Betrieb, 
eine Beiriebsvereinbarung sollte da 
für gesorgt werden, daß eine Wiederan- 
ichung an den Akkordiohn 
:h nach jeder Lohnerhöhung 


‚den-Boykott wurden organisiert 
Breite Unterstützung war auch 
notwendig, handelte e m eine 


» 


‚Arbeiterkampf Nr. 52/November 1974. 

HERREN Yambuna Norddeutsche 
Schleifmittelindustrie 

Forderung die monatlich brutio.ca. Kurzarbeit — 


DM 260,- ausmachte, 
hten Betriebsräten gelang 
. die Forderung über 
ıs zu verschlej 


Den n 


Die Norddeutsche Schleifmittelindu- 

serie (NSI) gehört zu den größten 

Schleifmittelproduzenten 

den letzten Jahren sind die NSI-Kap 2 
sten systematisch daran gi 

Produktlonsbeiriebe in 61, Ländern 


diese Leute mi der Zustimmung zu 
diesem miesen Abschluß gleichzeitig 
als „Gegenleistung für die Kapita- 
Nisten einem Abbau von Sozlalleistun- 
haben, a. bezahlte 


nach 
era taz 
ren 


Im April 74 wurden zehn Kündigun- 

'n Auspesprochen — mit Zustimmung 
Ses sozinldemokratischen Betriebsre 
tes, dessen Vorsitzender, G, Paulsen, 
tender Verwaltungsstellen‘ 
vorsitzender in der Verwaltungsstelle 
der IG-Chemie Hambur 
Hauptanstrengungen des 
in dieser Angelegenheit darauf gerich- 


kurzfristig etwas höl 
rechnungen zu begleichen, lang« 
fristig sind sie jedoch die Gewinner. 


Die 1G, Chemie-Verwaltungsstelle 
hielt im Verlauf der ganzen Zeit 
ein, Eingreifen, bew. Unterstützung 
der Kollegen nicht für notwend 
Flugblätter zu drucken usw. wurde 
abgelehnt mit der frechen Begrün- 
dung der „riedenspflicht“, die zwar 


IR’Ss waren 


für Streiks gegen tehende Tarif- . 
vertäge, nicht jedoch frdns Drucken en. Vorsehlegarechl” Wahray 
Yon Flugblitern fr Betibweren maamıen, wer on den Kollegen In den 


barungen besteht, Die rechte und 
richtige Beiiebratspoitik wurde 
Ieckt'".(Betriebsratsvorsitzen- 


Dabei war es kein Zufall, daß unter 
diese. Kündigungen auch linke Ge- 
werkschafter fielen, 

Indem so die Kampfkraft der Ar- 
beiter geschwächt wurde, bereitete 
man bewußt den Boden für die Durch- 
setzung der nächsten Maßnahmen der 
Kapitalisten vor: 

Ende September meldete die NSI- 
Geschäftsleitung beim Arbeitsamt 
Kurzarbeit (4-Tage-Woche) für zu- 
nächst die Hälfte der Beschäftigten 
an, was aber innerhalb kurzer Zeit auf 


ngsstellenvorstandes, 
lied des Beirats der IG Chemie ... 


was 
die „Zusammenarbeit“ gefördert ha- 


ben dürft 


In dieser Situation 
linke Vertrauensleute und fortschritt- 
liche Gewerkschafter ein Flugblatt 
heraus, daß 1. der Spaltung zwischen 
Zeit- Und Akkordlöhnern entgege 
treten sollte, indem alle Kollegen 
über die Forderung der Zeitlöhner 
informiert wurden; 2. vor Abschluß 
über das Angebot der Kapitalisten 
eine Versammlung und Abstimmung 
forderte; und 3. für die Ablehnung 
des Abbaus. der Sozialleistungen ein- 
rat, 

Die Folge war dann auch, daß 
sowohl eine Versammlung und eine 
Abstimmung abgehalten werden muß- 
ie, bei der der rechte Betriebsrat 
mehrheitlich eine Abfuhr erteilt be- 
kam, indem das Angebot der Kapi- 
talisten abgelehnt wurde, welches die 

triebsräte vorher zur Annahme 
empfohlen hatten. 


Sofort nach der Verteilung d 


jaben zehn 


2 wu ‚des a ee Et 
a ‚ dieses Verhalten 
weitere Zusamt “ 


ie dann eine 


elle: 30 Kollegen 


Korper, der u.a. wie folgt begründet wurden entlassen, Die Geschäft 


= eh fe 
i 
a 


Vier Wochen spater kam der Aus- 
schluß aus dem Vertrauensleute - 
körper, der u.a. wie folgt begründet 
wurde: 


4 Adi Betrieb ein Flugblatt 
Verteilt, das weder mit dem gewerk- 


Vertrauensleuiekörper 
Rock mir der Verwaltungsteie ab 


‚gestimms war . . ." und daß es zum 
Selbatserständnis gewerkschaftlicher 
Vertrauensleutearbeit (gehört), daß 
‚Flugblätter in enger Abstimmung mit 
der Verwaltungsstelle und unter de- 
ren Verantwortung verteilt wer- 
u 


Dies bezieht sich ausschließlich 
auf linke Flugblätter, nicht jedoch 
auf die von den rechten Betriebs- 
räten verteilte SPD-Pı da, die 
‚jederzeit von einzelnen Betriebsräten 
und Vertrauensieuen verteit werden 
darf! 


* Eine Kritik am Verhandlungsstil 
der Betriebsräte und Verhandlung 


Texaco, Hamburg-Grasbrook: 


Die vier des Jahres aus dem 
Vertrauensleui (VLK) der 
Texaco-Grasbrook 

linken Gewerkschafter sind alle ent- 
lassen und mit Werksverbot belegt 
Kendigungbewendungen open cin 

ıngen_ legen 
‘von Geschäfts- 


kitung und rechter Betriebsratschque 


kommission hielt die Verwaltungs: offen. Ein Zusami das schon 
stelle ebenfalls für „schädigend” und ıiebsratswor ‚Kuch un- 
„sachlich falsch”, da ja „mehrere Ver- mißverständlich ankündigte, als er die 


Kollegen anläßlich ihres VLK-Raus. 


wurden”. 


kammlungen einberufen 
Tatssche Ist jedoch, di 


Betriebsratsfürsten "zu 
telang nichts taten, dann eine Ver- sen, ausder Gewerkschaft und ausder 
sammlung durchführten, um den Texaco müßt Ihr auch raus!” 
Handwerkern vom Überstundenboy 


Der Reihe nach: 
@ Schon im Frühjahr wurde dem 
ersten der Vier gekündigt — angeb- 


kottabzuraten ihrem einzigen Druck, 
Zu einer zweiten Ver 
war es nur gekommen, 


weil 60 bis AO Handwerker spontan liche Fehlzeiten und zu häufige 
die übliche Vertrauensleute-Sitzung Krankheiten waren die „Begründung”. 
„umfunktionierten”, die dritte fand Der Betriebsrat (BR) stimmte zu 


ten und war im Arbeitsgerichtsprozeß 
ER 
schäftsleitung (GL). 
© Am 13.10. erhielt der zweite Kol- 
lege die Kündigung. dich 
wegen „verbesserter Arbeitsabläufe” 
sei sein "Arbeitsplatz „Aberflüssig” 
worden. „Mit Bedauern” behauptete 
daß es in der gesamten 
Tenaco-Hamburg (ca. 2000 A: 
Meite) keinen Arbeisplatz {ür 
t. Natürlich stimmte der BR wie- 
‚ohne Zögern zu. Der Kollege 
wurde mit seiner Kündigung von 
‚der Arbeit suspendiert - („wir ha- 
ben absolut keine Arbeit für Sie”) 
sodaß ihm jede Diskussionmög 
ichkelt im Betrieb genommen wurde 
@ Am 14.10. vertellten zwei eine von 
drei ehemaligen Vertrauensleuten 
terzeichnete kleine Zei 
sache", die sie mangel 


Sicherlich kommt zu diesem Aus 
schluß linker Vertravensleute aus dem 
Vertrauenskörper ein weiterer „Säu- 
berungsbeuchluß” hinzu, der” v 
sieht, daß zukünftig keine Gi 
(wie 2.B. die Handwerker zur zweiten 
ımmlung) mehr an den Sitzun- 
‚gen tellnehmen dürfe 

Damit hätte ‚den Vertrau- 
enskörper wie vor 1970. wieder. voll 
in der Hand, als ein Gremium, das 


an Sauerelen auch leisten mögen, ® 


ein Vorspiel für Entlassungen 


tung gab als Gi 
Konjunktur in 


„die schlechte 
Aüto-, Bau- und 
Möbelindustrie" an, In Wirklichkeit 

im Hamburger Werk groß 
Rationalisierungsmaßnah- 


zeigt el 'haltetaktik gegenüber 
den Kollegen in den letzten sieben 
Monaten: Anfang des Jahres sagte er 
noch: „Wit versuchen es mit Verset- 
zungen” innerhalb des Werkes, um 
Entlassungen zu verhindern.” Als 
‚dann erstmalig doch entlassen wurde, 
meinte er nur, er habe ja schließlich 
diesen und jenen Kollegen vor der 
Kündigung bewahrt „.. Alk dann Kurz- 
arbeit aktuell wurde, erklärte er, so 
würden wenigstens keine entlassen 
werden, Als dann wieder und gleich 
dreimal soviel Kollegen wie zum er- 
sten Mal gekündigt wurden, meinte er 
‚nur lapidar, es habe ja noch schlim- 
mer kommen können. In derselben 
!ypisch_ sozialdemokratischen Argu- 
mentation „erinnerte” G. Paulsen auf 
der Hamburger Vertrauensleutever- 
sammlung der IG-Chemie anläßlich 
der Vorbereitung zur Tarifrunde 74 
die Kollegen daran, daß man in Lä 
dern. wie Griechenland schließlich 
überhaupt keine Lohnforderungen 
mehr aufstellen könne. (Diese sau- 
dumme Ausrede hat er jetzt auch 
nicht mehr!!) 

Es hat sich wieder bestätigt, daß 
Kurzarbeit keine Entlassungen ver- 


hindern kann, sondern allenfalls auf- 
schieben. 


‚Chemie-Komitee 
'KB/Gruppe Hamburg 


KB/Gruppe Hamburg 


Erneut drei Linke entlassen 


— Chronologie eines schmutzigen 
Zusammenspiels — 


Möglichkeiten einer linkem Öffent- 

eitsarbeit schon länger geplant 
hatten. Sie behandelte verschiedene 
Mißstände (Arbeitssicherheit und Ge- 
sundheitsgefährdung) und. forderte 
Verbesserungen. 

Noch am seiben Tag wurden die 
Kollegen vom Werksdirektor in Ab- 
wesenheit des Betriebsrats „verhört"“ 
© Die freche Behauptung des Dirk 
bos, daß ‚keiner, der aufgegnffenen 
Mißätände” wahr" sei, mochte der 
Betriebsrat damals noch nicht offen 
unterstützen; hatte er doch, schon 
morgens feststellen müssen, daß die 
‚Arbeitersache” Nr. 1 von den mel 
ien Kollegen positiv aufgenommen 
‚orden war, 
@ Nach 24 Stunden Denkpause er- 

hielten die Kolleaen dann Werks- 
verbot, und am 23.10. flatterte ih 
Ihre Kündigung ins Haus. 

„Störung der Betriebafriedens“ 
und „schwere Verletzung der ihnen 
‚Oßlienden Treuepflcht” war die 

(dung. Der Betriebsrat 
Sch (ran under en Aryunen 
ten” der Geschäftsleitung Inzwischen 


Vnpsschln. „Det hie 
ind” ist mit einiger 


Heneneit bar und dürfte kaum 
einem Arbeitsrichter genügen - sind 
doch alle geschilderten Mißstände 


und Verbesserungsforderungen im 
Rahmen der (in dieser Frage noch 
bestehenden) „Meinungsfreiheit ge 
(deckt. 
Gerade zu den übera| 
Detriebnratswahlen soll den 


00-6 
KB/Gruppe Hamburg. 
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Norddeutsche Affinerie, Hamburg: 


Von den Kapitalisten gefeuert, 
von der Gewerkschaftsführung 
im Stich gelassen! 


‚Auf einer Vertrauensleute-Versamm- 
hung der Affı am 22,10. wurden drei 
linke Gewerkschaftsfunktionäre aus 
dem Vertrauenskörper ausgeschlose 
und zu einfachen Mitgliedern „d 
diert”. Auf Anregung von 
Holst (IG Chemie-Sekretär für 
Affi und Vorsitzender’ der Verwal 
in Hamburg) wurde auf der 
uf Rausschmiß 


Stimmun; 
gen acht Stimmen befürwortet, 

jas hatten die drei Kollegen ge- 
an? Peter 1, (Lehrling und York, 
zender, der Jugendvertretung) und 
Gerd N, (Kraftfahrer und seit zwei 
Jahreh Vertrauensmann) waren von 
den NA-Kapitalisten fristlos gekün- 


digt worden - das war ihr „Ver- 
ien”, 
Der 3. Kollege, Ralf H. wurde aus 
‚dem Vertrai iekörper (VK) aus: 


geschlossen, als er sich beichwerte, 
‚daß Walter Holst zu dieser Versamm- 
hung besoffen erschienen war. Sein 
Ausschluß aus dem VK wurde am 
nächsten Tag durch den Verwaltungs- 
stellen-Vorstand auch offiziell abze- 
segnet, da gegen ihn und Gerd N. s0- 
wieso ein Antrag auf Ausschluß aus 
der von vier Betriebs- 
Vertrauensleuten ge- 
stellt worden war, als die beiden die 
Zustimmung des Betriebsrats zu der 
Kündigung yon, Peter T, kiisierten 
(siehe auch REBELL 1, Seite 5). 


Auf gute Zusammenarbeit! 


Als Begründung für den Ausschluß 
von Peter T: und Gerd N, wurde von 
Walter Holst angegeben: da ihr Ja aus 
der Firma „ausgeschieden” seid, habt 
ihr auch „automatisch” kein Recht 
mehr, Verirauensleute zu sein, 

Und dies, obwohl beide Kollegen 
vor dem Arbeitsgericht auf Wiederein- 


stellung klagen und von der Rechts. 
Ie des offiziell. vertreten 
wach, 


schaftsführung nun wirklich deutlich. 


Vereint gegen links schlagen! 


Vereint gegen links schlagen! 


Die beiden Hetzbroschüren des Frei- 
herrn Philip von Kodolitsch (Sekre- 
tär der IG Chemie) „Was steckt da- 
hinter” und „Was wollen die Chao- 
ten?” zeigen die ersten konkreten 
Erfolge. Die Gewerkschaftsführung 


Neues zu den fristlosen 


! 
Die Aft-Kopitalisten haben 
eine weitere Schlappe 
erlitten! 

Die beiden fristlosen Kündigum- 
‚gen gegen Peter T. sind am 24.10. 
vom Arbeitsgericht Hamburg in 
aller Form zurückgewiesen wor 
den. Peter ist wieder 2 


nicht aufgegeben haben 
trotzdem ist dies für Peter T.na- 
li sin Trtumpf, Der Anwalt 
‚der Arbeit rein! “ 
mie dröckte das 10 aus: Wir hc 
ben zwar eine Schlacht verloren 
aber noch nicht den Krieg. 
‚Selbst wenn die Alf vor das 
Landesarbeitsgericht zieht, muß 
Peter T. bis zur Entscheidung 
des Bundesarbeitsgerichts in 
Karlsruhe weiter ausgebildet wer- 
den. (Bis dahin ist seine Lehre 
sowieso beendet!) Ex sei dei 
Peter wird ein drittes Mal gekün- 
dit 
"Trotzdem ist jetzt bei Peter 
noch eine Prozeßsache ol 
Die Anzeige der Alf-Bome bei 
der Staatsanwaltschaft wegen an- 
geblicher „falscher eidesstatll 
Cher Aussage“, die er bei seiner 
Verteidigung beider Behandlung 
ersten fristiosen Kündigung 
aemacht haben soll 
Bei der Köndigungsschutzkla- 
je von Gerd N. stehl noch k 
fermin fest. Der Schriftsatz de 
AIT zur Klage liegt bereits vor. 
Wir werden im nächsten AK dar 
über ausführlicher berichten, ® 
Betriebszelle Norddeutsche AfTı- 
nerie, KB/Gruppe Hamburg 


und die SPD-Betriebsgruppe auf der 
Affı haben es geschafft, die Mehr- 
heit. im. Vertrauensleute-Körper und 
den gesamten Betriebsrat auf Grund- 
lage der Hetzbroschüren gegen die 
linken Kollegen aufzuputschen. 

Am Anfang stand die Kritik von 
Gerd N. und Ralf H. Die NA hatte 
Peter T. fristlos gefeuert (vier Tape 
vor der Jugendvertreter-Wahl); 
Betriebsrat hatte mit 11 gegen 7 der 
zugestimmt, ohne die vor- 
n Gründe der NA zu über- 
prüfen. Die beiden Vertrauensleute 
kritisierten diese Haltung öffentlich 
im VK als unsolidarisch und fahrläs- 
sig (weil nicht genau überprüft). 

Der Betriebsrat wurde daraufhin 
auf Vordermann gebracht; ‚wir las- 
sen uns von denen doch nicht anı 
chen, die müssen wir auf jeden 
loswerden, die stören!" 

Bei der 2, fristlosen Kündigung 
von Peter T, (gegen die erste kl 
Peter T. erfolgreich) stimmten alle 
Betriebsräte schon einstimmig. der 
‚Kündigung der Affı-Kapitalisten zu 
(Übrigens: alle Betriebsräte sind Mit- 
glieder der IG Chemie). 

Es wurde jetzt unter der Federfüh- 
rung des BR-Vorsitzenden Benno OH 
dach, der schon genannte Antrag auf 
VK-Ausschluß von Gerd N, und Ralf 
H. bei der Verwaltungsstelie gestellt. 
Die beiden betroffenen Kollegen ver- 
faßten daraufhin eine Stellungnahme 

der sie unter anderem feststelten, 
daß hier linke Kritiker abgeschoben 
werden sollten. Diese Stellungnahme 
wurde auch an einige Kollegen ver- 
teilt, Dies wird heute übrigens dem 
Koliegen Gerd als Kündigungserund 
vorgehalten. 

ilen des Betriebsrat und der Ver- 
trauens-Körper-Leitung gelang cs, 
noch weitere 30 Vertrauensleute zur 
Unterschrift unter den Ausschluß- 
Antrag zu bewegen. Nun würde vom 


riebsrat ein Ultimatum an die 
Verwaltungsstelle gestellt: „Solange 
die beiden noch im VK sitzen, werden. 


wir nicht mehr erscheinen.” 
Auf der ir 
erschien a 

Beireberat (der onen Be Be 
Obachter), Anfragen und Erkl 
des Betriebsrat zu den anstehenden. 
Problemen der Kollegen konnten nicht 
behandelt werden. 

ae he ach ci VerWäträne, 
WEN BAUIEET me RREER 
behandelt werden. 


Jetzt mußte auch die Verwal 
sell handeln, oder andern au 
drückt, jetzt hatte sie einen gut 
Vorwand“ zum Mandeln Bis Aetzt 
hatte die Gewerkschaftsführung über 
den Antrag noch nicht ent 
seit zwei Monaten! 

So erschienen auch auf der VK- 
Sitzung am 22.10. alle Betrieburä 
offenbar von der Verwaltungst 
vom bevorstehenden „Schlachtfest 
informiert. Es herrschie eine richtige 
Hetzatmosphäre. Es durfte zum Bei- 
spiel vor der Abstimmung des Raus- 
schmisses, nachdem Gerd N. sich da- 
Zu geäußert hatte, nur noch für den 
Abstimmungsantrag gesprochen wer- 
den; anderen Meinungen wurde das 

tzogen, Die große Mehrheit 
War ahteten um dl drei Kohlagen 
loszuwerden. Was dann auch über die 
Bühne gezogen wurde. Selbat als Gäste 
durften die Kollegen nicht mehr 
bleiben, 

Damit ist wieder mal vorerst ein 
trauriges Kapitel der guten Zusam- 
menarbeit zwischen Kapital, Gewerk- 
schaftsführung und SPD (-beiriebs- 
gruppe) abgeschlomen, 


BR-Wahlen 


Diese Vorgänge stehen in engem 
Zusammenha 


mit den im nächst 


kommen, da diese Liste im Vertrau- 
endete körper sufgesislt wird, Ba 


die Möglichkeit, eine 
zustellen - und dies 
endgitienn Ausenbah su der Ge 
schaft. Es ist also alles sehr 
I und vorbereitet 

heißt es dann wieder: Wir mußten 
die Kollegen ausschließen, da sie 
sich „gewerkschaftuschädigend” ver- 
halten hatten, durch Ihre eigene L+ 
Wahlen! — Die Kaplta- 
versuchen, die Aus 
sehaltung, dieser linken Kollegen 

durch fristlose Kündigungen zu v 
vollkommnen. 


Batriebanlle Norddeutsche Affineri, 
KB/Gruppe Hamburg 
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De ı eu a En or 2 20 


Mit Krupp und Schah für 
„Mitbestimmung“ 


Am 16, und 17.10. fand im Bundes- 
tagein Mitbestimmungs-Hearing statt 
ınzen: Als Sachver- 


Der Clou des 
ständiger der 


Ku 
Krupp GmbH) auf. Er verteidigte das 
Montan-Mitbestimm das 
auch von der ‚Gewerkschaftsführung 

wird. „Marum nach einem 
neuen suchen, dat ‚außeror 
dentliche Probleme mit sich bringen 
würde, statt ein bereits vorhandenes 
Gesetz, das seinerzeit einstimmig vom 


ausgezeichnete Efahunen 

Montanmitbestimmung 
macht. Auch der Schah (1) aus dem. 
faschistischen Persien habe sich, „de“ 
vor er bei Krupp einstieg, sehr de- 


file übe, die Mitestmnmunguy- 
Hteme in Deutschland unterrichtet, 
(denach hat er allerdings durchblicken 
ee 
n egierungs. 
Entwwf”\,Welt am Sonntag. 20.10.) 
Mommien setzt sich für den Mon. 
tanmitbestimmungsentwurf ein, weil 
er der „weitreichendste® aller vorge. 
iegten Entwürfe it, von daher den 
Arbeitern um ehesten. schmackhaft 
semacht werden kann. 
Gieichzeiig aber eh er de Ka, 
pisten wo obilsiere: 
Syneinkonfom  tuglekh" 
Monnien) dub er völlig ungefähr- 
„Wenn wir wirklich in Kürze 1 Mil 


u ah mich Kapitel und Arbelı in 
‚m in 

Übersnchen, einer Position. die auf 

‚keinen Fall Kampf (1Jaberauch nicht 


„Kollege Oberst geht“... 


Unter dieser Überschrift erschien 
Hralorpn des BOB, ein Nachruf auf 
Iralorgin au 

Hölkmann. Dieser, Oberst der 
Bandessee hat am EARENK 
ven de Altersgrenze erreicht 
schied aus dem „Dienst fürs Vater 

land“ aus. 

Sein wesentliches Bestreben war 
immer gewesen, daß „die nunmehr 
eiablierie Bunderwehl nicht In die 
gleiche kolatlon kommen dirfe, wie 
die Reichswehr nach 1918". 

Diese Haltung zur Bundeswehr und 
den mlltrseien Instrumenten in 
7 BRD st allerdings nicht die ver 
‚schrobene Ansicht eines Journalisten, 
sondern spiegelt das Verhältnis der 

isation“ _DGB zum 


„Arbeiterorganisat 
Bürgerlichen Miitärappar 
In zwei Berichten in 


Nr. 33 und 34) hatten die DGB- 


ER durch Kommurlaten angepran- 


"in diesem Artikel heißt es zur 
‚Arbeit des „Militärischen Abschirm- 
dienstes“ (HAD), eines der wichtig. 
wien. Orgım. zu Bosch 


Druckhaus Tempelhof: 


Verfolgung von Demokraten und 
Kommapisten: 

„Jedenfalls liegt die besondere 
Stärke des MAD in seiner zentralen 
Führung. er ist frei von Länder 
kompeienzen und räumlicher Bin- 
dung MAD-Chef General Paul 
Scherer hat den Laden in der Hand, 
wie es scheint. 

‚Eu lit nicht ohne Reiz, mit ihm 
und den Seinen zu reden. Scherer 
ist klein, drahtig und in seiner Tem- 
Beremenflle ‚e Gegenbild 
u Sheimdienst Chefs 
Schuger Romane und Füme vor 
stellen. Obendrein it er sogar So- 
zialdemokrat (!). 

Sein Pressechef Hubert Wike, 
Fregattenkapitän, so clever wie dis- 
kussionsfreudig, könnte auch als 
Public Relations Manager in der 
Großindustrie sitzen. 

Wir sind die einzige Einheit der 
Bundeswehr, die sich schon mitten 


7 
Ah, de an, mie 
Die MAD-Männer siellen den Tat- 
bestand beiläufig fest" u N 
So ist es auch klar, daß die WdA 
die Take von Komma 


„Es geht weiter’ 


gegen die Kollegen 


ER 
men ak 
Grug Mittlerweile scheint sich 
jene ‚ng als taktisches Manöver 
A 
zustellen, das einen Angriff auf die 
Bee 
See ne 
Be 
maßnahmen in den Schatten stellt. 

an 
Ne 
Verhandlungen endlich zu einem ab- 
Ein Teil der verlorengegangenen Auf- 
träge sei so gut wie zurückgewonnen. 
Punnn 


sei es aber notwendig, „Lohn- und 
Arbeitsplatzbedingungen der Auf- 
Dt 


SE 150 Kollegen aus allen A 


lungen sollen entlassen werden. 
GL nicht nur nach 
ıtspunkten" aus, 


„sozialen Gi 
Sondern 2.B. nach dem Kriterium 
„Bereitschaft zur Mehrarbeit”! 

Drastische Reduzierung der Ma- 
schinenbesetzung im Tiefdruck 
auf drei Drucker an acht Rollen. 


Gr 
den um SO % bzw. der 
lohn um 10 % gekürzt. 
> Anrechnung der nächsten Tarif- 
au I Bra 
Zur Einführung der Rationalisie- 
rungen präsentierte die GL einen 
mare 
Bee 
rer 
ll, ob man unter diesen 


Hiekti- 


"Eu lag nahe, daß der „Vorschlag" 
der GL. bei einem großen Teil, der 
Kollegen erstmal sehr große Empd- 


rung hervorrufen würde. Im Gegen- 
satz zu der enheit, die Kolle- 
gen durch Rundschreiben zu „infor- 
mieren”, zogen es deshalb die einzel- 
nen Betriebsräte — wahrscheinlich 
auf Geheiß des rechten Vorsitzenden 
Epple — vor, persönlich in „ihren” 
‚Abteilungen aufzutreten. 

Was eigentlich begrüßenswert wä- 
re, nämlich die — vom BR während 
der ganzen Auseinandersetzung un- 


terlassene — direkte Diskusson mit 
den Kollegen, entpuppte sich als Ver- 
such, den’ Angrifl der GL so 


schmackhaft wie nur möglich zu ma- 
chen. Es müsse jeder Kollege beden- 
ken und abwägen, ob ihm die Sicher- 
heit seines und der anderen Kollegen. 
Arbeitsplatzes voranstehe. 


Ober diesen oder jenen, Punkt 
müsse man natürlich mit ‚der GL 
noch ins Reine kommen. Zur Ein‘ 
führung der Rationalisierungen habe 
der BR schon einen Gegenvorschlag 
unterbreitet: die Unterschriftenlisten 
sollen nicht im Betrieb. ausgelegt 


werden, sondern jedem Kollegen 
einzeln nach Hause geschickt wer- 
‚den, wo sich jeder in Ruhe die Sache 


durch den Kopf gehen lassen könne 
und erst dann unterschreiben soll. 


Dieser Vorschlag zeigt den Ideen- 
reichtum des BR in Sachen Kapital- 
intereise. 

Die Kollegen ten Insgesamt 
erstmal alehnend. Sie stellten richtig 


fest, daß im Grunde gar keine Sicher- 
heit der Arbeitsplätze durch Lohn- 
per und Ünnlicnes zu ereichen 
garantiert uns, daß die 
Bude'In einiger Zeit micht doch ger 
schlomen wird!"), Deshalb würden 
sie mit „Nein” unterschreiben! 


reslts Jedoch gingen eine 
der Ol-auf den Leim: zwar 


mur Mitwirkung (#) sein darf. Dazu 
üt das Schicksal derjenigen. die ar- 


heit ihres Arbeitsplatzes 
verspüren haben. zu harı, 
sen, „FAZ", 24.10.). 


Das offene Auftı eines Kapı 
ae ehrnahr 
‚ger der Gewerkschaften ist in Tellen 
der bür :hen Presse (wie „FAZ“ 
und „Welt“) auf Kritik gestoßen. 
Einerseits geht die Kritik in die Rich- 
ET 
andererseits meint die Presse aber 
auch, so offensichtlich sei's nicht 
schicklich. Darauf eingehend weist 
Mommsen auf die Klasenkampfsi- 
tuation in der BRD hin. In seiner Be- 
rufung zum Sachverständigen der Ge- 
werkschaften zeige Eh PAesse nd 
BE en Del 
Raabe rege 


hzu 


‚Chemiegruppe KB / Westberlin 


Demokraten in der Bundeswehr nur 
unter dem Blickwinkel der „Wehr- 
kraftzersetzung“ sicht. 

Eine Studie der DKP, An der die 
‚Charaktisiert wird, der Austriff aus 
der NATO und der Rücktritt von 


schlicht als "„Hetzschrift". Darum 
begrüßt sie es auch, daß die Verbrer 
tung dieser Studie verboten wird. 

hließlich wird ja „keinem der 
Kopf abgerisen", sondem der Ge 
rei ie 


Konsequent war da der „Kollege 
Oberst“, der von 1953 bis 1956 Lei 
ter des Hauses der Gewerkschaftju- 
gend In Oberursel war. Ersetzie ner 
Re theoretichen, Erkenninise“ (as 
Gewerkschaftsührer) „alr Meiho- 
dülchrer an der Kampfgruppenschu- 
EEE 
Kommandeur an der Heereso] te, Druckerei 
schule in de Praxis" um. 


Zelle Hanomag-Henschel 
en >} 


Kommandeur an der Heeresff 
‚schule in die Praxis“ um. 


tern 


Zelle Hanomag-Henschel 
Hamburg 

RN, 
(Darunter verstünden sie 1.B,, 
die hochbezahlten leitenden Änge- 
stellten mehr als SO % abgezogen 
bekämen). 


Die Abwehrfront der Kollegen 
muß erst noch geschaffen 
werden! 


Der größte Teil der Kollegen hat 
den Angriff zwar empört,: aber 
letztlich widerstandslos hingenom- 
men. Inzwischen hat auch die bisher 
kampfstärkste Abteilung, der Tief- 
druck, tesigniert: die Meisten wollen 
die Liste mit „Ja” unterschreiben. 
Die Tiefdruckmontage macht Wo- 
chenendarbeit, im Offset ist die 
Druckgeschwindigkeit um 20 % er- 
höht worden. 

Auf der anderen Seite ist ein 
Kleiner Teil der Kollegen nicht 
gewi Unterschrift 
Beben Tine Schicht im Offer 
haı beschlossen, jene“ Unterschnf- 
tenliste nicht auszufüllen — aus den 
anderen Abteilungen gibt es eben- 
falls eine Reihe von Kollegen, die 
‚auf diese Art den Plan der GL ableh- 
nen wollen, ohne sich dadurch gleich 
der endgültigen Kündigung auszulle- 
fern. 

‚Aber innerhalb dieses Tells der 
Belegschaft gibt es eindeutige Schwä- 
‚chen. Einige von ihnen würden 
‚bgeschwächten Bedingungen” ver 
inutich doch unterschreiben, Ande 
fe ziehen in Erwägung, den Betr 
Au wechseln, went die Schwelnere) 
Sri Ser sarah ahade 

In dieser Situation ergeben sich 
zwei wesentliche Aufgaben: 

1. als erstes muß die Vorlage der 

‚Unterschriftenlisten so breit wie 
möglich zurückgewiesen werden. 
‘Auch wenn keine Mehrheit vn 
(die Vorlge zustande kommen 
so wäre ein möglichst starker Wider- 
stand in dieser Frage dennoch von 
großem Nutzen für die Kollegen. 
Nur wenn die Abwehrfront offensiv 

‚packt wird, besteht die Möglich" 
‚sie weiterzutreiben, ihre Schwi- 
‚chen zu überwinden. 
2. In dieser Arbeit gilt e, die resig- 
nierten fortschrittlichen Koll 


Abwehrtroni breit. aufbauen kann, 
Druckengruppe/KB Wentberlin 


‚Auf Klage von 107 GEW-Mitgliedern 
gegen den Hamburger Landesvorstand 
‚der Gewerkschaft für Erziehung und 
Wissenschaft erließ das Landgericht 
Am 511 folgende eintwelige Ver 


"Dem Vorstand wird „Dei Vermet- 
dung einer... Geldstrafe in unbe- 
schränkter Höhe. oder Hafısrafe bis 
zu sechs Monaten ver bo tem, eine 
Landesvertreterversam: 


ıburg, ein: 
zuberufen oder die Einberufung einer 
solchen Versammlung vorzubereiten, 
solange nicht durch ein für die Über- 
prüfung derortiser Maßnahmen aut 

‚oder gesetzlich zuständi- 


'& Bes Önan verbindlich fexgetelt wor. 


den at, ob es dazu einer Satzungs- 
änderung bedarf”. 

‚Wie wir mehrfach im ARBEITER- 
KAMPF berichteten, geht es darus 
daß der Vorstand mit Hilfe der 
mächtigungsbeschlüsse des Mainzer 
Kongresses der GEW versucht. hat, 
die Hamburger Hauptversammlung 
kurzerhand aufzulösen, um eine un- 
‚demokratische Vertreterversammlung 
nach seinem Geschmack durchzuset 


Dieser. Machtpolitik. — sich. seit 
und ir ande mermguhligen 
und über sämtliche satzungsm: 
Migliederrechte hinwegzusetzen = 
mochte in diesem Fall sogar das 
bürgerliche Gericht nicht zustimmen. 
In der Hamburger GEW hatten 
über 1 600 Mitglieder in einer Unter- 
schriftensammlung die Einberufung 
einer Hauptversammlung gelordert, 
In verschiedenen Fachgruppen hatten 
sich die Mitglieder deutlich gegen die 
Willkür des Vorstands ausgesprochen. 
Auf der anderen Seite Ian sich 
Aur ganze itglieder, die sich 
innerhalb ües Verbandes zur Vor- 
Standspolitik Öffentlich bekannten. 
Deshalb lautete der zweite Punkt 
der Klage auch auf le, einer 


"on Denkzettel für GEW-Führung 


rm! mit der Tagesord- 
nee 
‚auf den Tandemrrbend Ham- 
EEE 
ee 
Dies wurde vom Landesgericht an 
An 
Br Se 
‚eine Hauptversammlung wie der Teu- 
fel das Weihwasser und hat klar zum 
Ausdruck gebracht, daß er eher durch 
ee 
= ; 
zu verschwenden), als sich dem Willen 
ae 


n. 
‚der Vorstand „anbietet, ist, 


scheiden 
zung man sich ja inigen könnte”, 

:n Weg, die Sache auszumau-. 
schein, läßt auch das Urteil offenbar 
offen. 


Der Betrug an den Mitgliedern und 
die Vı ihres Rechts, über 
Sat ierungen selbst auf einer 

zu entscheiden, 


und das Gerichtsurteil füreine erneute 
Stärkung der demokratischen Kräfte 
‚der Gewerkschaft zu natzen. 


der m u verhindern. das 
der Vormadı sk gegen die 107 


In Verhaltens" 

(Ch Ausschluß!) wahrmachen kam, 
deskB, 
Gr a 


"Kollegen gegen 


Raitramcarhähnnnan 


ce "Kollegen gegen 
„Bei 


Am 18. Oktober fand sich im „Flens- 
burger Tageblatt“ ein Artikel 62 
Gen" zehnten Gewerkschaft 

16 Druck und Papier, Unteran 

hieß es da: „Der Gewerkschaftstag 
beschloß auch eine drastische Erhöx 
hung der Mitgliedsbeiträge. Die bis- 
‚herige Beitragsskala reichte von min- 
Hezlenz ver Mark monattch, bel er 
nem Verdienst bis zu 560.- DM, bis 
ud DM bei 1920 DM Ver 
Mierat und derkber. Jets werden de. 
se Grenzwerte auf mindesiens acht 
Du und Röchuens 32 DM aufge: 

"Als die Kollegen von dieser Er- 
nöhtng erfuhren“ waren de meisten 
nicht bereit, diese Erhöhung ruhig 
‚hinzunehmen. Einige wollten aus der 
Drupa austreten. 

\Wie Heht © mit den Finanzen bei 
der Drura nur! 

Her zeigt ich schon, wie wenig 
‚die Mitglieder: ‚zu melden haben, denn 
63 eniseren in der Drufa nicht ein 
ıl eine Streikkasse oder Rücklagen, 
‚einzig und allein für den Arbeits- 
pr bestimmt sind. Stattdessen it 
das DruPa-„Vermögen“ (immerhin 
über 20 Mio.) Vermögensverwaltungs- 
‚sesellschaften überlassen und in Wert- 
Piper Grin 
en anget, 

Fa Faber mal tatsächlich gestreikt 
werden sollte und die DruPa Streik- 
jeider zahlen muß, muß se zu nor 
malen Bedingungen einen Kredit auf 
‚nehmen, für den sie dann auch noch 


schon late haf’der Hauptvorstand 
vor, verschiedene Sozialleistungen zu. 
treichen. So soll z.B. das Kranken. 
geld ersatzlos gestrichen werden, 
Treuegeld soll auf 75% herabgesetzt 
werden, der Rest soll auf das Sterbe- 
geld angerechnet werden und das, 
Ben prktich ke Gegenleistung fr 
gen prakti istun 
unsere Beiträge haben (Es wurde in 
den leiten 20 Jahren nur ein eins 
ger Malzwei Stunden lan estreikt) 

ie Beiträge werden also nicht für un- 
seren Kampf eingesetzt. 


BR versucht Spaltung 


Die Unterschriftensammilu 
schr gut lief, kam ins Stok- 
ken, als der rechte BR Stock die Kol- 
legen zunächst mit dem Argument, 
die Erhöhung gelte ja nur für Schrift: 
steller und Journalisten, zu spalten 
versuchte. Kurz darauf erklärte er, 
die Erhöhung gelte nur für Maschk 
nensetzer, und die Beiträge der ande- 
ren Mitglieder würden votbergehend 
sogar gesenkt, da die Beiträge prozen- 
fun! an den Lohn angepaßtwrden. 


Der Spaltungsversuch des BR's 
war auch z.T. erfolgreich: einige Kol- 
legen meinten, man solle mit der Ab- 


der Unterschriftenammlung 
warten, bis die neue Beitragstabelle 
rausgekommen Jann könne man 
ja immer noch sehen, Jedoch konn- 
ten sie teilweise 'rzeugt werden, 


Zinsen zahlen kann. daß es bere ‚u spät ist; wenn 
Wirkung haben sall-mußteneaut)e, 
Austritt? en Fal sofort abgegeben werden. 
Nachdem diese Punkte im Be- 
irieb zT. schon diskutiert waren, Nie Beitragserhöhungen? 


wurde von den Kollegen spontan ek 
ie Beirgsernönung mac nr 
ng gemacht 

ie Kollegen wollten, daß In der Un: 
terschriftensammlung die „Drohung“ 
mit aufgenommen wird, daß ie bei 
einer Beitragserhöhung austreten wür- 
‚den. Eswurde diskutiert, daß dies die 
falsche Konsequenz ist 

Die Verhältnisse in der Gewerk- 
schaft kann man nicht durch Austrit- 
6 ändern, sondern nur durch 
Iauernden Kampf für innergew 
Schaftliche Demokratie In der 
Werkschafi! 

in der Unterschriftensammlung 
würde gleichzeitig gegen die Kürzung 
der Sozialleistungen protestiert. Denn 


e 


Letztendlich Ist nicht s0 sehr ent- 
scheidend, ob der Beitrag um ein 
Paar Mark angehoben wird oder nicht; 
entscheidend ist, daß die finanziellen 
Mittel, genau wi die anderen gewe 
schaftlichen Einrichtungen (z.B. Zen- 
tralorgan, Tarifkommlision) nicht 
unter Kontrolle der zahlenden Mit- 


dub di brae Mame 
verfügen kann, 
milden Geld gemacht wind 


Ein Flensburger Druckyenonse 


" Arbeiterkampf Nr. $2/November 1974 


Die Angriffe der SEE 
in der Fachgruppe Buchhandel der HB 


Am Zu3a7d wech mt du ve 

Juch- 
handel & V. iin benchle. 
‚sen, den Kollegen Ulrich Vetter aus 
der HBY susruschlieben, Zu dieser 


Das erste Mal wurde eine konse- 
‚quente Tarifpolitik im 
it. Es wurden z.B. praxisbe- 
Aogene Strukturpläne entwickelt. Die 
htlichen Überstunden zu 
Weihnachten im Buchhandel wurden 
abgebaut. Die Gewerkschaftsmity 
det machten den Kollegen deutlich, 
daß diese undezahlten Überstunden 
den Profit der Kapitalisten erhöhen. 
Es wurde damit erreicht, daß diese 
unbezahlten Überstunden radikal zu- 


a 
berbei fielen aber die Gewerk 
schaftssekretäre den Kollegen in den 
Rücken, indem sie argumentierten: 
ihr seid verpflichtet It. Arbeitszeit- 
Ordnung Überstunden zu machen. Sie 
setzten sich zwar für die Bezahlung 
der Überstunden ein, nicht aber für 
deren Abbau. Chef-Sekretär Krause 
£.B. in einer BR-Sitzung dei der Fir- 

Libri: Ihr könnt doch der Firma 
nicht das Weihnachtsgeschäft kaputt- 
machen. 


Zur Tarifpolitik 


Von den Kollegen wurden zur Ta- 
Hifrunde 74 Forderungen von ca. 18 % 
“aus den Betrieben aufgestellt. Danc- 
ben wurde auf der Mitgliederversamm- 
lung beschlossen, daß die Tarifkom- 
mission bei größeren Abweichungen 
von diesen Forderungen in den Ver- 
handlungen mit den Kapitalisten kei- 
nen Tarifabschluß tätigen darf, son- 
‚dern erst eine Mitgliederversammlung 
einberufen muß, auf der dann ent- 
schieden wird. Das Tarifergebnis lag 
nachher bei ca. 11 %. 

Die Tarifkommission hatte sich 


auf der MY verpflichtet, alle Infor- 
mationen während der Tarifrunde an 
die Mitglieder zu geben. Als die Ta- 
fifkommission dann auf ihrer Sitzung 
Ober die Frage der Veröffentichung 
und Einberufung der Mitgliederver- 
sammlung diskutierte, drohte Landes- 
bezirkaleiter Schiel; Wenn ihr Öffent- 
lichkeit herstellt, schließe ich den Ta- 
ffvertrag wie 1971 ohne Tarifkom- 
mission ab. Daraufhin beschloß die 
Tarifkommission, keine Öffentlich- 
keit herzustellen und keine Mitglie- 
derversammlung durchzuführen. Aus 
diesem Vorgehen entwickelte sich e+- 
ne Resignation bei den fortschritli- 
chen Kollegen: Zur letzten Mitglie- 
derversammlung kamen nur 16 Kok- 
legen, Arbeitskreise fielen auseinan- 
der usw. 

Diese Verhinderung einer konse- 
quenten und richtigen Gewerkschafts- 
politik reicht der Gewerkschaftsfüh- 
Tung aber noch nicht aus. Die Kolle: 
gen. die trotz dieser Nackenschläge 
versuchen, die Arbeit fortzusetzen, 
sollen eingeschüchtert bzw. ausge: 
schlossen werden. 

Der Kollege Ulrich Vetter, der in 
der Tarifkommission als einziger, 
trotz. der Drohungen von Schiel, für 
die Veröffentlichung der Tarifinfor- 
mationen gestimmt hat, wurde deswe- 
gen seines Amtes als Fachgruppenvor- 
Sitzender und Mitglied des Ortsrerwal- 
tungwvorstandes _ von Krause und 
Schlel enthoben. Zu dieser Schweine- 
rei kommt noch hinzu, daß diese Dis. 
ziplinarmaßinahme von Krause Schiel 
satzungswidrig ist, nämlich ohne Be- 
stätigung durch den Hauptvorstand 
und ohne Beschlüsse der zuständigen 
Gremien seibsiherlich durchgeführt 

Gegenüber den Kollegen müssen 
allerdings andere Argumente herhal- 
ten. $o wurde von den Sekretären auf 
der Mitgliederversammlung behaup- 
tet, der Kollege Veiter würde seit 
Jahren keine satzunggemäßen Bei- 
träge zahlen ‚(übrigens in einer per- 
sönlichen Erklärung von ihm selbst 


dementiert) und dies als Begründus 
pegenüber den Kollegen zur Amsent 
bung und Ausschlußerund an 
ben. Man stellte den Kollegen auf der 
Mitgliederversammiung als nicht ver- 
trauenswürdig für die Vorstandsvor- 
sitzenden-Funktion hin (wer nicht 
beitragsehrlich ist, dem schenkt man 
auch kein Vertrauen). 

Der Kollege Vetter hat inzwischen 
zu den Auseinandersetzungen in der 
Fachgruppe Buchhandel eine 
liche Erklärung an alle HBV-Mit 
der geschrieben und einen Ausschluß 
antrag gegen den Landesbezirksleiter 
Schiel wegen seiner Machenschaften 
gestellt. Durch diese Veröffentlichung 
wurde erreicht, daß die fadenscheini- 
FE Begründung mit, der Beitragsehr 
lichkeit bei den Mitgliedern nicht 
mehr zieht. Die Gewerkschaftsfüh- 
ung benutzt jetzt nicht mehr dienen 
Argument, sondern ganz allgemein 
wird dem Kollegen „gewerkschafts- 
schädigendes Verhalien” vorgewor 
fen. Er habe als einziger gegen die 
Tarifkommission gestimmt und durch 
seine Veröffentlichungen die Gewerk- 
schaft diffamiert. 

Der Gewerkschaftsführung geht es 
‚darum, den Kollegen auszuschließen. 
Gestellt hat diesen Ausschlußantrag 
die DKP-kerin Bardowicks (Be- 
triebsratsvorsitzende bei Weitbrecht 
& Marisal), unterstätzt durch die 
DKP-lerin Gabriele Gemert (Interna- 
tionale Buchhandlung) und weitere 
DKP-Ier. 

Die DKP unterstützt damit nicht 
nur die Politik der rechten SPD-Ge- 
werkschaftsführung, sondern nimmt 
ihr aktiv diese Schmutzarbeit ab. Das. 
zeigt deutlich, in weichem Sumpf 
nicht nur diese Organisation, sondern 
auch ein Großteil der DKP-ler gelan- 
det ist 

Hand in Hand mit dem Gewerk- 
schaftsausschlußantrag hat der Kol- 
lege auch seine Kündigung im Betrieb. 
erhalten. . 
HBY-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


Behörde und OTV-Führung Arm 


in Arm: 


In diesen Tagen erscheint die Nr. 24 
von UNSER WEG mit einem a 
führlichen Artikel zum „Programm 
des KBW und zu dessen praktischer 
Anwendung als „Wegweiser nach 
rechts” (s0 der Tiiel des Artikels) 
Als „Bonbon” haben wir im An- 
bang des „Schlachtplan” des KBW, 
0G ‚Hamburg, zum „Stürz des Se- 
nats” vom Mai des Jahres abgedruckt. 
Nachdem dieser Abdruck im letz- 
ten REBELL (Jugendzeitung des KB) 
angekündigt wurde, haben sich KBW- 
ler beschwert, weil der „Schläch 
plan” inzwischen doch „zürückgezo- 
gen" worden sei. Gerichte besagen, 
daß ein Genosse mit schwäbischem 
Akzent eigens aus dem sidlicheren 


Deutschland nach 
men sei, um den Has 
ihren „Schlachtplan” auszureden. 
Wir meinen allerdings, daß. aud 
ein nachträglich „.zurückgezogener 
„Schlachtplan” eint Menge über wine 
Verfasser aumagt. Im Übrigen ist 
uns bisher keine schriftliche Selbst. 
kritik des KBW, OG Hamburg, 
dem „Schlachtplan” bekannt 
den Fäll, daß cs eine gibt - müßte 
es doch eigentlich? ! — bitten wir die 
Genossen, uns diese zuzuleiten, d 
mit wir sie in der nächsten Nummeı 
von UNSER WEG präsentieren kön- 
nen. 


Redaktionskoliektiv des KB 


iger Gienomen 


Behörde und ÖTV-Führung Arm in Arm: 


Ausbildungsverbot gegen 


r;} 21.10. gab der Vorstand der 
'v (Abteilung Sozialarbeit) den 
Vertrauensleuten der „Vereinigung 
städtischer Kinder- und Jugendher 
me" bekannt, daß er ein Ausschluß- 
verfahren gegen die Kollegin M.R. 
wegen „aewerkschaftsschädigendem 
Verhaltens” eingeleitet habe. 

Die Kollegin, die sich noch in der 
Erzieherausbildung befindet, wurde 
Prompt einige Tage später wegen 
„Störung des Betriebsfriedens“ durch 
Üie Behörde vom Dienst suspendiert 
Bald darauf erhielt sie mit derselben 
Begründung ihre (ristlose Kündigung 
von der „Vereinigung“ (der Betriebs- 
rat gab dabei die nach dem BVG er. 
forderliche Zustimmung). Der Be- 
triebsrat wird mehrheitlich von ÖTV- 
lern gestellt. In Willkür vereint haben 
Behörde und ÖTV-Führung damit 
erstmals ein Ausbildungsverbot uh- 
ter Erziehern verhängt 

‚Anlaß, für das Vorgehen des ÖTV- 
Vorstandes war ein Beitrag der Kolle- 
gin auf einer Betriebsversammlung 
der „Vereinigung gewesen, die im 
Zeichen des Unmuts der Koliegen 
über die Folgen des Einstellungsstops. 
stand. Angesichts des immer drücken- 
der werdenden Personalnotstands 
‚den Heimen hatte 
die _Notwendigkei 
Kampfmaßnahmen hingewiesen. Die- 
se könnten kaum zustande 
kommen, Kollegin, wenn 

leute, wie ihr 
Hoimleiter Dieter Lauterbach, wäh- 
rend der Betriebsversammlung priva- 
ten Angelegenheiten (Fahrschule) 
nachgingen. 

Nach Ansicht des ÖTV-Vorstand 
erfüllt diese Außerung den Tatbest 
„gewerkschaftsschädigenden Verhak 
iens“, weil die Gewerkschaft vor 

lichtet sei, ihre Funktionäre (wie 

diesem Fall Lauterbach) vor Kr 
tik unter den Augen der Geschäftsiek- 


tung (I) zu schätzen, 
ann wäre jetzt erst recht ein 
Ausschlußverfahren gegen den OTV- 


Vorstand fällig! Denn dessen „Gegen- 
kritik” an der Kollegin M. R. hat ja 
sogar zu einem Ausbildungswerbot 
‚durch die Behörde geführt! 

Was der ÖTV-Fahrung recht ia, 
ist der „Vereinigung” allemal billig. 
bi ist bezeichnend, was man der 
Kollegin M. R. als ‚Störung des De- 
triebstriedens“ anlasteı: M. R. kam 
seit längerer Zeit mit einigen Eltern 
zusammen, denen sie von der Lage 
ten berichtete, u.a. auch, 
sagten Detriebsvoramm- 
is war, daß die Eltern 


lung 
sich entschlomen, diese Dinge auf 


eine Erzieherin agtsg 


dem nächsten Elternabend zur $ı 
che zu bringen, Als Heimloiter 
terbach Wind davon bekam, verfaßte 
er eine „Solldaritätsresolution” für 
sich selbst und ließ die Erzieher des 
‚Kindergartens als „Bass“ unterschre 

en 

"Als nächstes startete er unter den 
Bern „eine wider Diane, 
Fungskam, m M.R.: Er se 
war kein Fachmann, aber er würde 
der Kollegin empfehlen, sich von 
einem Psychologen untersuchen zu 
Tassen. Man könne Ihr kein Wort glau- 
ben. Für einen Gewerkschafter wahr- 
ich eine „würdige" Methode, sich 
mit Kritikern. „politisch“ auseinan- 
derzuseizen 

Lauterbach errreichte damit, daß. 
die fortschrütlichen Eltern isoliert 
wurden und davon Abstand nahmen, 
die Vorgänge um M. R. auf dem EI- 
ternabend anzusprechen 

Kurz darauf wurde sie suspen- 
siert und schließlich fristlos gekün- 
digt: Well sie bei Gesprächen mit 
Eltern die erforderliche „„Amtnver 
schwiegenheit" verletzt Aättel! Mit 
dieser Maßnahme demonstriert die 
„ Vereinigung”, wie sie gegen eine 
Zusammenarbeit von Eltern und Er- 


ÖTV-Führung: 
Einen schlagen — alle treffen! 


Der Vorstand hat mehr im Auı 
als Herm Lauterbach vor Kritik 
‚Schutz” zu nehmen. Tatsache 
daß der Vorstand schon seit einiger 
Zeit davon redet, unter den Linken 
in der Abteilung Sozialarbeit „mit 
eisernen Besen zu kehren”. Miß- 
trauisch registriert er, wie einerseits 
in den Heimen angesichts der reak- 
tionären Senatspolitik höhere Erwar- 
tungen an die Erzieher-Gewerkschaft 
Poren erden anderereiu inner. 

Ib der OTV die Kritik daran zu- 
nimmt, daß der Vorstand praktisch 

‚de gewerkschaftliche Sozialpolitik 
Kawidhert hat 

50 ist auch dieser Ausschluß vor 
allem als enemplarische Drohung an 
die Adresse derjenigen gedacht, die 
teschlomener und nachdrücklicher 

is bisher für eine kämpferische Ge- 
werkschaftspoliik_ im Intereme der 
werktätigen Bevölkerung eintreten. 

Nicht zuletzt wurden mit diesem 
Willkürakt Weichen für die Betriebe 
ratwahl in der „Vereinigung” ger 
stellt, die in wenigen Wochen an- 
steht. Die Kandidatur von Lauter- 


ÖTY-Betriebsrat. ist un! 
ion inzwischen abgemachte 
Sache. Mit ” 


Solidarität 
organisieren, sich für 
setzen 


mit M. 
ihre  Wiedereinstellus 
und eine fortschritllic 


für die Betriebsratswahlen in der 
„ Vereinigung” aufzustellen. . 
Initiative sozialistischer Erzieher, 
Hamburg (ISE) 
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DGB-Rechtsschutz — 
Kein Schutz für die Kollegen 


Einige besonders krase Methoden in 
der Praxis des DGB-Rechtsschutzes in 
letzter Zeit nahm Rechtsanwalt (RA) 
U. Mäffert zum Anlaß, an die einzel- 
‚nen DGB-Gewerkschafien einen Brief 
zu verschicken, in dem er den DGB 
zur Änderung seines Rechtsschutzes 
auffordert. Folgender konkreter Fall 
hatte sich ereignet: Zwei Lehrlingen 
bei der Hamburger Maschinenfabrik 
Spaeter GmbH wurde fristlos gekün- 
gt. Sie gingen daraufhin zur Rechts- 
stelle und baten Herrn Engelmann 
von der IG-Metall, eine einstweilige 
Verfügung auf Fortsetzung der Aus- 
bildung zu beantragen, da die Kündi- 
‚gung unwirksam sei. (Das Mittel der 
Sinstweiligen Verfügung (eV) st der 
halb so wichtig, weil darüber wegen 
der besonderen Eilbedürftigkeit in 
der Regel in wenigen Tagen entschie- 
den wird). Engelmann beschloß je- 
doch, keine eV_zu beantragen, son- 
dern Klage zu erheben, in der es (im- 
merhin) noch hieß: „Der Kläger übte 
mit seiner begründeten Kritik ein .. 
Recht aus „. Es muß angenommen 
werden, daß die Beklagte in Wirklich 
keit ihre Auszubildenden einschüch 
tern will, mit der unzureichenden Aus 
Bildung zufrieden zu sein". Erfah- 
rungsgemäß können solche Prozesse 
sehr Jangwierig sein. Erhält der Kolle- 
in erster Instana Recht, legt der 
Kapitailıt Berufung ein usw. usf. RA 
Möffert betont daher mit Recht, daß 
es den Lehrlingen - und den anderen 
{ritios gekündigten Kollegen - nicht 
in erster Linie darum geht, nach Jah- 
ren ‚Recht‘ vor der letzten arbeilsge- 
richilichen Instanz gesprochen au krie- 
gen, sondern sie wollen ihr Recht, 
wieder in den Betrieb zu kommen, s0- 
fort, praktisch, durchgesetzt haben 
Natürlich ist der Nechtschutzı 
die Tatsache bekannt, daß in den letz 


ten Jahren über 600 Jugendvertreter 
entweder nach ihrer Ausbildung in ib- 
‚rem Betrieb nicht eingestellt oder vor- 
„her gefeuert wurden. (Man erinnere 
"sich an die DGB-Kampagne: Von den 
Kollegen gewählt, von den Bossen ge- 
feuert). Und natürlich ist der Rechts 
schutzstelle auch folgende Ta 
bekannt: seit März diesen J 
den Monat um Monat eV’s 
und von den Arbeitsgericht 
sen; so bei HDW, Norddeut 
nerie, Beiersdorf usw., sodaß die ge 
kündigten Lehrlinge ihre Ausbildung 
fortsetzen konnten. 


Kollege Engelmann will nicht ... 


Zurück zum konkreten Fall: Engel- 
mann weigerte sich al 
beantragen, weil er sie für zu „aus 
sichtsarm“ hält. Damit nicht genug. 
Die Lehrlinge waren nun gezwungen, 
sich einen Anwalt zu suchen, der ih; 
nen zu ihrem Recht verhilft. Darauf* 
antwortet Engelmann mit einer glat- 
ten Erpremung. „.hine parale Var, 
rerung in der Kändigunguichutssache 
halte Ich nicht für zweckmäßig und 
würde dann meine Vollmacht nieder- 
Iegen ..". Abo — entweder der be- 
woffene Kollege macht es 0, wie En- 
;elmann es wünscht, oder er legt sein 
Klandsı nieder. Man sieht, daß die Ge- 
werkschaftsführer ihre 


klassonver- 


söhnlerische Politik auch konsequent 
in die Gerichte tragen: Bloß nicht auf 
Konfrontationskurs mit den Kapltall- 
sten 


einer eV 


(bei Nichtbefolgu 
"nicht un 


lich einigen“, Daß der Kollege miltler- 
weile ohne Ausbildung oder Arbeit 
ist, it eingeplant. 

Der von RA Miffert beantragten, 


ARBEITE, 
Tem ITERKAMPF 


Verlag Arbeiterkampf 


INHALT 


Da Programm don Kan 
= Wegener nach much 


KW bareinen den „Sturz” den 
armbunger 


angeblich „aussichtaarmen” eV wurt 
de übrigens am 23.10. stigegeben, 
sodaß die Firma weiter ausbilden und 
beschäftigen muß. 

Dies war nur ein Beispiel dafür, 
wie der DGB-Rechtsschutz mit den 
Rechten und Interessen seiner Mitglie- 
der verfährt. 


.... Material wird zurückgehalten, 
Termine nicht bekanntgegeben... 


Eine weitere geläufige Praxis ist 
der ständige Wechsel der Vertreter 
det Rechtsschutzstellen vor wicht 

Verhandlungen. Das sicht dann 2. 
. »0 aus, daß ein Vertreter dem an- 
deren kurz vorher die Akten zu- 
schiebt, und der hat dann keine Ah 
nung, worum es geht. Der Kollege Ist 
wieder der Dumm: 

Und noch ein Hammer: In mehre- 
ren Fällen ist es vorgekommen, daß 
die betroffenen Kollegen nicht im Be- 
sitz des vorhandenen Materials über 
ihren Fall waren. Einem Kollegen er- 
‚ging esso, daß er erst — nachdem eine 
mündliche Verhandlung vor Gericht 
bereits stattgefunden hatte — v 


ser und von den vorhandenen Schrift- 


rungsgem! 
schaft, ihren Mitgliedern kosten! 
Rechtsschutz zu gewähren, Daraus er- 
‚göbt sich auch die Verpflichtung der 
‚dort arbeitenden RA’, sich besonders 
mit den Fragen des Arbeitsrecht zu 
befassen, da davon die Kollegen 
schließlich am meisten betroffen sind. 
Nicht zuletzt bezahlen die Kollegen 
durch ihre Beiträge auch für diesen 
Rechtsschutz, Ba ist daher notwendig, 
‚dab die Vertreter des Rechtsschutzes 
auf die Interessen der Kollegen ver- 

flichtet werden und daß alle Prakti- 

en, die gegen die Interessen der Kok 
Iegen verstoßen, veröffentlicht way, 
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Schmidt/Genscher-Besuch in Moskau: 
Ein neuer Meilenstein ... 


Auf Einladı sowj 
fung waren Bundeskanzler Schmidt 
Und‘ Außenminister Genscher in der 
Zeit vom 28. — 31. 10. 74 in Moskau, 
um dort „praktische Fortschritte” 
in der Entwicklung der westdeutsch- 
sowjetischen Beziehungen auszuhan- 
dein, 

Die  rerisionistischen. Führer der 
‚KPASU bereiteten den Unterhändiern 
des westdeutschen Imperialismus 
einen überaus freundlichen Empfang. 
„Bei der Ankunft winkten einige 
Ändert sowjetische Kinder mit 
jenen Fähnchen (11) 


land nach der 


Aemtrahlung eines Intarylews mit 
erviews 
Schmidt den vielsagenden Kommen- 


tar vernehmen: „Die Sowjetmen- 
schen begrüßen die Ankunft des 
Kanzlers und geben der Hoffnung 
Ausdruck, daß dieser Besuch ein 
:r Meilenstein in der Entwick- 


ner 
lung der Beziehungen wird” (Han- 
deisblatt, 28. 10. 74). 

Der Kommentator sollte Recht bi 


halten, wie der Verlauf und die 
anschließenden Ver- 


gen 
Westberlins). 

Als weiterer „Höhepunkt” wurde 
‚ein Abkommen über „wirtschaftli- 
che Kooperation” unterzeichnet. 


Politische Erpressung 


Von westddulscher Seite wurde 
die Moskau-Reise mit den Mitteln 
der politischen Konfron und 
Erpressung während der letzten Mo- 
nate sehr sorgfältig vorbereitet, Als 
politischer Kern der Differenzen wur- 
de die „Berlin-Frage” herausgestellt, 
an der die BRD ein „sitales Interes- 
se” (Schmidt) habe. Jegliche Verein- 
barungen wurden zunächst von Zu- 
geständnissen in der „Berlin-Frage” 
abhängig gemacht. 

Noch am zweiten Verhandlungs- 
tag. (29.10.) ließ die westdeutsche 
Delegation verlauten, Schmidt und 
Genscher würden „eher nach Bonn 
‚zurückfahren .. als wirtschaftliche 
‚Kooperation ohne ein Entgegenkom- 
‚men der Sowjets gegenüber Berlin . 
men der Tege 
zu vereinbaren” („Weit", 31.10:74) 

Die Differenzen in der „Berlin- 
Frage” bestehen formell in der Aus 
kegung des Abkommens von 1971 
über Westberlin und konkret in der 

Westberlins in die Ver- 
träge der BRD mit osteuropäischen 
Staaten 

Im Westberlin-Abkommen wird 
das Verhältnis Westberlins zur BRD 
mit der schwammigen Formußerung um- 
schrieben, daß die „Bindungen, baw 
Verbindungen” (sowjetische  Aus- 
iegung) zwischen beiden „weiterent 
wickelt” werden dürften” Im Som 
mer 74 nutzten dann die westdeut 
schen Imperialisten diese im Grunde 
nichtsagenden Formulierungen, um 
unter as Abkommen 
mir dem Üordeitbunderamt ia We 
berlin eine Bundesbehörde au. er 
richten und damit. wieder einmal 
ihre aggressiven Absichten gegenüber 

und der DDR unter Be 


berlin ist, wie die jüngsten 
Ereignine erneut zeigen, der erste 
Schritt im Feldzug der westdeut 


Imperialisten zur Wiederhei 
tollung der „deutschen Einheit 
Helmut Schmidt scheute sich nicht 
das in den Gesprächen mit der sow' 
glichen Führung mit den folgenden 

/otten unmißverständlich deutlich 
zu machen 

„Das deutsche Volk hat die Hoff 
nung auf Wiedervereinigung in Frie 
den nicht aufgegeben” („Süddeut- 
sche Zeitung”, 30.10.74). 


Sowohl die praktische Erpres- 


unvermindert aggressiven 
der BRD hinderten die Sowjetrevi 
sipnisten nicht daran, in deı 

Frage” weitgehende Zuger 
zu machen, um die anstehenden Ab- 
kommen -- inbesondere di 

‚wirtschaftliche Kooperation” — zur 
Ünterzeichnung zu bringen. So wur 
de zunächst einmal die alte 
Breschnewsche Formel von der „vol 
den Anwendung und strikten Bin 
haltung” des Wentberlin-Abkommens 
aufgewärmt, die dieser schon yor der 
Errichtung des Umweltbundesamten 


beim Besuch in der BRD in nichtasa 
gender Übereinstimmung mit 1x 
Brandt von sich gegeben 


dem Abkommen über wirt 
on findet sich 
10 die folgende 


Artikel 


dann als 
Passage: „Äntaprechend dem 4-Mäch- 
te-Abkommen vom 3. September 71 
wird dieses Abkommen in Überein- 
stimmung mit den festgelegten Ver 


ihren auf Berlin (West) ausgedehnt” 
(Abkommen _ im Wortlaut nach 
„Welt, 1.11.74) 

In dem Vertrag über die Errich- 
tung eines Atomkraftwerkes bei Ka- 
liningrad (früher Königsberg) und 
dessen Abbezahlung durch ‚Stromlie 
ferungen an die BRD, geldng es der 
westdeutschen Delegation, einen An- 
schluß Westberlins über eipe Umkehr- 
leitung zu erreichen, Die Stromlei- 
tung soll — vorbehältlich noch zu 
führender Aseitiger Gespräche. awi 
schen der Sowjetunion, Polen, der 
DDR und der BRD - über Polen und 
die DDR in die BRD führen und von 
dort zurück nach Westberlin. Eine 
direkie Abzweigung durch die Er 
ichtung eines Abzweigwerkes auf 
dem Gebiet der DDR hatte Schmidt 
abgelchat, da das die DDR zu „Stör- 
Aktionen” verleiten könnte. Außer- 
dem gestattet es die jeizt vereinbarte 
Umkehrleitung von bundesdeutschem 
Boden der BRD „erstmals seit 30 
Jahren” (Schmidt) auch eigene Ener- 
ie nach Westberlin zu schicken (nach 
„Spiegel, 45/74). 

Zu alledem betonte Genscher in 
einer Presekonferenz, daß bei den 
Verhandlungen über die noch aus- 
stehenden Abkommen zur wirtschaft- 
lich-technischen _Zusammenarbei 
zum Kulturaustausch und zum Toı 
rismus „davon auszugehen sei”, daß 
sie „keine Diskriminierung (1) Wei 
berlins bringen werde” („FR 
31.10.74). In allen diesen üerlin 
Passagen zeigt sich der politische 
Kniefall des Revisionismus zum „Nut“ 
zen und. Krommen” der ökonomi 


Sowjetische Kooparation mit 
Imperialismus gedeiht prächtig 


Der Handelsumsatz zwischen der 


BRD und der UdSSR hat sich zwi- 
schen 1971 und '73 um das 2,2-fache 
erhöht, wenngleich er nur rund 2 % 
des deutschen Außenhandels betrug 
(„Welt”, 2./3.11.74). Betrachtet man 
‚jedoch die Steigerungsrate vom_2 
Quartal 73 bis zum 2. Quartal 74, 
die bei 57 % liegt, so ist ein deu 


die dei 57 # liegt, so ist ein deuili- 
cher Anstieg des  deutsch-sowjeti- 
chen Handels zu erkennen. Aber 
Handelsbeziehungen allein reichen 

‚den revisionistischen Führern nicht 
mehr aus. In der „Deutschen Volks 


zeitung” vom 24.10.74 bezeichnet 
Dr. G. Sokolnikow, Mitglied des 
„Instituts für Konjunktur” der 


PASU, den „konventionellen Han. 
deimmerkehr” als „das Gestern der 
Wirtschaftsverbindungen zwischen 
den Staaten.” „Heute ist das frucht: 
bare Funktionieren einzelner Volkr 
wirrschaftusysteme ohne wirtschaft 
liche und industrielle Kooperation 
Jeder Art und wissenschaftlich-techni 
sche Zusammenarbeit undenkbar. 

Mögliche Formen solcher Zusam. 
menarbeit sind für Sokolnikow die 
„gemeinme Gründung von Indu 
itriekomplexen”, „„Produktionsbetei 
Ilgung auf der Grundlage einzelner 
Ausrüstungsarbeiten”, „gemeinsame 
Rohstoffgewinnung und Verarbei- 
tung” eie 

Der von Schmidt‘in Moskau abge- 
schlossene Vertrag über die „wirt 
schaftliche Kooperation" bezieht So- 
kolnikows Vorstellungen voll mit ein 
und bezeichnet insbesondere die „Er- 
zeugung von Rohstoffen und Ener 
gie“ (Artikel 1/5) als Feld dieser 
Kooperation. Er konkretisiert in Ar- 
ikel 0, daß die Zusammenarbeit „0 

sondere in der Einbringung von 
Putenien, Lizenzen, Knowhow tech 
nischer Information, neuer Techno- 
logien, der Lieferung von Maschinen 
und Ausrdstungen, der Bereitstellung 
von Fachleuten (!}, sowie im di 
Lieferung der Erzeugnisse bestehe‘ 
kann, 

Dem „Spiegel“ 42/74 ist zu ent. 
nehmen, daß die Sowjetunion zur 
Bewältigung des erwarteten Andran 
ges westlicher Firmen ein riesiges 
Nandelszentrum in Zusammenarbeit 
mit Spezialisten der USA für knapp 
300 Millionen DM (!) aus der Mor 
kauer Kirde stampfen will. Um den 
Kem, „ein Hotel mit 1000 Betten, 
ein Appartmentiilo mit 623 Woh 
nungen und einem Konferenzsaal für 
2000 Kongreßler” sind „Kindergär 
ten und Sprotstäten, Wintergärten 
und Schwimmbäder, Parkanlagen und 
Tennispläte” „für die Fir 


‚deren 


milien der Manager jener 400 Firmen 
aus aller" Welt, die in das Handels- 
zentrum einziehen.” 

Der Artikel 8 im oben zitierten 
Abkommen bringt ein anschauliches 
Beispiel dafür, wie weit die Sowjet- 


über die Gewährung von westlichem 
Luxus auf Kosten des sowjetischen 
Volkes hinaus; in der „Herstellung 


und Pflege von Geschäftskontakten”” 
„entgegenzukommen”. Ex heißt dort 
ünter anderem, daß zur „Pflege” die- 


ser Kontakte gehören: 

die Anmietung von geeigneten 

(Geschäfts- und Wohnräumen durch 
Organisationen und Unternehmen so- 
wie durch deren Angestellte der 
‚einen Vertragspartei im Gebiet der 
anderen Vertragspartei; 

die Beschäftigung von Angestell- 

ten; 

Reisen von Vertretern von Orga- 

nisationen und Unternehmen zu 
Geschäftstwecken und von deren 
nächsten Familienangehörigen im 
Gastland; 

die Einrichtung von Vertretun. 
gen der Unternehmen (!) der BRD 
und der UASSR, 

die Bildung gemischter Firmen 

unter Beteiligung sowjetischer 
Außenhandelsorganlsationen in der 
BRD {N}. 


Imperialismus wittert 
seine Chance | 


Einem solchen Angebot frei 
müssen die Kapitalisten „erliegen” 
So sprach der Vertreter der Deut- 
schen Bank in der westdeutschen 
Delegation, Christians, von einem 
Wiedersehen bei neuen großen Auf- 
gaben”, an denen „schon gearbeitet” 
werde und kündigte an, daß die 
künftigen Vorhaben eine Größen- 
ordnung haben werden, die an „die 
Grenzen der Leistungsfählgkeir"un- 
serer Kreditinstitute” gehe. „Die 

‚nächsten Abschlüsse könnten hof: 
fentlich bald in Düsseldorf unter- 
zeichnet werden” ( „Welt, 30.10.74), 


Der Vorsitzende des Krupp- Vor- 
standes, Ernst-Wolf Mommsen, äu- 
Bert gegenüber der „Welt” (2.73.11. 
74), jetzt kämen „die Monate der 
Planung”. Die „Welt” schreibt weiter: 
‚Als Ergebnis dieser Arbeit kann 
Jich Mommsen Chemiewerke in der 
Sowjetunion vorstellen, Unterneh- 
mungen der Elektronik, eine neue 
Kraftfahrzeugfabrik, ein riesiges 
Holzkombinat mitien in den Wäl- 
dern Sibieriens.” „. „An Explora- 

jDınar mitten” ın den Wät- 
dern Sibieriens.” .... „An Explora- 
tionen für Gas, Öl und anderen Roh- 
stoffen in Sibirien sei ebenso ge- 
dacht wie an den Bau einer Riesen 


raffinerie.” 

Neben den eingangs erwähnten 
abgeschlomenen Geschäften ist als 
zunächst größtes Objekt die Erich 


tung eines Hüttenwerkes bei Kursk 
dureh ein deulsches Stahlkonsortium 
unter Federführung von Krupp kon- 
kret in Arbeit. Kreditiert wird die 
ses Unterfangen durch einen Banken. 
verbund - allen. voran die „Deut 
‚che Bank“, Das voraussichtliche Fi 
nanzvolumen wird zwischen 15 — 20 
Millierden DM liegen, Die Thymen 
Rneinstahl-Technik, die bereits sell 
1972 für 200 Millionen DM im Jahr 
Walzstahl für die sowjetische Fiat 
Produktion liefert, erhielt kürzll 
zudem einen 12 Millionen DM-Auf- 
{rag für 2000 Container, und soll mit 
Lieferungen in Höhe von 219 Mi 
lionen DM an einem noch in der 
Planung befindlichem Lasikraftwerk 
an der Kama beteiligt werden 

Hauptgeschäftspartner der Sowjetu 
non ‚It ‚ei diesem Projekt Klöck 

Humboldi-Deutz („Spiegel” 48/ 
”» 

Die westdeutschen -Imperlalisten 
sehen in der Kooperation mit der 
Sowjetunion vor allen anderen wirt 
schaftlichen Vorteilen die Möglich 
keit, ihre knapper werdenden Roh. 
stoff: und Energiequellen zu erwei, 
tern. Die zunehmend raschere bir 
serliche Verumpfung der sowjett 
schen Politik 18Bt sie berechtigt Rof- 
fen, daß in der Sowjetunion auch 
(sie „eine enorme Rene" steckt 

lommsen gegenüber dem „Spie 
Orig gr 

Aber ihre Kommentatoren wissen 
daß es Jangitistig derartige „Chan 
en für die deutschen Anliegen nur 
im Falle der Lockerung der wow 
Ietischen Syatema” geben kann (v0 
Rechtsaußen D. Cycon in der „Welt 
om 2/3.11.74), und man kann ge 
wiß sein, daß. die Imperialisten alle 
M nutzen werden, um 
on kapltalistischet Ver 
ie in der Sowjetunion zu for 

die neuen Abkommen bie 
ten von diesen Möglichkeiten nicht 
gerade wenige! 


«.. Und die DKP natürlich 
wieder wie gehabt | 


Wie schon zur Zeit der „großen 
Schlacht” um die Ratifizierung der 
Verträge von Moskau und Warschau 
(1970/71) rührte die DKP während 
‚der Schmidt-Reise wieder kräftig die 
Werbetrommel für den westdeutsch- 
sowjetischen Handel und Wandel 
Da wurde fröhlich noch einmal das 
alte Märchen aufgetischt, daß „Be- 
ziehungen zur krisenfreien Wirt- 
schaft der sozialistischen Staaten 
dazu beitragen würden, in der BRD 


Die größten Osthändler 
apart msenOsttioch enschweich China 
(oma Data 


Drittens masht sich jetzt schon 
bemerkbar, dab der DRD-Imperia 
r Produktion in 

verlagert (#. B. in der 
senz-Produktion), wo 
‚die Arbeitskräfte eben noch billiger 
zu haben sind als in der BRD, wo 
ein Streik kaum zu befürchten Ist 
etc, Dazu kommt, daß heute schon 
z. 8, Bauarbeiter aus „aozlalistischen' 
Ländern (vor allem Rumänien) von 
ihren Firmen in die BRD geschickt 
werden und damit zu Lohndrückern 
genenüber den ohnehin schon bedrol 
ten westdeutschen Dauarbeitern wer- 
‚den. 


bescheiden. ist, liegt der westdeutsche Imperialis- 
mus im „Osthandel” klar vor Kor. en 


„die Arbeitsplätze sicherer zu ma- 
Chen” („UZ", 21.10.74), Als Bei 
spiel werden gern die „Kollegen von 
Klöckner-Humboldr-Deutz” genannt, 
die durch einen sowjetischen Groß- 
auftrag (9500 Lastwagen) „‚neue Ar- 
beitsplätze fanden 


Zu diesem Unsinn ist erstens zu 
sagen, daß die RGW-Länder weder 
sozialistisch noch „krisenfest'” sind, 
wie z. B. die Ereignisse in Polen 
1970 (Demonstrationen von. Arbei- 
tern gegen Preiserhöhungen) bewie- 
sen - von einem laut DKP-Definition 
„sozlalistischen” Land wie Jugosla 
Wien ganz zu schweigen (eine der 
höchsten Inflationsraten in Europa, 
massenhafter Export seiner Arbeits. 
losenarmee in die BRD und andere 
imperialistische Länder), 


Zweitens ist zu sagen, daß ein 
großer, Teil des Handels und der 
ojekte zwischen SU und BRD über 
‚gewaltige Kredite abgewickelt wird. 
Diese werden, wie jeder andere Ka- 
pitalexport des Imperialismus auch, 
aus der westdeutschen Arbeiterklasse 
herausgepreßt. 


Schließlich verstärkt gerade das 
jetzt abgeschlossene  westdeutsch- 
sowjetische Kooperationsabkommen. 
eher die Gefährdung von Arbeits- 
plätzen in der BRD, als daß es diese 
Sichern würde, nämlich durch „Per- 
lagerung von Arbeit dorthin.“ wo. 
Energie und Rohstoff vorhanden” 
sind (,,Welt”, 2./3.11.74) — und das 
heißt u. a. in die Sowjetunion. 

Die DKP-, Fachleute” wissen das 
natürlich auch. Ihnen geht aber 
darum, den „großen Bruder” Sow- 
Jetrevisionismus für den schwindsüch- 
gen eigenen Laden nutzbar zu ma- 
‚chen (Motto: „Die sozialisische Sow- 
jetunion reitet Eure Arbeitsplätze, 
darum wählt aus Dankbarkeit die 
DKP!"), Aber Lügen haben wie im- 
mer kurze Beine . Die Krise des Ka- 
pitalismus in Form von Preissteige- 
rungen, zunehmenden Entlassungen, 
Einstellungsstop, Arbeit eit 
und seine grundsätzliche 
Kobenhafugkeit läßt sich nicht weg- 
reden. 


Metalikomitee, 


„Empfehlung” eines 
skrupellosen Menschenschinders 


Als Auftakt der neuen ARD-Sende- 
reihe „Kraftproben” strahlte der 
Westdeutsche Rundfunk am Mitt 
woch, dem 14.8.74 ein TV-Porträt 
des westdeutschen Textilfabrikanten 
Alfons Müller-Wipperfürth aus. Der 
6ährige  Kapitalist, dessen 5500- 
Mann-Belegschaft in 13 in- und aus- 
ändischen Werken Herrenoberbeklei- 
dung im Gesamtwert von jährlich 
400 Millionen Mark produziert, gab 
in einem Interview mit der WDR- 


antwortungsbewußtsein. von sozlar 

iem Verhalten” etc. als eine Farce 
Wir zitieren im Folgenden A, 

des Nachdruckes im „Stern“, 

35/1974. In Klammern gesetztes und 

Anmerkungen der „S 

tion. 

Müller-W. über Arbeiterinnen in seh 

ner Fabrik bei Monastir (Tunesien): 

Die sind wie Artisten, wenn ne an 

der Maschine sitzen. Diese Büglerin 

ist 14 Jahre alt und hat eine Lok 


Textil-Kapitalist Müller. Wipperfürth bekennt öffentlich Farbe: Was übria bleibt. 


st ein Schwein ... sonst nichta! 


Redakteurin Eike Hockert-Werner 
seine Ansichten über Gewerkschi 
ten und Mitbestimmung, Mitarbei 
ter etc, preis, 

sen Interview bedarf _ keines 
Ks zeigt die Skrupel 


Sport") der Kı 
larvt jeden 


ont 
je von ihrem „Ver 


= ein würdiger Vertreter seiner Klamel 


stung, die 50% höher die jeder 
Böglerin in Deutschland oder Bel- 
rageSie halten nichts davon, daß 


ICh die Arbeiterinnen gewerkschaft« 
Ich organisieren‘ 

MüllerW.: Warum? Wir kommen auch 
35 klär - besser, Mir int os lieber, 


B. 


de SPD-Führung wolle jetz vllt 

wol ville 

VERRZTEER 
sind indessen 
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BND und italienische Faschisten 


BND-Affäre — 


Erst ein Bruchteil der Wahrheit 


Im Zusammenhang mit den „Unter- 
guchungen“, Ober den DDR-Äsenten 
Guillaume haben einige „Enthüllun- 
ven" Se den, ‚Bundeuinchrichten- 
ienst” (BND) Aufschen erregt. 
Der BND hat demzufol 
„Dossiers“ über mehr als 50 Poll 
ker, Militkrs, Wissenschaftler u.a. 
legt. Darunter Barzel, Brandt, 


Heinemann, Erhard, von Hassel, Kie: klärung” befassen soll), sondern des stärkte der BND das Aufspüren und 


Singer, Lübke, Mende, Ollenhinuer, 
Strauß, Stoltenbera und Wehner, Alk 
Ergebnis einer intensiven Bespitzelung 
waren hieı 
halten wie etw 
ler Erhard am späten Abend den Whir- 
ky aus der Flasche trank , 
Einige Dutzend Journalisten auf 
seinen Lohnlisten geführt und sie 
für ihre Dienste als Spitzel und agents 
provocateurs mit Honoraren bis zu 
15.000 DM monatlich entschädigt. 
‚Auch der jetzige Bonner Büroleiter 
von Springers „Bild“ soll in den Dien- 
sten des BND gestanden haben („Ham- 
burger Morgenpost“, 30.9 74). Van 
Nouhuys, Redaktionsdirektor der 
»Quick” (die ständig antikommuni- 
ätische Lügen aus geheimdienstlichen 
Quellen kolportiert), behauptete par, 
gut zehn Durzend der führenden 
fournalisten“ det BRD hätten „Son- 
derverbindungen mit dem BND" — 
nicht ohne hinzuzufügen, 
für „‚ehrenhaft“ hält 
Rüstungsgeschäfte in Millionenhö- 
he betrieben. Dazu bediente er sich 
Firmen wie der „Radio A.L.R.“ in der 
Mainzer Landstraße 85/87 in Frank- 
furt und der „Merex", in Bonn 
(„Frankfurter Rundschau‘, 23.10.74); 
Ber BND verschob auch’ Waffen 
„Krisengebiete“. Zu seinen Aktivitk- 
ten gehört auch die Unterstützung 
des faschistischen Putsches in Indone- 
sien 1965 durch Waffenlieferungen. 
Diese Enthüllungert; (die z.B. den 
revisionistischen Westberliner „Extra 


er das 


Geheimdienste der BRD, der seit de- 
ren Gründung im Gang ist, 

Für diesen Zusammenhang ist es 
bezeichnend, daß 2,B. die Anlage der 
„Dossiers” nicht eiva_g run d- 
Harz lich "angegriffen wird, son- 
dern nur mit dem formalen Ara 
ment, daß das Ja nicht Sache des BND 
sei (der sich nur mit „Auslandsauf- 


‚Bundesamtes für Verfassungsschutz"“ 
(BIS). Daß der BND die Gespräche 
einiger SPD-Führer mit Vertretern der 
italienischen „KP“ 1967 belauschte, 
wird auch nur zum Gegenstand eines 
formalen Hickhacks gemacht (wobei 
der BND darauf verweist, daß die Ge- 
spräche in Italien stattfanden, also in 
den Bereich _„Auslandsaufkläfuhg” 
fallen), ohne daß die politische Unge- 
heuerlichkeit dieses Vorgangs kri 


Die SPD-Führung wird sich auch 
hüten, mit ihren „Enthüllungen“ all- 
zu welt vorzudringen, da sie in einer 
möglichen großen Affäre um die Ge- 
'heimdienste des BRD-Imy 
mus selbst zur Halskrause 
stecken würde So ist auch 
schon gesichert, daß den „Ent- 
hällungen“ (z.B. über den "Waf- 
fenschmuggel) nicht näher nachge-, 
‚gangen wird, und daß es keine Verfah- 
ren gegen die beteiligten BND-Leute 
geben wird. Angeblich verbietet das 
„nationale Interesse” eine Aufdek- 
kung von belastenden Einzelheiten . . 


BND — Hitlers Erbe 


Der BND wurde seit Ende 1946, 
zunächst als „Organisation Gehlen“, 
von Nazi-Generalmajor Reinhard Geh- 
ien aufgebaut. Gehlen war während 
des Krieges Chef der Abteilung 
„Fremde Heere Ost" (FHO), die in 
öngem Zusammenhang zum „.Reichs- 
Sicherheitahauptanm (RSHÄ, — die, 

nd zum „Sicher“ 


es, die sowjetische 

‚uch ', Banden antk 

mit, . ‚Russen zu organisie- 

war schon zumindest seit Anfang ren und zu hinter 

70er Jahre, , als Ehmke der Front zu Gehlens Stell 

anzleramtschef ver« vertreter war NazrOberstieutnant 

antwortlich für den BND) die Ver- Gerhard Wessel — seit 1967 als Nach 
brennung dieser Dossiers anordnete. _folger von Gehlen Chef des BND ... 


r Im ver 
antwortlich für den BND) die Ver- 
brennung dieser Dossiers anordnete. 
Daß Journalisten für den BND arbei- 
ten, ist auch nicht gerade sensationell. 
Über den Walfenhandel des DND 
konnteman spätestens 1971 im „Spie- 
gel” lesen, 

Wenn diese „Enthällungen“ jetzt 
von der SPD noch einmal lau aufge- 
wärmt werden, wenn angeblich er 
ne Liste mit Namen von 14 
Journalisten-Agenten kursiert etc., 
dann in erster Linie als War- 
mung an die CDU/CSU und die 
reaktionärsten Teile des Staatsappa- 
rates, es mit ihrer Polemik gegen die 
SPD in Zusammenhang mit Guillaume 
nicht zu wild zu treiben. Darüberhin- 
aus handelt es sich sicher auch um 
einen Bestandteil des Konkurrenz- 
kampfes zwischen, in und um” die 


vertreier war 
Gerhard Wessel oT en 


folger von Gehlen Chef des BND ... 

Mit zahlreichen Koffern voll Spio- 
nagematerial über die Sowjetunion 
und einem Trupp von FHO-Leuten 
baute Gehlen dann nach dem Krieg 
‚den „neuen“ Geheimdienst des BRD- 
Imperialismus auf — zunächst im Auf- 
trag der US-Imperilisten, dann zu- 
nehmend unter direkter Kontrolle des 
westdeutschen Staates und seit 1955 
schließlich offiziell als BND. Späte- 
stens seit 1950 zog 
Zahl alte „Fachleu 
und Gestay 
Gehlen“ hinein. 

Der BND entfaltete in der ersten 
Hälfte der 50er Jahre seine Wühltätig- 
keit vor allem in der DDR, wo er ein. 
ge hundert Agenten unterhielt: die- 
ses Netz wurde jedoch 1953 bis 56 


wenn die Leute nicht gelenkt werden. 
Wenn die hier (in Tunesien) streiken, 


nur noch die Gendarmerie anzurufen 
‚oder das Arbeitsamt oder den Gouver- 
neur — dann ist Feierabend . 

Era; I das ein Orund für Si, daß 
ı'her gekommen sind? 


Wi IR, sicher. Der, Haupt“ 
wir gute Arbeitskräfte 


haben. 
Ersi Wenn Sie schwangere Arber 
ferinnen haben, wie lange arbeiten die 

MdierW. wi Pal 
W,; Wir haben einen Fall hier 
schaft, die hat bis zwei Stunden 
vorber (vor der Niederkunft) gear- 
beitet .. . Aber hier haben die Leute 
Angst, daß ie ihre Stellung verlieren. 
Wenn sie Mutterschutz in Anspruch 
inlich 


Die Arbeiterinnen haben sich 
ert, daß sie drei Tage nicht 
Kommen dürfen, wenn 
zu spät kommen oder wenn sie sin- 


vier oder 


Und mit der Sing 
das auch was anderes, die si 
nicht, dietanzen. Und das dauert dann. 
stundenlang. he man die wieder auf 
Schwung hat, sind auch wieder ein 
paar Stunden vergangen 


Frage; Die können also drei Tage 
beiten? 
ler-W.; Nein, die werden drei Tage 
nach Hause geschickt. Das machen 
alle (Unternehmer) hier — und unbe- 
zahlt. Arbeitskräfte gibt es in rauhen 
Wengen bier. 
Frage: Was reizt SIE am meisten? 
‚es das Geld oder was sonst? 
Möller-W.: Geld, das ist relativ. M 
Ja nür normal leben. Sie können 
nicht mehr als ein Schnitzel essen . 
Ich betrachte das Geschäft, das 
beiten al Span. 
Sind Sie heute mit den deut- 
'nNteuerbehördenaugesöhnt, und 
ist da keine Steuerschuld mehr übrig? 
füler-W.; Was heißt ausgesöhnt? 
Frage, Sieverschulden stehen nicht 
in 


Nein. 
Ind wieviele mußten Sie nach 


Be 


Fi 
ten, auf jeden Fall, Sie haben unge- 
finr ein Vierte bekommen von dem, 
was sie (Steuerschuld) 
ben oder ausgerech, 
ern sind relativ. Sin 
steuern. 

Wo sehen Sie den Grund für 
ren Erfolg? 
Müller-W.; Erfolg kann man das nicht 


nen, 
Sondern? 


war nicht so viel, 


rmittelt hi 
‚den... Steu- 
‚m lassen sich 


der Anfang, 


"W.; Das 
Da ist noch viel mehr zu macl 


. 
Eine HDW-Lehrlingszelle 
KB/Gruppe Hamburg 


weitgehend zerschlagen. Der BND or- 
famiirte Anfang der $Oer Jahre die 

inschleusung von baltischen Emi- 
granten (Leiten, Littauer und Esten) 
zu Terroraktionen in die Sowjetunion. 
Ebenso befaßte sich der BND im Lau- 
fe der Zeit auch mit Polen, der CSSR 
und Ungarn, 

Während des Korea-Krieges ver- 


Bespitzeln „unzuverlässiger Elemen- 
te“ in der BRD. Im „Ernstfall soll- 
ten diese nach vorbereiteten Listen 
„in Schutzhaft genommen” werden. 
Äuf diese Liste kamen automatisch 
die dem BND bekannten Mitglieder 
der KPD. Auf der Liste standen aber 
auch die damaligen SPD-Führer Ol- 
lenhauer, Wehner, Heinemann. An- 
‚geblich wurde diese „Inlandaufklä- 
rung“ Mitte der SOer” Jahre einge- 
stellt — tatsächlich gibt es aber, au 

den erwähnten „Dossiers“ — weitere 
zahlreiche Bewelse über ihre Fortfüh- 
rung. Der BND bespitzelte z.B. noch 
mindestens Anfang, der 60er, Jahre 
u.a. Professoren, Pfarrer usw. und 
‚notierte als „verdächtig“, wenn sich 
die „observierten" Personen etwa für 
die "Tridliche, Kosxitenz mit. der 

‚wjetunion, 

Ende der SOer a 
‚gabengebiet des BND offi 
„Aufklärung der Krisengebiete in al- 
ler Welt“ ausgedehnt. So nahm der 
BND über in seinen Diensten stehende 
SS- und SD-Leute Kontakt zu alten 
Faschisten auf, die nach dem Krieg 
nach Argentinien, Brasilien, Paraguay 
‚oder Chile geflächtet waren. Ebenso 
wurden Kontakte zu alten Faschisten 
inden arabischen Ländern hergestellt, 
Der YND unterhielt bald besonders 
gute Kontakte zum ägyptischen Ge 
heimdienst. Das hinderte ihn. aller- 
dings nicht, eng mit den israelischen 
Geheimdiensten zusammenzuarbeilen. 

So wurde u.a. der 1965 in Ägypten 
aufgeflogene israelische „Meister- 
Wat sungeliet: Zatreichen Re 

a ee 
aimen. liarabien, Kon- 


ee 
Bun EEE 


‚SPD und Geheimdienste 


‚SPD und Geheimdienste 


In der Zeit des Regierungsmono- 
der EDURSU waren die Ger 
imdienste vor allem ein Instru- 
ment dieser Partei. Insbesondere hat- 
te Adenauer den BND eng an sich 
und an das Kanzleramt gebunden. 
Kanzleramtschef und damit für den 
BND verantwortlich war damals Glob- 
ke, unter der NS-Diktatur Kommen- 
tator der faschistischen „Rassengeset- 


reitet wurde, und Refe- 
rent für Staatsangehörigkeitsfragen im 
NS-Außenministerium. 

Indessen hatte auch di 
ze Kontakt zu den „Dien: 
den $0er Jahren Erier zum BND, der 
ihm mit Meldungen aus der DDR 
und Bespitzelung von SPD-Mitglie- 
dern gefällig war. Das „Ostbüro“ der 
SPD war eine Zentrale für Spiona 
und Provokationen gegen die DD! 
Der Leiter des „Ostbüros“, Bärwald, 
Verfasser von Antikommunistischer 
„Analysen“ und Pamphleten, w 
Äuent des BND. Inzwischen ist er z 
CDU übergetreten. Das „Ostbüro 
konnte sich Anfang der $Der J 
noch auf ein Netz. sozialdemoks 
scher „Zellen“ in der DDR sıützer 
die für" Spionage und Provokationen. 
eingespannt wurden. 

t heutige Präsident des „Bundes- 
ımtes für Verla tz” (BEV), 
Nollau (SPD), soll schon Anfang der 
‚60er Jahre (als er noch Leiter der 
Abteilung III — „Linksradikalismus“ — 
im BIV war) In engem Kontakt zu 
Mohner gestanden und ihn mit Mel 
dungen Über SPD-Mitglieder bedient 
haben, 

Mit dem Regierungsaniritt der 
SPD (Ende '66 Große Koalition, 1969. 
SPD/FDP-Koalition), dem das Schei- 
tern der CDU-Politik v Kal 


in den Geheimdiensten Veränderun- 
‚son. Gehlen wurde 1967 durch Wessel 
abgelöst. Sein Stellvertreter wurde 
der Geschäftsführer der Hamburger 
‚SPD, Dieter Diötz. Von ihm heißt es, 
daß sein Kontakt zum BND schon 


früher schr eng gewesen sei. Einl 
hohe HND-Kader wurden durch SP) 
ler abgelöst; andere traten zurück und 
versuchen mit Hilfe der CDU/CSU 
und der Springerpresse ihr Comeback 
vorzubereiten, 

Eines ihrer Ziele haben sie bereits 
erreicht: der di Kanzleramt 
‚chef Ehmke, verantwortlich für die 
„Reform”' des BND, wurde nach dem 


3,1 
1- 


Auf Anfrage des Abgeordneten Lam- 

binus wurde im Bundestag demen- 

tiert, daß es Kontakte zwischen Ila- 

lenischen Faschisten und der Bun- 

deswehrschule für psychologische 

Verteidigung in Busklrchen gegeben 
abe. 

Es sei „lediglich” im Herbst 
1969 eine "Gruppe von neun Ita 
lienischen Journalisten” auf Ver- 
mittlung der deutschen Botschaft 
in Rom in die BRD eingeladen wor- 
den. Diese Gruppe häbe in der Zeit 
vom 20. bis 25. Oktober 1969 u.a 
auch die Bundeswehrschule für Inne- 
re Führung in Koblenz besucht. 

In dieser „Journalistengruppe’ 
waren — wie im Bundestag zugege- 
ben wurde — zumindest drei Fa- 
schisten (über die übrigen sechs wur- 
de nichts gesagt), nämlich: 
© Pino Rauti von der 

stischen Tageszeitung „ 

(Die Zei 
© Guido Giannettinivon der Armee- 

Zeitschrift „Rivista mil 
© Gino Ragno von der 

stischen Zeitung „Lo 

(Der Spiegel”). 

Diese drei „Journalisten” übten 
in Wahrheit allenfalls eine „jour- 
nalistische Nebentätigkeit” aus. 
© Pino Rauti war von 1957 bis 

November 1969 Führer der 
rechtsradikalen Terrorgruppe „Or- 
dine nuovo” und trat dann in’die 
neofaschistische Partei MSI ein. Er 
geriet in Verdacht, an der Planung 
der „strage di stato”, (Bombenan- 
schlag auf eine Mailänder Bank am 
12. Dezember '69 — anderthalb 
Monate nach der BRD-Reise; 16 
Tote!) beteiligt gewesen zu sein, Er 
wurde verhaftet, dann aber wieder 
freigelassen. Heute ist er Abgeord- 
neter der MSI im Parlament. 
© Guido Giannettini ist „hauptbe- 

ruflich” Agent des italienischen 
Geheimdienstes SID. Auch er ist, 
‚ebenso wie. Rauti, verdächtig, an 
der Vorbereitung der „strage di sta- 
t0” beteiligt gewesen zu seln. 

"Noch als - zu Beginn dieses Jahres 
endlich Haftbefehl gegen Giannettini 
erlassen wurde, zahlte der SID ihm 
weiter sein Honorar (G. hielt sich 
damals in Paris auf). Giannettini 
ist inzwischen, im Knast; auf seine 
„Enthüllungen“ ging auch die Kennt- 


rofaschl- 
Tempo" 


rofaschi 
pecchio" 


altes, Wales Anker are tnge Attıc 
die ständı 


vor 
weren Ehmke hatte, 

Im DIV machte Wehner-Freund 
Nollau Karr) er Vize- 
präsident des BfV, 1970 Leiter der 
Abteilung „Öffentliche Sicherheit” 
im Innenministerium. Im Mai 1972 
wurde er Chef des BfV. Nollau ist 
seither, Zielscheibe für Angriffe der 
CDU/CSU, Springerpresse, „Quick'“ 


ic. 

im Mai 1974, in dem durch die 
„Aufdeckung“ " Guillaumes. aufge- 
heizten Klima, sollte Nollau als Agent 
der DDR in Verdacht gebracht wer- 
den. Ein entsprechender Artikel wur- 
de von der Zeitung „Capital“ ange- 
kündigt. Angeblich stützte sich dieser 
auf eine Studie des CIA. Tatsächlich 
handelte es sich um ein plumpes 
Machwerk ultrarechter BND-Leute 
(bzw. ehemaliger BND-Leute). 

Als Vermittler der Fälschung ge- 
fendber „Capital“ (aut „Hamburger 


Morgenpost“ 24.6.7) iiat Joschim 


74 
Yührend des Kr 
‚ges bei der faschistischen ‚Abwehr‘ 
(Gegen ), bis 1954 (7) nt 
ee a Yan 
takten zu hohen und höchsten Pers 
‚m in der CDU/CSU" („Mopo"), 
Freund des parlamentarischen Ge 
schäftsführers der CDU/CSU Leo Wag- 
ner, 

Dieses Machwerk konnte natürlich 
‚schnell als Fälschung entlarvt werden, 
was aber der Kampagne gegen den 
SPD'ier Nollau keinen Abbruch tat. 
Strauß. erklärte „Die Bedenken gegen 
Nollau bleiben“ („Bild", 27,5.) 
Springerpresse und" CDU/CSU bi 
ben am Ball:,„Herr Nollau muß abge 
!ösı werden.“ (BamS, 19.8.) 
Nolleu muß. sofort 
(„Hamburger Abendblatt“, 


ferenz, Heinz Schwarz (CDU), eben- 

falls den Rücktritt Nollaus. Als Grün- 

de werden abı 

Nollau habe 

weitergegeben, 

[erteipolliche Zwecke der SPD miß- 
‚ Akten an die SPD weiterge- 


ch 
‚geben, Brandt nicht umfassend über 
den Verdacht gegen Guillaume in 
formiert 

Kampagnen wie diese, aber auch 


die sven „Enthüllungen“ der SPD, 
sind klarer" Teil eines Konkurrenz 
kampfes auch um diesen Teil des 
tsapparates. Auch auf diesem Ge 
Diet hatte es die SPD zeitweise über 
‚nommen, den bürgerlichen Staatsap- 


nis über seinen Aufenthalt in der 
BRD zurück, die Anlaß der Anfrage 


ıno kandidierte 1972 
SI. Er Ist Vorsitzender 
‚Gesellschaft für deutsch-ita- 
Freundschaft", die das 
(6 von mehreren konkurrie- 
tenden Unternehmen mit ähnlichem 
Namen ist. Die BRD arbeitet der 
hald — laut Presseberichten — mit 
‚dieser Gesellschaft nicht zusammen, 
Die Gesellschaft behauptet aller- 
dings, Franz Josef Strauß zu ihren 
illustren Mitgliedern zu zählen! 

Es ist demnach ein Hohn, die 
Reise dieser Leute in die BRD als 
eine journalistische Studienreise 
verkaufen zu wollen! Den verantwort- 
lichen Stellen der BRD dürfte sowohl 
Giannettinis Tätigkeit für den SID 
als auch die Rolle von Rautl als 
Führer der „Ordine nuovo” bekannt 
‚gewesen sein, Man kann also an- 
nehmen, daß diese Faschisten nicht 
etwa tr 0 1z.dem, sondern viel- 
mehr deswegen eingeladen 
wurden (wobei es noch interessant 
wäre, wer die anderen sechs „Jour- 
nalisten” waren? ). Weiter kann man 
annehmen, daß die Rolle der deut- 
schen Botschaft in Rom bei dieser 
Einladung vielleicht nicht ganz so 
go war wie zB. die von. Ri. 

trauß, der es ja schon immer be- 
dauert hat, daß es in der BRD keine 
Partei wie die MSI gibt, und dessen 
rechtsradikaler „Bayernkurier” sich 
verschiedentlich” für die MSI stark 


die Frage offen, 
in_ welcher Beziehung diese Reise 
möglicherweise zur faschistischen 
Bombenstrategie allgemein und zur 
„frage di stato” im Besonderen pe 
älanden hat. Es bleibt weiter die 
Frage offen nach dem Wahrheits- 

halt einer weiteren Behauptung 
annettinis: daß der italienische 
Polizeikommissar Calabresi (der im 
Mai 1972 vor seinem Haus erschos, 
sen wurde) vom BND „beseitigt” 
worden sei, da er einem umfang- 
reichen Waffenschmuggel auf der 
Spur war, und daß der Faschist 
di (dem die italienische Polizei 
des Mordes verdächtigt und sucht) 
ein Agent des BND sel... 


unter dem demagogischen Mot- 
(0 der „Inneren Reformen" auszu- 


Jagegen dringt die CDU/ 
ausgezeichneten Vi 
‚den „Diensten“ na- 
türlich nie verloren hat, auch auf die- 
sem Gebiet vor und will ihren Ein- 
Auß wieder ausweiten, 


In den letzten Monaten haben sich 
die Beweise für die Beteiligung des CIA 
an dem faschistischen Putsch in Chile 
ergeben. Präsident Ford hat offen er- 
klärt, daß es die Pflicht des CIA sei, 
sich im „nationalen Interesse“ des US- 
Imperialismus in die Angelegenheiten 

jerer Länder einzumischen, reak- 
tionäre und faschistische Kräfte zu 
unterstützen, Putsche vorzubereiten 
usw. Auch der (schistische Putsch 
auf Zypern zeigte die Handschrift des 


Italien überschlagen sich „Ent- 
hüllungen” über die konterrevolutio- 
näre, putschistische Rolle des Ge- 
heimdienstes SID. Sein früherer Chef 
Micelli mußte Anfang November ver- 
haft, werden. Einer seiner Vorgän“ 
er, De Lorenzo, hatte schon 1964 
einen faschistischen Putsch geplant 
Die Rolle der DRD-Geheimdien. 

ist nicht so offensichtlich, da sich 
Klassenkämpfe (und folglich die Nei- 
‚sung. der Bourgeoisie au offen (aschi- 
stischen „Lösungen“) auf niedrigerem 
Niveau als in Italien bewegen und — 
ı die Tätigkeit im Ausland an- 


USA mithäten kann. 

Was bisher bekannt geworden ist — 
‚Anlage von „schwa Li 
„unzuverlässige Elemente” für 
Verhaftung „im Ernstfall“, Ar 
von „Dossieis" über bürgerliche 
tiker, Unterstützung von Terroraktio- 
nen gegen die Sowjetunion u.a., Un- 
terstützung des faschistischen Put- 
sches in Indonesien 1965 durch Wal- 
fenlieferungen — gibt allerdings schon 
ein deutliches Bild, das eine kleine 
Vonsellung von den noch nicht be 
kannt gewordenen Aktivititen der 
BRD-Geheimdlnste nach innen und 
außen geben kann 


Für dieses Instrument der Bow 
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Stimmen abjagen (die zusammen mit 
den Verlusten der NPD fast überall 
exakt den Zugewinn der Dregger 
Partei ausmachen), Doch bei der 
kleinen FDP wiegt dieser Verlust — 
zum Gesamter 


Umschwung in den Städten 


In den großen- und mittleren 
her. "wößienteis Hochburg, der 
er größten 
SPD - erreichten CDU und CSU 
iekehrt mußten SPD und FDP eben. Bein 
gekehrt m un Wr 
Foiche Verluste, hinnehmen reaktondte Offene des wenden. 


SPD-Verluste und CDU/CSU-Gewinne bei Landtagswahlen (LW) und 
Kommunalwahlen (KW) in diesem Jahr (die Bürgerschaftswahl in Hamburg. 
entspricht einer LW) 


etwa jeden 
zwanzigsten ihrer Wähler von 1970 
verloren, die FDP dagegen jeden 
vierten!! 

Hierfür stehen u.E, vor allem zwei 


sen CDU bzw. CSU 
LW Hamburg + 10,4% 
KW Rheinland-Pfalz 25,7% 
KW Schleswig-Holstein = 7,9% 
KW Saarland 201% 
LW Niedersachsen. = 32% 
LW Hessen 227% 
LW Bayern - 3,1% 


Die nächsten anstehenden Landtagswahlen sind am 9.März nächsten Jahres 
in Rheinland-Pfalz (CDU-regiert), am 13.April in Schieswig-Holstein (CDU- 
regiert) und am 4.Mai in Nordrhein-Westfalen (SPD-regiert),  , 


"München hatte bisher eine solide schen Kapitals, die naturgemäß ih 
SPD-Mehrheit von 47,6 % (bei 8,7% den Wi lichten der FDP — 
für die FDP) gegenüber 39,6 % für die Kleinbürgertum, Intellektuellenkrei- 
CSU. Das Wahlergebnis hat diese Ver- se - stärker verfängt, als in der Ars 
Mältnse Jetzt umgedreht, Bei ge beiterklse, die auch in dieser Wahl 
cher Stärke der. FDP (8,8 %) ist jetzt wieder im wesentlich.n für die SPD 
die CSU mit 48,2 % stärkste Partei votierte. Eine weitere Bedingung 
vor der SPD mit nur noch 40,3 %. für die felativ hohen Verluste de 
Die CSU konnte in allen elf Stimmbe- FDP dürfte das innerorganisatorisch 


Zirken die SPD schlagen. Dazu Klima”, der im letzten Jahr stark 
Strauß: „Eine Art Göfterdämme- nach r steuerte Kurs, die Pro- 
ung” in der Landeshauptstadt. — In filierung gegen sozialdemokratische 
Regensburg st das Bid ähnlich. _ Reform" unternehmungen, also die 

Auch in Nürnberg ist jetzt die letze gegen „sozialisische” Experi- 
CSUstärkste Partei geworden (45%). mente, _„übertriebene” Reformen 
Trotz gleichbleibender Stärke der u. Für diesen Kurs tragen 
SPD (42,1 % gegenüber 42 % 1970), solche Führer wie Genscher und 
konnte die CSU sich an Stimmgewin- Weyer die Verantwortung, die offen- 


nen von FDP und NPD mästen. Die bar keine Mühe scheuen, die FDP 
FDP erreichte nur noch 9,6% gegen- wieder auf den Kurs von Mende 
über 15,4 % 1970. und imann zu bri Gen- 
Bis auf den Wahlkreis Fürth schef, Weyer u.a. übernehmen zu- 
(Stadt) undzwei (von fünf) Wahlkrei- nehmend die Rolle von Zutreibern 
sen in Nürnberg, ist die CSU in allen zur CDU/CSU, in dem sie zum einen 
Wahlkreisen Bayerns. stärkste Partei deren demagogische „Kritik” an der 
SPD teilen und zum anderen alle 


geworden, 
In Hessen hat sich in den Städten 


Reformen”, mit denen sich die 
eine ähnliche Tendenz — die sich SPD gern herauspeputzt hätte, sabo- 
übrigens schon bei den Hamburger tieren, verwässern etc. („Mitbestim- 


Las deutlich 1 BVG, 5218 ) 
ee ee alien, 


z.B. die „roten Ratten" in „ih 
und was 


;cher" zu treiben usw. 
der Bajuware alles zu 

er oft genug zum Besten 
ußer der revolutionären 


Tal.dtr.SFD. umOeweck- 
usw...) “ 
Strauß ist kein „Einzelfall“, nicht 
der. „bajuwarische” Sonderling”, wie 
das von SPD-Führern gern im Rah- 
men ihrer Ehrenrettung für 
große „demokratische, Partei", 
'DU/CSU, erklärt wird, 
Programm der äußersten Reaktion 
des westdeutschen Imj ws, der 
expansivsten und aggressivsten BRD- 
Monopole, der am meisten verhetzten 
Teile des Kleinbürgertums, der mora- 
lichen Verrohung, religiösen Verfin- 
sterung, des Chauvinismus, Nationalis- 
mus und Antikommunismus in seiner 
faschistischen Variante! 

Es zeugt von einer gefährlichen 
Naivität, die an politischen Selbst- 
mord grenzt, wenn verschiedene Lin- 
ke die Rolle von Strauß herunterzu- 
spielen versuchen, auf die eines x-be- 
liebigen „Oppositions-Politikers“ dem 
„ganz natürlich“ einige Wahlstimmen 
us dem Verschleiß-Prozeß der Regie- 
rungs-Konlition „zufallen“. 

Innerhalb der CDU/CSU konnte 
die „Strauß-Linie“ seit der Wah-Nie- 
derlage bei den Bundestags-Neuwah- 
len 1972 erheblich an Boden gewin- 
nen. Die Umgruppierung. innerhalb 
der Parteispitze ist allgemeiner Aus- 
‚druck dieser Tendenz: Neben Dregger 
gewinnt sogar Barzel noch „linkes“ 
Profil und neben Carstens wirkt Alt- 
Nazi Kiesinger wie ein verträumter 
gutmätiger Opa. 

Dregger hat sich zum ersten Pro- 
pheten der Strauß-Politik außerhalb 
Bayerns gemausert. Er ist Straußens 
gelehrigster Schüler. Er ist der „neue 
‚Göbbels“ seines Herrn und Meisters. 

Es ist hier nicht der Raum, eine 
umfassende und allseitige Analyse von. 
Druggers. hessischem Wahlkampf zu 
liefern, wir wollen hier aber einige 
Kostproben wiedergeben, um Dreg- 
gers Programm allgemein zu charakte- 
Fisieren, um das Wesen seines Pro- 
gramm zu kennzeichnen, daß eben 
nicht darauf orientiert war, der 
SPD einige „Protest”-Wähler abzuneh- 


Landtagswahlen/Hessen: 


„ich bin ein anderer 


In einem Interview mit der „Welt”, 
das am 2. 11. veröffentlicht 'wurd 
ıb Arndt seine Meditationen über 
rategie und Taktik bekannt, 1a 
drehte sich um den Rücktritt von 
Bürgermeister Schulz in Hamburg. 
Dazu meinte OB-Arndt: 
„Das kann mir in meiner Stadt bei 
allen berücht Turbulenzen nicht 
‚passieren. Ich werde niemals frei 
willig und unter dem Druck irgend- 
eines Parteiflügels das uch 
werfen {..) Und ich gehe: 
30 weit, "zu behaupten, daß 
nicht nur robust genug bin, sondern, 
daß ich auch über den notwendigen 
makabren Humor 'rfüge, um mich 
meiner Haut zu wehren.” 


Die Schlüsse von Arndt aus der 
hegsschen Wahlniederlage für die 


Was aber noch schlimmer ist, 
wir 


OB-Arndt (Frankfurt) zeigt seine Zähne: 


yp als Schulz”. 


‚schuld an ihrer Ni Br 
Das "nobie Problen der rank- 
furter SPD sind laut Arndı 


zibt nur zwei 
diesen extremen 
(gemeint sind Demokraten, 


den: entweder er un, se 
politisch kaltzustellen - was in er- 
ter Linie eine Ar unserer Pur- 


telinken sein sollte - oder 
müßten endlich den Mut hai 
theoretischen Wirrköpfe‘ 

Feri 

Es fast bedauernd, wenn 
Arndt en rege 
dieses_Problem allerdings nicht mi 
dem Fallbell sen." 

Wie hieß noch die Wahlparole 
der hessischen SPD: „Klarer Kurs 
rechts, zwo, drei, vier, 
rechts, zwo, drei, Vier... 


die 
lies“ 


gende Resignation und Enttäuschung 


in Aggression und Haß gegen „alles, 


Linke” umzuwandeln. In diesem Sinn 
208 Dregger in die Wahlschlacht: 

‚Ganz auf der Welle der alten Nazi- 
Parolen von der „bolschewistischen 
Versklavung”‘, tobte Dregger gegen 
die SPD, sie wolle den „sozialistischen 
Zwangsstaat” (1!) einführen, hätte 
damit sogar schon „begonnen“. Der 
von der SPD angestrebte „Sozialir- 
mus“ stünde im krassen „Gegensatz 
zur Freiheit”. Die SPD wolle für Hes- 
sen „DDR-Zustände einführen“, die 
Dregger so charakterisiert: „Was für 
uns der Reisepaß, das ist für die Men- 
schen in der sozialistischen Welt der 
Stacheldraht und der Schießbefehl!” 

rs Schlußfolgerung: In dieser 
Wahl müsse entschieden werden, „0b 
der Bürger seine Grund- und Freiheits- 
rechte behalten und selbst über Beruf, 
Wohnsitz, Arbeitsplatz und Freizeit 


‚konnte die CDU z.B. erstmals sieben 


dar anhätan SeHAtn Hamann im Annan din em ua an 


Landtagsı 
gesamt 40, die CDU bloß in 19 Städ- 
ten. Bei diesen Wahlen verlor die SPD 
Mehrheiten in 27 Städten an die 
CDU, die Ihre alten 19 Hochburgen 
noch ausbauen konnte. Die CDU 


ist jetzt stärkste Einzelpartei in 46 
hessischen Städten, die SPD nur 
noch in 13. 


‘Auch in diesen 13 Städten mit 
SPD-Mehrheiten hat die CDU zT. 
‚noch beträchtliche Gewinne ver- 
zeichnen können. In nur zwei Städ- 
ten gelang der SPD ein Ausbau ihrer 
alten Mehrheits-Positionen, nämlich 
in Offenbach um 0,8 % auf t 
49,8 % und in Mühlheim (Main) 
um 0,3 % auf 48,8 % (bei gleichzer- 

ED Oweianga um 6,2% 0 

in folgenden Städten hat die SPD 

ihre bisherigen Mehrheiten an die 
CDU verloren: 

Frankfurt, Wiesbaden, Darmstadt, 
Marburg, Gießen, Wetzlar, Hanau, 
Neu-Isenburg, Friedberg, Butzbach, 


Wahlgewinne und -verluste in einigen der größten Städte Hessens, in denen die SPD bei den 


AR SE] 


-DKP_ KPD KBW 
-20 -038 

aD) (09 (0) (0, 

0 (0) 

0 

03) (02) 

0 (04) 

0» (09 

0) (0 

nicht 

(0,4) _ kand, 

(04) (00) 


Grebenhain, Laubertal, Schwalbach, . Lück, ‚ben finde 
Bei den mit einem * gekennzeichneten Lücken konnten wir keine Angaben 

Hattersheim, Ulrichstein, Alsfeld, inzelnen Wahlk, ‚Frankfurt ist & 

Pe Diotsenbach, Bed Vilbel, 'h mit den Ergebnissen von ei /ahlkreisen: Frankfur 


Eschborn, Bruchköbel, Karben, Bü- 
dingen, Weilrod, Bergen-Enkheim, 
Maintal, Friedrichsdorf. 
Dazugewonnen hat die CDU z. 
in Frankfurt 9,5 ®, in Wiesbaden 
8,1 %, in Darmstadt und Gießen 
jeweils 7,7 %, in Wetzlar gar 9,6 % 
und in Hanau 7 %. 
in interessanten Ergebnis zeigt 
ommentato- 


haben, ihr Gesamte! 
KBW kandidierte in 
Wahlkreisen und erhielt 


schnitt) einbüßte: Frankfurt, Kassel, Darmstadt, Gießen und Wetzlar. Die 
eindeutig auf die größeren Städte konzentriert. Überdurchschnittlich verlor die 
Rüsselsheim; während sie in Frankfurt, Kassel, Darmstadt 

verlor, und in Offenbach sogar ein kleines Plus erhielt 
Interessant ist ferner, daß auch die DKP gerade 
einstecken mußte (bis auf Offenbach). Daß hi 
ihrem Landesdurchschnitt liegen, hängt ein 
nis (Landesdurchschnili 


in Städten über 


it zusammen, 


m ırößeren Städte Hessens einen Stimmengewinn 
are: Du.devin liegt: Frankfurt, Wiesbaden, Darmstadt 


/erluste der SPD sind 
und Gießen insgesamt weniger als im Landesdurchschnitt 


fgeführ ‚bnisse von „KPD” und KBW über 
in ED" und KBW nicht überall kandidirt 
‚ber auf alle abgegebenen Stimmen im La‘ net Wi r 

19 von 5$ Wahlkreisen und erhielt dort insgesamt 2.734 Stimmen, Die „„KPD” kandidierte in 22 
4.192 Stimmen — beides rechnet noch zu 0,1%. Wenn man nur die 16 Wahl 
auch „KPD kandidierten, so ergibt sich auch hier, daß die „KPD" mehr Stimmen 


Die CDU hat die 
Mehrheit errungen 

Die CDU hat die 

Mehrheit errungen 

SPD verlor absolute Mehr- 

heit, blieb aber stärkste Partei 

CDU hat die Mehrheit 

errungen. 

SPD blieb stärkste Partei 

und erreichte sogar kleinen Zugewinn 
CDU hat die Mehrheit 

errungen 

CDU hat die Mehrheit 

errungen 

SPD behielt trotz Verluste 

ie absolute Mehrheit 

CDU hat die Mehrheit 

errunge 


. Die Ort 
B. in acht 


sind im übrigen 
reise eingeteilt, Wies- 


(über ihrem Landesdurch- 
n nicht 
, Wetzlar und 


SPD nur in Wi 


durchschnittliche Verluste 


Ikreise 


— im Schwerpunkt! 


als „Absage der an sort | Ausznit. in denen wwonl KBW 

sche Experimente” der SPD zu inter | erhielt (nämlich 2.651) als der KBW (2.320). 
Perade in den großen hesischen 

Städten waren die Verluste der FDP 

an die CDU oft weit höher als die Da ein solcher Kurs von Dregger, 

der SPD an die CDU Strauß & Konsorten glaubhafter re- 


'$o büßte die FDP in Frankfurt präsentiert wird, dürften viele „libe- 
wähle 


6,1 ® (}) an Stimmen ein, die SPD 
nur 1,7% In Kamel verlor die FDP 
(die SPD 1,7%). Weitere Einbus- 
‚sen der FDP: Därmstadt $ % (SPD: 


rate diesem reaktionären 

‚ohne Umweg, über die 
vo 10 dcr Enujesu 
Ihre Stimme gegeben haben. 


12 5), Gleßen 4,3% (SPD: 14%). Teranar ein never Göbbeh” 
Die" Wahlegebnise Dayincner „ Drogger = oin „neuer Göbbels 
Großstädte zeichnen ein ähnlich EEE ne — 

In Erlangen verlor die VDP Die prodaschitische Gesinnung 


des Bayern Strauß it allgemein be 
Auch seine taten Tiraden als 
ınkfurter CDU-GrOß- 
staltung, können Strauß-Kenner 
noch werblüffen (Extatisch 
brüllte er seine Forderungen in die 
in — nicht-Hirne! — seiner Zu 


n bIOB 1,4% 
ie SPD 
jeichaeitigen 


PD dag 
In Nüraberg verlor 
0,1 % der Stimmen bei 
FDP-Verlusten von 5,8 

Im hessischen Landesdurchschnitt 
konnten die CDU awar gleichermaßen 
der SPD und der FDP je 2,7 Wder Mar 


und längerfristigen Zie- 
Nen des BRD-Imperialismus verpflich- 
tet ist, der Verankerung von eindeu- 
ig faschistoidem Bewußtsein in mög- 
lichst großen Teilen der Bevölkerung. 
Strauß und Dregger haben die Auf- 
‚abe (der BRD-Imperialisten), die 
vorallem während der Brandt-Periode 
belebten Hoff nungen (Illumo- 
nen!!)großer Teile der westdeutschen 
Bevölkerung auf „mehr Demokratie”. 
nehr Lebensqualität” usw. aurück- 
impfen, zu zerschlagen und. die 
der Nichterfüllung dieser Hoff 
mungen und Erwartungen entsprin- 


je“ wolle, „Hei der Hessen 
Wahl geht es um die Preiheitiwechte 
des Bürger”, die die SPD anschel- 
nend beseitigen wolle: 

n 


eniscl 


„Purteibuchwirtichaft 
‚nöre” u.4. anstrebe. Dagegen 
"die volle „Durchsetzung des 


zu garantieren. Die CDU-Kandidaten 
wien „keine Funktiondre, vonde 
ntandene Mitbürger.“ 

Die Reformversuche der SPD im 


Zu 


Bildungswesen müssen 


zerschlagen 
werden, sie dienen der „‚marxisti- 
inschuldi- 


schen Indoktrinierung“ 
ger Kinder“. Die ‚integrierte Gesamt- 
schule‘ nach Dregger ein „sozialistt- 
sches Mastenexperiment“ der SPD, 
zum Zweck der „Manipulierung der 
Schüler" gehöre sofort aufgelöst. „Er 
ne Einheitsschule kann nur Einheits- 
menschen produzieren. Chancen- 
‚gleichheit in der Bildung setzt ein 
vielfältiges Bildungssystem voraus, 
nämlich Gymnasium und Universität 
für die Sprößlinge der herrschende 
Klasse, Volks- und ‚Hilfs'schule für 
die Kinder der Arbeiter. Dregger wü- 
tet gegen die hessischen „Uinksradika- 


den Lehr ie „marzistischen 
Rahmenrichtlinie falls alles 
"sozialistische Ex} die „auf 
Kosten der Ki ‚sehen, die „Le 


benschance der Kinder beeinträchti- 
gen", die Schüler „ideologsch ver- 
blenden“ usw. usf. 

‚Für die Universitäten hat Dregger 
noch stärkeren Tobak zu liefern: 
noch stärkeren Tobak zu liefern; 
Grunsshtzich wül er „an den haut 


mu „ 
‚stische Studentengruppen, die zu Ge- 
walt ın“ werden „verboten”. 
‚Studentische Gewalttäter sind 
für r alle Jinken und 

ischen Studenten) werden zukünftig 


um ihren Studienplatz bangen mür 
sen.” „Linksradikale Studentenaus- 
schüsse (AStA)" sollen finanziell aus- 
ae werden, „Zwai 
jer Studenten“ abgeschafft werden. 
Für alle Studenten ist eine schärfere, 
ae Ba 
enthaltes n 
zeit), um die „überfüllten Hochschw- 
len zu entlasten”. 

„Die Radikalen“ jepentenle 
der „marxistischen ") müssen 
„aus dem Öffentlichen Dienst 
ert“ werden, „linke Lehrer” 
sich . „sehon jetzt” einen 
„neuen Job suchen‘, die Universitä- 
ten müssen wieder „auf Wissenschaft 

‚iert” werden, statt — wie 
tzt — „auf Krawallmache” 

‚Die von der SPD Ar 
‚gerichteten Kindergartenstät‘ 
as) — eine Art Vorschule für kleine 
Kinder, in der auch eine Reihe demo- 
kratischer Erzieher um weniger fe- 
pressire Kinderarbeit bem AL 
müssen gründlich „gesduber! - 
Die Erzieher ‚cin u Weller”, 

jem Mitglieder der DKP und — 
Aa mot learn 8) mpatmianten der 


Baader Meinhoffbande „abo, uneie 
anche ukrenkfurter K 
iolen nicht manpulert werden Io 
ihoden (yon Rohrstock und Bibel). 
Dagegen herrsche in den Kitas — auch 
‚wo ein „typisches sorialistisches EX; 
rimenı „unglaublicher Vandal 
hie diesen „maislistischen 
‚ständen“ will mit einem sehr 
keren Ausbau des Staats- und Unter- 


drückungs-Apparates zu Leibe rücken. 
Im Wahlkampf bot, Drvaner in 
Yassendes Sicherheits-Programm. 


‚Steigende Kriminaltidt" 
ikon bogen zwar das Gegen 
teil, was nach Dregger aber seine Ur- 
sache in der „rerunsicherten Polizei“ 
hat, die immer „weniger Straftaten 
aufklärt“, weswegen die Dürer schon 
‚gar keine Anzeigen mehr bei der Pol 
zei machen) und „wachsender Polit 
Terror“ machen eine stärkere „perso 
elle und wmehliche (militärische w 

materielle) Ausrüstung der Poll) 
unumgänglich. Vor allem müßten „die 
Politiker" bei En, und 
anderen ‚Sicherheitsmaßnahmen“ 
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Im Europa der Monopole ist für 


die Arbeiter... 


Tunnels — kein Licht ! 


Üblicherweise ist in der 
aber leider auch vielfach in 


am Ende des 
Sngten Europas" vemschleäich den 


für die Arbeiterklase aber dns kat 
strophale Gegenteil (nämlich Elend) 
bedeuten. 


Die Sicherung vorhande 
die Schaffung "heuer Arbeitpilize 
fm Jahr 1997 zu deren ugeiichen 
u dere) 
Die seitherige er 2 
tatsiichliche I" 
wicklung hat. indessen ae 


gezeigt, dab Abuicht 
soziale Lage der werkt 
verbessern zu wollen, 

als demagogische Propagandaformeln 


Eotwicktung der Arbeitiokenzahlen In der 


EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT: 

Land 1960 1964 om 1974 
Bundesrepublik 2 

Deutschland 271.000 169.000 246.000  702.000* 
Frankreich 239.000 215.000 509.000 464.400 
Italien, 836.000 304.000. 697.000. 1003.800** 
Niederlande 50.000 32.000 115.000 150.300 
Belgien 117.000 55.000. 92.000 117.800 
Großbritannien!) 326.000 806.000 634.900 
Irland!) - - - 72.400 
Dänemark!) H - 20.200 40.200 
Luxemburg?) 


‚Anmerkungen: +) die westdeutsche Bundesanstalt für Arbeit rechnete im 


;gensatz zur EG-Stati 
mit „nur” 557.000 Arbeitslosen 


ik für den Monat August 1974 


++) im Falle Italien muß beachtet werden, daß dieses Land 


bereits über 


eine Million potentielle Arbeitslose als 


„Gastarbeiter” exportiert hat; 

1)diese Länder sind erst später der EG beigetreten; 

2)im Falle Luxemburg ist statistisch keine mit den anderen 
'EG-Ländern vergleichbare Arbeitslosigkeit zu berechnen 


„Angaben zur Statistik sind entnommen der „FAZ", 28. Oktober 1974 


der Polizei „mehr Rückendeckung“ 
geben, statt der bisher in Frankfurt an- 
geblich gängigen „stindigen Verunsiche 
ung” von faschistischen Einsatzlei- 
vera uodgehiehwäligen Bullen durch 
ie itiker. 

Dreher Yndente: „Ace Pine 
tien für politische Terroristen” (tat- 
Sichlich, so steht’s wortwörtlich im 
Programm!!) und: „konsequenter 
Einsatz der staatlichen Macht” gegen 
„Polit-Terroristen”, die „in unseren 
Großstädten vorsätzliche Rechts 
brüche zum Programm machen. 

Dregger wütet über die „totale 
Politisierung (..)_der hessischen Ju 
stiz durch die SPD/FDP”. Die hessi- 
sche Justiz hält Dregger für weit- 
gehend zersetzt, weil Richterwahl 
und Juristenausbildung in der Hand 
‚der SPD sind. 

"Wir werden Polizei und Justiz 
(die entscheidenden Instrumente der 
politischen Unterdrückung nämlich) 
die Beachtung schenken, die si als die 
für den inneren Frieden unseres 
Landes verantwortlichen Organe ver- 
dienen. Wir werden die Gerichte In- 
andserzen, gegen die permanente 
Verletzung der Ordnung und der 


(die Daten für 1974 beziehen sich auf den Monat August) 


en Sarksan derc [iv] # 
fen. Wir werden die Polizei nicht 
ur hervorragend ausrüsten, sondern 
ihr auch den moralischen Rückhalt 
geben, den sie in ihrem schweren 
Dienst benduigt. 


„Ex darf in Frankfurt keine Inseln 
des Unrechts mehr geben, weder in 
der Universisät, noch in.,besetzten 
Häusern und auf Straßen.” - „Haus 
besetzungen und andere politische 
Gewaltakte müssen sofort bekämpft 
werden.” - a aa 
Strafrechts und fproz. 
nung muß stärker das Sicherheitibe- 
dürfnis der Bürger (vor „Straßen- 
terror”) und der Geschädigten (2. B 
Hauseigentümer, ‚Bodenspekulanten) 
berücksichtigen.” 


Ein Streikrecht für Polizeibeamte 
darf es nach Dregger nicht geben. 
Ein ausführliches, 10 Seiten langes 
Programm zum „weiteren Einsarz 
des Verfassungsschutz” legte die 
Dregger-Partei vor, Dregger fordert 
u. a, daß der „,Verfassungsschutz 
Inseiondere" auf die Hochschulen 


angesetzt werden sol.” — Eben- 
Hals Iegte "die CDU einen detail: 


„Links ist nie radikal” 


Am 9. Oktober fand im Plöner 
Jugendzentrum(,„Daracke"') ein Film- 
abend statt, wo „Der unsichtbare 
Aufitand“ sin Film über den 
Kampf der 'upamaros, Urur 
Y Imperialismus und ein- 
imische (aschetische Reaktion“ - 
gezeigt wurde (von dem bekannten 
Antifaschistischen Regisseur Costa 
Gavras, der auch den C 
dreht hat) 
bemerkenswert, weiche „Lehren” 
der KBW in der anschließenden 
Diskussion aus dem gezeigten Film 
zog; Tupamaro-Aktionen (Spreng > 
stoff-Anschläge, Geiselnahmen usw.) 
seien „Terrorimus” (1). das sei 
asselbe "wie Haader-Meinhof und 
Konsorten (1)", diese „Fehlströ = 
mung” (111) gebe es überall (Irland, 
Lateinamerika, Spanien!) und müme 
bekämpft werden“; richtig sei allein 


die „organisierte Basisarbeit der 
Kommunist so etwa ihr Fazit 
Ks dürfte übrigens auch ein Kuri 


osum in der linken Bewegung da 
stellen, daß der KBW den berühmten 
Höhenflug des ehemaligen spanischen 
Faschisten Carrero Blanco (,.14 Meter 


hoch”) bei rt (1), weil man doch 
Yolanı Anfach ienschen ın die Luft 
iprengen” könne .. 

In diesem Zusammenhang ließ es 
sich ein KBWler auch nicht nehmen, 
dem KB („Nord“) eins zu verpassen: 
Der KB (.Nord”) würde jetzt wohl 

‚Franz-Josef Strauß in die 
Vol zu sprengen!” (Wo soll das 
hinführen, "wenn Faschisten einfach 
hoch werden, sti 
ve mie Ahnen 
von"? 

Wir haben uns bemüht, die Dis 
kunlon über die Lehren 
zu führen, die der Füm über das 


1 „demokra« 
u "„diskutie: 


Vorgehen des Imperialismus und 
der Faschisten lieferte und haben 
das anhand der jüngsten Erfahrum 


‚en in Chile aktualisiert. Schließ- 
lich haben wir versucht, die Dis: 
kussion angesichts der schrittweisen 
Faschisierung in der BRD und dem 
vermehrten Auftreten der Faschisten 
auf die Notwendigkeit des anti 
schistischen Kampfes im. eigene 
Land zu orientieren. 


Sympathisanten des KB in Plön 


sind. 

Lediglich im Anfangsstadium der 
europäischen Integration (in der Zeit 
von 1958 bis Mitte der sechziger Jahr 
re) sanken die Arbeitslösenzahlen 

2.T. sogar beträchtlich. Das war je- 
‚doch nur eine unplanmäßige, vorüber- 


fgnende Begiiterscheinung bei der 
jeseitigung aller Zollschranken und 
sonstigen Beschränkungen im Handel 


‚zwischen den Partnerländern. 


Die Tendenz insgesamt geht ein- 
deutig in die Richtung, ein r 

Heer von Arbeitslosen (Reserwcar- 
mee) zu schaffen. „Zwei Jahre nach 
Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft, im Jahre 1960, hatten die 
‚heutigen neun Parinerstaaten zusam- 
‚men 232,2 Mülionen Einwohner. Da- 
von waren 101,5 Millionen als zivile 
Erwerbstätige registriert und davon 
wiederum 1.933.000 arbeitslos. 

Im Jahre 1972 stieg die Zahl der 
Arbeitslosen auf 2.539.000 und bis) 
August 1974 sogar auf 3.181.800" 
(„EAZ”, 28. Oktober 1974). 

Das ist — du sich die Zahl der 
„Erwerbstätigen” bis 1972 nur un- 
Wesentlich auf 103,3 Millionen 
höht hat (,„FAZ”, ebenda) — bereits 
eine Arbeilälosenguote von über drei 
Prozent, Die bürgerlichen Politik 
hatton aber bisher immer und immer 


Nierton Plan zur „Abwehr von Ver- 
Im öffentlichen 
1” vor, 

Diese wenigen Zitate (die wir alle 
den beiden CDU-Wahlbroschüren 
„Frankfurt Magazin”, Ausgaben 
ler” und „Das Desaster der Kitas 
Wenn es Nacht wird in Frankfurt”, 
sowie der. FR vom 10. und I6. 9. 
entnommen haben) mögen genügen 
um den wesentlichen Grund 
zug in Dreggers (und Straußens) 
Wahlkampf zu enthüllen, um zu zei 
en, 908 Ss hier nicht um eine we 
lebige bürgerliche Oppositionspoli- 
tik geht, deren Hauptziel im Ergat 
tern einiger „Proteststimmen ent- 
täuschter SPD/FDP-Wähler geht, son- 
dern um die Durchsetzung eines ex- 
trem rechten, offee pro-faschist 
schen Kurses, der von starken Krei 
sen des westdeutschen Impenialiumus 
gestützt (und bezahlt!) wird. 


An_dieser Stelle war eigentlich 
liertere Einschätzung von 
und Ergebnis-Analyse der 
'ruppen geplant, die sich am 
hessischen und bayrischen Wahlkampf 
Offenbar aber 

DKP, und „KPD" nicht 
Lage, unmittelbar nach der Wahl 
schon ihreabschließende Einschätzi 
ihrer Wahlkampf-Führung und il 
Abschneidens vorzulegen. Die DKP 
hat bisher nur zwei recht kurze 
Artikel in ihrer „UZ” (Tageszeitung 
und in der Wochenendausgabe) ge- 
druckt, der außer „einigen Zahlen- 
ebnissen noch "keine politische 
Kinschätzung bringt, der KBW hat 
seine erste Stellungnahme zu den 
Wahlergebnissen (in „KVZ" Nr. 22 
vom 30.10.) unter so segensreichen 


Thesen wie „Die SPD beschönigt die „ 


Lage, die CDU nicht (1)" inzw 
schen durch einen langen Kommentar 
ihres Sekretär 3.8. korrigiert („#1 
ginzt”, wie das in „KVZ” Nr. 23 


etwas vornehmer ausgedrückt wird). 
Fahne” der „KPD” (Nr. 
Wahlergebnis unter der 

Arbeiter 


Die „Roi 
44) hat 
erstaunlichen Überschrift 

stimmten gegen SPD-Polutik“ 
gleichaeitig aber noch eir 

sende Analyse angekündigt 
wollen also mit unserer Kinschätzung 
der Politik dieser Gruppen noch war. 
ten, bis’ uns das angekündigte Ma- 
terlal vorliegt. Wir werden vermutlich 
in der nächsten Ausgabe den AK 
unsere Einschätzung vorlegen und 
dabei versuchen, einige grundlegende 
Fehler und Mängel in der Politik 
von DKP, KBW und „KPD" heraus 
zuarbeilen ° 


wieder betont, „daß sie eine Arbeits 
losenquote von höchster 

zent akzeptieren würden 
28.10.74). 

Man braucht kein Prophet zu sein, 
um vorherzusagen, daß das Heer der 
Arbeitslosen in den kommenden Jah- 
ten noch enorm wachsen wird — und 
sich in nicht allzu ferner Zukunft 
„amerikanischen Dimensionen” an - 
hähern dürfte: in den USA beträgt 


‚die Arbeitslosenquote aı ıblicklich 
bereits annähernd sechs nt und 
wird nach Vorausschätzungen des 
amerikanischen Wirtschaftsministeri- 
ng BR Teirsuande ‚74/Anfang 7° 
auf si zent steigen („FAZ”, 
28.10.1974). eis * 
Der an den Interessen der euro- 
päischen Monopolbourgeoisiesorien- 
tierte Integrationsplan (dessen Ein- 
zelaktionen in den Artikeln 2 und 
3 sowie in weiteren spezialisierten 
Paragraphen, der „Römischen Ver- 
träge” vorgezeichnet sind) führt mit 
Notwendigkeit zu größerem sozialen 
Elend und politischer Unterdrückung 
für die werktäti Massen: 
® Die Konzentrations- und Zentrali- 
‚sstionsprozesse des Kapitals, die 
auf nationaler und zunehmend auch 
‚auf europäischer Ebene immer gewal- 
u Formen annehmen, sind un- 


für Chile 


Nach außen gibt sich die SPD in ih 
rer Chile-Politik gern fortschrittlich 
So beschloß die SPD-Bundestagsfrak- 
tion am 17. September aufgrund der 
weltweiten Proteste gegen den (aschi 
stischen Terror in Chile eine Resolu- 
tion, in der es unter anderem hieß 

„Jede Hüfe, die als Billigung oder 
Unterstützung des Müitärregimes ver 
standen werden kann. muß unter 
bleiben. Die Fraktion fordert die 
‚Bundesregierung auf. alle Ihr zur Ver 
fügung stehenden Mittel einzusetzen, 
um zur Wiederherstellung friedlicher 
und demokratischer Verhältnisse in 
‚Chile beizutragen”. 


Tatsächlich. hatte die SPD/FDP- 
Regierung zu diesem Zeitpunkt ins 
‚gcheim gerade die Bedingungen her 
zustellen versucht, Gelder zur Unter- 
stützung der Faschisten freizumachen. 


80 war schon Im Juli zwischen der 
Westdeutschen Regierung und den 
chilenischen Faschisten ein neues 
„Umschuldungsabkommen” abge“ 
schlossen worden, in dem den Fa 
vanlaen. ulunde Kückzahlungever 
lchtungen gestundet wurden. 

Mn war Ser Weg fr „Kapı 

und die für die nach Chile exportie- 
renden Kapitalisten wichtigen Bun- 
desbürgschaften und -garantien frei. 


Zuvor hatte schon die 
mit Zustimmung ihres west 
Exekutivdirektors, der hierzu von 
der SPD/FDP-Regierung_ beauftragt 
war, beschlossen. die ‚Geschäftsbe 
Ziehungen zu Chile wieder zu norma 
Iisieren‘. Diese „Geschäftsbezichun- 
EL miren von, der Wehbunk auf 

‚ck der imperilistischen Mächte, 
vor allem der USA, in der Anfangs 
zeit der Allende-Regierung abgebro 
chen worden als Teil des weltw 
Wirtschaftsboykotis zur Zerrüttung 
der chilenischen Wirtschaft 

21,8 Milhonen DM „Kapitalhilfe”" 
werden damit sofort in die Taschen 
der JuntaGeneräle fließen. Daß diese 
Zahlung offensichtlich gegen den 
SPD-Fraktionsbeschluß verstößt, 
rechtfertigt die SPD/FDP-Repierung 
mit einem „gültigen Regierungsab: 
kommen” mit der Allende- Regie 
rung. Zynisch heit on dazu, „Regie 
rungswechsel auf Geber und Nehmer 


Westdeutsche 
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trennbar verbunden mit der umfa 
sendsten Rationalisierungswelle in 
der Geschichte der kapitalistischen 
Klassenherrschaft — die Folge: „Fre 
setzung” von Arbeitskräften! 
© Der jeder Monopolbildung zugrun- 
deliegende _ Konkurrenzkampf 
führt nicht nur zum Herausrational 
sloren von Arbeitern und Angestell- 
ten aus den Betrieben der Großin- 
dustrie, sondern außerdem noch aur 


kleineren und mitt- 


Liquidierung der 
leren, Boi „Freiset- 


@ Die Versuche, eine übernationale, 

arbeitsteilige Agrarpolitik In den 
Ländern der EG durchzusetzen, hat 
bereits zur weitgehenden Ruinierung 
der kleinen und mittelstindischen 
Landwirtschaftsbetriebe geführt — 
die Folge: ein Millionenheer von 


reipesetzten” Arbeitskräften. 
ir wollen es beim Aufzählen 


dieser Faktoren bewenden lassen. 
Sie zei 


, daß die EG nicht nur 
, den Arbeitern 
zu garantieren, 
imperialistische 


tisch 
a) 
Metall-Komitee 

KB-Gruppe Hamburg 


Kapitalhilfe 


seite“ hätten bisher „nach nie Kin“ 
Auß auf deutsche Entwicklungshllfe- 
zusagen gehabt. unabhängig auch von 
den damit verbundenen politischen 
Richtungsänderungen”. 

Um eine weitere Zahlung von min- 
destens 45 Millionen DM vorzube- 
teiten, wird der SPD-Staatsminister 
Wischnewski vom Auswärtigen Amt 
am 16. November nach Chile fliegen. 
Diese Zahlung könnte allerdings nich 
durch den Hinweis auf ein früheres 
Regierungsabkommen mit Allende 
gerechtfertigt werden, ein solches 
gibt es nicht. Flugs behauptete die 
SPD/FDP-Regierung daher, Staatsse- 
kretär Matthöfer habe der Allende- 
Regierung 45 Millionen im Frühjahr 
1973 — also Monate vor dem Re- 
‚erungsabkommen über die 21,5 Mil- 
lionen DM - mündlich (1!) zugesagt, 
und was ein Regierungsmitgliod sage, 
daß sei „unabhängig von der Form 
verbindlich.” 


CDU und Chile-Flüchtlinge 


Offener als die SPD dokumen- 
tert die CDU ihren Hal 
chilenischen Linken und 
terstützung der Faschisten. Vor weni 

m Wochen erst wurde bekannt, daß 
‚größere Teile der CIA-Putschgelder 
über dunkle CDU-Kreise nach Chile 
geflomen sind. 

Ende Oktober hat die Stuttgarter 
CDU-Regierung dem chilenischen Wis 


senschaftler Mario Duranvidal und 
dem Studenten Arancıbia den Auf- 
enthalt in Baden-Württemberg verwei- 


‚gert. Beide wollten an der Universh 
tat Konstanz lehren bzw. studieren. 
Polizeiminister Schied begründete 
‚die Entscheidung mit „erheblichen 
isbedenken“, denn Duranv 
führendes Mitglied des re- 
Flügels der Sozialistir 
newesen 
‚inend verfügt die CDU über 
/erbindungen zum 
IenischenJunta-Geheimdienst, wo: 
könnte Schieß 
mationen“ haben. 


Chemie-Komitee, K' 
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‚Arbeiterkampf Nr. $2/November 1974 


NPD-Nazi-Parteitag in Münche: 


Bullen- und Faschistenterror 
gegen antifaschistische 


Demonstration 


wir den nicht - die Bullenmacht war 
zu stark 


Bullen-Provokation 


Plötzlich — der erste Zwischenfall 
ist gerade verdaut — heißt cu wieder 
'tchenbleiben! Erneut gibt es einen 
Tumult hinter dem Laulsprecherwe- 
‚sen. Dieses Mal ist der Haufen je- 
och viel wäster: Polizisten und De- 


„Rote Fahne” vom 10. und 16.10.74 
auf das Ausmaß des Polizelterrom 
eingegangen. Danach sind „ganze 
Horden” von zivilen Polizisten und 
Faschisten in die Demonstration ein- 
gedrungen, um Schlägereien anzu- 
2etteln, Einer der Provokateure ver- 
lor dabei seine Pistole und seine 
Handschellen. Nach Auflösung der 
Demonstration setzte die Polizei 
Greiftrupps ein, die neben Teilneh- 
mern auch Passanten festnahmen. 
Acht Demonstranten wurden des 


rin soll denn hier wohl das „Wagnis” 
‚der Dunder wı 


Landesregierung. 


# Am 12.16.1974 hat die NPD in die den NPD-Parteitag ermöglichen! Man will den Genomen ihre Paro- „Widerstands gegen die Staat 
München ab Wanlı KPD!) Ienbänder wegreigen! Denn sche ich wait". der, „Gelengenenbetreung" Orga Zusammenspiel 
ge der I, jo Inn Polizisten mit Handschellen und der „‚Körperverletzu an mit der CSU und CDU. Kein Wort zur 
di en den Alle boten DasPolizei- und herumhantieren. Einige Genossen law EA ur I ste Rolle der SPD, die durch Ausbau und 


‚Immer wieder sıh ich Polizisten 


mit Sprechfunkgerät - Koordinie- 
Fung zwischen den einzelnen Einsatz- 


ven vier, von denen einer von einem 
faschistischen Schläger gefängnisla- 
zarettreif geschlagen worden war, 


terstützt. Das wird von den 


Hipmiz, der Stustupperate das Vor. 


jer Faschisten deckt und un- 


‚Anlaß für die NPD-Naxis, das offen- sitzen unseres Wissens noch immer Auch „theoretisch begründet”. Die 
torradbullen schaffen wagen werden wir informiert: „Man a - 

din Vorgehen qogen di Münchner 1eftinen scnelen. konkreten Über Mat Beile Genöten verhafıc" wei in Untersichungha .- sehmeit. dazu: 
Br Dabei wur Dick über den Demo-Zug. BM die ihre Bänder verteidigen wollten!” „Eine" ABG-Genonin meinte, natür- 
a a Sr sind wohl die Funkzentralen für ich müsse man aufklärerlsche Arbeit 
den a run der Kram Minchnet _ Befehlmusgeben. Unterwegs muschen Einige Anmerkungen zur über die SPD In der Bevölkerung be. 
ee BR ungefähr zehn oder VW-Bullis Bullenterror Politik der Linken treiben! Aber bei dieser Demo sei ex 
g- den an uns vorbei mit jeweils acht Bul. wichtig, daß man auch die fortschrit- 
Eine Genomin, de um der Som ien drin! Ich, hatte permanent des _ Auflösung der Demonstration Der zitierte Brief macht die - von lichen SPf-Genossen, Jungsozislisten 
RI Niedermuf: Gera jetzt bauen die de vgendwo. der Bourgeoise beabsichtigten _ Aus. usw. mit auf die Swaße bekäme. 
gan der SEEN BET ABC) Se Mausefalle auf und knäppein auf _ .. Bine Strecke vor dem „Schws- wirkungen des Polizeiterrorseic.auf Man wolle ein breites demokratisch- 
der „KPD getragenen Protenide un, Ins Aber cı passierte nichts der- Dinger Bräu” (wo der NPD-Parteitag Jie Demonsiranten seht Geutlich: anrifsschirisches Bündnis herstellen, 
monstration gegen diese NazkZu- zirichen. Bei unserem kleinen Mini. Stattland: Anm. AK) blieb der Zug Angst, Einschüchterung, Resignation und deshatb mise man in diesem 
sammenrottung teilnahm, hat uns Äyuren war des auch nicht nörg. Die Plötzlich sichen) Keiner wußte, wet und Gefühl der eigenen Ohnmacht. _ konkzeten Fal auf Antt SPD-Parolen 
im einem Brief ihre Eindräcke ge- Machidemonstration veichteaberaus los war/ Da kamen Worte durch den Auch wenn die Genossin in ihren _Pe’zichten — damit würde man solche 
ahnt. um uns gebührend einzuschüchtern!! Lautsprecher von vorn: es wwrde i- Schilderungen vor allem ihren eige- Genossen verscheuchen und dann nur 
"Später fiel mir noch oft auf, gendwas vom „Ordner verhaftet - des. nen Standpunkt äußert, »0 scheint noch als, Kleiner „Jummerhaufen” 

Die „Vorbereitui dafi die Seitenstraßen durch solche Ib darf der Zug nicht a Bar w ihrem Brief doch hervor- dastehen.” Hier dienen die eigene po- 
Bi ng" Sonterorupps abgeriegeli waren - etc. gemurmelt. Zumindest forderte zugehen, daß diese Auswirkungen litische Isolierung und. illsorische 
berei Demo _überflässigerweise. die Polizei dezu auf, die Demonstre- — velatv breit gewesen sind. Vorste über eine „breite Ak- 

een ee ee Re ee ara Va tree I 
Mm Wernung „Film von _ w tion der Demonstran- ischen Verzicht 
und schlecht. Flugblätier wurden yon rechnl” Ich bin in dem Moment _Unsicher stehen die Leute rum. Bini- af albeitige poßtische Eathällungen. 


Tor-Platz beginnen 5 
1e. ... Vorher war es mir unmöglich, 
‚genaueres darüber zu erfahren. 


'nossin wußten Bescheid... 
Als ich dann 10 10,30 Uhr 
am Sendlinger-Tor-Platz ankam, wa- 


froh, daß ich noch nicht zum Priseur 
wer und meine Haare kürzen ließ. 
Jetzt sind die langen Haare ganz nütz- 
lich - unter der Kapuze meines Par- 
kasluken nur noch Hoarsträhnen und 
Nase hervor - gute Tarnung! 


Faschisten-Provokation 


se von dem vorderen Zugteil machen 
Tich schon auf den Heimweg. Der 
KPD-Biock bleibt noch zusammen. 
Gemeinzem werden die Parolen wie- 
derholt - die Internationale wird ge- 
'n - und dann: „Löst euch auf 
in kleine Gruppen verteilt euch 
nicht einzelngehen, ist zugefährlich” 
Innerlich wätend motte ich Ainter ei 
iger. KPD-Genossen her. Frage, was 


{en nicht nu, dem ungünstigen Kräf- 
teverhältnis für die Linken, einem 
besonders „reaktionären Klima” in 
München 03. zu schulden sind (was 
ja eben Bedingungen sind, denen 
wir in unserer Politik Rechnung 
ragen müssen), sondern in erster 
Linie der opportunistischen Politik 
der in München vertretenen linken 


Noch wesentlich tiefer im rechts- 
opportunistischen Sumpf stecken 
DRP und KBW , die den NPD-Fa- 
schisten und ihren Schutztruppen - 
(Polizei, SPD-Stadtrat) kampflos das 
Feld überließen.und sich nicht, 

der Demo beteiligten. Ein „KVZ"- 
Verkäufer „begründete” dies unserer 


ven kaum Leute zu schen. Ei reg Wir waren noch nicht einmal am" denn nunlos sei Man weiß such nicht Situation und Entwicklung in West. CTnasın Begenäber SO: 
nete in Strömen — einige Häuflein Marienplatz, als auch schon der erıte 0 genau. Ein Genosse vermutet, daß sowie dem Tmgesamt u Dam renden dazu 
standen in verdeckten ’ken — Zwischenfall passierte. Vorher war man sich noch wieder irUfi vor dem Niveau des antifa- 


ein paar wachsame Polizisten waren 
‚sehen 


in SerReihen auf. Vorne der ABG- 
Block — hinten der KPD-Block. Ich 


der Zug ungehindert — von der Poli 
zei zu Fuß und per Motorrad flan- 
kiert — vorwärtsmarschiert. Ich lief 
zwei Reihen vor dem Lautsprecher. 
wugen der KPD. Plötzlich entstand 


„Schwubinger Bräu“. Aber die Bul- 
ien haben sich sowas auch wohl ge- 
dacht. Sie finden unsere Trupps recht 
bald wieder und machen uns darauf 
‚aufmerksam: „Na, nun geht mal nach 


schistischen Kampfes in der BRD. 


Das von den ABG ersehnte „brei- 
te demokratisch-antifaschistische 
Bündnis” war nicht zustande gekom- 


innerhalb der Bevölkerung zusam- 
menzufassen. Hier in München ist es 
aber so, daß zu diesem Anlaß (Bun- 
aufde Sende sent. Grund: da der 
auj ‚geht. : das de- 
mokratische Bewußtsein der Bevöl- 


Te le muensenirigen heute = sone Erfahrung Aber wassofs, _Kerungütder Ansicht, daß Jede Pre 
ben! Schließt euch fest zusammen! die „KPD” schätzt in ihrem Demo: _ die in der freikeilich demokratischen 
Keine Lücke für Bullen und Provoka- ‚Mögiisernngsföngklakt. ein. Wind  (ESn ae 

teurel’” Ich bekam me ma die, Arbeiterklause  vernärki den Recht hat, Mlentich = ode 
Angst! Was war da los? Bullen und Der 2 erh diesen ES ee an 
Demonstranten im „„resigniert, enttäuscht” kaplielstüchen Systems aufnehmen. ab omm sis 


rische j” 


„Ki 
Als um 11,30 Uhr der Zug lor- 


‚herrschte trotz Regen eine 

„‚kämpferische Stimmung”. 

Parolen wurden in Sprech- 
von uns rausgegeben: 


= 


Deutsche Polizisten schätzen die Fa- 
schisten! 

Schluß mit der Unterstützung der 
NPD durch die CSU-Regierurg und 
den SPD-Sıadırat! (nur im KPD- 
Block} 

‚Die KPDier konnten sich weiter- 
hin auch nicht beherrschen und muß. 
ten die Demo als willkommenen Wohl 
Propaganda-Anlaß heranziehen ... (Pa 
role: „Keine Stimme den Partei 


ter mir lief eine schwangere Genossin 
mit Ihrem Mann. Beide wurden dirige 
"Reihen weiter nach vorne genommen, 
feut eingerahmt von anderen Genor. 
sen. Auch eine 60jährige Geno: 
wurde zum Schutz in die Mittelrei- 
hen genommen. Wir waren alle ziem- 
lich aufgeregt und hatten große 
Angsi! Nach einiger Zeit ging’; dann 
über weiter. Der Leutsprecher der 
KPD-Genossen klärte uns jetzt end- 
ich über den Zwischenfall auf 

‚Ein NPD-Provokateur - der mit 
der blutigen Nase - hatte versucht 
eine Schlägerei mit einigen Genossen 
zu inszenieren. Die Genossen wehr 
tem sich (blutige Nase!) — Kar] Die 
Polizei grif ein — zum Schurze deu 
Faschisten! Der lief dann die ganze 
Zeit ungehindert neben unseren Rei 
hen her. Er soll eine Pistole bei sich 
‚gehabt haben)! Verprägeln konnten 


mit ihrem Mann. Beide wurden einige _ als die restlichen Leute, cs. 30 Mann, en 
Z- DIemmORRIMTEh I „resigniert, Rn Spitems 
Bin Typ m ner Biurigen Nase! Hi. 


Naja, es war dann recht lächerlich, 
als die restlichen Leute, ca. 30 Mann, 
‚gegenüber vom „Schwabinger Bräu” 
— dazwischen ist eine riesige Auto- 
straße - noch einmal „Faschisten 
raus aus München!” etc. rüberriefen. 
Wir mußten dann auch wohl einse- 
hen, daß man jetzt nichts mehr ma- 
‚chen könne. Das „Schwabinger Bräu“ 
wur von einer Unmenge Polizisten 
ebgeriglt Diesen Mal wer ie offen 
auf eine Auseinandersetzung vorbe- 
reitet führe Ausrüstung war entspre 
chend  weißhelmig urw.). Wir zogen 
dann ab - reutgniert, enttäuscht. Die 
Nullen brauchten nicht zum Gummi- 
‚knüppel zu greifen - der NPD-Bun 
desparteitag konnte ungehindert 
stattfinden! 


Soweit der Brief der Genossin, 
Die " ist in ihrer Zeitung 


dann (1!) werden diese Faschisten 
ind "Anschlgen garen di uch er 
und Anschlägen er 
hebende Arbeiierkianse und das gan- 
ze, Vol rorsehen” und vertagı 

Auftreten der Faschist 
kurzerhand auf ter. Auch nah 
der Demo ließ sich die „KPD" durch 
die Niederlage kaum beeindrucken; 
in der „Roten Fahne” vom 16.10.74 
heißt &s dazu: „Jetzt, nachdem es 
die Bundewegierung und die Lander- 

ing nicht wagıenfulii 1), der 
KÄO die Beieingung an den Land. 
iagrwahlen zu verbieten, verrichen 
sie. die Arbeit unserer Partei mit an 
Kräften zu behindern Sie wollen ver- 
hindern, daß am 17. Oktober Tausen- 
‚de die KPD wählen und damit zu er- 
kennen geben, daß die die herrschen. 
de Geselschaftsordnung nicht wol 
len, daß sie den Kampf für den Sozie- 
lismus aufnehmen werden.” Uff! W. 


rung” ?) noch nicht überschweng- 
lich berichtet werden kann (von der 
„KVZ” vielleicht mal abgesehen) — 
durchaus nicht sein, Demonstrationen 
zum Zweck der Agitation und Propa- 
ganda unter den Massen durchzufüh- 
ven, sondern auf „Bewegungen” zu 
warten, um sie zusammenzufassen. 
Als „gemokratisches (1) Verständ- 


nis ‚ge Berötkerung” bezeichnet ‚der 
KB ‚die bürgerlich-iegalistische 
Auffassung, daß sich P: ten be 


Hiebig zusammenrotten dürften. 
Das ist das Verständnis des. ö 
aber beileibe nicht das Versiändnis 


alles Teile der Bevölkerung! Alter 
bürgerlich-liberaler Mist — in newer 
Formulierung! ° 
KB/Gruppe Okdenburg 


Neue Masche der J 


Faschisten als „, 


In Oldenburg haben die Faschisten 
der „Jungen. Nationaldemokraten"” 
in letäter Zeit Ihre propagandistische 
Aktivität erhöht. Eine Zielgruppe 
sind dabei offensichtlich unzufrie- 
dene, „linke” Kleinbürger, weshalb 
ie mil allen demagor 

„Jinks” getarnten (aschistischen 
Propagandaklche ihre wirklichen 
Absichten und lintermänner schlau 
bemänteln und sogar wortreich „die 
Faschisten” (!) „bekämpfen”“ 

Ein verblüffendes Beispiel für die- 
se Propsganda-Machart ist ein Flug. 
Blatt, IN „1.9.1939 
bin 19,1974; 35 Jahre Völkermor. 
jen und Faschistenterror!”. mit 
dem sie sich allen Ernstes in die 
Chlle-Solidariiit _ (11.September!) 
einschleichen wollten. Darin werden 
klipp und klar die Hintermänner 
und Profiteure des Faschismus be- 


jer Oldenbus 


‚nannt (von den Faschisten!). Hier 
nur einige Kontproben: 
jwatnlmier sind beietzt von 


MMienden Periönichkeiten. de nur 
ds Handlanger des Kap 
talismus..., tdtig sind, Dies 

Persönlichkeiten sowie die Fascht- 
stenhäuprlinge Thieu (Südviernam) 
und Franco (Spanien) finden Ihre 
Rechtfertigung und Aner 
kennung beiden Arbeiter 


ntifaschisten“! 


verrätern Inder SPD, FDP und 
CDU 

Das westdeutsche Groß 
kapital schließlich... scheut 
sich nicht einmal,den Biurhun 
den in Chile ihreUnternüruung 
Zususagen! 

Genossen. seien wir auf der 
Hut! Die Geschichte hat gelehrt, daß 


die Kapitalistenklasse 
niemals freiwillig abgetreten it, 
sondern im Gewand des Fasch ir 


mw die Auseinanderseizung mit 
‚dem arbeitenden Volke suchte. 
‚Diese Praktiken der Ausbew 
terklasse mündeten am 1. Sept. 
1939 in den zweiten Weltkrieg, für 
den Mülionen Arbeiter Dezah- 
Ion mußten und aus dem die Kapt 
tallırenklasse alıder 
winner hervorging!” (Hervor- 
Debungen im Orgel. 


Prompt erschienen am 25.9, auch 
zwei IN-Faschisten auf einer Chile- 
Diskussionsveranstaltung mehrer lin- 


steht sich! — "die „Aktionseinheit 
‚den Maolsten” herzustellen (die 
nach von ihnen selbst häufiger 
lancierten Gerüchten ja schon geben 
soll) 

Im Zusammenhang mit 


einem 


sofort. herbeigeführten einstimmigen 
Beschluß, daß die Faschisten raus- 
jschmissen werden, versäumte es ein 
BWier natürlich nicht, Ihnen mit 
honigsüßen Worten den’ demokrat 
schen Charakter des Beschlusses zu 
erläutern, den sie doch bitte re 
spektieren möchten, usw. - der 
'llnehmerkreis sei „eigentlich doch 
in eine etwas andere Richtung ge- 
dacht” gewesen. Die IN-Typen, wohl 
verblüfft über derlei Freundlichkeit 


Sie, „Biligten” dann auch den Be- 
schluß als „demokratisch" und 
wünschten der Versammlung 

ten Verlauf”! ! 


Inzwischen wird der KBW-Genome 
wohl „Selbstkrit übt haben 
müssen, weil er die Diskussion mit 


den Faschisten und damit deren 

Überzeugung verhindert hat. Denn 

in einem folgenden Flugblait zeigten 
die IN nun doch 


„Mit dem lächertichen Vorwurf, 
er iei Mitglied der IN, schafften nich 
die Vertreter von DKP. Jusos (die in 
Wirklichkeit leider beide nicht dabei 


wären; Anm. AK) und KH (Nord) 
die nötige ‚Rechtfertigung‘, ihn noch 
vor Beginn der Veranstaltung aus 
dem Saal zu weisen, ohne ihm Ge 
legenheit zu einer Stellungnahme 
gegeben zu haben.” Dadurch wi 
„die geistige Verwandtschaft zwi 
ichen Faschisten und Sowjerkom 
munisten wieder einmal deutlich 


sind, 
I Wannen 
und anderer 
Demokraten ist hiermit den sowjer- 
Yaschistischen Arbeiterverrätern das 
Recht abgesprochen, ‚Freiheit für 
‚Chlle® zu fordern, wenn sie selbst 
nicht einmal bereit sind, Angehört 
‚gen demokratischer Organisationen 
‚Rede-Preihelt zu gewähren!” 

Wir meinen, der KBW sollte über 
diese Niederlage In seiner „antk 
faschistischen” Überzeugungsarbeit 
nun nicht reisgnieren, sondern über 


diesen offensichtlichen Irrtum, der 
KBW diskutiere nicht mit Faschi- 
sten und gewähre ihnen keine Rede- 
freiheit, schleunigat ein klärendes 
'h mit den IN herbeiführen 
‚gewisse Selbitkritik, 
die, Veranstaltung beirelfend, wohl 
nicht zu umgehen wäre 
noch beaser: dien alles Offe 
in der Hevölkerung” richtigstellen. 
Ir wären gerne bereit, dies, 
rend W 
sichtigen. 


KB/Gruppe Oldenburg 


BFD-Bund faschistischer 
Demagogen 


ng 


„Bund freier Deutschl 
(BFD).'der sich am 12. Mal 
mauserte sich am, 29.10.74 in W 
Berlin zur „Partei. br will unter Um- 
sländen an der Abgeordnetenhaus 
wahl am 2.3.75 tellnehmen, wobel er 
8% der Stimmen bekommen will 
Zur Führung des BFD gehören so 
bekannte Vögel wie Löweninal, 
Schenk (als Sprecher des DFD), Schar- 
nowikı (ehe Vorsitzender des 
Westberliner DOB), Jaroschowitz 
(ehemaliger Landesvorsitzender der 
SPD), Dr. Drogula (küralich aus der 
SPD ausgetreten), Meyer (früherer 
SPD-Stadtrat) etc, alles 
SPDler, CDUler und Gewerkschaft: 


funktionäre_ Nach eigenen Angaben 
soll der BED ca. 300 Mitglieder ha- 
den; 20 000 Zuschriften von West- 
Berlinern, die im BFD mitarbeiten 
wollen, söllen vorliegen. Der wichtig- 
ste Programmpunkt des BFD ist, daß 
@ nur eine deutsche, Nation. 
„Der BED betrachte die 
nicht alı souveränen zweiten deur- 
schen Staat, sondern alı besondere 
deutsche Region unter sowjetischer 
Fremdherrschaft. Allen Deutichen 
müsse das Recht und die Möglichkeit 
zur freien Entscheidung über die Kin: 
1, Deuschlandı gegeben, werden. 
Berlin sei für den MED die einstige 


»> 


Arbeiterkampf Nr. $2/November 1974 


Faschist zieht vor Gericht 


‚Am 12.9. wiesen in Schwarzenbek bei 
burg fortschrittliche Jugendliche 

schistische Provokation zurück, 
wollten eine Chile-So: 
Iidaritätsveranstaltung stören, doch 
ihr einziger Erfolg war, dab die Ju- 
endlichen Ihnen die Für vor der Na- 
se zuschlugen. 

Da die fortschrittlichen Jugendii- 
‚chen nach dem Rausschmiß der Fa- 
schisten einer Hetzkampagne in der 
aedorfer Zeitung” ausgesetzt wa- 
, gaben die Jugendlichen ein ge- 
meinsames Flugblatt heraus, das im 
Gen Ti 
nannte und die Faschisten 


men” nannte, Über den Faschisten 
Buchmann wurde in dem Flugblatt 
berichtet, daß er in Mölln Antifaschi- 
sten bedroht hatte und daß er in Ber- 
gedorf an einem Faschistenstand un- 
ter der Losung „Fegt ihn wog den ro- 
ten Dreck“ teilgenommen hatte. 

Buchmann sah sich dadurch ve 
laßt, gegen den, Presseverantwortl- 

Fiugblattes (ehemaliger 
Kreisvorsitzender der Jusos) vor 
richt zu ziehen. 

Der Faschist Buchmann sieht laut 
Anzeige seinen „Ruf geschädigt" und 
fordert, daß die Behauptungen des 
Flugblattes durch eine Anzei 

Bergedorfer Zeitung“ wi 
werden, Außerdem sollen die noch 
existierenden Flugblätter und Matrit- 
zen behördlich eingezogen” werden. 


‚Als Höhepunkt fordert er die Zahl 
eines „Schmerzengeldes‘ in noch fe 
zusetäender Höhe, 


Doch die Angelegenheit kam nicht 
Weich vor ein „ordentliches Gericht", 
sondern erst vor eine Schiedsinstituti- 
‚on, wo die beiden Parteien sich ein 
gen sollten. Als ob man sich mit ei- 
nem Faschisten friedlich einigen 
könnt 


Interessant war nur Buchmanns A: 
mentation vor dem Schiedsmann. 
juchmann hat gar nichts day 
daß man ihn Faschist nennt. 
icht zei 
an dem 
wedorf teilgenommen habe, Wi 
störte war die Behauptung, daß er in 
Mölln Morddrohungen gegen Antifa- 
schisten ausgestoßen habe, Wo eigent- 
lich der große Unterschied zwischen 
„Fegt ihn weg .." und einer offenen 
Worddrohung besteht, kann Buch- 
mann wohl nicht erklären, Sein Pech 
ist, daß es für die Möllner Morddro- 
hung Zeugen gibt. Wenn er meint, die 
Zeugen würden umfallen, wenn sie er 
nen Eid vor Gericht schwören müßten 
(so Buchmann telm Schiedsgericht), 
wird er sich getäuscht haben. Die An- 
üfaschisten werden weder umfallen, 
wenn sie gegen die Faschisten schwö- 
ven müssen, und noch weniger, wenn. 
sie gegen die Faschisten zuschlagen 
müssen, . 
KB /Ortszelle Mölln 
Genosse der Jusos 


Faschistische 


Provokation 


am Mönkebrunnen 


Am letzten Samstag war in der Mön- 
kebergstraße eine Kundgebung gegen 
das faschistische "Thieu-Regime. Es 
wurde für cin Kankenhaus in Viet - 
nam gesammelt. Zur gleichen Zeit 
war auf der anderen Straßenseite ein 
Info-Stand der NPD-Faschisten. Auf 
der Kundgebung wurde kurz darauf 
eingegangen und einige Teilnehmer 
ingen dann rüber auf die andere 
ielte, Dei den Faschisten hatte sich 
inzwischen. eine größere Menschen- 
ala Aeemadi ine Fra 
dab ihr Sohn im KZ ums 
Leben gekommen s0i, darauf ein 
schist: „Na und, wenn er im KZ 
‚gewesen Ist wird er auch erwas ausge- 
fressen haben”. 
fressen haben”. 

Ein anderer Faschist behauptete, 
daß in den KZ's gar nicht so viele 
Leute ermordet wurden, wie immer 
berichtet wird. Von unserer Seite aus 
wurde versucht, diese Provokatio - 
‚nen zu entlarven, was auch zum größ- 
ten Teil gelang. Einige Umstehende 
meinten, der Info-Stand müßte „ab- 
geräumt” und die Faschisten verprü- 
gelt_ werden. Die Faschisten hatten 
zwar noch Leute im Hintergrund 
stehen, aber durch die Propaganda 
‚der Kundigebungsteilnchmer war ein 
relativ gutes Kräfteverhältnis zu Stan- 
de gekommen, so daß plötzlich sich 


einer auf den Stand stürzte und das 
faschistische Propagandamaterial in 
die Luft warf, Als einige Faschisten- 
schläger ihn angriffen, schalteten sich 
‚auch Umstehende ein und es gab ein 
Gerangel, wob£i Parolen gerufen wu 
‚den wie „Tod dem Faschismus”, 
der mit" der braunen Pest!" Ihre 
Schilder wurden umgeschmissen und 
mußten orst wieder von ihnen aufe- 
baut werden. Allerdings stunden die 
Faschisten jetzt ohne Material hinter 
ihrem und wurden von den 
n. beschimpft. Es gab natür- 
ınien auch Leut 


unter anderem auch ein Jugendi 
cher, der mir bekannt ist von der 
letzten Bürgerschaftswahl. Er vereil 


Hark ee dr 


als Flugbi 
und ist, soweit mir bekannt ist, bei 
der JU' oder beim RCDS. Nach der 
Aktion löste sich die Menge auf und 
die aktiven Teilnehmer verschwan- 
den, so daß niemand verhaftet wer- 
‚den konnte. Zu bemerken wäre noch, 
daß der Obernazi Buchholz, wie die 
meisten anderen in alten Nazi-K| 
motten mit „Odals-Rune”, anwesend 

. Im großen und ganzen ist die 
Aktion nur deshalb so gut gelaufen, 
weil es gelang, die Bevölkerung mit 
einzubeziehen und ihnen die Provo- 
kation der Faschisten aufzuzeigen. @ 


Ein Genosse aus St. Pauli 


und zukünftige Hauptstadt Deutsch 
lands” („Well‘, 31.10.74). 

Die BFD-Vögel schen die „Ge 
fahr des Kommunismus” nicht" nur 
von Seiten der sozialistischen Län 
der oder der „Linksadikalen” 
mein: Auch SPD, FDP und CDU 
hätten „mehr oder weniger starke 


sozialistische Tendenzen” („Welt”, 
31.10.74) 
Anfang Oktober kündigte sich der 
D bereits als Partei an, was aber 
bis nach der  Bayern/Hessen-Wahl 


verschoben wurde. Sie nutzten die- 
sen Zeitpunkt, um ich neben Strauß 
und Drepger ins rechte Licht zu 
rücken, Sie wollen deren Poltik in 
Westbeilin fortsetzen, wobei sie die 
CDU noch von rechts kri 

Der BED Ist sicher ein Verse 


die von Strauß geforderte 
(rechtsradikale) 
Denn enge Ver 


sind vorhanden. $o Irat Strauß zu 
sammen mit Oberhetaer Löwenthal 
im August auf einer Veranstaltung 
des BED auf. Finanziert wird diese 
Partei wa. von Springer und dem 
Schnapsfabrikanten Kickes. Springer 
Ist aber nicht nur Geldspender, son 
dern zugleich größter Propagandist 
des BED. So wurde in Springers 
Presse sellenweise über die Partei 
wründung berichtet, gleich verschen 
mit der Kontaktadresse des BED 
Auch an der Vorbereitung der P- 

war er stark, beteiligt 
D verl ‚daß er sich 
uf Wesiberlin konzentrieren 
und sich erst später nach N. 

deutschland ausdehnen wolle 


Die 


R" schreibt dazu: „In politischen 
‚Kreisen Westberlins wird angenom 
men, daß Wesiberlin zunächst das 
Experimentierfeld der neuen Partei 
sein soll. In Westberlin rechnet der 
Bund damit, bei den Wahlen am 
2.3.75 sowohl vom rechten Flügel 
der SPD wie von der CDU, die in 
Westberlin einen Kurı der Mitte 
(?D) verfolgt, Wähler „absplittern zu 
‚können ” (30.10.74). 

Daß sich der BFD in hohem 
Maß nicht nur an CDUler, sondern 
auch an rechte „Sozialdemokraten 
wendet, wird deutlich, wenn man 
sich die Führung des BFD ansicht 
Da sitzen vor allem ehemalige SPDier 
und Gewerkschaftsfunktionäre, was 
in der Propaganda des BFD immer 
herausgestrichen wird. $o sollen zum 
einen rechte SPD-Anhänger geködert 
werden (eine „vierte Partei” nur auf 
Kosten der CDU wäre für die Kapı 
essant!) und soll 


hängt werden 
Dadurch, dab 
auch alle Berufe vertreten sind 


n der BFD-Spitze 


vom Maurer über Wissenschaftler, 
Kaufleute bis zum Manager einer 
GmbH — und das breit hervorne 
kehrt wird, soll das gleiche erreicht 
werden. Das Bestreben, auch In der 
Arbeiterklasse mit ihrer faschistolden. 
Ideologie Fuß zu fassen, zeigt sich 
daß der BED seine 

jonen in Ar 


beiterviertel (Wedding 
Tiergs nd Charlot 
tenburg) aufgebs . 


Kn/G: 


Neonazis abgebl 


Am 26. Oktober, Sonnabendmörgen, 
kreuzte in der Flensburger Innen“ 
adı ein Trüpp Neonazis auf, Mi. 
ieder der NPD und der „Junge 
tionaldemo) ON). Bie va 
ten einen „Informations"stand auf 
und begannen, fschistische Hotzbiät- 

1", „Deutsche 
usw. Daneben 
allerhand Plunder über „unsere Brü- 
der und Schwestern drüben im Osten“, 
Dies stellt an sich schon eine Provo- 
katlon aller fortschrittlichen Kräfte 
in Flensburg dar und ist von den N 
in sicher auch »0 gemeint, Aber di 
mit nicht genug — müssen diese Vö- 
fe hren Ranch genau neben einen 
info-Stand aufbauen, an dem Genos- 
sen der Bezirksorganisation des KB 
in Flensburg ein Flugblatt gegen Ta- 
iferhöhungen bei den Stadtwerken 


+ verteilen und den AK verkaufen, 


‚Anfangs in der Überzahl (etwa 
zehn Mann), fingen die NPD-Faschi- 
sten auch gleich zu pöbeln an und 
wollten ein Stellschild von uns weg- 
nehmen. 

Indessen — sie hatten sich ver- 
schätzt! In kurzer Zeit sammelten 
sich immer mehr Menschen um den 
Nazi-Stand und zack-zack! — da liegt 
der Nazi-Dreck da, wo er hingehört 
im Rinnstein!! Ein als Auslage be- 
nutzter Tapeziertisch und mehrere 
hundert faschistischer Hetzschriften 
sowie alle NPD-Flugblätter gingen auf 
diese Weise zu Boden (vergl. Photo!). 
Die NPD mußte die Verteilung ein- 
stellen. — Ein klarer Erfolg der Anti 


faschisten! M 
Zur gleichen Zeit begannen die Ge- 
nossen des KB und andere mit der 
Agitation unter den Umstehenden, 
deren Zahl auf gut 150 angewachsen 
war. Dabei wurden die Nazis in ei 
nem Kreis umringt, wie sie vor dem 
Trümmerhaufen ihres ei 
formations"standes standen. Beson- 
ders lächerlich war dabei, wie einige 
der Nazis versuchten, die Reste ihrer 
Zeitungen von der Straße zu kratzen. 
In spontanen Sprechchören wu: 
den sie dabei begleitet: „ 
und „Nieder mit der braunen Pest!“ 
Bei der Agitation zeigte sich, daß 
die meisten es richtig fanden, dab der 
Nazi-Stand abgeräumt worden war. 


tige Rolle spielte dabei, daß 
die Faschisten die Umstehenden mit 
Tränengas-Sprühdosen angegriffen 
hatten, was große Empörung hervor“ 
rief, Es ist also durchaus nicht so, 
daß nur sichte Diskussionen mit 
(oder gegen) den Faschisten Anklaı 
finden, sondern genauso — um 
manchmal mehr! — das beherzte Ein- 
greifen der Antifaschisten! Dabei 
kommt cs darauf an, die Aktion klug 
und im richtigen Moment mit der 
Agitation zu verbinden. 

Natürlich meinten auch welche, 
man solle die Nazis unbeachtet las: 
sen, anstatt sie noch solcherart „auf- 
zuwerten“. Einige fanden, daß die Na- 
zis das „gleiche Recht‘ haben müß- 
ten ihre Schriften zu verbreiten. Dem 
wurde die Gefährlichkeit der Nazis, 
die Unterstützung, die ihnen der 
Stunt zuteil werden läßt, entgegenge- 
halten und die Untauglichkeit der „„li- 
beralen“ Taktik gegen die Nazis 
gezeigt. Über das Vorgehen gegen 
üie Nazis bestand spontan“ bef den 
meisten, auch außerhalb des KB or- 
fansierfen Linken Übereinstimmung 

ine Ausnahme bildeten lediglich 
die UZ-Verkäufer, die auch in der 
Nähe waren, aber sich abseits hielten. 

Diese traurigen Gestalten meinen 
wohl, sie können gegen das Auftreten 
‚der Faschisten etwas tun, indem sie 
lediglich mit ihrer Zeitung wedeln. 

'enn diese liberale Linie im anti- 
faschistischen Kampf sich durchset- 
zen sollte, wie sie DKP und KBW et- 
wa empfehlen, dann haben wir bald 
‚jede Woche einen NPD-Stand.  ® 
KB/Gruppe Flensburg 


Faschist Hoffmann ‚rekrutiert’ 


„Wenn Du Härtetraining statt Gam- 
melei - sportliche Leistung sıatt Po- 
lüschwätzerei und echte Kanzerad- 
schaft suchst, dann komm zu uns in 
die Wehrsporigruppe. 
Dieser markige Appell ist nicht etwa 
einer Zeitung der NSDAP oder SA 
entnommen - es handelt sich viel- 
mehr um den Aufruf det seit Mona- 
ten in und um Nürnberg ‚albeitenden® 
paramilitärischen Faschisten-Bande 
des Karl Heinz-Hoffmann 

‚Wie wir bereits in zurückliegenden 
‚Ausgaben des AK berichteten, erhielt 
der Nürnberger Grafiker Hoffmann 
von der Verwaltung der mittelfränki- 
schen Stadt ein kleines Schloß (mit 
ausgedehnten Parkanlagen) überlus 
sen, wo er seine z.Zt. noch kleine An- 
hängerschaft im Sinne der offen fa 
schistischen Ideologie „erziehen” und 
auch milltärisch ausbilden kann (dort 
werden „Mänöver” durchgeführt und 
Schießübungen mit scharfer Munition 
veranstaltet‘) 


Der „Führer” K.H. Hoffmann wirbt 
in voller Montur (Kampfanzug und 
‚geschultertem Karabiner) 


Hoffmann hat gegenüber der Prev 


se und dem Fernsehen mehrfach un 
umwunden zugegeben, daB er und 
seine Kameraden’ 
@ingreifen” wollen 


zei und die ande: 
nungshöter' nicht 
kratischen Howe 


iu fertig werde 


sollten. In jüngster Vergangenheit war 
die Hoffmann-Bande bereits an meh- 
reren faschistischen Provokationen im 
‚Nürnberger Raum beteiligt 
Ungeachtet der zahlreichen Pro- 
teste seitens demokratischer Organl- 
sationen gegen das ungehinderte Trei 
ben dieser faschistischen Privatarmee 
und offenbar ermutigt durch die wohl. 


wollende Haltung der Nürnberger 
„Stadtväter" ist die Faschisten-Dande 
jetzt dazu übergegangen, auch öffent: 
lich zu ‚rekrutieren’! 

Der nebenstehende — im Faksimi- 
le abgedruckte — Handaetiel wurde 
in Briefkästen geworfen und unter 
die Scheibenwischer garkender Autos 
‚seklemmit (nach „ED", 1.11.74). ® 
Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


SPD-,‚Morgenpost‘: 


“. 


„Für die Polizei ein-ganz 
alltäglicher Einsatz“ 


Am Freitag den 18. Oktober be 
treten um 19:0 Uhr mehrere Poli 
zisten die beim Bahnhof 
Rothenburg) ‚mburg. Sie su 
‚chen einen „Schläger”, der in die Bar 


geflüchtet sein soll. Nach den Aus 
sagen der Gäste spielte sich dann fol 
wendes ab: 


ihm die Arme 
‚um. Sie schleiften Ihn aus der 


en zu schubsen 

und m Einer heise 
den Hund auf uns. Ein anderer 
eine "Pistole. Zwei von 

ins würden mitgenommen und 


Die Hamburger SPD-Zeitung „Mor 
enpost” stell! dann sogleich diesen. 
‚Aussagen die Version der Polizei ent 
egen 

„Als wir die Personalien feststellen 
wollten, versuchten die Gäste das zu 
verhindern. Sie griffen die Beamten 
am {!} und heizten (!} mit Beleidt 
gungen die Sılmmung an. Die Poll 
zisten mußten sich wehren. Sie wa: 
ven aber ıchz aurägkhalieng, Ein Be 
amıer zog seine Pistole Das hätte 


schon viel früher geschehen mässen{!J} 

Seinen Abschluß Findet der Pok 
zelüberfall auf die Bar mit juristi 
schen Repressionen gogen diejenigen, 
die es gewagt hatten, etwas gegen den 
Hullenterror einzuwenden: „Zwei 
Gäste wurden festgenommen und 
zur Wache gebracht. Sie haben mit 


in die Zeile gesperrt. Kin jun 
‚ger Mann wollte mit seiner 
hochschwangeren Frau teleto- 
nieren. Das durfte er nicht. Da 
trommelte er mit Fäusten an 
(&e Zallentür. Bechs Poltzisten 
fesselten ihn an Händen und 
Füßen. Er konnte aber die 
Füße befreien, weil se den 
Schlüssel auf der Schelle alak« 
kengelansen hatten. Nach fast 
vier Stunden wurden die bei- 
den ohne ein Wort freigelan- 
. 


Anzeigen zu rechnen, Wegen kefähr- 
licher (1) Körperverletzung. Wider 
stand gegen die Staumgewalt (I). 
versuchter Gefangenenbefreiung. (}} 
und Beleidigung”, heißt os im Poli 
asibericht 


n der 
2 alltäglicher 
. 


HDW-Sympathisanten-Zelle 
KB/Gruppe Hambuty 
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Der „Fall Streckenbach” — 
Ein weiteres Beispiel der 
Behandlung von NS-Verbrechen 


in der BRD 


‚Anfang Oktober hat das Hamburgl- 
sche Öberlandengericht In zweiter, 
stanz befunden, daß der 72jährige NS- 


Verbrecher Streckenbach „aus ge- 
sundheitlichen Gründen“ nicht vo 
handlungsfählg sei. Dieser Beschlu 
een den kei Einmpruck möglich 
räftigt die Entscheidung, die be 
reits im April den Prozeß wegen an - 
Fehler Herzchwicher des A 
agten scheitern, le 
schreibt dazu, „daß 
handlungıfählgkeit wohl auch für die 
Zukunft kaum zu rechnen ist“ (3.10.). 
Wer war diese NS-Größe, die für ihre 
Morde nicht mehr zur Rechenschaft 
gezogen wir 

Bruno Streckenbach war bereits 
vor 1933 Mitglied der NSDAP und 
der $S. Er war zeitweilig Hambur 
und war 1939 als Füh- 

rer eines Einsatzkommandos an der 
+ ‚Ermordung von Polen und Juden be- 

teiligt gewesen. 1940 wurde er auf 

Grund seiner „Verdienste“ Chef des 

‚Amtes I des Reichssicherheitshaupt- 

amtes. Die Anklage wirft ihm vor, 

aß er in diesem Amt zwischen 194] 

und 1942 „gemeinschaftlich mit an- 
deren in der Sowjetunion die Ver- 
'nichtung von Funktionären der Kom- 
munistischen Partei, der Intelligenz 
und der füdlschen Berölkerung orga- 
mistert und damit den Tod von min- 
destens einer Million (1) Menschen 
verursacht zu haben“. So sandte 
Streckenbach 1942 Schnellbriefe an 
alle Sicherheitspolizei-und SD-Dienst- 
stellen, in denen er anordnete, gegen- 
über „Polen und Angehörigen der 
Ostvölker“ auf die Durchführun 
dentlicher Strafverfahren zu verzi 
ten und sie unmittelbar an den Hen- 
ker auszuliefern. 

In der UdSSR wurde Streckenbach 
1945 als Kommandeur der aus Kolla- 
borateuren gebildeten 19. lettischen 
SS-Panzergrenadier-Division zu 25 
Jahren Zwangsarbeit verurteilt. 1955 
Besuch in 


‚gegen Streckenbach begannen jedoch 
erst 1961 (1) — sie dauerten 13 Jahre. 
In der gesamten Zeit konnte er unbe- 
helligt seinem Beruf als kaufmänni- 
‚scher Angestellter in Hamburg nach- 


‚gehen. 

Im Zuge der Ermittlungen wurden 
150 Zeugen verhört, es entstanden 
‚Kosten von weit über I Million DM. 
Dies alles ist jetzt schließlich umsonst, 
da Streckenbach aller Voraussicht 
‚nach nicht mehr vor Gericht gestellt 


tsächlich hätte „ihm aber 
1 fenher dar Ponya® ie 


nicht mehr vor Gencnt gem 


nach 


Prozeß gemacht wer- 
den können. Es ist anzunehmen, daß 
bereits 1955, nach 10 Jahren Haft 


der UGSSR, genügend Material vor 
lag, sum ihn Beihilfe zum Mord 
in "mehreren zu verurteilen. 


Doch unter dem Vorwand, seine 
Straftaten umfassend aufzudeck 
wurde der Prozeß bewußt verzöge 
Mit diesem „Argument“ sind eine 
vielzahl der Prözemse gegen NS-Ver- 
brecher verschleppt worden. Hiervon 
sind gerade die NS-Größen betroffen. 
Der Fall Streckenbach steht nic 
allein. Er macht nur erneut die Prak 
ken der westdeutschen Klassenjustiz 
‚gegenüber den faschistischen Scher- 
‚gen der Bourgeoisie deutlich. Ande- 
Terseits hat der Fall Streckenbach sei- 
ne besondere Bedeutung darin, di 
Streckenbach in strafrechtlicher Hin- 
sicht, der größe NS Mörder der BRD 
ist, da ihm allein auf der 
Hast der Mord in 1 Milionen Pihen 


vorgeworfen wird 


Pensionen für Massenmörder 


Zahlreiche NS-Massenmörder Iau- 
fen in der BRD unbehelligt herum, 
‚obwohl sie 2.T, bereits im Auslanı 
verurteilt wurden. Der Verband der 
erfolgten des Naziregimes (VVN) 
lichte im Juli dieses Jahres 
ine Liste mit 37 in Frankreich verur- 
jeilten NS-Verbrechern (davom 12 
zum Tode) - allg sind sie bei uns 
auf freiem Fuß. Darunter befinden 
sich zahlreiche Beamte, die entweder 
ine Pension bekommen oder 
hoher Ruhegolder sind 
‚Auswahl macht dies deut 


olinarl, am 13,4.51 in Metz zum 
fode verurteilt, nach dem"Krieg 
rigadegeneral der Bundeswehr und 
im Führungsstab des He 

= Müller, K-ll,, am 1 

um Tode 


.$3 in Bor 
‚urteilt, heute 
inalhaupikom- 


dem_ Krieg Oberregiorungarat beim 
Penslondr, 


Verfassungsschutz, heu h 
Diese Liste läßt sich mühelos durch 
andere N$-Verbrecher erweitern, 


="Spien, nach, 45 Landesgeichtdi 
lrektor, sowie 
— Remold, nach 45 hoher Pollezk 
offizler,' beide verantwortlich für 
die Hinrichtung von vier deutschen 
Soldaten wegen „Fahnenflucht“ zwei 
Tage nach der Kapitulation; heute; 
beide Empfänger hoher Pensionen. 
= Krebs, heute noch Richter am 
Bundessozialgericht in Kassel, Er 
verhängte im Dritten Reich Terror- 
urteile gegen Antifaschisten, darunter 
die Todesstrafe wegen „Abhören 
feindlicher Sender“. 
'oder der jetzt erst Angeklagte 
— Struve, nach 1945 Hamburger Se- 
natspräsident und Mitglied des 
Planungsstabes der Hamburger Se- 
natskanzlei bis 1969. Gegen ihn wird 
2,Z. Anklage wegen hundertfacher 
Beihüfe zum Mord erhoben, sowie 
Verantwortlichkeit für Massentötun- 
gen an geistig, Behinderten. („Pro- 
zeßunfählgkeit‘“ ist bereits von ihm 
beantragt — sollte dies durchkom-- 
men, wird sich der heute 72jährige 
wahrscheinlich nie mehr vor einem 
Gericht verantworten müssen). Nicht 
zuletzt sei an den Fall Lischka er- 
Innert! 


Daß die Bourgeoisie ihre Folter- 
knechte nicht nur weitgehend unbe- 
straft ßt, sondern z.T. sogar finan- 
ziell belohnt, ist nicht neu. So ist es 
‚auch nicht weiter verwunderlich, daß 
bisher nicht ein NS-Richter in der 
BRD verurteilt wurde. Die „richter- 
liche Unabhängigkeit“ muß dafür her- 
halten, diese Verbrecher zu schützen. 


Von der Verschleppung 


Jahrelang Prozeßverchlepgungen 
‚oder die „Verjährungsdebatte“ (nur 
‚noch Mordtaten werden bestraft; der 
sogenannte Totschig ft unter die 
„Ver 


ıng“) sind ein wichtiger Be- 

n der NS Verlahren une 
1 Mid erser m denen ven der. 

A te überlegen kann, ob er 


sich nicht doch lieber ins Ausland 
„absetzen“ sollte, wenn die Sache 
für ihn zu brenzlig wird. Doch nicht 
‚nur die Ermittlungen, auch die Pro- 
zesse werden in die Länge gezoge: 
durch zahlreiche Zeugenvernehmun- 
gen im Auslähd, an denen sich das 
gesamte Gericht beteiligt. Prozeßko- 
sten über I Mio. DM sind keine Sel- 
tenheit, 

Doch viele dieser Verfahren enden 
ingeblicher „Verhandlungsun- 


Doch viele dieser Verfahren enden 
wegen angeblicher „Verhandlungsun- 
fähigkeit” der Angeklagten oder we- 
gen  „Beweisschwierigkeiten“ nach 
„so langer Zeit“. Direkte Freisprüche 
Sind nicht selten. Kommt es zu einer 
Gelängnisstrafe, so wird den Mördern 
meist Haftverschonung aus „gesund- 
heitlichen Gründen“ gewährt. Auch 
die Fälle, wo NS-Verbrecher auf Kau- 
tion freigelassen werden, häufen sich; 
die hohen Summen werden anstands- 
Ion bezahlt. 

50 sieht die Bilanz der Mordpro- 
uume gegen 55. und Gestapoleute aus. 
dem Jahre 1972 wie folgt aus 

28 Angeklagte, davon 10 freige- 

‚ochen, von den 18 Verurteilten 
sind 12 gar nicht in Haft genommen 
worden, ganze 6 dieser Mördersitzen 


im Gefängnis. 
Das Mittel der „Haftyerschonung“ 
oder  „Prozeßunfähigkeit“ kommt 


hierbei Immer häufiger zum Tragen. 
Den NS-Verbrechern fällt es relativ 
leicht, sich von Ihren Arzten „schwere 
gesundheitliche Schäden“ bescheint- 
‚gen zu lassen, Die- BRD-Justiz akzep- 
tiert dies nur zu gern. 

‚Ganz anders aber werden von ihr 
die Angeklagten der Bander-Meinhof- 
Gruppe behandelt, die in den Ge- 
Angnissen offensichtliche gesundheit 
liche Schäden davon getragen haben. 
An „Proseßunfäh, ‚oder gar 
„Maftverschonung“ denkt die bür- 

liche Klassenjustiz in diesen Fil 
Ion nicht 


‚.. über juristische 
Beschönigung 


Mit juristischen Tricks wird den 
NS-Verbrechern unter die Arme ge- 
wriffen, So werden aktive Massen- 
mörder vor Gericht zu Mordgehilfen, 
um milde Urteile durch die Anklage: 
‚Beihilfe zum Mord” abzusichern. In 
! wird den Angeklagten eine 
liche „‚Rechtsunsiche‘ 
in „Befehlsnotstand” — trotz 
‚samkeit ohne Gleichen — al 
mildernd zuerkannt. 

t dies Vorgehen 


‚ehemaligen „Sicherheits-Dienst“Chef 
von Warschau, Ludwig Hahn, ( 
urteilt wegen „Beihilfe“ (1) zu 12 
Jahren Gefängnis — haftverschont — 
natürlich! 

Der Hamburger Richter erkannte 
als strafmildernd an, daß es „die 
preußisch-formale _Verhaltenswieise 
des Promovierten Juristen (Hahn's 
Anm. AK) nicht als wahrscheinlich 
erscheinen (lasse), daß er willkürlich 
Menschen erschießen ließ.“ Den Be- 


fehl zur Ersch von 150 Men- 
schen gab Hahn „möglicherweise oh- 
‚ne nachzudenken“ und hat also „‚nur 


einen fremden Willen vollzogen“. 
So wird den Massenmördern ein Per- 
lschein ausgestellt. Daß darüber hin- 
aus solche NS-Größen wie Hahn gute 
Beziehungen besitzen, beweist, daß 
bei einer Hausdurchsuchung in seiner 
Wohnung mehrere Aktenordner mit 
fotokopierten Zeugenaussagen gefun- 
‚den wurden, die ihm „aus Versehen“ 
von der Justiz zugeschickt worden 
waren. 

‚Noch dreister treten die Rechtsan- 
wälte dieser Verbrecher auf. Im 
Frankfurter NS-Prozeß Anfang vork- 
gen Jahres verlangten sie, die Täter 
nicht nach dem heutigen Rechtsbe- 
griff zu beurteilen, sondern man müs- 
se dies „aus der Sicht der damaligen 
Rechtsordnung tun“. 

Gleichzeitig wird von einem Ange- 
klagten gefordert, der sich bei Mord- 
aktionen „vorgedrängelt” habe, dies 
alsstrafmildernd (1) auszulegen. Denn 

if 


und 


Zurechnungsfähl - 
De Zeche igkeit zur Tatzelı 


urteilten und im Gefängnis einsitzen- 
den NS-Verbrechern abzuzeichnen. 
So haben verschiedene von ihnen 
eine Wiederaufnahme ihrer Prozesse 
erreicht (dies Wiederaufnahmeverfah- 


ren kostete z.B. bei dem Judenmör- 
der Fasold bereits über 500.000 DM). 
Beispielhaft scheint hier der Prozeß 
genen den SS-Führer Strippel aus 
3 
gen nicht mehr detlllert an die 
Strippel-Untaten erinnern konnten, 
wurde das Urteil aufgehoben. Damit 
war der Weg frei für eine Haftent- 
schädigung in Höhe von 150.000, DM, 
Hole Überlebenden vor Buchen: 
wald bekamen pro Monat im Lager 
als „Wiedergutmachung“ 150 DM!) 
Die „Chance“, daß sich die alten 
jürch die KZ-Haft körper- 
lich ruinierten Zeugen nach so lan- 
ger Zeit nicht mehr an alle Einzel- 
heiten ihrer Erlebnisse entsinnen kön- 
nen, sind naturgemäß hoch; und so 
ist mit weiteren Entscheidungen in 
diese Richtung zu rechnen! 


SPD-Schützenhilfe 


SPD-Schützenhilfe 
Den verurteilten Massenmördern 


bleibt aber noch ein anderer W+ 
80 begnadigie der hessische SPI 


Ministerpräsident Osswald den zu le- 
benslanger Zuchthausstrafe wegen 
mehrfachen Mordes verurteilten 
stapo-Sekretär Daab „aus Gesund- 
heitgränden“. Die, Vertolgung, der 
INS-Verbrecher wird zur Farce, wenn 
allein im SPD-regierten Hamburg 
noch etwa SO Ermittlungsverfahren 
(nicht gerechnet: hunderte von NS- 
Verbrechern, gegen die noch 
nicht ermittelt wurde) in dieser Sa- 
‚che anliegen, die seit Jahren auf sich 

ten lassen. Daß man auch in 
Hamburg bemäht ist, solche Prozesse 
und ihre milden Urteile möglichst 
‚ohne „Störung“ über die Bühne ge- 
hen zu lassen, beweist der Ausschluß 
‚eines Hamburger Schöffen aus einem 
NS-Prozeß (Januar 73). Der Schöffe 
hatte die Argumentation eines Rich- 
ters kritisiert, die geeignet sei, jüdi- 
sche Zeugen zu verunsichern und die 
angeklagten NS-Verbrecher zu ent- 
lasten — die Entfernung des Schöf- 
fen aus dem Prozeß hatte die Zu- 
stimmung des Präskienten des Ham- 
burger OberlandesGerichts. 


Fußtritte für Antifaschisten 


Die Freizügigkeit gegenüber den 
faschistischen Massenmördern findet 
ihr Gegenstück in der Behandlung 
‚der Verfolgten des Naziregimes. Nach 
$6.des Bundesentschädigungsgesetzes 
ist von dem Entschädigungsanspruch 
ausgeschlossen, wer nach dem 23.5.49 
die „(reiheitlich-demokratische Grund: 
ordnung" im Sinne des Grundgenet- 
zes bekämpft hat, wor nach dem 
8.5.45 rechtskräftig zu einer Zucht- 
hausstrafe von mehr als drei Jahren 
werurteilt worden war. Mierdurch 
wird ein großer Teil von Antifa 
schisten, wesentlich Mitglieder der 
verbotenen KPD, von den ohnehin 
eringen Entschädigungen ausgeschlos- 
son. Wie dieser Paragraph auch heute 
noch gehandhabt wird, zeigt der Fall 
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des Antifaschisten Stertzenbach, dem 
von der Entschädigungsbehörde des 
Landes Niedersachsen seit 17 Jahren 
seine sprüche 
Behörde be- 
ruft. sich dabel auf den berüchtigten 
1,5, und führt ae „Begründung, 
tertzenbach sei Mitglied den 


zeitun 
deswehr und 
Institutionen der BRD geübt, 
Deutlicher kann die Funktion der 
„Wiedergutmachung“ nicht gezeigt 
Werden. Während sie gegen die Anti- 
faschisten als Druckmittel für poll- 
tisches Wohlverhalten benutzt wird 
(bzw. als Zahlung an Israel zur Un- 
terdrückung in Nah-Ost bestimmt it), 
greift die Bourgeoisie zu einer neuen 
Art der „Wiedergutmachung". Dies- 


mal aber weit großzügiger, denn es 
‚geht darum, ihre faschistischen Scher- 
fen durch Haftentschldigung nu be. 
johnen, Hiermit demonstrieren die 
Kapitalisten wiedereinmal, daß sie 
durchaus bereit sind, ihre Folter- 
knechte für ihre „Dienste” zu „ant- 
schädigen“, Dies Ist gerade auch ein 
„Wink“ an die „neue Generation der 
Folterknechte"', die die schmutalgen 
Geschäfte der Bourgeoisie in Zukunft 
durchzusetzen haben. 

„Die Schonung der Nazt-Verbre: * 
‚cher durch die bürgerliche Justiz zeigt 
erneut, daß nur die Arbeiterklasse 
an der Macht mit diesem Gesindel 
frindlioh aupdumen und sine Wieder 

'olung solcher Verbrechen unmög- 
lich machen kann.” (AK 47) ® 
‚Ein Mitglied der Bezirkszelle Berge- 
‚dorf des KB/Gruppe Hamburg 


„Hier wird mit 


‚Sieg-Heil‘ gegrüßt!“ 


‚Kommunist verschrien wird, kann 
man sich leicht vorstellen, auf wen 
dieser Faschist alles schießen würde. 
Derselbe Stuffz Nerger rühmt 
sich auch folgender „Heldentat'': A 
einem Lei erwischte er als Wa- 
che einen 'hen Soldaten, der 
seine Papiere irgendwie nicht in Ord- 
nung hatte, Er nahm ihn fest, stellte 
ihn an die Wand, untersuchte ihn 
‚nach Waffen und schlug ihm bei einer 
falschen Bewegung die Beine weg, so 
‚daß er voll hinflog. Danach führte er 
Ihn -_ Gewehr im Anschlag — ab, wo. 
tert 


Nach dem faschistischen Militärputsch 
in Chile wetteiferten die bürgerliche 
Presse und führende Politiker darin, 
der Bundeswehr ihre „demokrati 
schen Absichten“ und ihre vorgebli- 
che Klassenneutralität zu bescheini- 

n, um in der Arbeiterklasse die II- 
Iusion zu bestärken, daß in der Bun- 
desrepublik ein Militärputsch völlig 
undenkbar sei. Doch in Wirklichkeit 
sicht das Bild ganz anders aus. Im 
Offiziers- und _Unteroffizierskorps 
konzentrieren sich faschistische und 
neofascitische Krte. Eu It eben 

so, daß nur alte („ewiggestrige‘‘) 
Offiziere dazugehören, sondern ge- 
rade auch ein größerer Teil der jünge- 
ren Vorgesetzten. 

So sagte z.B. der Hauptfeldwebel 
Sietmann von der Fahrschule des 
Bataillons 324 in Schwanewede (nörd- 
lich von Bremen) im Unterricht über 
den „Bremer Vulkan“ (Großwerft), 
daß dies ein „sauroter“ Betrieb sel, 
und weiter: Wir könnten da mögli- 
cherweise mal eingesetzt werd 
wenn da „mal wieder Terror" wi 
Dann würde eine Kompanie heraus- 
gepfiffen; die Leute, die dort Bekann- 
te oder Verwandte hätten, müßten 
nach links raustreten, und die ande- 
ren würden dann sofort hingefahren, 
um dort „Ordnung zu schaffen“. 


errang, de bein br 
"beim rbeener 

'ulkan“ mit Polizeieinsätzen It. 
Der CDU-Abgeordnete und er 
JU-Vorsitzende von der Schulenburg 
griff. brutal Streikposten an, wobei 
Fre Kokegen vera werde. 

Bin ac sach Yon Pole und 
reaktionären Kräften wie von der 
Schulenburg gemacht wurde, dafür 
soll in Zukunft auch die Bundeswehr 
‚eingesetzt werden. Übungen für derar- 
tige Einsätze der Bundeswehr gegen 
die Arbeiterklasse finden ja schon lau- 
fend statt, wie z.B. die Übung „Rö- 
marks eo di Klumang Auer 

fend statt, wie =.B. die Ubung „Ro- 
merkast , wo die Räumus ner 
besetzten Fabrik (Henschelarbeit 
bt wurde; oder eine Übung in 
den im August 73, wo die 
Niederschlagung eier Dembasrtkon 
vor dem Kasernentor geprobt wurde. 
Ein weiteres Beispiel ist der Stuffz 
(Stabsunteroffizier) Nerger aus der 
3/322. Bei einem Scharfschießen sag- 
te er, „Ihr müßt euch immer denken, 
Ahr schießt auf Bolschewistenschwei- 
me"; und als er selbst daneben ge- 
‚schossen hatte: „Ich habe nur deshalb 
nicht ffen, weil das eben mur 
eine und kein Bolschewisten- 
schwein war.” Wenn man sich mal 
vor Augen führt, daß jeder fort 
‚schrittliche Arbeiter heute schon al 


einen Nervenzusam- 


menbruch, 

Diese Schilderung muß man auch " 
im Zusammenhang damit sehen, daß 
Stuffz Nerger es sich nie nehmen 
läßt, chauvinistisch „unsere Bundes- 
wehe”, Insbesondere deren Waf- 
fen, in den Himmel zu loben und ge- 

alle ausländischen Soldaten, z.B. 

jolländer, zu hetzen. Was an Nerger 
auch auffält, ist seine krasse Intel- 
Nektuellenfeindlichkeit, die bei Fa- 
schisten schr verbreitet ist. 

Ein Soldat, der im Offizierskasino 
als Ordonnanz arbeiten mußte, be- 
des: als er sich dort 


Fresse, 

ia, Dame anna une 

‚mit „Sieg Hei” rähen, und 

die Offiziere sangen fı he Lie- 
T. 

Vom Hauptmann Ossmers (4/323) 

wird berichtet, daß er bei einem 


mit ‚Sieg-Heil‘ ge- 


Übungsplatzaufenthalt in Ioh- 
Be ER Unere ame Tag a 
schiert sei und dem Bataillonskom- 
mandeur in diesem Aufzug gemeldet 


habe. 
Im Februar 74, in Sennelager, 
der gewisse 


mußte ein Unteroffizier, 
Im Februar 74, in Sennelager, 


mußte ein Unteroffizier, der gewisse 
Ähnlichkeit mit Hitler hatte, Zitate 
von diesem vortragen, 

Dies sind bestimmt keine Enzel- 
beispiele, sondern sie zeigen den Vor- 
marsch der Faschisten, wie er auch 
in anderen gesellschafilichen Berei- 
chen zu schen ist, Für die Genomen 
in der Bundeswehr stellt sich hier die 
‚Aufgabe, Ober diese Entwicklung un- 
ter ihren Soldatenkollegen e 
Klarheit zu schaffen und zum ande- 
ren, diese Sachen breit zu veröffentli- 


chen u.a. in unserer Presse. . 
Ein aus Schwane- 
wede (bei Bremen) 


Demokratische Soldaten 


verknackt: 


„Hetzerische Kritik“ 


Anfang Oktober wurde der wehr 
chtige Offizier 


Unterzeichnung 


und seiner Beteilgung 
Kundgebung am 1. Ma 
Uniform, mit DGB-Plakette und roter 


Eventuell soll er auch aus 
wehr gefeuert werden, 
sirafe bedeutet. Das ist 


gängige 


Praxis der Militaristen, trotz allem 


‚semokratischen“ Geschwätz 
2» 

‚In der demokratischen Gesell 
schaft gibt es auch für das Mültär het 
nen kritikfreien Schonraum. Die Bun 
deswehr stellt sich der Öffentlichen 
Dükussion” (K:iegsmnister Leber im 
„Weißbuch" 1974 der Bundeswehr), 

Das Gericht urteilte Ober die Ak 
uivitäten vom H. Forst: „Bewußte 


wie 


Harald Forst, 
‚dsarzt im Bundeswehrlazarett Ro: 
strup (bei Oldenburg), yon einem 
Truppendienstgericht wegen seiner 
se von Reformisten 

herausgegebenen „Studie ‚Soldat 74” 
an der DGB- 

im Köln (in 


‚tion“, „gewollte politische De, 

A tranion’!" hetzerche Kritik 

und. Verltumdung” Inswischen 
I stunterzei 

Bee (Alndien zu Ge und Hall, 


srafen veru 
fast gleichzeitig ein anderes Truppen- 
Siensigericht dem NPD-Landesvorsit- 


‚genden von Schleswig-Holstein, Oberst 


Nazi auf), 

Die Linken und Demokraten schlar 
gen — die Faschisten dulden und für- 
Gern: das ist die Pollik der Bour 
sisie in allen gesellschaftlichen De 
feichen und vor allem in der Bunde 
wehr, wo sich im Offizierskorps oh- 
'nchin alle Schattierungen von Rechts 
radikalen und Faschisten konzentrie- 
von . 


KB / Gruppe Oldenburg 
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L__] Sanatorium Knast? |_| 


gend ee Am 
5191974 tl Bender Im, su8 
297 wicher Vorfälle aussortiert wor- 
den seien, darunter 24 Todesfälle, 
bel denen &u jedoch, kein Fremd: 


un RTO974 waren ca 


dann Wer 1000 solcher Pe. davon 
‚600 im Bericht des Oberland 
richts Kralsruhe und alleine 4 
iin ÜBRERZ" 17.16. 
Schnell reduzierte man diese Zah- 
1) Vorfälle, wieder 


DR EEE kinder Yale 
, jelgten zur Re 
chenschafl zu ziehen, wurde: 


„Das baden-württembergische Ju- 
stifministerlum teilte am Donnerr. 
tag mit, in Kürze werde gegen 2 
weitere Bedienstete wegen Beste 


Aus den 


chi und 3 Beamte wegen 

Mithendtng von E enen Ar 
toben” 

Und bereits einen u 

Kan 

raprerfah 

mit dem Gera 

vn enenmißhendlungen" 

6 an li 7. FR 

die den "er 

mach(t)en, sind ‚schon nur noch 

" j” zu schen. Da- 


angenehme: 
tes zu vermitteln, bei dem die Ge- 


auch recht anschaulich das Ausmaß 
der Korruption in BRD-Gefängnis- 
sen. 


Hannover — 
„auch nur bei 


BRD-Justiz zu Hausbesetzung in 
Gesinnungs! 
psychischer 


Im Vordergrund stand im letzten 
Monat der. Prozeß den Bau“ 
unternehmer Dieter der im 
Mannheimer Knast sitzt und. der 
Hinterziehung von 2 Millionen Steu- 
er- und Versicherungsbeiträgen ange- 
klagt ist. (itess hatte dem Finanzamt 
20, 30 Arbeiter angegeben ließe 
doch ca. 300 Arbeiter für sich arbei- 
ten; nach „FR” vom 19.10.74). 


Hess nannte feste Preise im Knast: 
200 DM für unzenserte Briefe an 
DM für ein Te 
Ion sooo ba für den 
von Geld, Schnaps nam Fore, 
schapparat in die Zelle (nach „ER 
vom 15.10.74) und schließlich 
42.000 DM für einen fingierten An- 
uf, aufgrund dosen Hey aus dem 
Knast „vorzeitig ontlassen'” wurde. 


voißel seiner Binliferung In die 
ruanstalt hatıe er etwa 20.000 
Dan Bel ch heute wundern weh 
nicht mehr, daß sie Ihm beim Kleider. 
wechsel nicht abgenommen wurden.” 
Ein Mithäftling pries ihm gleich seine 
Beziehungen „von den Beamten bis 
zur Geistlichkeit." 


nen: nIch wurde gut baden 
und für sich war ich ein glück- 

eher Mann. Schon Bald nach meiner 
Einlieferung wurde ich in eine ande- 
ı auf die Seite von 
hatten” (alien „FAZ" 


Hand voller Geldscheine neben dem 
Farmarhappuret „FAZ? vom IR.IO. 


Weiterhin sagten in diesem Prozeß 
der Justizhauptwachtmeister Peschin- 
‚ger und der Häftling Alfred Vake 
im Range eines Kalfaktors aus. „Für 
Vake stand jede Tür im Gefängnis 


ich Vake, 
aus Gefäll 
Geld, sondern mit Genehmigung der 


teit und nicht wegen 


Anstatsleitung.” Diese Ausfahrten 
beinhalteten Taxifahrten ins „Haar- 
Center”, Lokale und manchmal die 
‚Freundin von Vake. Und immer be- 


zahlı ne die Zeche (nach 
„RAZ' 0.78). 

t vor Gericht Geldge- 
‚chäfte mit und für Vollzugsbeamte 
zu, n 
Hlindef gegen bar ür Mihäfinge: 


Das Gericht kommt in seinem 
Urteilsspruch Hess zu dem 
Schluß, daß den Bauunternehmer 
die Schuld trifft! 
volles habe „in der Mannheimer 

’ollzugsanstali Verhältnisse ange- 

in denen die Rechtstreue 
der Beamten schon in einer solchen 
Weite korrumpiert gewesen sei, daß. 


terror: 


Unterstützung — 
Schadensersatz“! 


„Wer an einer Hausbeserzung teil- 
Almmt, bei der eı während der Riw- 
mung zu Gewaltiätigkeiten kommi, 
muß wegen deı dabei entstehenden 
Schadens unter Umständen auch dann 
Ersatz leisten, wenn er nur durch 
heine Anwesenheit den Mut der Ak- 
teure und ihren Willen zum Wider- 
Ntand pıychlich gestärkt hat.“ 
Dies „Entschied der Vierte Zirisenat 
fen am a 
Hoher m Karbruhe, Weiter heißt cı 
in der Urteilsverkündung: 


Berner 


‚Am 25.10. erhielt der Kommunisti- 


wortlichen die inzwischen dritte An- 
schaldigung wegen „Beleidigung“ der 
Polizei. Durch den Ermittfungsrich- 
ter wurde uns eröffnet, die Bezirks- 
Orpanlation 


der ganten BRD veniärke ich di po- 
litische Unterdrückung durch Pollae| 
Sant # und Militär, in dem 
Flugblatt war insbesondere das MER 
(‚mobiles Kinsatzukommando‘) an 
aeariffen worden („staatlich geplan- 
ter Mord", „Bürgerkriegsbung” 


Wefbung nicht schon wegen der Be 
t schon ü 

en Teimahme' an der Demoniztre- 

ion, sondern nur dann, wenn der De- 


ind: Beweis einer soichen 
inneren Einstellung muß das Gericht 
auf Grund aller Umstände des Ein- 
I ren “ 
5 „Recht” anzuwenden ist, 
bleibt aber dem Gutdünken des 
richts vorbehalten; was „beurteilt‘ 


zum Ermittlung 
‚wohl der Staatsan- 
wait in ‚Aktennotizen aus 
Sröcklich vermerkt hat, der Beschul- 
dieie schöne dem Kreis Senenigen 
an, die grundsätzlich vor Polizei und 
Staatsanwaltschaft nicht aussagen, 


Zweck der Vorladung. 
Oktober Verjährung 
droht, bitte ich um rechtaelil 
Unterbrechung geeignete 
Handlung. Mit erfolgter Vorl 
ist es nun ins Belieben der Staatsan- 
waltschaft gestellt, ob sie Anklage 
heben will oder nicht 


Die Yoradsı 
richter erf 


Von besonderem Interesse ist in 
diesem Fall das Vorgehen der Polizei 
und Justiz gegen den Drucker di 
Flugblattes. Ihm wurden Bilder des 
Premeverantwortlichen vorgelegt, um 
die „Auftraggeber“ zu identifizieren. 
Auch nach Adramen etc, wurde or 


er nicht der Auslöser, sondern ledig- 
ich der Weiternutzer dieser Stuatlon 
gewesen sel. Nicht Heu war es, der 
die Beamten von der rechten Bahn 
abbrachte, sondern es hat für ihn 
nicht viel dazu gehört, sich der 
Situation anzupassen” („FAZ vom 
26.10.74). Wahrhaftig nicht, als Bau- 
ünternehmer! 

„Die Strafe für den Bestechungs- 
komplex ist mit je 10 Monaten an 
der Gesamtstrafe von 3 Jahren und 
10 Monaten plus 750.000 DM be- 
teiligt, Wahrscheinlich wird. dieser 
Teil der Gesamtstrafe später auf dem 
Gnadenweg erlassen werden” („FAZ" 
vom 26.10.74). 

Der Kalfaktor Vake allerdings 
N 

steel ‚nunmehr auf vier 
Besmie ebwlzen zu wollen, Die 
meisten Beamten hätten gewußt, daß 
& Im Heu Schnap gab. Alı man die 
Zelle von Hess nach der Flucht ge- 
füzt habe, hätten die Beamten zwar 
Unterhosen und Belangloses mitge- 
‚nommen, Whisky und Fernsehgerät 
hätten sie offensichtlich der. 


Durchsuchung übersehen FCER® 
vom 18.10.7 
Hamburg-Fuhlsbüttel 


Auf der gleichen Welle des „fr 
‚delen Knastes” schwimmt auch 
„Hamburger Moı in 

Nachdem sie ihre Schlagzeile vom 

95 leben Häfinge in Sana 
Schnaps - Haschisch — 
Beim" Pfarrer" wieder, aufgewirmt 
hat, heißt. die neue Überschrift: 
„Im Knast floß der Schnaps” („Mo- 
Do”, 24.10.74). 

„Im Santa Fu gibt es alles zu 
kaufen, von französischem Wein. 
brand bis zu Hasch und Morphium. 

Und von einem Häftling wird 
berichtet, er habe den Knast Fuhls- 
büttel zu einer „Köminsel” gemacht, 
Selbstgebrannten Schnaps verkaufte 

er als Hausmarke für 20 - 25 DM und 
war „Jamit der absolute „Preisbre- 
cher", 
uflerwie auch für die Mannheimer 

\ussagen braucht man nicht lange 
Au ragen; bei welchen Leuten der 
1 denn „in Strömen” gerlor. 

ann. 


für den Staat wird 


Anstreicher gefällt, die von der Poli- 
zei als „Initiatoren“ der Besetzung] 
eines leerstchenden Bürchauses im 


Jugendliche bezeichnet wur 
ein unabhängiges Jugendzentrum for. 
‚derten. 


Nach zwei Tagen rückten die 
zeitruppen an ımten 
in ihrer Bblichen Weise: mit 
as, Wasserwerfern und einem Panzer- 


Die 300 Jugendlicher 
SH an Recht aut Kin Jope 


rstand, und dabei 
&s ihnen, zwei Polizisten zu verletzen] 


urteilt, Niedersachsen 
„Schadenersatz“ in Höhe von etwa] 
Ä.000 DM zu zahlen. . 


Bezirkseinheit, KB/Gruppe Frankfurt 


‚gen des Flugblattes vorgel 
gefragt, ob er den Text nicht vorher 
auf mögliche „strafbare“ Inhalte ge- 
prüft habe, Er ließ sich einschüch- 
tern: verneinte zwar die Frage, s- 
‚Cherte aber zu, in Zukunft die Inhal- 
te von „politischen Druckerzeugnis- 
sen" auf „eventuelle Straftaten“ hin 
„vor dem’Druck durchzulesen.'“ 

Es zeigt sich, daß die Staatsorga- 
die Öffentlichkeitsarbeit der Kom- 
munisten nicht nur durch Druck auf 
so. selbst bekämpfen, sondern 2.B, 
auch durch aan einen 


Druckers die technischen Möglichker 
ten unserer Presse einzuschränken 
versuchen 

Wir werden beim Aufbau einer 
Solidaritätsfront gegen die zuneh 
menden Repressalien auch auf 
Dinge achten müssen, 


[®) N. 16 
(@) Ne. 1817 
[®) Ne. 18 
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Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF 
Auflage 


0 Seiten, 2. erweitere 


Die Emanzipation der Frau in Palästina 
Von uns kommentierte und übersmtzte Propagande-Broschüre der PFLP zu 
Sesam Thema 


DM2,- 


Von Pinelli zu Feltrinelli — politischer Mord in Italien 
In gina pre polklschen Anshys wird de .kaplaftsche Braga der 


Bomben, der Provokation und (fie geplanten politischen Morcen 
und Einsatzes faschistischer Kommandos” Im Kampf gegen die kommunistische. 
und Arbeiterbewegung am Beispiel Italien. 

a4 Seiten Dm 1,50 

Zur Außenpolitik der VR China 

Ausführliche ‚tum Wendel der chinesischen Außenpolitik. 
Nachdruck vo ITERKAMPF-Artikein. 

SO Seiten DM 250 

Amis raus aus 


Indochinal 
[Nacheruck von Kä-Reden, ARBEITERKAMPF-Artikein und wichtigen 


Dokumenten 
28 Saiten, 2. erweitern Auflage 


DMo,0 


"Zur Gewerkschaftsfrage; Was ist Ökonomlamus? Was ist Joa mit der 


Mitbestimmung? 
Cheeie-Trrunde 71; Ein 


‚Gar Kampf und ein schwacher Abschluß 


Vorkakrieg und pol 
Zur Kritik der MAR 

15 Jahre KPO-Verbot 

Aktlonseinhalt zur Metalltarifrunde 71 — Verlauf der Aktionseinheit. 
Für das Bündnis von Intelligenz und Arbeiterklasse 

62 Seiten Dm2- 
Der in Schleswig-Holstein 1968/57 


Eine ausführliche Analyse der Flensburger KB-Gruppa. 
16 Seiten 


Wohnungsprobleme in der BRD 


mi. 


[Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF seit März 72 


Schaller ds Hamburger Siraanthaten mi 4 Agila 


Schulkampf 

[Nachöruck von Artikein des ARBEITERKAMPF 

92 Seiten, 2. erweiterte Auflage DM 3,50 
Wem nützen die Bomben bei Springer? 

|Nachöruck von Refersten suf der GroBveranutaltung des K) anlich der 
Baader -Mainhot-Kampagre der Bourgeoisie 

22 Saen Om 1,50 
Zum Aufbau eines Sozialistischen Studentenbunden, Teil 2 
10 Saiten DM 1,50 
Zur Poltik des KBW (NRF) 

Nchsruch ausgewählter Artikel sun dem ARBEITERKAMPF und 
USER wu. 

TB Banen. Oma 
Aktionseinheit oder „Partel“laden-Politik 


UNSER WEG, Zeitschrift des Kommunistischen Bundes 


Internen Papier ce Wonerkante der KPD" 
Papimr dm Regonalkomiten a Kronen am ca 


zu aktuellen Fragen der Arbeiterbewegung 


28 Saiten 


32 Sen 


‚Ausführliche Analyse der Metalltarifrunde 1971 
‚zur Diskussion im Kommunistischen Bund 


DM 1,50. 


Zur Ausalnanderstzung mir den ABO/MMihen 


DM 1,80. 


Kumpt zenber Lian In der KP-Chine 
Die Leitungstätigkeit und den Arbeitsstil verbemern 
Die politische Arbeit Im Stadtteil 


DM 


20 
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UNSER WEG „ Zeitschrift des Kommunistischen Bundes zu aktwallen. 


Fragen der Arbeiterbewegung, 


„KPD“ 
Solbstkritik Marke KBW 


Blohm & Voss 


Arbeitsordnung 
Berufsbildung In Stufan 


Zur Westeuropäischen Chile-Konferenz 


49 Saiten 


DM 2,80 


Zusammenarbeit und Auselnandersetzung mit der 


„Das Programm des KBW — Wegweiser nach rechts” 
PIP-PERSISPROFIT — Rationalisierungen im 


‚Angestelltenbereich 
Zur Lage der nterenewiciaht gehaltenen Länder 


44 Sorten 


Bücher und Broschüren 
Palästina 


Interviewn und Gespräche mit Kämpfern der PLO, Fatah. PFFLP und PFLP- 
DM6, 


Die chinesische Kulturrevolution. 


in Dokumenten, Nachdrucke von ausgewählten Artikeln der „Peking Rundschau'” 


su den Jahren 1966 und 1967 
134 Salten, Großformat. 


UNSER WEG Revisionismuskritik 
160 Seiten, Buchtormat. 


Die politische Macht kommt aus den Gewehrläufen 
Nachdrucke von Texten zu Fragen des bewaltneten 


260 Seiten, Buchformat 


DM8,- 


DMA,sO 


Kamptos 
DMASO 


Gegen die schrittweise Faschislerung von Staat und Gesellschaft 
Nachuirucke von Artikeln unserer Zeitung ARBEITERKAMPF zur Frage der 


DMA,s0, 


schrittweisen Faschisierung von Stast und Gesell 
160 Saiten, Buchformat 


Kampf dem Faschismus. 


Nachdrucke von Texten der Kommunisten aus den Zwanziger und Dreißiger 
DM 6,50 


Jahren zum Thema Faschismus 
350 Seiten, Buchformat 


Deutsche Revolution von 1918 bis 1923 
192 Seiten, Buchformat. 


Weiter vertreiben wir folgende Bücher, die vom Arbeiterbuch 


el 
ee 


Hermann nemmee — svim 
Yearum muß der Kampf gegen zwei 
Schrift von 1990 

100 Saiten, 


inaltoxta der chinesischen Kulturrevolution 
"Saiten, Buchtormat 


Ernst Thälmann — Über Gewerkschaften 


DM6,- 


Beiträge auf dem 10. Plenum des EKKI, Juli 1929 zum Kampf um die revolu 
ondre Klassenlinie und die revolutionäre Einheit in den reformintiichen Ge- 


werkschaften. 
100 Seiten, Buchformat 


Iwan Popow — Als die Nacht verging 
Der Roman umfaßt einen kurzen Zeitraum 
Reaktion”, dieser schwersten und finstersten 
die auf die Revolution von 1908 folgte 
Te 1 und Teil 2 


format 


Preise zuzüglich Portokosten 
‚Abonnement 


DM3.- 

Ende der „Stolypinschen 

für das rußsische Prolataiat, 
MDM6- 


Fronten gerichtet werden? 
Sen Unkır und Rechtsopportuniemun in der KPO 


i 


für 8 Ausgaben ab 
für 12 Ausgaben ab Nr 
Förderabo tür 8 Ausgaben mn 


Fördern für 12 Ausgaben 


DIE INTERNATIONALE Zeitung des Kommunistischen 


Bundes für den proletarischen Internationalismus 


erscheint sechmwöchentlich 


w 
r 


om420 
DM 9,60 
om 

DM 12. 


Om 8- 
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Besen BE 
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(sum) 
Verlags-Katalog 


In diesem Katalog sind unsere herausgegebenen Broschüren und Bü 


cher mit jeweils kurzer Inhaltsbeschreibung aufgeführt. Der Katalog 
insofern auch eine gute Unterstützung für die Arbeit mit inte 


ın Kollegen und Freunden, 


Seit dem 13.September sind über 
40 politische Gefangene in den Hun- 
ferreik, getreten, um aegen, dhre 

aftbedingu zu protestieren. 
Nach dem Abbruch zweier Hunger- 
streiks ist dies der dritte Vermch 
der Genossen, sich im Knast die 
grundlegendsten Rechte zu erkämp- 
fen. Ziel des Streiks ist die Auf- 
hebung der Sonderbehandlung der 
politischen Gefangenen. Inzwischen 
wird seit Anfang Oktober Zwangs 
ernährung gegen die Genossen an- 
gewandt. 


Gegenwärtig sitzen etwa 70 bis 80 
‚Genossen im Zusammenhang mit der 
RAF-Verfolgung im Gefängnis, einige 
schon seit vier Jahren. Viele von 
Ihnen sind bereits verurteilt wor- 
den, zu Strafen bis zu zwölf Jahren 
(siehe AK Nr. 40). Der Hauptprozeß. 
‚gegen die RAF soll voraussichtlich 
nächstes Jahr in Stuttgart stattfinden. 
(Siehe AK Nr. 50). Unabhängig, ob 
in Untersuchungshaft oder verurteilt, 
werden alle Genossen einer mehr oder 
weniger strengen Isolation _unter- 
worfen. 


Folter — klinisch erprobt 


Die Isolation ist eine wissenschaft- 
lich ausgearbeitete Foltermethode 
Schon vor 1960 wurde in den USA 
mit den „silent rooms” experimeı 
tert. Im Universitätskrankenhaus. 
Eppendorf in Hamburg gibt. es im 
„Laboratorium für klinische Verhi 
iensforschung” eine „camera sie 
(stiller Raum), in die vorzugsweise 
Bundeswehrsoldaten als Versuchsob- 
jekte gesteckt werden. Diese Räume 
sind vollkommen geräuschlos, haben 
kein natürliches Licht, nur eine Per- 
son ist drin. Alle gewohnten Reize 
an die Sinnesorgane sind auspeschal- 
iet. Außer sich selbst kann der Ge- 
fangene nichts wahrnehmen, was sich 
irgendwie bewegt, verändert, lebt 
Dieser Entzug der Sinneswahr- 
nehmung (sensorische Deprivation) 
führt sehr schnell zu unnormalem 
Verhalten. Da der Gefangene nur 
mit sich selbst konfrontiert ist, er- 
setzt seine Vorstellungskraft die (ch 
londen Reize von außen, er halızk 
niert, Auf tatsächlich stattfindende 
Veränderungen, z.B. durch Essens 
ausgabe u.ä, reagiert er übermäßig. 
Schlafstörungen und andere nervöse 
Leiden sind die Folge, die häufig auch 
kon ‚Schäden nach sich ziehen. 


Isolation 


Die bundesdeutschen Gefängnisse 
verfügen über solche „modern” aus- 
‚gebauten Zellen noch nicht. Deshalb 
werden die umliegenden Zellen, oben 
und unten, rechts und links, von Ge- 
jerlumt. In der so iso“ 
hierten Zelle sitzen die Genossen in 
strenger Einzelhaft. Jeder Kontaktver 

Gefangenen ist 


ringste Kontaktmöglichkeit zu 


‚deren Gefangenen zu nehmen, sind 


Arbeit 
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Hungerstreik politischer 
Gefangener gegen die 
Haftbedingungen 


Dort, wo der Kontakt mit anderen 
Menschen unvermeidlich ist, bei der 
‚sensausgabe usw., ist er auf die 
Wächter beschränkt. Unter allen Um- 
ständen wird ein Kontakt der pol; 
tischen Gefangenen untereinander 
oder mit anderen Gefangenen ver- 
hindert. In dem eben zitierten Be- 
schluß wird gegen den Vorwurf der 
solationsfolter eingewandt, „.die Be- 
schuldigten . . imli Rück- 


mm" er 
‚legen + 


takte zu pflegen”. Viele der Genos- 
sen erkennen dies als Falle. Sie re 
‚den solange nicht mit ihren Peinigern. 

{ 


und deren Verbündeten, bis sie 
Kontaktmöglichkeiten mit anderen 
Häftlingen erhalten. 

In aller Regel sind die politischen 
Gefangenen auch von den Gemein- 
schaftsveranstaltungen wie Kino, 
Fernsehen, Kirchgang u.ä. ausge: 
schlossen. 


Die Kontakte zu Menschen von 
außerhalb des Knast sind ebenfalls 
drastisch eingeschränkt. Zu Besuchen 
werden prinzipiell nur Anwälte und 
‚Angehörige zugelassen, z.T. wurden 
sogar Verlobte zurückgewiesen. Ne- 
ben den Anwälten können so nur 
leibliche Verwandte Besuche machen. 


In knapp einem Jahr bis Anfang 73 
hatte z.B. die Genossin Irmgard Möl- 
ler ganze zwölf Besuche. Keiner der 
Gefangenen hatte mehr als im Schnitt 
einen Besuch pro Woche, 


Einkreisung 


Der Ausschluß nicht-verwandter 
Besucher wird begründet mit der Er- 
fahrung, daß ausschließlich „‚Gesin- 
nungsgenossen” kämen, bei denen 
auch „durch Überwachung der Besu- 
che nicht völlig ausgeräumt werden 
kann”, daß sie Befreiungspläne über- 
mitteln. Eine vom BGH bestätigte Ver- 
fügung gegen Holger Meins in der IVA 
(Justizvollzugsanstalt) Wittlich/Eifel 
zeigt aber, daß cs darum nicht gehen 
kann. Sie enthält die Bestimmunsen: 


zu nehmen. Das soll dann, über Jahre 
hinweg, die politische Widerstands 
kraft soweit schwächen, daß die Ge- 
fangenen auf die gebotenen Kontakt- 
möglichkeiten mit. ihren, Wächtern 
eingehen und „‚kooperativ" werden. 

jesonders deutlich wird das am 
Hofgang, der generell einzeln stattfin- 
det, im Beisein von zwei Wächtern, 
die zum Teil bewaffnet sind, 

In einigen Fällen wurde noch eine 
Fesselung der Hände auf dem Rücken 
befohlen. Nach vielen Beschwerden 
wurde fünf Genossen (u. a, Ulrike 
Meinhof, Holger Meins, Jan-Carl Ras- 
pe) ein Hofgang mit einem Häftling 
erlaubt, der von der Anstaltsleitung 
auszuwählen ist! Ein Gefangener be 
richten ‚Erfahrungen mit die- 
sem „Beigänger“, er habe ihn nach 
der RAR ausgefragt. Der „Beigänger” 
ab zu, daß er dafür eine: 

Hofgang, Extraverpfic 
Besuch seiner Frau 
Andere Gefangene wur 
„Dienst gepreßt, Um Represalien 
gegen diese Gefangenen zu verhindern 
und aus Protest gegen die Bespitzelung 
lehnten viele Genossen den Hofgang 
mit „Beigängern” ab, 


Zensur 


Schriftliche Kommunikation und 
'ionsmöglichkeiten der politr 
schen Gefangenen sind ebenfalls weit- 
gehend beschränkt. Der Postverkehr 
ist auf Verwandte eingeschränkt, da 
sonst angeblich „verschlüsselte Mit- 
teilungen“ gegeben werden könnten, 


Dis Bundesverfassungsgericht 
hifertigte diesen brutalen Eingriff. 

‚nerelle Beschränkung” (des 
Postverkehrs u. ä.) sei erlaubt, wenn 
eine „reale Gefährdung des Haft- 
zwecks” nicht durch Einzelmaßnah- 
men zu verhindern sei 


Der Genossin Brigitte Asdonk wur- 
den. von Bundesrichter Buddenberg 
zur „Aufrechterhaltung der Ordnung 
in der Haftanstalt” verordnet, „je- 
weils wöchentlich zwei zweiseil! 
Briefe im Format DIN-A=4 sowie zwei 
Postkarten schreiben und eine eben- 
solche Anzahl empfangen” zu dürfen. - 
In verschiedenen Beschlüssen von Bun- 


‚sucher, auch _ Rechtsanwllte, desrichtern (Zipfel, Knoblich, Woes- 

© Yerden vor dem Besuch körperlich per) wird eine umfassende Zensut Do 
tisch indet 

er © eine Postkarte von Astrid Proll 


© Besuche nur in Gegenwart von zwei 


Beamten, 


© nach dem Besuch wird Hol 
durchsucht und neu einyel 


Die anwesenden Wächter versuchen 
während der Besuchszeit, die Ver 
wandten zu beeinflussen und schalten 
sich in die Gespräche ein, Einzelnen 
'n. 2, B Astrid Proll (die in 
wegen. schwerer gesundheitli- 
cher Schäden entlassen werden muß- 


Meins 
ud 


1 Gefangene in einen „toten 16), wurde der Besuch ganz gesperrt 
Trakt” Worden. Zuletzt Au Einem Gefangenen in Heidelberg 
gustin in Hannover, wurde der Besuch der Ehefrau versagt, 

Entgegen den häufigen Dei da zu befürchten se1, „daß der Besuch 
es sehe keinen „toten T zum Anlaß genommen würde, gröb- 
der Ermittlungsrichter des Bunder entstellende Behauptungen über 


so aufzustellen. 


erichtshofes, Knoblich, _in einem 
jeschluß vom, 9.3.74 festgestellt ze Beruchwregelung und die 
Ulrike Meinhof se in einem n. denen die Rechtsar 
nicht belegten Gellngnisflügel (wie Besuchen unterworfen w 


gewählt ausgedrückt!) untergebracht 
worden 


fen darauf hinaus, den Ge 
ieden direkten Bezug zur Außenwelt 


wurde nicht weitergegeben, da der 
Inhalt der Postkarte beleidigend sei 
wegen der Verwendung des „Aus 
drucks Korruption im Zusammenhang 
mit der Schilderung des Verhaltens 
‚des Angeklagten 
„Manipulation des Ver 
itellt sei(Ruhland ließ sich 
gegen seine Freilassung zu 
Zeugen” gegen die Genossen machen); 
® ein Briel von Brigitte Asdonk wur- 

de zurückgewiesen, da @ı ine 
Schilderung 0 

kommnisse beinhaltet”; 
rd Möller wurde 
ihm die „De 


„Sie (1.M.) befolgt da- 
on den Mitgliedern 
prakt 


gestellt wurde, 
mit ersichtlich die 


der kriminellen 
zierte Methode, das 
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‚nach ihrer eindeutigen Zielrichtung 

generell” den „Anstaltsfrieden” und 
‚Ordnung und Sicherheit der Anstalt” 
gefährden: 


© Monika Berberich durfte keine von 
zehn Sendungen erhalten, da sie 
„on Gesinnungsgenossen der Beschul- 
sten verfaßt, gedruckt oder verlegt 
werden”, die „nicht jedermann, ve 
ändliche Ausdrucksweise” die Kon- 
trolle versteckter Mitteilungen er- 
schwere und den Richtern die einge- 
hende Lektüre dieser Schriften nicht 
zuzumuten sei. Monika B. darf nur 
noch Sachen aus dem „offiziellen 
Handel” (? !!) über die Vermittlung 
der Anstalt beziehen; 
© Manfred Grashof wurden von Bun- 
destichter Buddenberg Bücher zum 
antiimperialistischen Kampf mit fol 
gender Begründung vorenthalten 


„Die Verfasser der beigefügten 
Druckschriften propagieren in primt- 
tiver Weise die bewaffnete Auseinan- 
zueigen 
‚Gruppen in verschiedenen Teilen der 
durch für den Empfänger der Eind' 
entstehen kann. daß er Mitglied einer 
ee 
weiten Kampf gegen die Ausbeurung 
nee 
BErens 
‚kann, wird er durch die Lektüre dieser 
TR 
Er Sea 

mazs 
Barmer 
tal tsordnung verleitet”. 

Be rege 
ee 
Zee 
Sram 
Br 
messe: 
SR: 


Der Zermürbung der’ politischen 
Gefangenen dienen eine Reihe von 
Schikanen, deren Anwendung vorläu- 
fig noch individuell erfolgt 
© Klaus Jünschke saß über ein halbes 
Jahr in einer Zelle, deren Fenster 
nur einen Spalt brit geöffnet werden 
‚konnte. Selbst der Pfarrer hielt das 
bei seinen Besuchen nicht aus und be- 
schwerte sich; 


@ Margit Schiller wurden bis auf eine 
Liege sämtliche Einrichtungsgegen- 
stände entzogen; 


® cine Reihe von Genossen wird in 

Intervallen von einer halben Stunde 
beobachtet, z. T. bei Nacht mit ein- 
geschalteter Zellenbeleuchtung; 
® die Zellen vieler Gefangener wer- 

den täglich in Abwesenheit der Ge- 
fangenen kontrolliert. 

Alle „Schikanen” und „regulären” 
Maßnahmen beruhen auf richterlichen 
Beschlüssen. Sie werden in allen An- 
stalten, über einem Dutzend, ange- 
wandt, in denen RAF-Gefangene sit- 


Hungerstreik 


Am 13.9. traten einige RAF&Ge 
nossen in den Hungerstreik. Inzwi- 
schen sind über 40 Gefangene am Hun- 
gerstreik. beteiligt. Sie sitzen haupt. 
sächlich in Hamburg im UG und in 
West-Berlin, der Rest ist verstreut über 
die ganze BRD. 

Der erste Hungerstreik Anfang '73 
dauerte drei Wochen, der zwi 


8.5. - 29,6.73, Bei 
senilichen erfolglos abgebrochen. 
Nach wie vor ist die hauptsächliche 
‚Forderung die Abschaffung der Isola. 


tion der politischen Gefangenen. 
Die Bourgeoisie versucht, diesen 


Hungerstreik mit allen Mitteln zu bre 
chen. Die Gefangenen werden einer 
verschärften Isolation während des 
Hungerstreiks unterworfen. Der Ham- 


burger Justizxenator Klug erklärte im 
NDR, nach einer Woche Hungerstreik 
werde den Gefangenen das Trinkwas- 
wor entzogen. Trinkwasserentzug ist 
Mordversuch! Nach 6 -9 Tagen führt 
er zum Tod des Gefangenen, schon 
wenige Tage ohne Wasser führen zu 
schweren St ungen 
und au Irreparablen Ausfallerschei- 
nungen. 

Durchgeführt wurde der Trinkwas- 
serentzug bei Ronald Augustin. Er 
wurde am 14.10.74 in eine Trocken 
zelle verlegt, ohne 
und ohne WC, und vom 
wurde ihm das Trinkwasser entZogen, 
gleichzeitig mit dem Abbruch der 
Zwangsernährung. Erst am 18.10. 
konnten die Verteidiger beim Gericht 
ein Verbot gegen den Trinkwasserent‘ 
zug erwirken. Gegen den Leitenden 
Obermedizinaldirektor Dr. Hubertus 
Kolluschek wurde desl 


die Bourgeoisie kennt viele Mittel 


Bürgers in den Stat und wine Inst 
tutlonen zu erschöttern”! 
‚Sinnvollerweise (im Sinn der Sats- 
gayald werden in die Zensur auch 
&. Informationsmaterie- 
ogen. Die Ölfenheit der po- 
indung zeigt. was auf 
alle politischen oder einfach „rei 
aufsimigen” Gefangenen zu- 


© Manfred Grashof wurde eine 
Schrift der Roten Milfe verpeigert, 

da sie „elne Metzschrift ohne Informa‘ 

Honswert” (1) sol; 

© Heinz Dr 


Streikenden statt 
oder Tee hinge 


Hkufig wi 


Da" verweigert, da dies Wasser Milch, Di 


stellt. Diese Nahrungsmittel lehnen 
sie ab. Ronald Augustin haben die 
Bullen sogar ein ganzes Mend ein 
schließlich Bier in die Zelle gestellt! 
So sollen die Gefangenen zur 
Verweigerung der Flüssigkeitsaufnah- 
me gezwungen werden. Auch das int 
Mordversuch. Aus Solidarität mit Ro- 
nald_ Augustin waren die anderen 
Streikenden kurzfristig in einen Dus 
streik getreten. 

Seit Anfang Oktober werden die 
Gefangenen zwangsernährt. Häufig 
wird cın daumendicker Schlauch 
durch die Nase in die Speiseröhre 0 

‚führt, in die er kaum hineinpaßt 

‚bei werden Nase und Speiseröhre 
verletzt. Gefangene, die Außerst ge- 
schwächt sind, z. B. Andreas Baader, 
bekommen Infusionen (er hatte inner- 
halb von acht Tagen nur zweimal je 
einen viertel Liter Wasser erhalten) 
Diese Verletzungen der „anerkannten 
Regeln ärztlicher Kunst” sind bewuß- 
te Schikane und Quälerei. Gegen meh- 
rere Knastärzte wurde von den Ver- 
teidigern Strafanzeige gestellt 

Die Aufgabe der Knastärzte ist, die 
Gefangenen für „haftfähig” zu erklä- 
‚ren. Deshalb verlangen die Gefangenen 
eine ärztliche Untersuchung durch 
Ärzte ihres Vertrauens. Irene Goer- 
gens wurde von ihrem Arzt beschei- 
nigt, sie schwebe in akuter Lebensge- 
Hl. Die Knnnärzte besrten das. 
Irene Goergens liegt jetzt im Moabiter 
Haftkrankenhaus. Eine Verlegung in 
die Steglitzer Uniklinik wurde abge- 
lehnt, obwohl sie sich weigert, sich 
im Knastkrankenhaus von Knastärz- 
ten behandeln zu lassen. 


Hetze 


Den Reigen eröffnete 
17.9. mit einem Bild von Andreas Bas- 
der, auf dem ihm das Fett geradezu 
aus den Augen zu triefen scheint. 
Überschrift des Artikels 


„Pendelver- 
kehr” zwischen Zellenfenstern zu be- 
richten wohl auch im Toten 
Trakı? 7! 

„Ai 14.10. berichtete „Bil 

Jaader an den Tropf angeschlossen”. 
Älles it schr friedlich, Senn 
liegt auf einem Ledertisch und 
sich nicht! 38 Mark kostet eine Infu- 
sion laut „Bild” — ob man die nicht 

könnte? !! Am 22.10. beant- 
‚Weit” die Frage nach 
der Isolationsfolter mit dem Hinweis 
auf häufige Anwaltsbesuche, eigene 
Radiogeräte (hinter Stahlbetonmau- 
msoll der Kmpfang ja besonden gut 
sein) und Empfang Iinksradikaler Zr 
tungen (glatt gelogen). Unter der an 
peblich „meterweise” vorhandenen 
teratur’befindet sich auch krimina- 
listische Fachpresse: „Welcher Art die 
Erkenntnisse sind, "die sie daraus 
schöpfen können, ist nicht schwer zu 
erraten“! Mit Lore-Romanen und 
„Bild am Sonntag” sähe Springer die 
Politischen Gefangenen sicherlich lie- 
ber versorgt. 

Im übrigen bemüht sich die bürger- 
liche Presse, die ganze Angelegenheit 
zu verschweigen. In den fast zwei Mo- 
naten des Hungerstreiks kommt kaum 
eine Zeitung über knapp zehn kurze 
Meldungen hinaus. 

Auch nicht mehr Mühe machen 
sich die staatlichen Stellen. Auf ein 
gen Pressekonferenzen und in Erklä- 
rungen wird die Folter schlicht geleug. 
net. Justiesenator Korber aus West 
Berlin: Eine Folter gebe es nicht, 
auch „dann nicht, wenn man, diese 
Begriffe sehr extensiv auslegt”. Die 
Gefangenen könnten an allen üblichen 

Kommunikationsmöglichkeiten teil 
nehmen! 


Solidarität 


Diese harte Linie der bürgerlichen 
Presse und der Justiz kann nur des 
halb so einmütig dufchgchaften wer 
den, weil es gelungen ist, die RAF-Ge- 
‚nossen politisch weitgehend zu isolie 
ren. 

Die Folterkomitees versuchten mit 
einigen Aktionen, die Aufmerksam- 
keit der bürgerlichen Öffentlichkeit 
zu bekommen, u. a. mil einer Aktion 
in einer Westberliner und einer Ham- 
burger Kirche. In Frankfurt versuchte 
ein Genosse bei der Verleihung des 
Friedenspreises des deutschen Buch 
handels eine Erklärung vorzulesen. 

Am 30.10. besetzie in Hamburg 
das Folierkomitee das Büro von am- 
nesty international. Amnesty ließ das 
‚Büro durch 100 Bullen räumen. Wolf. 
ang Piepenstock vom amnesty-Vor 
stand distanzierte sich erstmal von 
„kriminellem Verhalten“ und bestritt 
dann die „angebliche totale I 
der Bander-Meinhof-Häftlinge 

In West-Berlin machte eine ( 
24 Menschen, darunt 

ler Peter Schneider und 


upy 


Murnau in Bayern 
f („Engel der 
kan © 


Gefangenen") dem Str 
IKAH („Arbeiterhilfe‘ 


) 


Der Versuch in der Kirche die Hungererklärung zu verlesen. 


Das erste Opfer der Folter— 
Holger Meins ist tot! 


Holger Meins ist in der Nacht von 
Freitag auf Samstag in Wittlich/ 
Eifel gestorben. Er war seit fast 
zwei Monaten im Hungerstreik ge- 


hörte zu den 
ies RAF-Prozen- 


ng an be- 

sonders gezielt fertiggemacht wor- 

den. 

© der Anstaltsleiter hat im März 
73, nach bereits zehnmonatiger 
Isolierhaft, eine 26 Punkte um- 
fassende Verfügung zur schärf 
sten Kontrolle, Zensur und Iso- 
hation erlassen, die in allen we 
sentlichen Punkten von Bundes 
richter Knoblich bestätigt wurde 
und für die anderen Anstalten 
als Beispiel diente ; 


© der Anstaltsarzt Freitag hat die 
gerichtlich verfügte Zwangser 
nährung in besonders sadistischer 
Weise durchgeführt; Holger Meins. 
‚rurd ein däumengicker Schlauch 
In die Spei eingeführt, wo- 
durch es zu inneren Verletzungen 
kommt, dem Nahrungsbrei wur- 
den Psycho-Pharmaka  beige- 
mischt. 


Rechtsanwalt Croissant hatte bereits 


Kön 


verletzus 
„Spiegel“ schrieb am 4.11., Holger 
Meins werde angeschnallt und ge- 


erstattet. Der 


waltsam ernährt, „ein Verfahren 
zu dem das Mainzer Justizministe- 
rum bislang die Stellungnahme ver- 
weigerte” 

Die Justiz hat Holger Meins auf 
‚dem Gewissen, der ganze Schweine- 
Apparat samt seiner Presse trägt die 
Verantwortung dafür. . 


Isolationsfolter an Ronald 


Augustin 


Der holländische Staatsangehörige 
Ronald Augustin befindet sich seit 
dem 24. 7. 73 wegen Verdachts der 
Zugehörigkeit zur „Rote Armee 
Fraktion” (RAF) in stren; 
zelhaft, zur Zeit 
Justiavollzugsanstalt 
ist damit 
Isolatic 


wenen angewendet werden, unter 
worfen, als da sind: der Ausschluß 
von allen Gemeinschaftsveranstal 
tungen, Sprechverbot, Sichtkon- 

{verbot. Der tote Trakt in Han 
er ist ein extra als Isollersta 
bauter Gebäudeteil. Ronald 

lebt darin in einem schall- 


wissenschaftlichen  Erkei 
Elektroschocks gleich; 

Ergebnis ist nicht nur vorübenge 
hende Desintegration und Desort 
entierung, die Folter zielt ab auf 


die Zerstörung der politischen 
Handlungsfähigkeit der Gefange 


Die Isolation wurde bei Augu 
stin dadurch. perfektioniert, daß 
Verteidigerbesuche durch eine be- 
sondere Besuchszelle verhindert 


werden, in der der Gefangene 
durch eine" Wand von dem Ver 
jetrennt ist, in die eine 


eingelassen ist, In die 
skäfig k zwar 
te des Gegen, 


2, durch den noch nicht ein 
mal dünne Hefter geschoben wer 
den können. Die 


teidigung zwischen Augustin und 
seinen Anwälten wird dadurch ver 
hindert, Einige tausend Seiten De 
lastungsmaterlal müßten blattwei 
se durch den Schlitz geschoben 
werden. Schon die den Anwälten 
zugemessene Besuchszeit bei Au 
gustin würde nicht ausreichen, um 
50 den Prozeß vorzubereiten. 


Auch nach außen int auf An 
weisung des Bundesrichters Knob- 

h die totale ion angeord 
net worden. Jeder Besuch und 
Briefwechsel ist. tur Augusin 
seine Eitern und seine Schwester 
beschränkt, In der Praxis wird auch 
‚der Briefverkehr mit den Angehö- 
rigen verhindert.  Beisp 
wurden Briefe an seine Eltern be 
schlagn 


Zeitungsausschnitte an die Verte 
diger zu schicken. Die Besuche 
der Angehörigen werden nicht nur 
von Anstaltsbeamten, sondern auch 
‚n Angehörigen der politischen 
oliaei abgehört. Die Desuchspro- 
tokolle werden für Ermittiungs 
zwecke mißbraucht, obwohl da 
mit gegen zwei Grundsätze des 
techtsstaatlichen Verfahrens ver 
stoßen wird: gegen das Recht des 
huldigten, di 
1e zu verweigern und di 
in Angehörigen, im Verfahren 
keine Aussage zu machen 
© Wir entnehmen diese Informatio- 
Aufsatz des Rech 
oenewold „Folter 
führung 
jelanı 


Ivkomitee Arbeiterhilfe, 


a 


- 


Tr 
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Achtung! BULLEN SCHARF 


Nachdeı 


Ya Starsinal ur Bullen 


‚sen, der wie ein 
sich die Fälle, in denen Bul: 
R Bespiee sun den a 
fen, aus den letzten 
‚die mehr oder minder zu- 
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ten kann man, angesichts 
che, daß die Bullen wußten, daß der 
Mann „bewaffnet” ist, nur als Bitie 


fenbullen dem 44jährigen Arbeiter 
Walter St. zwei Brustschüsse, als sie 
ihn beim Benzinklauen aus einem 


zwei Streifenbullen alarmiert. In 
einer Wohnungsoll geschossen worden 
sein. Die Bullen klingeln an der ver- 
meintlichen Wohnung. Es wird nicht 

ullen treten. die 


eich, geöffnet, die 
‚ein. Der Wohnungsinhaber soll 


un 
hot 


mit einem Gewehr im Anschlag im 


‚nach einem anderen „werschent-" 


lich” in seiner Wohnung erschossen. 
© Zwei Zivilbullen eine 
Stunde nach einem all mit 


| 


FH 
j 
ae 
Hi 
Bi 


a 
. 
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in der Annahme, cs 
delt sich um den Einbrecher, schos- 
sen sofort, 


© Zwei Streifenbullen entdeckten 
in Fallingbostel bei Hamburg zw 
{end in einem gestohl 

nen Wagen, Si weckten die Männer, 
die Papiere zu kontrollieren. Yor: 

ber hatte einer der Bullen 
SET eine. Tiacla Wiege 
Als einer der Wageninsassen darauf- 
hin erschreckt zur Pistole griff, 
wurde er sofort niedergeknallt. Mil 
drei Schüsscn (Bauch und Brust) 
machte der Polizeihauptwachtmei 
ster Günter Sch. It. „Morgenpost’ 
vom 15.10.74. den Wageninsassen 
„kampfunfähig”, Dieser wird, nach 
Aussagen der Ärzte, nicht überleben, 
Bielefeld (nach 
sche” vom. 17. 


‚Neue. Westfäl 
und 25.9,74): 


Anwaltsbüro „‚Weiland + Partner“ 


Kommunistenverfolgung im 
Auftrag der Sozialdemokratie 


Nach Erscheinen des ARBEITER- 
KAMPF Nr. SO, erhielt der „Verlag 
ARBEITERKAMPF” ein 

des Anwaltböros „Weiland + Partın 
Darin wurde der Verlag nufgefordert, 
bestimmte Aussagen aus ARBEITER. 
KAMPF Nr, 50 über Obes (Texaco), 
und da 
Anwaltsbüro nicht mehr aufzustellen, 


——— 
Klauen im Dienst 


‚Einige „Lesetzesbüter", die sofort 
jeden kleinen Taschendieb im Pols 
Zeigriff vor den Richter schleppen, 
klauen selber wie die Raben. Drei 
Fälle zus der letzten Zeit, die pu 
Dlik wurden 
© Der Ladeninhaber eines Münzge 
schäftes in München 
henes Pech. Nas 
nachts die Alarmanlage von einem 
Dieb ausgelöst wurde, der jedoch 
ven die Bullen cher 
als er selber 
$o wurde er um Münzen im Ge- 
samtwert von DM 9.000 erleich- 
tert 
(„Nebenbei Beide Bullen sind 
außerdem noch der $-fschen schwe- 
Ten Körperverletzung angeklagt. Ein 
Beispiel: Nach der Festnahme eines 
Betrunkenen fuhren die Bullen mit 
ihm in einen dunklen Hof und knüp- 
ten Ihn zusammen. U. a. hatte der 
Betrunkene danach Piatewunden an 
der Stirn und eingerissene Ohren.) 
(Nach „Süddeutsche Zeitung” vom 
17.7,74) 
h Kripomann in Zivil klaute 
einem Hamburger Juwelier 
geschäft Juwelen im Worte von 
nchreren Tausend Mark, Auch 
er der Dieb, der die 
hatte, abgehauen. 
4.70) 
? Wullen im 


© Jahielang klauen 

Bremer Preihafen Waren aus 
Waggons, Lasik nd Con 
tainern. Insgesamt für mehrere 
10.000 DM. Die Beute Iranspor 
tierten sie im Streifenwagen ab 
VAL" vom 23 8. 74 


aufstellen zu lassen, zu verbreiten 
‚oder verbreiten zu lassen (siche AK 
50, Seite 11, 5, Sf 2. Abs), 
Weiland drohte für den Fall der 
tunterzeichnung einer „Unter 
lassungserklärung” gerichtliche Schrit- 
te und „Ansprüche auf Widerruf‘ 
und Schadensersatz" an. 


h, 
war überschritten, eine Rinstweilige 
Verfügung gegen den AK beim Land« 


gericht Hamburg beantragt und na- 

ürlich bekommen. Dem Verlag wird 

durch die EV 

© „bei Vermeidung einer vom Ge- 
Ticht festzusetzenden Geldstrafe 
In unbeschränkter Höhe 2 
Hafıstrafe bis zu sechs Monaten 


verboten, folgende Behauptungen 
aufzustellen, aufstellen zu lasen, 
zu verbreiten oder verbreiten zu 
(siehe ebenda). 


festgelegt 
walls und 
net, die Höhe der Geldstrafe wird 
unabhängig davon vom Gericht be- 
stimmt). 

Dieses Vorgehen trägt eine Hand 
schrift, die in Hamburg schon 
reichlich bekannt ist. „Weiland + 
artner” hat gegen forischrittliche 
ollegen und Genossen die Gewerk 
schaftsführung oder andere an der 
Kommunistenjags beteiligte Sozial 
‚demokraten in folgenden Prozemen 
vertreten 
© Widerspruch” der IG Chemie-Füh 

fung gegen eine EV von elf 
RACAG-Kollegen gegen die Suspen- 
derung ihrer gewerkschaftlichen 
© IV der IG Chemie-Führung gegen 

dieselben Kollegen von RACAG 
wegen eines Flugblaties über die 
Poliik der aftsführung: 
Streitwert DM 50.000,- (111), 
Kiage von 1G Chemie-Führer Ko 
dollisch gegen den Texaco-Be 
Kynast wegen denen Vor 
‚dolitsch wende faschistische 


GELADEN! 


Auf der Jagd nach zwei entflohenen 
tlingen zwei Streifen: 
bullen, daß sie 'iden in einem 
Stall „dicht auf der Spur” sind, nach, 
‚dem sie „verdächtige Laufgeräusch« 
im Innern gehört hatten. Die Bullen 
‚daß sich die Häft- 
ielten, riefen, „Poli- 
\, rauskommen" dal um 
mittelbar darauf nichts rührte, drang 
Polizelobermeister Herbert L. mit 
in den Stall ein. 
fm Stalles sah er 
Ye zum Sera siehe. Di 
zum ichen. Der 
Ihe schoß auf Den Mann, der of- 
fensichtlich zum Zeichen seiner 


Wehrlosigkeit und aus vor der 
Karte des Wollen die scho; 
ben hatte. Der Mann erlitt „nur” 


‚einen Bauchschuß. Auch dieser Fall 
wird von den Polizeibehörden und 
du Jun gedeckt und sogar gern 
fertigt, 
Leitender Oberstaatsanwalt Armin 
Maas und Oberstanteanwalt Waldemar 
/eiß. führen ‚„Untersuchung”. 
Maas zur Presse: Es ist cin „bedau- 
erliches Versehen” (versah män sich, 
Indem man sttt eines enflchenen 
rafgefangenen einen Unbeteiligten 
anschoß 


Der betroffene Polizeiobermeister 
verweigert inzwischen jede Aussage! 
Die Staatsanwaltschaft heißt dieses 
gut: „Der Beamte ist damals noch 
nicht Über seine Rechte beichrt wor- 
den”! Das heißt, daß die Aussage, 
die Herbert L. direkt nach der Tat 
gemacht hat, jederzeit 
werden kann und durch eine glaub- 
würdigere, die „Unschuld” des Bu 
len beweisende, ersetzt werden kann, 
denn bislang glaubt man Bullen im- 
mer mehr als dem „Normalbürger”. 
Im „Spiegel 38/74 vom Sept. 
dJ. ist" zu lesen: Gezielte Todes- 
schüsse von Polizisten, für die es 
bislang nur eine vage juristische 
Rechtiertigung gab, sollen nach eir 
nem neuen Gesetzentwurf in beson- 
deren Fällen zulässig sein. Klar war 
den Reformern freilich von vorn 
herein, daß nicht etwa der unbeab- 
sicht tödliche, Polizeischuß, der 
aus. Übereifer oder Unvermögen ab- 
‚gegeben wird, gerechtfertigt werden 
soll: ER IST ES SCHON. . 


Genossin der Betriebszellen-Leitung 
‚Beiersdorf, KB/Gruppe Hamburg. 


© Vertretung von Holst (IG Che- 

mie-Führer) in einer Klage von 
Texaco-Kollegen gegen ein Flugblatt 
der 1G Chemie, in dem die Gründe 
für den Gewerkschaftsausschluß der 
Texaco-BR Kynast und Trampert an- 
geführt werden; 
© Vertretung von BR Obes (rechter 

Sozialdemokrat bei Texaco) ge 
gen Kynast in einer Klage von Ky 
hast gegen ein Schweinsflugblatt von 
Obex 

Klage von Auerdruck (SPD-Be- 

trieb) gegen die linke Zeitung 
„Alternative“ wegen einer Behaup- 
fung über die weitere Existenz der 

forgenpost" (Streitwert 100000,DM) 
Im Kampf der Sozialdemokratie 
im Genossen und Kollegen hat 
jeiland jetzt als erster (') den 
Schritt gemacht, den AK direkt an 
zugreifen. Das entspricht durchaus 
der prominenten Stellung des An- 
waltsbüros im System der Kommu 
mistenverfolgung der Sozialdemo- 
kratie in Hambus 

Daß dies nicht von ungefähr 
kommt, erklärt sich allein schon 


Polizei schoß wieder „irrtümlich’’ 
Getroffener schwebt in 


Lebensgefahr! 


Nacht vom Donnerstag auf 
den 20.9. wurde die Polizı 


hobten, die im gleichen Haus 
wohnt, auf. Plötzlich hörte er, 
seiner Wohnung die Alarmanlage aus- 
gelöst wurde, rief die Polizei und 
schlich sich langsam die Treppen zu 
seiner Wohnung hoch, 

Die Polizei traf gegen 2.30 Uhr ein 
und ging die Treppen zur bezeichne" 
ten Wohnung hinauf, Als sie die Klin- 
ke herunterdrücken wollten, wurde 
die Tür von Michael L. selber von 
innen geöffnet. Er hatte bereits fest- 
gestellt, daß gar keine Einbrecher da 
waren, sondern die Alarmanlage sich, 
selber auslöste 


Kaum war die Tür auf, schomen 
die Bullen mehrere Male auf Michal 
L. Im Polizeibericht heißt das 

„In der Meinung, den Einbrecher 
vor’sieh zu haben. schoen die Beam: 
ten...” 1,82”, 209.74) 

‚Michael L. wurde mit Bauchdurch- 
schuß in ein Krankenhaus gebracht. 

Selbst wenn die Polizisten nicht 
wissen konnten, wer da nun die Tür 
aufmacht, zeugt der sofortige, gezielte 
icht nur verletzen söllte, 


B. 
töten (Bauchschuß!) davon, wie akru- 
los bereits bei jedem kleinen Ein- 
ichsversuch von den Bullen vorge- 
‚gangen wird. . 


Ein Chemiegenosse aus Hamburg 


„Polizei probte den Ernstfall...“ 


A ‚Oktober 120 Beamte, 
Aracuge Im Kinn. um de ‚Under 
überschreitende Verfolgung‘ zu üben.“ 
(„Nürnberger Nachrichten“, 17.10.) 

‚Zwischen Stuttgart über Rothen- 
burg und Ansbach bis Nürnberg dien- 
te ein fiktiver Sprengstoffanschlag 


hen Aus- 
richtung bieten solche Einsätze die 
Möglichkeit, den hochmodernen W: 
fen- und Geräteapparat der Polizei 
„praktisch“ zu erproben. 

In Ermangelung an „RAF“-Aktio- 
nen mußte dieser „fast echte Krimi“ 
(„NN®) so aufgebaut werden, daß er 
in das Hetzkonzept der Strauß und 
Co. hineinpaßt. Die Jagd auf „Anar- 
chisten“, die „in einem staatlichen 


‚Gebäude in der Stuttgarter Innen- 


stadt (!) einen Sprengkörper" 
bracht haben, eine Schießen 
telten und es ablehnten, 
letzten) Polizisten ärztliche Hilfe zu- 
teil werden zu lassen‘ 
kesienet, den „Ruf na 
jann““ bzw. die Sicherheits- und Ord- 
‚nungsparolen der CSU zu untermau- 
em. 


aus der Stellung der beiden Rechts- 
anwälte aus dem Büro „Weiland + 


Partner”, Dr. Gerd G. Weiland und 
Rolf-Dieier Klooß in ‚der SPD 
Hamb 


MooR 
@#Klooß ist an leitender Stelle im 

SPD-Kreis St.Georg tätig; 
© Weiland ist. Geschäftsführer der 

SPD-Fraktion in der Bürgerschaft 

und Vorsitzender des Haushalts 

ausschusses der Bürgerschaft, 

Bürgerschaftsabgeordneter " des 

Wahlkreises Alsterdorf, außerdem 

ist er Mitglied des Vorstandes der 

„Deutschen, Druck- und Verlags- 

gesellschaft” einer Zusammenfas- 

sung sämtlicher Druckereien und 

Verlage, 
© Alexander Jahr ist der Sohn von 

John Jahr, Teilhaber der Fa. Gru- 
ner + Jahr. 

Über die enge Verbindung des 
1G_Chemie-Lögenbarons” Freiherr 
Philipp von Kodolitsch, Gewerk 
schaftssekretär, Juso und die rest 
liche Gewerkschaftsführung zur SPD 
braucht hier wohl nichts weiter ge- 
sagt zu werden (s. AK | bis 50). 


Der offiziell genannte Zweck wird 
in den „NN“ so dargestellt‘, 
‚gemeinsamer  Einsatzstäbe (Bayern 
ind Baden-Württemberg, Anm), Ein- 
autz von Observations-, Verfolgungs- 
und Zugriffskräften sowie die Ver- 
wendung von Spezialfahrzeugen, mo- 
dernen Waffen und Geräten sowie 
der Einsatz von Fernmeldemitteln.“ 

Es handelt sich bei diesen Manö- 
vern nicht etwa um regionale Einzel- 
maßnahmen der besonders reaktio- 
mären bayerischen Polizei, sondern 
solche Übungen finden auch in ande- 
ren Ländern der BRD statt. 

‚Aufkeimenden Klassenkämpfen 
wird ein Bis an die Zähne bewaline- 
ter Polizeapparat ent N 
um mit allen verfügbaren Mitteln das 
Krifteverhältnis zugunsten der Bour- 
geoisie zu erhalten. ‚ 

Parallel dazu wird die Bow 
nichts unversucht lassen, die Krimi- 
nalisierung der fortschrittlichen Kräf- 
16 und Organisationen voranzutrei- 
ben, mit dem Ziel, daß der Ausbau 
des Militär- und Polizeiapparats von 
der Bevölkerung nicht nur akzeptiert, 
Sondern möglichst auch noch unter: 


nz wird. ar 
Leser aus Nümberg 2 


Die hervorragende Rollevon „Wei- 
und + Partner” in der Kommunjsten- 
verfolgung zeigt sich darin, daß sie: 
© in fast allen Hamburger Prozessen 

in denen sich rechte Sozialde- 
mokratie oder Gewerkschaftsführung 
und fortschrittliche Kollegen gegen- 
überstehen, tätig sind: 
© schöpferisch die Mittel des bür- 

serlichen Rechts einseizen um 
die Kollegen und Genossen fertig 
zumachen, z.B. materiell durch die 
Festlegung hoher Streitwerte; 
© vor allem auf die kommunistische 

und_gewerkschaftsoppositionelle. 
Öffentlichkeitsarbeit mit ihren An 
wriffen abzielen. 

‚Auch wenn „Weiland + Partner” 
durch die Unteriassungsuufforderuny 
und die EV verhindern wollen, daf 
sie als Quristische) Agentur der So- 
zialdemokratie in ihrem Kampf ge- 
sen die Kommunisten und fort. 
schrittlichen Gewerkschafter ent- 
larvt werden — die Tatsachen spre- 
chen für sich, . 


IKAH (Arbeiterhilfe) 


Sechs Monate gegen Ruth 
Heuzeroth und Günter Will 


Gegen die Presseverantwortliche der 
Zeitung „Wahrheit”, Ruth Heuzeroth 
(Khefrau von Werner Heuzeroth, der 


falscher Anschuldiyung in Tatein- 
hin mir Beteiligung und Verleum- 
dung” sechs Monate Gefängnis ohne 


Berährung! 
Dieses Urteil ging weit über den 
Antrag des Stnatsanwalts (drei baw 
zwei Monate mit Bewährung) hinaus. 
Dieses Unell sticht krass von ver“ 
gleichbaren ab. Hier wurde an Genos 
fen einer jehr kleinen, vorwiegend 
breiteten Zeitung (die 
" wird ‚abgezogen und hat 
hur einige hundert Stück Auflage!) 
cin scharfes Exempel verübt — of 
bar in der Annahme, daß hin 
diesen Genossen kaum jemand steht. 
Über das Klima des Prozemes und die 
linstellung won Richter Wolft gibt 
die fürsche Äußerung von Wolff 
Auskunft; „Ste können ruhig In die 


Berufung gehen, Sie bekommen kein 
Recht, und es wird sich an der Sach- 
‚ch nichts ändern“ (It. „Wahr- 


Worum ging es im Prozeß? Günter 
Will hatte im August 1973 in der 
/ahrheit“ (Nr. 54) geschildert, wie 
ram 2, Juli 73 „widerrechilich 


or" 

wurde 
der Be- 
eibüttel“ und „Ka- 
Pol 


Iungen bei der Fi 
und auch im Knast schikan 


wegen Günt 
Gericht behauf 
Schilderung in der time 
‚nben aber zu, bei der 
dewen „Wider 
zu haben. „.M 
dies im einzelnen geschah... wurde 
von den Polisisten nicht näher er- 
läwıert. Richter Wolff gab sich damit 
zufrieden.“ (Bericht der bürgerlichen 
„Rhein-Zeitung” vom 18.10.) 


Es ist kein Einzelfall, daß 1. Fest- 
senommene von der Polizei brutal 
mißhandelt werden, und 2. der Ver- 
Prögelte anschließend auch noch wo- 
gen Verleumdung der Polizei bestraft 
wird, So war es auf dem 0 
der. Studentenrevoite such hlch, 
daß von der Polizei zusammenge-, 
knüppelte Demonstranten erstmal 
„toutinemäßig'" eine Anzeige 
Widerstand gegen die Staatspe 
Kriepten, und froh sein mußten, 
schließlich „mit blauen Augen“ (im 
wahrsten Sinne des Wortes) davonzu- 


kommen. 
Hier geht es nicht bloß um das 
Recht auf-freie politische Meinungs 
Außerung, sondern auch darum, di 
Menschen durch Einschüchterung dar 
von abgehalten werden sollen, sich 
bergriffe der ‚durch 
öffentlichungen zu wehren, Schr 
für Schritt wird so um die Polizei 
herum ein straffreier Raum aufge- 
baut. Das Ergehnis ist eine wachsende 
Zahl won Polizisten, die sich nicht 
nur im Dienst gelegentlich „etw 
außerhalb der Legalität”" bewegen, 
sondern die auch nach Dienst nicht 
abschalten“ können und dann ge 
wöhnliche kriminelle Taten begehen 
(vom Diebstahl und Einbruch bis 
Rauschgiftschmuggel und Mord). ® 
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Göttingen: 


Gegen die Fahrpreiserhöhungen! 


In AK $1 berichteten wir über die 
Absicht der Göttinger Stadtwerke, 
zum 1. Januar die Fahrpreise der 
Stadıbus-Einzeifahrscheine um 20% 
auf DM 1, 


Je näher der 1. I 


mar rückt, 


einem Brief an Vertretungskörper- 
schaften von Betrieben, Schulen , 
Hochschulen usw. sowie an linke 
Organisationen schickten, Der rief 
enthielt die Aufforderung, auf Grund. 
lage der Resolution weitere Komitees. 
und Initiativgruppen zu Bilden sowie 
ein Treffen ‚uführen, auf dem 
die nächsten Maßnahmen beschlos- 
sen und koordiniert werden sollten, 

‚Am 17. Oktober fand dieses Tref- 


mo glrker „umwirbt” die Stadt“ fen statt. Unter den 60 Teilnehmern 
Im Oktober November" Yurden Waren über 25 Vertreter von inzw- 
An Umsteigehaltestellen hinter schen gegründeten Komitees und Ini- 
PR Hativen sowie Beobachter aus poli- 
\euj schen Organisationen, Es wurde zu- 


bau der Gothaer Versicherui 
am Bahnhof große Übersichtskarten 
mit Darstelung der Linlenführungen 

in Ham- 


aufgestellt, wie man sie z.B 
burg auf Ü-Bahnhöfen 
hierzu war nach Meldu: 


'hen Gewirr der ein- 
zelnen Linien kaum noch zurecht 
fanden”, Diesen ganz normalen Ser- 
yiee Bi man mit großem Getöne 
„aufälig" jetzt installieren. 

Ende Oktober ve die Stadt- 

werke ca. 40.000 Fragebogen se- 
zielt in Betrieben und Schulen, mit 
deren Hilfe „Fahrgewohnheiten” wie 
Einstieg, Äustieg, Umsteigen und 
Fahrzeiten ermittelt werden sollen. 
„Selbstverständlich”, so beteuerte ein 
Stadtwerksingeneur laut „GT", „‚kön- 
‚nen auch Wünsche und Kritik auf dem 
Fragebogen geäußert werden. Offizi- 
elle Begründung für diese Fragebogen- 
Aktion: die Verkehrsbetriebe brau- 
ühen, wegen, einer Novellierung des 
Personenbeförderungsgesetzes. „neu- 
este statistische Unterlagen". 
zogen wird die ganze 
Preisausschreiben, dessen Haı 
se — Jahresfreifahrkarten sind. 

Daß dieses übersteigert zur Schau 
getragene „Interesse“ am Wohlerge- 
hen der Fahrgäste nur so lange währt, 
bis die Tariferhöhung nach dem Wil 
len der Stadtverwaltung unter Dach 
und Fach ist, versteht sich von selbst. 


Initiative gegen die Erhöhungen 
Bereits Anfang Oktober hatten 


nächst für den 21, November eine 
Veranstaltung beschlossen, die 
@ möglichst breit in den einzelnen 
Komitees vorbereitet —, über die ar- 
beiterfeindliche Politik der Stadt- 
verwaltung aufklären und den Zu- 
sammenhang zu anderen Angriffen 
auf das Lebensniveau (Lohnabbau 
usw.) aufzeigen soll, um das nötige 
Bewußtsein für weitere Schritte zu 
entwickeln. 

Als wichtige Aufgabe der Komi- 
tees ist erkannt worden, Erfahrungen 
aus den Kämpfen in anderen St 
ten, insbesondere Frankfurt, heran- 
zuzichen und auszuwerten. Insbeson- 
dere konzentrieren sich die Komitees 
darauf, weitere Menschen in die Ar- 
beit "miteinzubezichen. Dies ge- 
schieht mit Hilfe kleinerer Öffent- 
licher Veranstaltungen, durch Plakat- 
aktionen, systematische Hausbesuche 
um. 


Ye ist an dieser Initiative wich- 


Zunächst ist von Bedeutung, daß 
die Initiative von Arbeitern und An- 
gestellten ins Leben gerufen wurde, 
daß die gesamte Aktion auf einer 
klar antikapitalistischen Grundlage 
stattfindet und realistischerweise auf 
eine Verteidigungsforderung orien- 


tiert („gegen die Erhöhung”..) . 


Es ist nicht überflüssig, dies hervor- 
zuheben. Denn in den letzten Jahren 
war es meist so, daß Fahrpreiskäm- 
pfe von studentischen Gruppen ink 
tiert wurden, die kurzatmige Forde- 
rungen, wie etwa nach dem Nullta- 
rif als_ Aktionslosungen- aufstellten 


sich in Göttinger Druckbetrieben und obendrein noch die tollsten Il 
ine Komitee „Kampf den Fahr. Juionen über die Möglenkit von 
 preiserhöhungen’ je Kollo Erfolgen verbreiteten. Das 
eg 


Fahrpreiserhöhungen in Hildesheim: 
Schlechte Abwehr der Linken 


Nach den Gaspreiserhöhungen im Ja- 
nuar und der Heraufsetzung der 
Strompreise im September erhöhten 
die Stadtwerke AG Hildesheim die 
Preise für den Busverkehr für, alle 
Fahrkarten zwischen 14 und 33 Pro- 
zent. Am meisten betroffen sind da- 
von die Sozialtarife für Kinder, Schü- 
er, Studenten und Rentner. 


Im Großraum Hannover kann man 
für 0,80 DM bis zu SO km fahren, 
hier in Hildesheim beträgt die läng- 
ste Strecke 10 km. Trotz des dünnen 
Busnetzes, gerade in den Randgebie- 
ten, soll z.B. die Einzelfahrkarte nun 
0,80 DM statt 0,70 DM kosten. 

Nach gemeinsamen Aktivitäten 
zum Jahrestag des Militärputsches 
in Chile verichte der KBW wieder 
die örtlichen 
die ASten dei 
Pädagogischen Hochschule (PM) etc 
‚einer gemeinsamen Aktionsein- 

zusammenzufasen. Um diese 


hei 
Aktionseinheit s0 groß wie möglich 


zu machen, fegte er aus seinen 


chen” und entsprechende Resigna- 


biättern alles, was nach Politik aus- 
sah, heraus und arbeitete unter dem 
Motto: Die Reichen zahlen wenig für 
die Leistungen der Stadtwerke, die 
Armen viel, also sollen die Reichen 
das Defizit ragen. 

Doch die Jusos mochten trotzdem 
nicht mittun. Sie begründeten die Ab- 
ichnung der Zusammenarbeit mit 
„schlechten Erfahrungen mit dem 
KBW“ (in der Chile-Aktion) und be 
schlossen wegen „erheblicher inhalt- 
licher Unterschiede" keine Aktions 
einheit hit kommunistischen Grup- 
pen („„K-Gruppen'‘) einzugehen. 

Die SPD hatte ihren Jugendelub 
zurückgepfiffen. 

So entstand eine „Aufklärungs- 
kampagne“, deren Höhepunkt der 
Vorschlag war, einheitliche Unifor- 
men für die Stadtwerkbediensteten 
Niedersachsens zu fordern, um das 
Defiait zu verringern. An der Juso- 
Gemeinschäftsaktion beteiligte sich 
‚auch der revisionistische MSB-Spar- 
takus (er ist ja keine „K', sondern 
eine „M"-Gruppe). Den Vogel schoß 


ton unter den Beteiligten. Welter- 
hir Istan dieser Initiative von Bede 
tung, daß, ie nicht auf kurzfristige, 
akuläre „Erfolge” setzt. Es hl 
vielmehr ihr politischer, 
di AbiahrkrtInbadonder In der 
werktätigen rung durch ge- 
duldige Kleinarbeit sozusagen von 
„unten her” zu entwickeln, 

Der entscheidende Gradmesser für 
den „Erfolg der Arbeit der gesamten 
Initiative ist deshalb gar nicht’ in 
erster Linie, ob cs gelingt, die Er- 
'höhung zu verhindern — sondern, 
‚ob es gelingt, mit srhobenem Kopf 
einen möglichen Mißerfolg zu über- 
sehen, den eibständigen, Kampf 

ie Lebensinteressen weiterzu- 
‚ihren und zu verbinden mit anderen 
Abschnitten. derselben Kampffront 
(gegen sinkende Löhne, steigende 
Preise und Mieten usw.) 

Dies sind für die KAG die wich- 
tissten Gründe, weshalb sie von An- 

+ fang an die Initiative tatkräftig un- 
terstützt hat. 

Das IK/KHB hat in ähnlicher Wei- 
se in seiner „Roten Tribüne” (28. 
Okt.) zu der Aktion Stellung ge- 
nommen. Genossen des IK bemüh- 
ten sich gemeinsam mit Studenten“ 
genossen der KAG, an der Uni eben- 
falls eine entsprechende Arbeit auf- 
zubauen, 

Der „Göttinger Beirisbasapress" 

(tendiert Richtung Soz. Büro) hat 


darisch erklärt, jedoch keine uns be- 
kannten praktlschen Schritte folgen 


n. 

Die Juso-Hochschulgruppe und 
der Juso-AStA schwanken wie stets, 
Das Delegiertontreffen am 17. Okto- 
ber, besuchten sie. trotz Einladu 
nicht; stattdessen saßen sie zur giel 
chen Zeit mit der DKP zusammen 
und berieten über eine Spalter-ni- 
tiatiye, die allerdings mangels poll 
ischer und, personeller Masse nicht 
zustande gekommen is 

Die DKP schien anläßlich der 
Fahrpreiserhöhungen zunächst „ge- 
waltig” auftrumpfen zu wollen, 'wo- 
bei sie-sich wohl bereits beim "Aus- 


Ihre fast schon traditionelle Rolle 
‚spielen erneut KBW und .KSB, die 


die DKP ab, die bei den Jusos, Jung- 
demokraten usw. gerne mitmachen 
wollte, aber dummerweise ein „K“ 
in ihrer Abkürzung trägt. Sie arbeite- 
te als „Viele Hildesheimer Bürger“ 
mit, eine pfiffige Lösung der Deut- 
chen .... Partei. 

Der KBW versuchte daraufhin 
‚einen Alleingang. Unter der Parole 
„Keinen Pfennig mehr als bisher für 
den Busverkehr" sammelte er Unter- 
schriften; das scheint inzwischen über- 
haupt seine wichtigste Waffe zu sein. 
Weiter legte er die Termine für eine 
Podiumsdiskussion und eine Demon- 
stration fest und rief dann „Bürger 
versammlungen” ein. Die Organisa 
tion der Versammlungen klappte s0 
gut, dal selbst KBW-Genomen uns 
nicht sagen konnten, wann sie wo 
stattfinden. So hatten wir nur ein- 
mal die Möglichkeit, daran teilzuneh- 
men: Von den 80 Anwesenden, da 
von etwa 80% KBWler und Sympa- 
thisanten, wurde ein Komitee ge- 
wählt, das die vom KBW festgelegten 
Aktionen ausführen sollte. Das bedeu- 


Erneute Erhöhung der Fahrpreise geplant 


Hannover 1970: Großer Bullenaufmarıch bei den Kämpfen gegen die Fahrpre 


lich won $0 Pig auf 60 Pfg. erhöht (.‚Großraumtanf"). 1909 hl 
‚meh gelungen, eine Senkung der Fahrpreise wuf SO Pfg, durchzusetzen (.‚Roter-Punkr-Ak 

Ih ÖSTRA (kommunale Verkehrfßesellschali)erhöht 
block a 4.000 Demonstranien die Verkehrsmittel und ka 
Dure «Hetze von Prewse, Funk und Fernsehen wurden die Demonstranten zunehmend vor 
einer Woche mußten die Ak werden 


1974/75. Die Stadtverwallung wi 


destem, 75 Pin. bix 1.30 DM eingeführt werden. Für Pondier bedeutet das eine Mehrbelastung von 33 bis $0 Mark Weil 


ei ihren bisherigen F 
die Presse ei 


tpreerhl) 
aeiter Zeit 
für Fortsera 


diesem Jahr ist bei De 
meuten Angriff wollten 


Sympathianten des KM, 


es offensichtlich darauf anlegen, die 
letzten Stückchen politischer Sub- 
stanz und Emsthaftigkeit in ihrer 
Mitgliedschaft zu zerstören und die- 
se in einen jämmerlichen Haufen be- 
liebig hin- und hers£hiebbarer Mand- 
vriermasse zu verwandeln. Hier die 
vorläufigen Akte des KBW-Sumpf- 


balletts 

Die KBW-Studenten sam- 
mein. 10.000 Unterschriften gegen 
die Fahrpreiserhöhungen. Das ist 
über 2 Monate lang ihre inzi 
Aktivität in dieser Richtung. Hierzu 
schrieben wir in AK S1 

Ein Beispiel für Verantwortungs- 
losigkeit liefurt in diesem Zusam- 
manhang wieder einmal der KBW, 
der den Menschen als Abwehrmaß- 
nahme gegen die Fahrpreiserhöhun- 
gen nichts weiter zu empfehlen ver- 
mag, als „ e 
sitzungen, auf 
'höhung geht, sowie namentliche Ab- 
Zummung der Ratsherren — so pro- 
pagiert im Text einer Unterschriften- 
sammlung, die seit einigen Wochen 
vom’ KBW durchgeführt wird. Die 
Leute vom KBW haben sich von 
vornherein. derartig in ihre stupide 
Beschränkung auf Entlarvung der 
Rathaus-Papageien verbissen, daß 
nach ersten Aktionseinheltsverhand- 
lungen Ende August selbst die Jusos 
verblüfft feststellten: „Ihr habt viel 
von der DKP gelernt". 

2 Akt: Die Fahrpreiskomitees 
werden gegründet; KAG, IK/KHB 
und GBE unterstützen öffentlich die 
Aktion. Den KBW-Studenten ist die 
Initiative aus den Händen 
men; ihnen dämmert, daß 
vornherein zum Scheitern verurteilte 
Unterschriftensammlung nun polk- 
tisch gestorben ist 

Man verlegt sich aufs Taktieren. 
Das Delegiertentreffen am 17. Okto- 
ber und das von DKP und Jusos 
angezettelte Spaltertreffen werden 
gleichzeitig besucht. Man redet von 
„Einheit” und von 10.000 Unter- 
Schriften. Auf dem Delegiertentref« 
fen wird die Drucker-Resolution be 
kräftigt; der KBW blitzt ab. Nach- 
dem man nun draußen ist, verlegt 
man sich aufs Spalten und Denun- 
zieren. 

Zwei KSB-Leute 
Stadtteilkomitee W. 


tauchen im 


tete, daß die Bürgerversammlung nur 
ine Alibifunktion hatte. 

Bimbab „Shane FOIRR, war dan 
kiigliche Kundgebung mit 20. wi 
ine Demonstration mit ca. 80 Teil 
‚nehmern. 

Die örtliche Presse hat versucht, 
der Bevölkerung eiazublaen, die Sa 
che mit den Fahrpreiserhöhungen sel 
ein Streit zwischen Jusos und KBW 
Ziel dieser rechten Politik ist es, die 
Menschen von dem Erkennen ihrer 
Interessen abzuhalten, den Kampf 


en dreimal gehörig „Aryer“ bekommen. 


Org af 
Übermucht 


spricht, auf einer Uni-Vollversamm- 
lüng, lnde Oktober „wahrheitsge- 
treu” über den Stand der Arbeit des 
‚Komitees zu berichten. Auf der Uni 
VV tritt dieser Typ in der Manier 
eines geübten Polizeispitzi im 
dem er seinen Bericht” 


Lacherfolg gehen seine weiteren Be- 
merkungen unter 

Derseibe Bursche ist offenbar die 
Quelle für einen Drecksartikel in 
der „KVZ-Ortsbeilage” vom 27. Ok- 


tober, in dem der KAG praktisch 
Etikeitenschwindel unterstellt wird‘ 
die ca, 20 Mitglieder des Komitees 
seien KAG-Leute (schön wärs!) und 
hätten das Komitee ganz undemo- 
kratisch (nicht „öffentlich”!) ge- 
gründet, 

In einem Flugblatt des KSD wird 
‚dasselbe Komitee durch bewußt un- 
‚deutliche Formulierung als Gründung. 
von KBW/KSB ausgegeben. 

‚Gegen diesen Rattenschwanz von 
Verleumdungen und Spaltungsver- 
‚suchen hat der Koordinationsaus- 
‚schuß der Komitees mittlerweile eine 
entsprechende Erklärung herausgege- 


En 

3, Die zunehmend außer 
Rand nd Band gerstenen KBV/KSB- 
Führer are in ammemolen A 
Tenkungsemundver. Ahnen (Hl „plötz- 
lich“ ein — nach Monaten F 
Uhterschrifiensammtung't'-, daß oe 
Spree sn au ahan erden 
sollen. Sie rufen Knall und Fall zur 
Demonstration zum Sitzungsort des 
Skoderts auf, um den so „Zumammen, 
gefaßten Protest der Bevölkerung“ 
einzusetzen, dem Stadtrat zu „zwin- 
gen (wörtlich), keine Erhöhüng zu 
Beschließen, Nachdem, zuvor nichts, 
rein gar nichts zur politischen Funda- 
mentierung des Widerstands in der 
Berölkerung getan worden ist, sol 
man der Slädkrt „gerwungen“ wer! 
den — von 400 Demonstranten und 
Airer dreiköpfigen Delegation, (ie 
artig dem Oberbürgermeister während 
der Ratssitzung eine Resolution 
‚überreicht. Der bewährt arbeiterfeind- 


liche Stadtr: 1aßı 
sich durch di 
dings nicht beirren und beschließt 


ie Gastariferhöhung zum 1. Januar 
CE KBW führt uns beispielhaft 
vor, wie man mit solcherart ange- 
iegten Aktionen todsicher in der 
Säckgasse lundet, Er zeigt uns, daß 
Qurzatmige, Uberhastete Aktion 

nicht nur einfach „erfolglos“ it. son- 
dern daß sie von der hauptsichlichen 
Aulgabe anlckı nämlich ibe- 
ndere unter den Werktätigen Klar- 
heit über die politischen Fronten zu 
schaffen und auf dieser Basis gemein- 
kam vorzugehen. KAG Göttingen @ 


um die Interessen zu verhindern. 
Ex hat den Anschein, als kritisier- 
n wir die Vorgänge als Besserwisser, 
Während der Fahrpreiskampagne wa- 
ren wir im wesentlichen „Besucher“ 
bei Veranstaltungen. Inzwischen ha- 
ben wir begonnen, den Verkauf des 
ARBEITERKAMPF zu organisieren 
sehen auch im Schreiben von 
'espondenzen unsere Aufgabe als 


Sympathisanten des KB 
in Hildesheim . 


höhungen Die Fahrpreise wurden damals einhen 
Mi ‚nen und «aktionen 


für das Stadigebiet von 


al die Erhöhung von langer 
"de dewußt unklar Die SPD, die 
Aktionen gegen diesen er 
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Düsseldorf: 


Türkische Arbeiter protestieren 


gegen Kindergel 


Mit Transparenten und Plakaten de- 
monstrierten am 26.10.1974 etwa 
300 türkische Arbeiter durch die 
Düsseldorfer Innenstadt. 

‚Sie protestierten damit gegen das 
Abkommen über Kindergekdrahlung. 
das am Freitag zwischen der BR} 
und der Türkei abgeschlomen wurde. 

"Nach diesem ausländerfeindlichen 
Gesetz (gl. AK 46) sollen die türkk 


BRD lebenden Kinder das gleiche 
Kindergeld erhalten wie ihre deut- 
schen Kollegen. Für‘die in der Türkei 
gebliebenen Kinder werden die Be- 
träge drastisch reduziert. So soll das 
erste Kind nur DM 10; bekommen 
(hier DM 50,), das zweite DM 25. 
das dritte und vierte jeweils DM 60,- 
und jedes weitere DM 70, 

Diese Regelung wurde außer m 
der Türkei auch mit Spanien, Grie- 
‚Chenland und Jugoslawien abgeschlos- 


Westberlin: 


Am 30.10. kündigte die Bildzeitus 
t Schlagzeilen auf der ersten Sei 
an: „Tiergarten, W. und Kreus 


\T restlos It. Semi 
Aellandenperne 
Längerfristig. ist diese Maßnahme 
auch für die Arbeiterbezirke Schöne- 
berg und Neukölln angedroht. 
ne rchen und giechihen 
fr en 
Köiesen, en Sind Koll, 


; m 
aus den EG-Ländern sowie Ame- 
Österreicher und Schweizer. 

Die Begründung des Senats: „..die 
Belastung der bezirklichen Infraziruk 
fur durch Ausländeranteile von 23% 
(Kreuzberg), 17% (Wedding) und 15% 
Tiergarten) in den genannten Gebie 
ten sei nicht mehr tragbar” (,„Tages- 
spiegefvom 30.10.) 

as bedeutet dieser Erlaß für die 
ausländischen Kollegen? 

Hier wird das demokratische Recht 
auf freie Wahl des Wohnortes einem 
Teil der Arbeiterklasse entzogen, der 
vom Abbau der demokratischen Rech- 
te sowieso besonders stark betroffen 
ist (Ausländergesetze). Und da man 
wohl kaum davon ausgehen kann, 


daß ausländische Kollegen auf ein- 
mal in Bezirken wie Dahlem oder 
Zehlendorf („gutbürgerliche” Bezir- 
ke in Wetberlin) Wo) 


nungen bekom- 
4 


beitserlaubnis ist. Außerdem wird es 
nach diesem Erlaß den ausländischen. 
Kollegen noch schwerer fallen, ihre 
Familien nachzuholen, denn dazu 
müssen sie Jetzt Wohnungen nachwei- 


Köhege'weih denn son, wie Lunge 
can schon, 
Sat iner, Di auch er agescher 
Beni 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg = 


Sperrbezirke für Ausländer! 


dregelung 


n. 
Während die Gewerkschaftsführer 
noch gegen ein solches Abkommen 
‚otestierten, weil dann zuviele aus 


desarbeitsministerium zuversichtlich: 
die Familienzusammenführung wird 
nicht explosionsartig zunehmen, son- 
dern im normalen Maße bleiben. 
Na logisch, das Risiko wäre auch 


weicher ausländische 


Die BRD spart jetzt rund 1 Milli- 


arde DM gegenüber der alten 
hung, nach di 

in der BRD lebenden und die im 
Ausland Iebenden Kinder gleich wa, 


R 
az Kindergeld für die 


sen, die „angemessen” sind (bisher 
hat’ es den Senat auch. nicht inte- 
ressiert, ob die Kollegen „angemes- 
sen” wohnen!). Oder sich Wohnun- 
gen in nicht „Sperrbezirken”“ suchen, 
was so gut wie ist, 

Und was hat der Senat davon, 
wenn er es den ausländischen Kolle- 


'n fast unmöglich macht, ihre Fami- 
'n nachzuhol 
© Er braucht Kindergeld zu 


des Kindergeldes zu zahlen, und das 
obwohl die ausländischen’ Kollege 
die gleichen Sozialabgaben und Steu- 
ern bezahlen. 


Schul, Ki 
zeithelme. In der Schule bekommen 
sie zwar eine beschissene Ausbildung, 
Kindergartenplätze gibt es fast gar 
nicht, in FZH werden kaum Erzieher 
eingestellt, die Überhaupt die Sprache 
der Kinder verstehen, aber immerhin 
© der Senat könnte das Geld „bener” 
verwenden. 
@ Wenn die Familien in den Heimat- 
Jündern bleiben, haben die Kalle. 
gen auch nicht die Perspektive 
zu bleiben; d.h. sic versuchen, in 
möglichst kurzer Zeit möglichst viel 
Geld zu verdienen, kümmern sich 
nicht um die Situation am Arbeits- 
tz, versuchen nicht, sie zu verän- 


dern, organisieren sich nicht gewerk- 
schaftlich etc. . 
Vert ’ollektiv Kreuzberg 
‚KB/Went 


Kirchenleitung will Arbeit 
der ESG verhindern 


Selt dem 1,September 1973 ist die 
Stugentenpfartstelle der Ev 
schen Studentengemeinde (ESG 
In Kassel unbesetzt. Der bisherige 
Studentenpfarrer übernahm diese Auf- 
‚pibe für die Übergangszeit kommb- 
Barisch 

Die Ausschreibung der Stelle er- 
folgte von der Kirchenleitung, a 
kerdings nach einem merkwürdigen 
Wahlverfähren (sehe auch AK 47 
Zur Hamburger ESG) 
Die Kirchenleitung beruft, die ESG 
hat Votum 

Seit September letzten Jahres 
hatten sich neun Interessenten e- 
meldet, wovon einige sich bewarben, 
die anderen dies ert gar nicht ver 
suchten, weil sie von den Praktiken 
der Krchenleitung abgeschreckt wur 
den. Ein“ Bewerber trat von sich 
aus ein anderer, der den 
Vorstellungen der Mitarbeitergruppe 


‚der ESG entsprochen hätte, wurde 
von der Kirchenleitung ohne Be 
wründung abgelehnt („aus beamten 


rechtlichen Gründen kann ich Ihnen 


über den Inhalt der Ablehnung nichts 

‚Oberlandeskirchenrat) 
Daraufhin wurde eine Vollver + 

ummlung einberufen, auf der die 


Begründung für seine Nichteit 
lung zu nennen. 300 Studenten und 
Hochschullehrer solidarisietten. sish 
mit der ESG. Doch dies ließ die 
Kirchenleitung kalt 

Zum Wintersemester '74 wurde die 
ESG emeut von der Kirchenleitung 
Überraucht 
hatte sich in K. 
„Gegen Ausbildungs- und Berufsver- 
bote” gebildet, das sich für die 
Einstellung von zwei Lehramtskan 
didaten einsetzte, die nicht zu dem 
Schuldienst zugelassen wurden (we: 
gen Verdachts auf  „Verfassungs 
feindlichkelt”). Dieses "Komitee be- 
nutzte die Räume der ESG und for 
derte öffentlich auf, die Komiteever. 
anstal 

Da 
Anlaß 


wenug 


Politische und religiöse 
Vetternwirtschaft 
DKP ‚distanziert‘ sich von 


fortschrittlichen Christen 


Am 17.10.74 trat in dem kleinen Ort 
Ellerau bei Quickborn im Kreis Pinne- 
berg der Pastor Gallmeier aus der 
Kirche aus. Er veröffentlichte die ihn 
dazu bewegenden Gründe in einer 
Sonderausgabe der „Kommunisti- 
schen Volkszeitung“ des KBW . Die 
angeführten Gründe laufen in etwa 

die gleichen hinaus, wie die der 
astorin Edda Groth aus Bramfeld 
Daß.die Kirche die Rechte der Be- 
völkerung ver- und behindere, daß 
die Kirche „Opium für das Volk“ 
sei und daß’ Gallmeier nicht länger 
auf Kosten der arbeitenden Bevölke- 
rung leben wolle. (Gegen ihn lief seit 
8. November 1973 ein Amtsenthe- 
bungsverfahren, er erhielt aber dabei 
sein volles Gehalt in der Höhe von 
DM 18.000,- pro Jahr.) 

Dieser Vorfall war natürlich ein 
sefundenes Fressen für die Lokalpres- 
se im Kreis Pinneberg die dann auch 
#108 und breit mit der Überschrift 
„Gallmeier gibt sich alı Kommunist 
Zu erkennen. Fllerauer Pastor aus der 
‚Kirche ausgetreten” darüber berichte. 
te. 

Einige Tage später (and sich im 
„Wedel-Schulauer-Tageblatt” ein Le- 
serbrief der DKP zu dem Thema, 
in dem sich der DKP -Kreisvorsit- 
zende Herbert Offermanns sich in bei- 
spielloser und übelster demagogischer 
Art von Gallmeier „distanzierte", oh- 
ne ein Wort über die Gründe von G. 
Kirchenaustritt zu verlieren (wel. Ka- 
sten). 


en). 

Die ganze Frechheit des Leser- 
briefes wird einem erst bewußt, wenn 
man die Hintergründe dieses Austri 
tes kennt: 

Der 2.500-Seelen-Ort Ellerau wird 
beherrscht von einer Fabrik, deren 
Besitzer die meisten Arbeitsplätze 
am Ort kontrolliert und gleichzeitig 
Großvermieter in Ellerau ist. Durch 
seinen leitenden Direktor, E. Blech 
schmidt, kontrolliert er das kommu- 
nale und kirchliche Geschehen. Blech- 
schmidt ist Vorsitzender des Bürger- 
vereins sowie 2. Bürgermeister und 
Mitglied des kirchlichen Kindergar- 
tenausschusses. Seine Frau ist Mil- 
qied, im. Kirebenvorstund. und Im 

/orstand des Bürgervereins Der 1. 
Bürgermeister, Schmelow (CDU), ist 
ebenfalls Mitglied im Kirchenvorstand 
Ebenso J. Hühnke (SPD-Pressespre- 
cher von Quickborn), Schwager der 
Gemeindehelferin Frau Haar, deren 
Mann ebenfalls Mitglied des Kirchen- 
vorstandes ist. Der Vorgänger Gall 
meier, Pastor Mondry, jetzt stellver- 
tretender Probst in Niendorf, ist der 
Pate von Frau Haars Tochter. Und 
um den Kreis zu schließen, sind Herr 
Haar und J. Hühnke ebenfalls Mi 

Iieder des Kindergartenausschusse 
(Sollte ein Leser jetzt noch irgen« 
weiche Unklarheiten haben, empfiehlt 
sich ein mehrmaliges Durchlesen die- 
ses Absatzes — wir stiegen bei unse- 
ren Recherchen auch nicht 
durch!) 

Pastor Gallmeier platzte nun An- 

”72 in diese bisher sth 
das Wohl des örtlichen Kay 
bemühte, ilustre Gesellschaft. Es gab 


Wedel-Schulauer-Tagebla 
Pre rue ar 


stellen konnte: auf die Seite des Ört- 
lichen Bourgeois oder auf die der Be- 
völkerung. Er stellte sich auf die Seite 
der Bevölkerung, indem er aus dem 
Kindergarten, der bisher gut als Auf- 
bewahrungsanstalt für die Kinder der 
als Teilzeitkräfte in der Fabrik be- 
schäftigten Mütter diente, in Zusam- 
menarbeit mit Eltern und Kinder 
gärtnerinnen eine pi he Ein- 
Fichtung im Sinne der Ültern zu ma- 
‚chen versuchte. Er kritisierte den Fa- 
brikbesitzer Erihoff, daß er die Ar 

beitskräfte nur dann beschäftigte, 
wann und wie er wollte. Er weigerte 
sich, säumigen Eltern den Gerichts 
wollzieher auf den Hals zu schicken. 


Arbeiterkampf Nr. $2/November 1974 


Gallmeier organisierte Tanzveranstal 
tungen für Jugendliche, ohne sie zu 
berormunden, diskutierte mit ihnen, 
zeigte dabei gesellschaftliche Miß- 
sände auf. Weiterhin versuchte e1, 
‚den Widerstand der Bevölkerung ge“ 
gen die himmelschreienden Zustände 
In der Textilfabrik zu wecken (es be- 
stand keine Gewerkschaftsarbeit, den 
Betriebsrat gab es nur auf dem Pa- 


pier, um). 
Seine Aktivitäten in der Eltern-, 
Jugend- und _Konfirmandenarbeil 


brachten ihm Sympathien bei der 

Elierauer Bevölkerung ein. tiefen aber 

im Kirchenvorstand (verständlicher 

weise) das entgegengesetzte Echo her 

vor. Dort haite Gallmeier von An- 
fang an verspielt, weil er es an dem 
erwarteten „wohlwollen“ gegenübeı 

Fabrikbesitzer und Honoratioren ver- 

missen ließ. So ging dann auch der 

Kirchenvorstand in konzertierter Ak- 

tion (vereinigt durch Verbrüderung 

und Verschwägerung) gegen Gallmel- 
= rar, Man wart Im, vereniodenes 

„A tzliches“ und _„Unkircl 

er" vor 

@ Er hätte bei einer Tanzveranstal- 
tung Jugendliche unbeaufsichtigt 
gelassen (d.h. micht ständig hinter 
Ihnen herspioniert). 

@ Er hätte eine Sekretärin ohne 
Zustimmung des Kirchenvorstan- 
des gefeuert (diese hatte G. öffent- 
lich deutlich als „Schwein“ be- 
zeichnet, worauf &r eine Zusam- 
menarbeit mit ihr ebenso deutlich 
ablehnte). 

© Er hätte einer Sterbenden seelsor- 

hes ch, Terweigert 
(nach Aussage der Gemeindehelfe- 


rin Haar). 
© Hausfriedensbruch (J. Hühnke hat 

G. untersagt, das einzige Telefon 

in Gemeindehaus und Pastorat zu 

benutzen, und rief, als Gallmeier 
sich nicht daran hielt, den Ortspo- 
lizist zu Hilfe und bezichtigte da- 

i G. des Hausfriedensbruches). 
bmiienuie 
Die Liste der Anschuldigu 
und rechten Verdrehungen setz ch 
in dieser Art fort. 

Man schaltete die Probstei ein, 
und der Bischof von Niendorf, Vor- 
gesetzter des Patenonkels der Toch- 
ter der Ellerauer Kirchenfamilie Haar, 
leitete ein Amtsenthebungsverfahren 

'n Galimeier ein. Das war am 
. November letzten Jahres. Dem Er- 
gebnis dieses Verfahrens ist nun Gall- 
meier durch seinen Kirchenaustritt 
zuvorgekommen. 

Dieser Fall steht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit einer zunehmend 
reaktionären Ausrichtung der Kirche, 
mit_einem zunehmenden Druck ge- 

linken Christen, wie er gera- 
auch auf dem letzten Kirchen! 
der Ev. Kirche Deutschlands (EKD) 
wieder deutlich zum Ausdruck kam. 
Die Angriffe gegen Edda Groth, die 
Hetze gegen die „Reformierung” des 
5218 und gegen das „Kirchenpapier” 
‚der FDP sowie der Versuch der Liqui- 
dierung der Hamburger Ev. Stu 
tengemeinde (ESG) verdeutlichen die- 
= Entwicklung. Hier muß wirklich 
ie uneingeschränkte Solidarıtät aller 
Demokraten und Kommunisten 
gen diese Tendenzen einsetzen. Sich 
5 zu verhalten, wie die Wedeler 
DKP es in ihrem Leserbrief tut, 
heißt dagegen, die Bewegung zu spal- 
ten, zeigt im Grunde genommen, 
troiz anderslautender Worte, eine 


Een und fochnuchen'Chrge. 


ESG zu verbieten, dem Komitee wer 
ter die Räume zur Verfügung zu 
stellen („Gruppen links von der Mit- 
te der SPD" hätten in der Gemeinde 
nichts zu suchen). Ein Vertreler der 
Kirchenleitung wurde daraufhin au 
gefordert, Öffentlich zu diesem Ver- 
‚bot Stellung zu nehmen, doch diese 
Herren fanden es nicht einmal nd- 
tig, überhaupt zu reagierei 
"Auf dem Fest zu Semesterbeginn, 

die ESG veranstaltete, wurden 
die Vorfälle diskutiert und beschlos- 
sen, eine Art „.Krisenstab” au bil 
den, der die Arbeit der ESG welter 
aufrscht erhält (Telefondienst , 
Raumvergabe etc.) 

Auf dem Fest wurde außerdem 
eine Resolution verabschiedet die 
sch een 
© die Schließung der USG 
© ppen den, Versuch seitens der 

irchenbehörde zu bestimmen, 

weiche Gruppen in der ESG tageı 
dürfen oder nicht, 

wandte und sich 

© für eine Öffentliche Behandlung 
der Vorfälle, 

© für die Aufhebung des Versamm;, 
hungsverbotes gegen das „Komitee 


gegen Ausbildungs- und Berufs 
verbote" 

© für eine selbstverwaltete Studen 
tengemeinde, 


© für die unverzügliche Einstellung 
einen Studentenpfarrers 
auss,rach . 


Sympathisanten des KB 
ander GHK Kamel 


Ausweisung 


aller Ausländer 


ebrochen. Die” Vert 
ch Heimtewahner wurde du 


(elite manı to. daß die Ausweisung 
mar durch ein Verwaltungsgericht n Berlin. 
(West) aufgeschaben werden könne. Ex sei 


Getanraung der On 
a RO tern Vo 
ergeoränet Beim Vermatunggenicnt 
A 
"delle" hatte wenigen, 
er 


TAKUYA YOKOI 

Pont an dan Komiten TAKUYA 

Jo Btuo Baibatverweltung der Biundenten 

Yertn 19, Daemon 

Tai. 302 000 

Konto: Berliner Disconto Hank, 1 Berlin 12 
unw 10. 107/0128/01 


“Ku 
Takıye, 


Arbeiterkampf Nr. 52/November 1974 


Schulkampf und kommunistische 


Massenarbeit 


Im ARBEITERKAMPF wurde wie- 
derholt über Schritte und Aktionen 
der Schule Arnkiel- 


Eiternrat Arnkielstraße 
— Nabel der Welt ? 


Wie im AK SI berichtet, haben 
am 4. Oktober etwa 800 Besucher 
einer Veranstaltung eine Resolution 
beschlossen, in der die baldige Durch- 
führung einer Demonstration 'gegen 
die reaktionäre Jugend- und Bildungs- 
politik des Hamburger Senats’gefor- 
dert wird. Unmittelbarer Anlaß dieser 
Versammlung war der Beschluß der 
Behörde für Jugend, Schule und Be- 
hörde für Jugend, Schule und Berufs- 
bildung, dem Ring Bündischer Ju- 
‚send (RBI) die staatliche Anerken- 
nung und Förderung zu entziehen. 

Im Sinne dieser Resolution wand- 
ten sich daraufhin RBJ, Kommuni- 
stischer Bund, Evangelische Studen- 
tengemeinde (ESG) sowie die grie- 
‚chische Jugendorganisation Rigas Fe- 
reos (die auf der Veranstaltung vom 
4.10. vertreten waren) mit einem 
„Offenen Brief” an andere fort- 
Schrittliche Kräfte, um sie für eine 
gemeinsame Demonstration zu ge- 
innen: meinen, daß diese Re 
‚solution "Grundlage für ein gemein- 
‚sames Vorgehen sein kann, das nicht 


dere gemeine poische Mein 
ver FR va iti- 
sche ‚Abgrenzungsbeichlüsse" 

trächtigt werden sollte” (aus dem 


‚Offenen Brief", abgedruckt in 
ÄKSD. ” 

Im Elternrat der Schule Arnkiel- 
straße war man da allerdings ganz 
anderer Meinung. Nicht nur, daß man 
die Demonstration nicht unterstüt- 
zen wollte, „weil da auch der KB 
mitmacht” Zusitzlich wurde noch 
behauptet, die Initiative von RBJ, 
KB und ESG zu dieser Demonstra- 


ton si „spalterisch” 
Das wurde /mit einem eigenen De: 
monstrationsvorhaben des Elternrats 
‚gegen die Schulmisere (Aufhebung 
der Studienplatzbeschränkung 
‚Lehrers en nr 
äuaeichend Lehrer fü einen unge 
kürzten Unterricht gemäß den Stun- 
‚dentafeln") begründet. 

Dieser faktische Führungsanspruch 
einiger Elternräte ist schon deshalb 
hanebüchen, weil die beiden Initiati- 
ven ja gar nicht alternativ zueinander 
stehen, und weil die auf der Ver- 
Sammlung vom 4.10. gefaßte und von 
KB, RBJ und ESG unterstützte Re- 
solution und Demonstrationsinitis- 
tive inhaltlich schr viel weitgehender 
ist als der Plan der Eiternräte zu 
‚einer Demonstration gegen die Schuk- 
mise, (die Resolution bezicht cin 

ampf gegen den Einstellungsstop 
im Öftentiche 


m Dienst, gegen die 
Verschlechterung der Berufsausbil- 
dung der Arbeiterjugend, gegen pali- 
tische Reglementierung und Repres- 
sion, für selbitverwaltete Jugend- 
zentren u. a), 

‚Faktisch fordern diese Elternräte 
von den demokratischen und kom- 
munistischen Organisationen, daß sie. 
zugunsten eines bloßen Demonstra- 
tionsvorschlages, der sich auf Schul- 
probleme bezieht, auf Aktionen ge- 
gen den allseitigen Angriff 
des Hamburger Senats in der Jugend- 
und Bildungspolitik gefälligst ve r- 
zichten sollen. Dazu ist noch 
anzumerken, daß die Resonanz der 
Altonaer Eliern auf den Demonstra- 
tionsvorschlag des Elternrats der 
Schule Arnkielstraße bisher minimal 
war! — einige Elternräte von der 
Arnkielstraße ergriffen denn auch 
gern die Gelegenheit beim Schopf 
und erklärten demagogisch, wegen 
der von RBJ, KB und ESG initiierten 
Demonstration müßten sie jetzt ihren 
eigenen Demonstrationsplan. fallen 
lassen I 

Ferner wandte sich der Elternrat 
der Schule Arnkielstraße mit einem 
„Offenen Brief” an den RBJ und den 

Fachschaftsrat Erzichungswissen- 
schaften (PI) der Universität. Darin, 


gepl 
pen, die reaktionäre Jugend- un 

jungspolitik des Hamburger Se- 
nat” unvereinbar simit 
ihrer wellsten Mitarbeit im sog 
‚nannten „Kerngebiet” (eine Arbeits- 
gemeinschaft Altonaer Eltern, vor 
allem von der Arnkielstraße, mit in- 
teressierten Schülern, Lehrern und 
Lehrerstudenten). Mit diesem An- 
sinnen erlitt der Elternrat der Schule 
Armkielstraße allerdings im „Kern- 
gebiet” vorläufig eine deutliche Ab- 
fuhr ! 


Gegen Zusammenarbeit mit 
dem KB 


Wie erwähnt, bey 
ternrat Arnkielstral 
nung der von RBJ, KB und ESG 
initiierten Demonstration auch da- 
mit, daß der Kommunistische Bund 
diese Demonstration Öffentlich unter- 
stützt. Das sei für denElternrat Arn- 
kiehtraße nicht akzeptabel, denn da- 


indete der Ei- 
seine Ablch- 


durch, rden „die Eltern abge- en =: 
schreckt", Man müsse „dem herr- ‚ange‘ £ 
a . © Ein Fachschaftsvertreter der Bio- 
ao 2 'ikommunismus Rech- „op wagen eier Voten 
störung“ angeklagt: Er wollte zu Be- 
man "wohl von Cie nen Muß nn einer Vorlesung eine studenti 
heute z. B. der Antisemitismus nicht fen yo nunaramlung ankündigen! 
rn a en sol®“ Vorreiter gegen kritiche Studenten 


gien gehört, da sonst womöglich noch 
absurdere „Abgrenzungsbeschlüsse” 

zu erwarten wären 
Zum einen ist es natürlich so, daß 
wie es sich hier offenbar 


wirksam entgehen 
kann. So ist es Tatsache, daß nach 
der ersten Demonstration Altonaer 
Eltern und Schüler (und speziell der 
Arnklelstraße) vor einigen Monaten 
die bürgerliche Presse aus allen Roh 
ren antikommunistischen Dreck 
schoß (auf der Demo seien fast gar 
keine Eltern, sondern bloß linksradi- 
kale Studenten und Kommunisten 
gewesen etc.). Damit, daß man eine 
klare Stellungnahme zur Zusammen- 
arbeit auch mit Kommunisten ver- 
meidet, kann man diesen Verlum- 
dungen nicht entgegentreten, son- 
dern leistet ihnen cher wohl Vor- 
schub, 

Zweitens ziehen die Elternräte der 
Arnkieistraße, die bisher ihre Arbeit 
als im Interesse gerade der Arbeiterel- 
tern und -kinder verstanden wissen 
wollten, mit dieser Entscheidung voll 
mit im Sinn der Absicht der Bourge- 
oisie, die Kommunisten immer weiter 
zu isolieren. 

Dem Verbot und der Illegalisierung 
der kommunistischen Organisationen. 

ht der Versuch voraus, sie von der 
ımenarbeit mit anderen demo- 
kratischen Organisationen und Grus 
pen abzuschneiden, indem auf all 
ientiellen ‚Bündnispartner” der 
;ommunisten politisch-ideologischer 
Druck ausgeübt wird. Sich dieser Ten- 
denz zu unterwerfen (und sei es auch 
nur unter Berufung auf den „herr- 
schenden Antikommunismus” "a n - 
derer ) bedeutet faktisch, zum Kii- 
ma der Isolierung der kommunisl- 
schen Organisationen beizutragen. 

Dieses Vorgehen unterscheidet sich 
von den Stellungnahmen der SDAJ, 
Jusos u.ä. zur Demonstration („wir 
können uns nicht beteiligen, weil der 
KB mitmacht”) in seiner objektiven. 
Wirkung überhaupt nicht. Als‘ beson- 
ders vorwerflich ist dabei der Versuch 
einiger Elternräte zu schen, auch 
noch RBJ und Fachschaftsrat PI ge- 
gen die gemeinsame Demonstration 
mit dem KB einzunehmen . 


wird fortgesetzt 


tting: 


Wieder Mißhandlungen von 


Patienten aufgedeckt 


m 
5 3 

ME zameerr 
fx w 


DIR DAS ESSEN 
ETWA nıcur ? 


Ende Oktober deckten fünf Zivil- 
dienstleistende im Alten- und Pflege- 
heim Altötting, nahe bei München, 
suische Mihandlunger von Patien- 
ten auf, 

Im Heim hausen 130 Patienten un- 
er unvorstellbaren Verhältnissen 

Überall laufen Wanzen und Läuse 


Uni, Kiel: 


Seite 31 


Kampf dem „Ordnungsrecht“! 


Seit den Semesterferien stehen erst- 
mals drei Studenten vor dem neu ein- 
gerichteten „Ordnungsausschuß”, Dir 
mit wird das „Ordnungsrech 


den 
wulgesetzes (LHG), zum ersten 


in der Biologie kein unbeschriebenes 
Blatt Ist, Anl 
verfahren anzuzetteln. 
© Gegen den zweiten Studenten ist 


genug, ein Ordnungs- 


‚einOrdnungsverfahren wegen „Stö- 
rung anläßlich der Fakultätssitzung 
der Philosophischen Fakultät am 


im 
‚Audi Max sollte-eine neue Prüfungs- 
ordnung für die Psychologiestuden- 
ten verabschiedet werden. Die Stu- 
denten forderten die Zulassung der 
Öffentlichkeit (ca, 50 hatten sich vor 
dem Audi Max versammelt), weil sie. 
dabei sein wollten, wenn direkt über 
ihre _Studiensituation entschieden 
wird, Das Audi Max war aber ver- 
‚schlossen. Es gelang dem jetzt ange- 
klagten Studenten, durch ein Fenster 
ins Audi Max zu kommen, wo er aber 
vom Rektoratsfahrer daran gehindert 
wurde, eine Tür für die anderen Stu- 
denten zu öffnen. — Eine halbe Stun- 
de später verließ jedoch ein Fakul- 
tätsmitglied das Audi Max, wobei die 
übrigen Studenten die Möglichkeit 


deswehr vergleichbar. 
ein Vi 


nutzen konnten, hinein zu 
© Der 


dritte” Student 
„schuldig 


Das Ordnungsverfahren ist mit: 
„Sondergerichtsbarkeiten“ wie etwa 
dem Trüppendienstgericht der Bun- 


izter 


fessor) und ein gleichrangiger 
und (an der Um ein Student) befin- 
ion ’ 


it über den „Fall“. 

(Da_ sich hier kein Student zur 
„Mitarbeit® bereit erklärte, wird ein 
Zweiter Richter diesen Platz einneh- 
men. 

Mit dem „Ordnungsrecht” soll 
künftig gegen Studentische „Störer‘“ 
noch schneller und wirksamer als bis- 


inrauben Mengen und Küchenschaben! | 299 £emerhaven 1 

Mit ‚Kot beschmierte Wäsche wurde | Posrlaperk 

in derselben Badewanne gewaschen, zum 
in der anschließend Patienten ohne 


yorherige Desinfektion gebader wur. 
ien! 

'atienten werden immer wieder 
geschlagen. Leichen seien in einer ehe- 
maligen Garage neben Mülltonnen hin- 
gelegt worden, 

Ein Arzt habe nach der Ausstel- 
lung eines Totenscheines in der Gara- 
#&&inen Toten vorgefunden, der in ein 

tuch gewickelt, am Boden ange- 
froren gewesen sei. („FR” 23.10.) 

Die Heimleitung und die Ort! 
Gesundheitsbehörde wiesen den 


Hamburg: 
richt der Zivildienstleistenden als 
„unwahr” zurück. Pesasiaine: 
Demgegenüber bestätigte inzwr | 4 Asenıs 
schen ein Arzt, der in Notfällen gele- | 2 Hamburg 13 
gentlich ins Heim gerufen wurde, die | Autschöahn 35. 
dortigen Zustände und bezeichnete | Kjef: 
das Heim als „Saustall” („ER" 0). | yD- 
Bisber ist nicht bekannt, ob ingend- | MD. Scheer 
eine Kommission sich mit älesen Vor- | 23 Ki 7 
urlen beschäftt, geschweige denn Postiagerkarte 098 831 A 
Abhilfe geschafft wird und die x 
antwortlichen in den Gesundheitsm- | Oldenburg: 
nisterien zur Verantwortung heran- | 7%. Piepgras 
Bezogen werden, 29 Oldenburg 
inziges bisherigen Brgebnis Die | Aost/ach 
(ont Zivildienstieistenden sind sofort 
an andere lnsatzorte versetzt worden! | Bremen: 
Merke; Im Kapitalismus werden? Amold Neugebohm 
nicht die Schuldigen allen Übels be- | 28. Bremen 7 
auf, sondern die, die die Mißstände | Postfach 64 
aufzeigen, Is wird der Arbeiterklasse ‚nhof 
Serben sn di Sehen |  Zeden Samstag am Mo 
Tages selber zu bestrafen, . 
Chemiekomitee 


KB/Gruppe Hamburg 


6 Frankfurt/M. 90 
Kurfürstenstr. 8 


‚gemacht, aktiv für die 
Verhinderung derChemie-Klausur ein- 
getreten zu sein. Dafür soll 


KONTAKTADRESSEN des KB Fr ul des ARBEITER- 


Arbeiterkampf-Vertriebsbüro 


her vorgegangen werden - hat es 
doch gegenüber der bisherigen (sraf- 
rechtilchen) Verfolgung fortschrittl- 
cher Studenten den „Vorteil“, anstel- 
io Tangwieriger und unnötig Staub 
aufwirbeinder Gerichtsverfahren (oft 
Haben dee Trozene Dazu zwei Jah 
ren gedauert, und ei mit 
Freruch geenden)reakfionfıe Urtel 
Ie schnell und hinter verschlossenen 
Türen zu verhängen. Weiter hat der 
ängeklagte Student keine Möglichkeit, 
einen Verteidiger zu bestellen, kannt 
schnell mit Haus- und Studienverbot 
belegt werden und kann sopar mit 
einer Doppelbestrafung (also auch 
noch einem Verfahren vor Gericht) 
rechnen. — 

Der Strafkatalog (s. $ 32 LING) 
seht bis zum Ausschluß vom Stu - 
dium an allen Hochschulen im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes bis zu 
zweiJahren, was faktisch Berufs. bzw. 
Ausbildungsverbot. bedeutet. Dabei 
kann schon die Wahrnehmung ele- 

der Un wie £B, 


tarster Rechte, 
R 


und 
anstaltungen als „Verstoß gegen die 
Aufgaben der Universität“ ausgelegt 
und mit Ordnungsstrafen belegt wer- 
den. 

Es ist offensichtlich, daß die An- 
wendung des Ordnungsrechtg nicht 
ein vereinzelter Übergriff des Kieler 
Rektorats ist, sondern ein Teil jenes 
systematischen reaktionären Feldzu- 

, der mit LHG, Ordnungsrecht, 
MiaulkorberlaS,pollüschen Prozessen! 
Polizeieinsatz (Chemie-Klausur) und 
dergleichen die Zerschlagung der de- 
mokratischen und sozialistischen Strö- 
mungen in der Studentenschaft der 
BRD zum Ziel hat. 

Diesen. Angriff des bürgerlichen 
Staates gilt es, den Kampf gegen 
jede einzelne reaktionäre Maßnahme 
entgegenzusetzen; richtigerweise sind 
die drei betroffenen Studenten wäh- 
tend der Semesterfrien nicht vor den 

rdnungsausschuß gegangen; eben- 
falls richtig ist die Orientierung eini- 
Studenten aus den betroffenen 
Fakultäten: auf Fakulthtwversamm- 
lungen, wo konkrete Schritte 
ing, Flugblätter dazu us 
diskutiert werden sollen, Wichtig st 
aber, dal it nur diese einzel 
Maßnahme des Rektorats im 
haben, sondern die 
der Kapitalisten und Ihrer Statthal- 
ter im Kultusministerium. Nur so 
wird es gelingen, den bisher immer 
nur spontanen Aktionen der Studen- 
ten eine bewußte, antifaschistische 
Stoßrichtung zu geben. . 


Ver- 


Bezirksorganisation des 
KB/Gruppe Kiel 


Kontaktadressen weiterer Ver- 


Braunschweig: 
P. Liebert 

33 Braunschweig 
Postlagerkarte 
N. 081368 A 


Warschauer Revisionisten-Treffen KBW läd Faschisten ein 


In Warschau fand vom 16. bis 18. 


Fr 


:H 
ı 
| 


| 
! 


Ye 


'n, falls die chinesische KP 


‘ht daran teilnimmt (was natür- Auf der letzten Vollversammlung an Diese Resolution wurde von der 
lich nicht zu erwarten ist) der Gesamthochschule Kassel wurde Mehrheit der Studenten mit Sprech- 
‚Schon auf dem Brüsseler Treffen vom KSB (KBW) der Antrag ge- chören: „Faschisten raus — keine 
Revisionisten stellt, „alle sich derzeit zu den her Faschisten an die Hochschule” un- 

im Januar 19 wurden unter diesen sischen Landtagswahlen stellenden _terstütat. Bevor es zur Abstimmung 
pop Walstuswenesiedunhet._ Parsyen (CDU, DEF PREISER} inar Bis Bastian Baal werde au 
ten deutlich. So kämpfen einige klei- ) NPD, SPD) zu einem anderen Podiui eine 
nere, bedeutungslose Parteien (wie = de Hochsahale , Sellungsahme eianbt, worsefäin 
der SPD-Vertreter eine „persönliche” 


sg 
5) 
i 
| 


Mi nd den Ausschluß des NPD-Ver. 
treters stimmen. Der KBW-Vertreter 
209 sich auf den Beschluß der „Voll"- 
2 versaminlung zurück, die NPD einzu- 
Seat nn Flugblatt, in (de nguter Demokrat", wa m all 
entschärfte_Version der ‚einem “ ter rat", wie en ein 
daß sich „Europa” sowohl von den Nice „Für de Bürgerlichen Poker KBWTer nunmal st) daß, wenn die 
USA als juch von der Sowjetunion kann Cu eine Zußerat unangenehme Mehrheit der Anwesenden Cine nr 
„unabhängig machen müsse, Sache werden, wenn sie den Str dere Meinung hätten, er selbstver- 
Hier zeigt sich ein zunehmender denten Rede und Antwort stehen sändlich zustimmen würde. Der 
Widerspruch zwischen Partien. die mäwten..” = CDU-Vertreter widersprach der Re- 
sich vor allem am. „Kompromiß” solution, da er in einer Demokratie 
mit der eigenen Orien- Zu der Veranstaltung selbst wa- mit jedem diskutiert... 
üeren und dafür NATO,EGum zur ren ca. 300 zum großen Teil „org 
mindest in Kauf nehmen, und ande- nisierte” Studenten Nach der Stellungnahme der Par- 
rerseits Parteien, die sich stärker an erster trat der DKP-Vertreter auf tele und Organisationen wurde über 
en Interessen des Sowjetrevisionis- und erklärte, daß er als alter Wider- die Resolution abgestimmt. Sie wur- 
mus orientieren und folglich auch standskämpfer sich weigere, mit Fa- de mit deutlicher M 
stärker gegen NATO und EG Front schisten an einem Tisch zu sitzen. aomı ‚Antrag eines 
Aland und Spies mer WE ai men Ani, darin wurde mung und Auslung efrderieh 
henland ist dieser von uns 
derspruch schon in offene Spaltun- _ vom Landtagskandidaten der ‚KPD Sa "De KW Mipheer im 
under. zur Abstimmung gestellt. Igeschlosen gegen 
We die Sowjetrevisionisten haben es Resolution wurde dargestellt, welche solution. ni . 
also zunehmend schwerer, ihre Aufgaben dem Faschismus zugedacht 
‚Senifehen” Diimander zu halten, And 
nd die Berliner Konferenz imnäch- ten 
Sympathisanten des KB 
& an der GHK Kassel 


f 
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PI Hamburg 


Große Koalition von-MSB/SHB, 
KBW und KSV stürzt linken 


Fachschaftsrat 


Wie in AK 44 (Seite 31) berichtet, 
Teninaı AR: 


& 
Fl 


„in 
Wochen” angedroht. Daraus wurde 
zwar nichts, aber bei den Neuwahlen 
Anfang. November konnte sich der 
der MSB/SHB doch wieder durch- 
setzen, mit rund 


men (im Mai: 444 
in Ina Suchmall kr verdankt 


5 

H 
En 
# 


neugsaründeten Studentengruppe des 
Bund Demokratischer Juge: 
trug die SSG freundlichst die „Ein- 
heit der Studenten” an, die durch- 
aus „möglich” sei, falls'sich die an- 
daten, pellest müf, den Boden der 
SSG-Wahlprogramms .n wir 
as sie leider nicht 
taten... 

Höchst bezeichnend ist die Kritik 

am VW 


‚n sei. 


Reaktiondre”. 
r wandte sich die 
B/SHD Im 
v Vu 

BDJ, die man „ersatzlos streichen 
müßte, um mit der 8$G ins Geschäft 
zu kommen. Denn Kritik am MSD/ 


'SHB sei — wörtlich!! — „der größr- 
Einheit der ten 

1 dienlich”. 

Die Revisionisten nahmen die ih- 
‚nen von der SSG zugeworfenen Bäll- 
chen denn auch dankbar und mit 
freundlicher Ironie auf. G e- 
täuscht sah sich die SSG aller- 
dings bei Ihrem Versuch, sich mit 

tuden- 

MSB, den es je gab” 

ren. Ganze 50 (!) Stim- 
bekam die SSG bei 

sie im Mai (bei 
Teilnehmerzahl 
iimmen (im 


Bst 


2 
in 


bucht werden. 
Von „links” tat der KSV, mit 


Banzen 
hatte der KSV im FSR in erster 
Linie die Rolle des Bremsers gespielt, 
der mit allerlei „linken” Schnacks ei 
ne kontinuierliche Arbeit des FSR 
lahmlegte. Als es jetzt, kurz vor der 
Neuwahl des FSR, um die von zahl- 
reichen Organisatiönen und Gruppen 
geplante Demonstration gegen die te- 
aktionäre Jugend- und Bildungspolitik 
‚des Hamburger Senats aome 
sich im letzten Moment die KPD" 
(und damit natürlich auch der KSV) 
quer (Artikel dazu en andere Ste 

AK), was konkret zur Folge hat- 
ie. daß der FSR nicht zur Demon- 
stration aufrufen konnte. 

Im U führte der KSV. in 
Binder Ver Realität 


maßen offen 'zerstrittenen Wahl 
Bündnis rund 400 Studenten ihre 
Stimme gaben (im Mai; 280 Stimmen 
im ersten Wahlgang für SSB/KSV; 


ART I ger „jugend, mit Unter 


der KEY der Im letzer Zeit 


mun umso unsinniger nach „| 
drftet und eine weitere Büramm 


wenn man den politischen. Sell 
mord will 
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